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Vorbemerkung

Zum richtigen Vergleichen

Faschismus – das weiß jeder, das hat man gelernt – ist das Gegenteil von Demokratie: Unrechtsherrschaft statt Herrschaft des Rechts, Willkür von oben statt Kontrolle von unten; speziell der deutsche Nationalsozialismus ein System des Verbrechens, das alle zivilisatorischen Errungenschaften neuzeitlicher Politik außer Kraft gesetzt hat. Und trotzdem: Ein halbes Jahrhundert nach Hitlers Ende, mitten im erfolgreich restaurierten System der Bürgerfreiheit, sind Warnungen vor einer jederzeit drohenden Wiederkehr des Faschismus an der Tagesordnung; eine dauernde Gefahr soll er sein, die nur durch eine unermüdliche Anstrengung aller Demokraten, insbesondere die wachgehaltene Erinnerung an das böse Ende, in Schach gehalten werden kann. – Wie das, wenn Demokratie und Faschismus doch so unvereinbar sind wie gut und böse?

Steigen dann in der famosen demokratischen Nation die Arbeitslosenziffern über die 2-, 3-, 4-Millionen-Marke – infolge ökonomischer Sachzwänge, wie die zuständigen Politiker versichern, die nur sie richtig zu handhaben verstehen –, dann wächst in gleichem Maß die Sorge vor faschistischen Tendenzen und einem neuen Hitler. – Freiheitliche Wirtschaftsvernunft wäre demnach also für die von ihren Betrieben „freigesetzten“ Massen doch kein recht einleuchtendes Angebot, Diktatur und Unterdrückung hingegen, wenn das denn schon der Inbegriff des Faschismus sein soll, eine attraktive Alternative?

Gediegene demokratische Parteien bekennen sich in solch „schwerer Lage“ zu dem Auftrag, die Wählermassen bei sich zu „integrieren“, die andernfalls, wenn nämlich die Demokraten den Rechtsradikalismus den Rechtsradikalen überlassen, nur zu leicht faschistischen „Rattenfängern“ nachlaufen. – Was bleibt da noch an sachlicher Differenz zwischen einem demokratisch geadelten Patriotismus und einem verwerflichen faschistischen Nationalismus?

Kein Zweifel: Demokraten halten vom Faschismus nichts; sonst wären sie ja keine mehr. Einigermaßen fragwürdig nehmen sich allerdings die Gesichtspunkte aus, unter denen sie die faschistische Herrschaft so entschieden ablehnen. Der Verweis auf die Greueltaten der Nazis erscheint schlagend, verfügt gewissermaßen ein Ende jeder politischen Würdigung und Schluß der Debatte, noch bevor sie losgegangen ist; trauen mag ihm aber keiner so recht. Ihr eigenes Gemeinwesen stellt sich den demokratischen Antifaschisten als prekäre Veranstaltung voll schleichender Übergänge zum anderen System dar. Und das nicht einmal nur, weil es überall böse Menschen gibt: Sie kennen jede Menge nationaler „Probleme“, insbesondere solche „sozialpolitischer“ Art, um deren „Lösung“ Faschisten jederzeit die Konkurrenz mit ihnen aufnehmen könnten und durchaus nicht von vornherein die schlechteren Karten hätten – deren „Politikentwurf“ kann soviel anders als der demokratische also gar nicht sein. Die abgrundtiefe Differenz schwindet vollends dahin, wenn verantwortungsbewußte Demokraten kritisch und selbstkritisch an die durchschnittliche politische Gemütslage der breiten Volksmassen denken: Kaum einer mag die Hand dafür ins Feuer legen, daß er und seinesgleichen oder zumindest „die andern“ „unterm Hakenkreuz“ nicht auch mitgemacht hätten. Gemeinsam mit ihrem Kanzler danken die demokratischen Nachkommen der Hitler-Generation für die „Gnade der späten Geburt“. Das ist schon ein weitgehendes Eingeständnis; und das wird mit der Ermahnung, deswegen um so besser aufzupassen und „den Anfängen zu wehren“, solange es noch ohne Risiko geht, nicht widerrufen, sondern vollendet: Wäre nicht allgemein bekannt, wie das Stück ausgegangen ist, zu welchem Ende Aufstieg und Herrschaft der Nazis die „Anfänge“ waren, dann fänden sich die aus Schaden klug gewordenen Demokraten in ihrer strikten Absage an den Faschismus entwaffnet. „Nach Auschwitz“ ist ihnen alles klar – vorher offenbar gar nichts. Deswegen wohl müssen sie immerzu die „Erinnerung“ an KZs, Massenmord und Kriegskatastrophe wachhalten: Ohne das wären sie sich ihrer Abneigung gegen die faschistische Alternative selber gar nicht mehr sicher. Umgekehrt erspart der Blick auf Hitlers Leichenberge ihnen eine politische Faschismuskritik, mit der sie sich zugegebenermaßen schwer täten.

Um beide Momente, die zu einem durchgeführten Vergleich gehören, ist es bei der polemischen Abgrenzung der Demokratie gegen den Faschismus also schlecht bestellt: Ihre Identität wird gar nicht namhaft gemacht, geschweige denn auf den Begriff gebracht, stattdessen sorgenvoll unterstellt und dementiert zugleich; die Differenz wird genausowenig ermittelt, vielmehr durch einen moralischen Unvereinbarkeitsbeschluß ersetzt, der sich zu der Behauptung versteigt, beide Arten, Staat zu machen, wären im Grunde unvergleichbar; ungeachtet dessen besteht die Befürchtung fort, die gute Herrschaft möchte nur zu leicht in die andere, böse Variante umschlagen...

*

 Die Sache wird nicht besser, wenn radikalere Antifaschisten ihre kritischeren Vergleiche anstellen. Es hat sich ja einmal eine ganze linke Bewegung, aus dem Geist der Distanz zum offiziellen bundesdeutschen Antifaschismus heraus und in Widerspruch zum guten nationalen Gewissen, um eine Theorie des Faschismus bemüht. Man hat die „verkürzten Fragestellungen“ der bürgerlichen Befassung mit dem Thema gerügt und kritischere „Ansätze“ durchprobiert1) – und ist doch immer bloß auch zu dem Befund gelangt, daß der Faschismus die Negation des demokratisch Guten war, das in der wirklichen Demokratie als halbe Wirklichkeit und schönes Versprechen drinsteckt; weil bloß halb verwirklicht, sei die reale Demokratie jedoch schon arg weit zum Faschismus unterwegs... Daß als die schlechte Hälfte der demokratischen Realität der Kapitalismus ermittelt wurde, hat an dieser moralischen Betrachtungsart nichts korrigiert; der Glaube an die eigentlich gute demokratische Mission der Staatsgewalt hat sich vielmehr in die methodische Debatte verstrickt, ob dann die Nazi-Herrschaft als pure Unterwerfung des Staats unter das Kapital aufzufassen sei oder ob nicht doch Tendenzen zu einer Ökonomie-widrigen Verselbständigung der SS-Diktatur eingeräumt werden müßten. Argumente, die uns die Kritik des Faschismus abgenommen oder leichter gemacht hätten oder auf die wir wenigstens als Quelle unserer Überlegungen verweisen könnten, sind dabei nicht herausgekommen.

Das ist auch nicht erstaunlich. Es beweist eben keine bessere Einsicht, weder in die faschistische noch in die demokratische Herrschaft, die real existierende Demokratie mit antifaschistischer Radikalität aufs Korn zu nehmen und in ihr noch weit mehr nicht abgewehrte „Anfänge“ des Nationalsozialismus dingfest zu machen, als die mehr einverstandenen Freunde und Anhänger der demokratischen Regierungsart zu befürchten behaupten. Die polemische Gleichsetzung des Alltags im demokratischen Staat mit den Brutalitäten des Faschismus, abgeschwächt und zugleich unanfechtbar gemacht durch die Öffnungsklausel, es handle sich eben um lauter „Anfänge“, zielt genausowenig wie das übliche Mahnen und Warnen auf einen ehrlichen Vergleich. Sie ermittelt weder die nationale Sache, um die es Faschisten und Demokraten tatsächlich gleichermaßen zu tun ist; noch geht sie auf die spezielle Problemdefinition und Methodik der Problemlösung ein, in der Faschisten und Demokraten tatsächlich voneinander abweichen und miteinander konkurrieren. Wer dem demokratischen Gemeinwesen keinen schlimmeren Vorwurf zu machen weiß als den, es sei eine einzige schiefe Ebene abwärts zum Faschismus, der operiert eben mit einer moralischen Disjunktion, unterstellt nämlich wie alle Demokraten die „Unvergleichbarkeit“ der beiden Alternativen in sittlicher Hinsicht und zieht nur die Grenzlinie anders. Nämlich zwischen jener wahren & eigentlichen Demokratie, die noch jedem enttäuschten mündigen Bürger als Ideal im Kopf herumgeistert und durch keine demokratische Realität zu blamieren ist, und der Gesamtheit schnöder Realitäten, die sich vor diesem Ideal allemal blamieren – nach dem oppositionellen Geschmack der radikalen Antifaschisten ungefähr fast genauso gründlich wie die Schandtaten der Nazis.

*

 Schon rein theoretisch ist das alles sehr unbefriedigend. Für eine Untersuchung, die ohne moralische Verurteilungen – um deren Ehrlichkeit es ohnehin nie sonderlich gut bestellt ist – Identität und Differenz ermittelt, für einen sachlichen Vergleich also zwischen Demokratie und Faschismus spricht außerdem ein praktisches Interesse: Wenn ein politisches System ausgerechnet um der großartigen Leistung willen Anspruch auf Anerkennung erhebt, daß es seinen Untergebenen im Fall treuer Ergebenheit den faschistischen Tyrannen erspart – also mit ihm droht, dann ist Vorsicht geboten; dann möchte man schon wissen, woran man ist mit einem Staat, der aus seiner Verwandtschaft und Nähe zum grell ausgemalten faschistischen Terror kein Geheimnis und ausgerechnet deswegen aus seiner Differenz dazu sein unschlagbares Gütesiegel macht.

Die theoretisch billige und ideologisch nur allzu produktive Übung, beim Stichwort „Faschismus“ eine gute Meinung über die Demokratie – im Zweifelsfall: die „eigentliche“ – neben eine schlechte Meinung über die Nazis – deren „Untaten“ nämlich – zu halten und sich an dem unausbleiblichen Kontrast zu erfreuen, sollte man also besser meiden. Ein richtiger Vergleich erfordert stattdessen die wissenschaftliche Befassung mit beiden Seiten. Die fällt schon deswegen etwas unterschiedlich aus, weil nicht mehr der Faschismus, sondern die Demokratie die Grundsätze politischer Herrschaft liefert, nach denen derzeit in der maßgeblichen Oberliga der Staatenwelt und nicht nur dort verfahren wird – übrigens ohne daß da auf eine scharfe Abgrenzung gegen die Verfahrensweisen, mit denen die Faschisten einst ihre demokratischen Konkurrenten übertrumpfen wollten, politische Energien verschwendet würden. Form und Inhalt demokratischer Herrschaft bieten daher Grund und Stoff genug für kontinuierliche Kritik, um die sich unsere Vierteljahreszeitschrift GEGENSTANDPUNKT bemüht – wobei sie ganz gut ohne „Erinnerungen“ an Deutschlands nationalsozialistische Vergangenheit auskommt.

Deren Erklärung ist dennoch nicht bloß von historischem Interesse; vor allem eben deswegen, weil dieses „Kapitel“ im ideologischen Haushalt der Nation, bei ihren demokratischen Apologeten wie bei ihren demokratieidealistischen Anklägern, eine so prominente Rolle spielt – diese wird im 3. und 4. Teil des vorliegenden Buches eigens gewürdigt.2) Aus dem Begriff des Faschismus – 1. Teil – und dem politischen Alphabet seines deutschen Chefs – 2. Teil – geht immerhin hervor, auf welcher sachlichen Identität die Geistesverwandtschaft beruht, aus der heraus Demokraten sich vor dem Faschismus als vor einer immerwährenden Versuchung warnen. Es wird geklärt, wie weitgehend sich Notstandsdefinition und -ideologien der Demokratie mit der politischen Problemsicht des Faschismus decken und sogar noch mit dessen polemischer Absage an die demokratische Einrichtung der Staatsmacht konform gehen. Und es wird ermittelt, wo dann die Geister sich scheiden, und mit welchen Konsequenzen beim Einsatz politischer Gewalt  zur Behebung nationaler „Mißstände“ Faschisten ihren demokratischen Kontrahenten den Schneid abkaufen wollen und im Nachhinein geradezu wahnsinnig vorkommen3) – übrigens nicht ohne ihnen zugleich zu imponieren: Schließlich waren es gerade in Deutschland Demokraten, die – gestützt auf den Willen ganz vieler enttäuschter Nationalisten im Volk – den Nationalsozialismus als „die bessere Lösung“ anerkannt und an die Macht gebracht haben.



1) Das Meiste haben dazu die Zeitschrift „Das Argument“ sowie die ‚Marburger Schule‘ beigetragen.


2) Dort stehen dann auch die sachlichen Gründe dafür, daß wir in der ersten Hälfte des Buches so leichten Herzens auf die Gepflogenheit der „Auseinandersetzung mit den vorliegenden Forschungsergebnissen“ verzichten konnten, die üblicherweise wissenschaftliche Reputierlichkeit verbürgt, indem sie die eigene Theorie als Quintessenz dessen erscheinen läßt, was die eine Hälfte der Forschergemeinde – die bessere – eigentlich gemeint und die andere – unqualifizierte – zu Unrecht bestritten hätte.


3) Damit müßte sich dann nebenbei auch ein Bedenken erledigen, das Faschismusforscher und Vergangenheitsbewältiger schon anderen Untersuchungen entgegengehalten haben: Bei einer Analyse, die sich so wie die unsere auf Hitler als Quelle stützt, würde das historische „Phänomen“ des Faschismus mit Hitlers inkompetentem Gequatsche verwechselt bzw. darauf „verkürzt“. Es macht gerade die – für ein patriotisch aufgeregtes Volk höchst eindrucksvolle – Konsequenz der Faschisten aus, daß Wort und Tat bei denen allen Ernstes zusammengefallen sind. Wäre es anders, und uns wären kennzeichnende Abweichungen zwischen Programm und gemachter Politik aufgefallen, so hätten wir kein Problem damit gehabt, das zum Leitfaden unserer Erklärung zu machen.

	 Wer übrigens diese Feststellung zur Tugend der Konsequenz im Faschismus für ein Kompliment an die Nazis hält und unsere sachliche Behandlungsart des Themas überhaupt für eine Verharmlosung – der hat im folgenden die Chance, sich durch unbefangene Lektüre eines Besseren belehren zu lassen.
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Teil 1


Der Begriff des Faschismus

A. Vertraute Töne in der faschistischen Kritik am Mißerfolg der Nation – oder: 

Volkstümliche Argumente für einen ganz ordentlichen Staat

„Pflichterfüllung; das heißt, nicht sich selbst genügen, sondern der Allgemeinheit dienen.

Die grundsätzliche Gesinnung, aus der ein solches Handeln erwächst, nennen wir – zum Unterschied vom Egoismus, vom Eigennutz – Idealismus.“

Die Belehrung stammt nicht aus einem der – immer zahlreicheren – Krisenjahre der bundesdeutschen Demokratie, in denen die Inhaber der „geistigen Führung“ und Anwälte einer „moralischen Erneuerung der Nation“ es regelmäßig für nötig halten, Botschaften dieser Art unters Volk zu bringen. Die Aufklärung über den Gegensatz zwischen der „Allgemeinheit“, deren Fortschritte sich mit dem selbstsüchtigen Materialismus von „einzelnen“ prinzipiell so schlecht vertragen, steht in dem Buch „Mein Kampf“ von Adolf Hitler auf Seite 327. Der Gröfaz war damals derselben Auffassung zugetan wie seine demokratisch ermächtigten Nachfolger heute, die gegen das Wohlstandsdenken, gegen den Verfall der nationalen Sitten, gegen die ewige Miesmacherei und für Solidarität mit dem Gemeinwesen in schweren Zeiten plädieren: Nation und Wirtschaft, Familie und Erziehung, Geist und Wehrwillen befanden sich seiner Meinung nach in einer Krise – und zur Abwendung des drohenden Verfalls des Gemeinwesens sowie zur Wiederherstellung der gebotenen nationalen Stärke empfahl er eine „Wende“, einen nationalen Aufbruch: sich für die Übernahme der Macht, und dem Volk 

„Aufopferungsfähigkeit und Aufopferungswillen des einzelnen für die Gesamtheit.“ (MK S. 167)

Die Gemeinsamkeiten zwischen der faschistischen Kritik an der Lage der Nation und den im demokratischen Streit um die „Herrschaft auf Zeit“ dargebotenen Diagnosen bestehen in ebenso grundsätzlichen wie anerkannten Weisheiten des „politischen Lebens“. Diese Gemeinsamkeiten dürfte niemand übersehen, der sich für die tatsächlichen Unterschiede zwischen Demokratie und Faschismus interessiert und Vergleiche nicht nur deshalb anstellt, um die von ihm favorisierte Form bürgerlicher Herrschaft mit Vorzügen auszustatten.

Beiden Lagern ist die staatsmännische Leistung geläufig, ein Thema zu variieren: den Erfolg der Zwangsgemeinschaft namens Staat, die Folgen seines Ausbleibens für das verehrte Volk und die Voraussetzungen für sein Eintreten – welche in der Bereitschaft der Untertanen liegen, sich mehrheitlich in ihren materiellen Interessen zu beschränken und „Werten“ zu leben. Von der Vorsehung zur Führung einer Nation berufene Charaktere sind sich mit ihren Konkurrenten um die Macht in der Deutung tatsächlicher oder vermeintlicher Mißstände auffällig einig, sobald sie die Ziele der Nation gefährdet sehen. Unbekümmert um die Schranken, die in Krisen dem Reichtum der Nation aus der konsequenten Anwendung des Maßstabs der „Marktwirtschaft“ erwachsen – die Rede ist vom privaten Gewinn, dem rentablen Einsatz von Kapital –, und ungeachtet aller bekannten Hemmnisse, die andere Regierungen den eigenen Vorhaben in den Weg legen, wissen bürgerliche Staatsmänner immer über eines Bescheid: Zur Beseitigung aller Hindernisse hat das Volk gewisse Korrekturen an sich vorzunehmen. Ob ein SPD-Kanzler zu seiner Zeit in der Bild-Zeitung die tiefsinnige Erkenntnis drucken läßt, die von ihm regierten Deutschen hätten „über ihre Verhältnisse gelebt“ („Das deutsche Volk ist verwöhnt!“ – hieß die Schlagzeile), ob ein christlicher Regierungschef dem „Anspruchsdenken“ programmatisch ein Ende bereiten will, ob derselbe Mann, inzwischen zum ersten gesamtdeutschen Kanzler gereift, vom Volk solidarische Opfer „für die Einheit“ verlangt – oder ob der Führer einer Bewegung bei seinen Landsleuten die „ideellen Tugenden“ vermißt, welche „hinter den Wert des Geldes“ getreten seien: Stets präsentieren die Aspiranten auf die Staatsmacht wie ihre Inhaber dieselbe Rechnung. Sie erinnern die Regierten schlicht daran, daß ihr Staat mit seiner Gewalt die Lebens- und Überlebensbedingung darstellt, von der sie abhängig sind. Daraus leiten sie den Imperativ ab, die Bürger hätten die Pflicht, sich um das Gedeihen des Gemeinwesens zu sorgen und den Dienst abzustatten, den die Sachwalter der „Allgemeinheit“ fordern. Berechnendes Beharren auf materiellen Vorteilen ist „verantwortungslos“ – dieses Motto liegt der gesamten politischen Willensbildung zugrunde, die Faschisten wie gelernte Demokraten dem Volk verabreichen. Sooft sie die Bürger für ihre Partei gewinnen wollen, schreiten sie auch zu deren Kritik.

Kritik am Volk im Namen des Staates

Diejenigen, die sich in Krisen- und nationalen Umbruchzeiten ermächtigen lassen wollen, verstehen sich auf einen eigenartigen Umgang mit der Unzufriedenheit auf seiten der Untertanen. Die Anlässe dazu kennen sie nur allzu gut, und nichts liegt ihnen ferner als eine Beschönigung der Lebensbedingungen, unter denen die „sozial Schwachen“ leiden. Sie bringen im Gegenteil alle Sorgen und Nöte zur Sprache und treten sämtliche Formen der Armut breit, bis schließlich das Volk auf ebenso viele Rubriken aufgeteilt ist, wie problembewußte Politiker entdecken. In allen Abteilungen mit ihren besonderen Mißerfolgen und Pflichten soll das Volk den Staatsmann zu seinem Anwalt machen. Deshalb erfreut es sich der kundigen Anteilnahme seiner Politiker, die um die Macht kämpfen, für die das Volk ohnehin nicht vorgesehen ist. Wenn es in Gestalt von beschränkter und inflationsgeschädigter „Kaufkraft“, als „Jugend ohne Perspektive“, als „Steuerzahler“, „Sparer“, „Mieter“, als Mitglied der immer dringlicher „reformbedürftigen Solidargemeinschaft“ Zwangsversicherter, schließlich noch als „Problem Nr. 1: Arbeitslosigkeit“ Revue passiert, dann folgt freilich nie die Ermahnung, die Betroffenen sollten sich doch nicht soviel gefallen lassen und ab sofort auf die Durchsetzung ihrer Interessen achten. Demokratische wie faschistische Retter der Nation warten umgekehrt mit der Belehrung auf, daß die schlechten Erfahrungen so vieler Zeugnis ablegen vom Verfall der Nation: Sie seien Zeichen für den allgemeinen Notstand, der vor allem Staat und Wirtschaft betreffe; die Heilung dieser leidenden Instanzen, d.h. ihre Stärkung sei vonnöten; dabei dürfe ihnen niemand zur Last fallen. Mit dem billigen Verweis auf „rote Zahlen“ in Konzernbilanzen und wachsende „Löcher“ im Staatshaushalt, und das bei ständig wachsenden „Aufgaben“ daheim und in der Welt, werden die „eigentlichen“ Probleme definiert. Die Instanzen, denen die Gedeckelten die unangenehmen Bedingungen ihres Zurechtkommens verdanken, „unsere Ordnung“ und „unsere Industrie“, sind Belastungen und Bedrohungen ausgesetzt, „der Standort“ ist mit „internationalen Herausforderungen“ konfrontiert! In solcher Lage beweist das Volk durch die Solidarität im Opfer, daß es begriffen hat, wie sehr es auf die ihm aufgemachte „Allgemeinheit“ angewiesen ist.

Die Kritik am Volk wird im Rahmen solcher Aufklärung über den Segen des Idealismus für die staatliche Zwangsgemeinschaft in Form einer Klärung der Schuldfrage abgewickelt. Wenn erfolgreiches Regieren, wenn Sanierung der Nation und Krisenbewältigung die gründliche Selbstbeschränkung der „einzelnen“ erheischen – so die Logik dieser Klärung –, dann wäre die Misere zu vermeiden gewesen, dann könnte Deutschland für seine Aufgaben ganz anders gerüstet sein, hätten die Mitglieder der Nation sich nur schon in der Vergangenheit auf dieses nun unausweichliche Mittel zur Stärkung der Allgemeinheit besonnen! Statt dessen haben die Bürger den Staat glatt wie einen Selbstbedienungsladen behandelt, der er nicht ist, und insofern all das heraufbeschworen, was ihnen in den „schweren Zeiten“ nun zu schaffen macht. Zum „Anspruchsdenken“ haben sie sich anstiften lassen und die Illusion gehegt, es ginge ohne Verzicht.

Die Botschaft vom schädlichen Materialismus im Volk verstehen ihre Verkünder nie als Auskunft über den Charakter ihrer Staatskunst, die darauf besteht, ihre „Aufgabe“ auf Kosten der Regierten zu bewältigen; die also z.B. mit größter Selbstverständlichkeit neue Opfer einfordert, um die Folgen der Erweiterung ihrer Zuständigkeit zu bewältigen. Sie erlassen damit einen Appell an einen „gesunden Bürgersinn“, dem die Frage danach, wer sich was herausnehmen darf, ebenso längst zur Gewohnheit geworden ist wie die Antwort, daß die diesbezüglichen Reglementierungen eine Sache der Staatsführung zu sein haben und in Ordnung gehen – zumindest wenn sie andere betreffen und gerecht vollzogen werden.

Das Versprechen, der Lehre vom Verzicht die nötigen Taten folgen zu lassen, sobald man die Macht dazu hat, wird in den seltensten Fällen als Unverschämtheit zurückgewiesen. Freilich nicht wegen der Überzeugungskraft der Argumente, die man begreift – eher deswegen, weil man das praktische Verhältnis zur politischen Herrschaft akzeptiert. Das Bild vom Selbstbedienungsladen, den man sich ohne Kasse am Ausgang vorstellen muß, damit man das schlechte Benehmen der Untertanen so richtig würdigen kann (oder soll man sich hinter die Ohren schreiben, daß man vom Staat auch bei Gehorsam und entrichteten Zahlungen nichts kriegt?), ist ja ebensowenig überzeugend wie das vom Kuchen, der noch nicht einmal gebacken ist, wenn sich das Anspruchsdenken schon wieder viel zu große Stücke abgeschnitten hat. Die politische Propaganda, die auf die „Last der Verantwortung“ Anspruch erhebt, beruft sich genaugenommen nur auf ein schlagendes „Argument“: auf die faktische Zuständigkeit des Staates, um die niemand herumkommt. Aus der Tatsache, über die es nichts zu diskutieren gibt – daß der Staat festlegt und durchsetzt, was erlaubt und verboten ist, daß er dem Umgang mit Geld, Lohn, Profit und Arbeit seinen „Rahmen“ verpaßt, daß er auch sonst von der Wiege bis zur Bahre ganz viel Ordnung ins Leben seiner Untertanen bringt, die er so zu seinem Volk macht –, wird eine „Konsequenz“ eingeklagt. Nämlich die, daß die Regierten die Staatsgewalt als ihre „Geschäftsgrundlage“ anerkennen; daß sie auch und gerade in schlechten Zeiten ihr die praktische Definition des „Notwendigen“ überlassen; daß sie sich also als die Basis ihrer Obrigkeit: als Volk aufführen. Die Bürger dürfen und sollen daran glauben, in den Alternativen der Politik ihr Mittel zu besitzen – müssen aber deswegen auch wissen und einsehen, was sie ihrem Staat schuldig sind. Dessen Macher sagen es ihnen, was sie alles leisten müssen und sich alles nicht leisten können...

Kritik an der Politik im Namen des Volkes

Die Zurechtweisung der Massen, die sich zuviel herausgenommen haben sollen, so daß die verantwortungsbewußten politischen Kräfte ihren Kampf um wirtschaftliche, politische und soziale „Vernunft“ führen müssen, beruht auf einem unerschütterlichen Vertrauen in die intakte Staatsbürgermoral. Der Appell an die Tugend des Maßhaltens und Dienens, der als Ausweis für die Führungsqualitäten seiner Urheber daherkommt, zeugt von einiger Gewißheit darüber, daß die umworbenen Bürger aus ihrer Unterwerfung unter die Politik zu der Gewohnheit gefunden haben, auf deren Gelingen Wert zu legen. In ihren rhetorischen Beschwörungen eines nationalen Notstands rechnen Politiker mit einem Publikum, das seine Unzufriedenheit von sich aus in Kritik an „Unordnung“ und „Ungerechtigkeit“ übersetzt; das seine Umgebung daraufhin zu besichtigen pflegt, ob sich anständig betragen wird, ob auch jeder verdient, was er sich leistet, oder ob sich da einer „auf Kosten der Allgemeinheit“ ein schönes Leben leistet. Auf diesen Bürgersinn, der in allen Fällen, wo er fündig wird, den Ruf nach des Staates ordnender Hand ertönen läßt, zielt die politische Kritik am Zustand der Gesellschaft. Ihn wollen Demokraten wie Faschisten gewinnen, wenn sie mit dem „Saustall“ aufräumen, das „Chaos“ beenden, „mangelnde Leistungsbereitschaft“ bekämpfen und „Deutschland wieder sicher“ machen wollen.

Vom Standpunkt der staatlichen Ordnung und des gerechten Durchgreifens aus erlauben und verbreiten die Retter des krisengeschüttelten Gemeinwesens also auch Kritik an der Politik – der der anderen. Den Herrschaften, denen sie das Recht auf die Macht streitig machen, legen sie dabei manches Ehrenrührige zur Last – durchaus ohne die Befürchtung, das Volksgemurmel von den „Lumpen“, die „das schmutzige Geschäft der Politik“ so engagiert betreiben, könne einmal zu Schwierigkeiten beim Regieren führen: Angesprochen und als ideeller Richter angerufen ist das Volk, also der Wille, anständig regiert zu werden; und die Warnung vor „Staatsverdrossenheit“ wird gleich mitgeliefert. Korruption, Filz, Zerrüttung der Finanzen, halbherziger Umgang mit Verbrechern, Staatsfeinden und Ausländern, Anstiftung zur Nachlässigkeit in Familie und Erziehung sowie Zersetzung der Wehrkraft: Die allergrundsätzlichsten Vergehen an den heiligsten Aufgaben des Führens werden aufgelistet, um den Bürgern einen Beweis zu liefern: den, daß ihre Mißerfolge – von den mißratenen Kindern, die zu Gewalt und Drogen greifen, über die sinkenden Löhne und steigenden Preise bis zum Verlust des Arbeitsplatzes – auf das Versagen des amtierenden Personals zurückgehen. Mit dieser Anklage wird das Volk nachdrücklich darauf hingewiesen, daß es sich von den verkehrten Leuten führen läßt und ihnen unverdientes Vertrauen schenkt. Zu Recht faßt das niemand als Volksverhetzung auf: Diesen Tatbestand erfüllt nur staatsfeindliches Gedankengut und eine entsprechende politische Programmatik – und davon kann nie die Rede sein, wenn die neuen Staatsanwälte des Volkswillens sich gerade zur Verfügung stellen.

Sooft in Krisen- und anderen Aufbruchszeiten, wenn den gewöhnlichen Leuten noch mehr an Not, Gewalt und Moral verordnet wird als in Tagen wachsenden nationalen Reichtums, bei den Betroffenen Unzufriedenheit aufkommt, wird ihr mit solchen erregten Bezichtigungen und Vorwürfen der rechte Weg gewiesen: Sie wird politisiert, in das Bedürfnis nach einer gescheiten Staatsführung verwandelt. Diese Politisierung kennzeichnet keineswegs in besonderer Weise die Agitation der Nazis vor der Machtübernahme. Daß nicht der Staat und die Prinzipien, die er für Lohn und Leistung, Preis und Profit ins Werk setzt, kritikabel sind, sondern der Mißbrauch hoheitlicher Befugnisse durch schlechte Amtsträger und ein dadurch verursachtes Defizit an staatlicher Machtausübung, das gehört zu den Grundüberzeugungen im demokratischen Machtkampf. Umgekehrt gehört die Selbstdarstellung der Politiker als „vertrauenswürdig“ und „führungskräftig“, „bereit, unpopuläre Entscheidungen zu treffen“, willens und in der Lage, „bedrohlichen sozialen und gesellschaftlichen Fehlentwicklungen Einhalt zu gebieten“, usw. zu den guten wie erfolgreichen Sitten beim Stimmenfang. Wenn sich eine neue Politikergarnitur zur Krisenbewältigung anbietet, dann gibt es kein Wetteifern mit der „verbrauchten“ Regierung über Versprechen, die das materielle Wohl der „sozial Schwachen“ im Auge haben: Mit dem Versagen der Vorgänger und der übernommenen „Erblast“ werden Programme legitimiert, die deren Werke fortsetzen. Cool-sachlich prognostizieren die neuen wie die alten Macher Arbeitslose millionenweise, verteilen die Schuld und scheuen sich nicht, den Leuten zu raten, sie sollten sich die Einstellung der Nachkriegsjahre wieder zulegen. Mit Hochachtung vor Tugenden wie „Entschlossenheit“ und „Handlungsfähigkeit“ wird in freiheitlichen Staatswesen als Schwäche oder als Populismus: als Anbiederung bei den Massen oder als Unterwerfung unter deren Unverstand verurteilt, wenn sich ein höherer Amtsträger den Schein leistet, sich irgendwie an Interessen der Leute zu orientieren; das bringt ihm den Vorwurf ein, die Wähler zu „unerfüllbaren Ansprüchen“ anzustiften. Bei alledem werden in der bürgerlichen Öffentlichkeit kaum je Stimmen laut, die es bedenklich finden, wenn in Fragen der Stabilität und unbehelligten Souveränität der Regierenden dieselben Maßstäbe gelten, wie sie Diktatoren heilig sind; stattdessen werden eben diese Maßstäbe methodisch differenziert und öffentlich breitgetreten. In Grenzen hält sich auch die Sorge, es könnte ein schlechtes Licht auf die demokratischen Kräfte werfen, wenn sie „antidemokratischen Bewegungen“ auf der Rechten das Bedürfnis nach einer stärkeren Betonung nationaler Rechte und Ansprüche ablauschen und sich beeilen, die Erfüllung dieser berechtigten Anliegen auf ihre eigenen Fahnen schreiben: So machen sich Demokraten um die „Integration von Randgruppen“ verdient und bewahren Volk und Staat vor dem Gift des Extremismus...

Kritik an der Politik – vom Standpunkt der Betroffenen, als Geltendmachen der auf der Strecke gebliebenen Interessen, ist sie nicht vorgesehen in den „Spielregeln“ der Demokratie; so etwas gilt bestenfalls als Beweis für fehlende Sachkenntnis. Als Gütesiegel und „Lebenselixier“ demokratischer Herrschaft gepflegt wird Kritik dagegen in jeder Variante, die den Maßstab staatlichen Erfolgs bei der Beurteilung einer Regierungsmannschaft anlegt. Der ist dann erfüllt, wenn trotz ein paar Millionen Erwerbsloser der „soziale Friede“ erhalten wird, die geschädigten Bürger also die Kritik erster Art unterlassen; wenn tatkräftig gegen „Ausländerflut“ und „organisiertes Verbrechen“ vorgegangen wird; wenn die amtierenden Kanzler und Minister auf Wirtschaftsgipfeln über die weltweite Sortierung zwischen arm und reich mitentscheiden; erst recht, wenn sie furchtlos für „Marktwirtschaft und Demokratie“ in fremden Ländern und Kontinenten eintreten und von anderen Souveränen verlangen, sie sollten ihre Waffen verschrotten.

An dieser Sorte Kritik dürfen sich freilich alle beteiligen – die von den eigenen, „bornierten“ alltäglichen Sorgen emanzipierte Begutachtung der Politik daraufhin, ob sie ihren Zielen gerecht wird, kennzeichnet geradezu den „mündigen Bürger“. Dieses Produkt demokratischer Meinungsbildung beherrscht die Trennung zwischen „Leistungen“ und „Notwendigkeiten“ des Staates auf der einen Seite und „Versäumnissen“ der Regierung auf der anderen. Dabei ist ihm kein Geheimnis, daß beide Abteilungen zu seinen Lasten gehen – doch Einwände gegen die „Mißgriffe“ einer Regierung rechtfertigen nie eine Ablehnung des Staates: In dessen Namen sind die Vorwürfe ja zustandegekommen; dessen Recht auf Erfolg wird eingeklagt! Und auch der als ungeeignet verworfenen Regierung wird keineswegs gekündigt. Schließlich entstammen das Recht und die Kompetenz, über die Inhaber der Staatsmacht zu richten, der praktisch bewiesenen Bereitschaft, sich regieren zu lassen: Als ideeller Gesamtbetroffener mangelhafter Regierungskunst, vom Standpunkt und im Namen des Volkes, klagt der kritische Bürgersinn seine Herrschaft an und neue, bessere Herren ein – schaut also und richtet sich darauf ein, was die für ihn tun und was auf ihn zukommt.

Wo die politische Urteils- und Willensbildung so funktioniert, da wird es nicht als Zynismus verbucht, wenn bekennenden Demokraten im Rückblick auf das Dritte Reich die Kritik einfällt, diese Führung und vor allem dieser Führer hätten die Opfer deutscher Männer und Frauen nicht verdient...



Die faschistische Konsequenz 

aus den bürgerlichen Notstandsideologien:	

Eine Volksbewegung für die Rettung der Staatsmacht

Verfechter eines starken Staates, der den Gehorsam und die Leistungen seiner Untertanen zu Recht in Anspruch nehmen darf, sind in kapitalistischen Gesellschaften wahrlich keine Seltenheit. Aus gutem Grund: Der keineswegs geistige Nährboden für Macher und Mitmacher, Führer und Verführte ist vorhanden.

– Wo eine öffentliche Gewalt den Maßstab des Geldes verbindlich für „das Wirtschaftsleben“ in Kraft setzt; wo sie den Gegensatz von Kapital und Lohnarbeit einrichtet und deshalb immerzu den „sozialen Frieden“ überwacht; wo der Staat mit seinen Entscheidungen den Erfolg der „Wirtschaft“ befördert, von dem alles abhängt; wo seine Gesetze auch das konjunkturgemäße und staatsdienliche Ausmaß der Armut bei den Lohnabhängigen herbeiführen: da bleiben Klagen über Ungerechtigkeiten ohnehin nie aus. Daß die Politik den jeweils anderen gegenüber zu nachgiebig sei, sich nicht ganz souverän und rücksichtslos an der Verteilung der fälligen Lasten und nationalen Dienste zu schaffen mache, gehört zu den Standardvorwürfen aller gesellschaftlichen Lager. Im Musterkoffer gutbürgerlicher Einwände gegen den Umgang mit „arm und reich“ findet sich da sowohl die Behauptung, der Staat mache sich vom „großen Geld“ abhängig, sei also dem Kapital – ausgerechnet ihm, dessen Geschäftsgrundlage er herstellt! – gegenüber schwach, als auch die Ideologie, die Politik orientiere sich opportunistisch, unter Preisgabe ihres Auftrags, an der armen und zu anspruchsvollen Wählermehrheit – und nicht zuletzt die Beschwerde, die Führung spendiere nationalvergessen Ausländern lauter soziale Leistungen und Freiheiten zum Nulltarif, während sie das eigene Volk knapp halte und schröpfe.

– Wo sich die Verpflichtung auf die „Marktwirtschaft“ für die Mehrheit in der Notwendigkeit äußert, an einem wohlkalkulierten Arbeitsplatz ihre Existenz zu sichern, wo diese Pflicht aber als Recht und Freiheit organisiert ist, da drängt sich vielen die Erfahrung auf, daß sie damit eben keine Garantie für ihr Ein- und Fortkommen haben – „trotz“ dieses Rechts. Kein Wunder, daß da das Recht als Mittel verlangt wird, das in seiner vollkommenen Gestalt, als Gerechtigkeit, mit aller Macht verwirklicht werden müßte. Wo ein Staat zur Rechtfertigung seiner Zumutungen dann auch noch dauernd seine „Ohnmacht“ ins Feld führt – gegenüber den Konjunkturen und dem rücksichtslosen Ausland, aber auch gegenüber zu zaghaften Unternehmern und den Zinsen –, da verfällt manch einer darauf, seiner Nation und deren Führern ganz viel Kraft und Herrlichkeit zu wünschen, damit sie sich ohne Hemmungen ans Werk machen.

– Wo schließlich der Staat für seinen anerkannten „Dienst“, auf das gelungene Zusammenwirken von Lohnarbeit und Kapital zu achten, zusätzlich zu den damit fälligen Leistungen noch manchen „Preis“ für sich verlangt, da will mancher Bürger wenigstens wissen, ob denn diesem Recht seiner Volksvertretung auch von allen entsprochen wird. Denn daß sich seine Treue zum Gesetz auch lohnen soll, bleibt sein Wunsch, solange er seine Regierung wider alle Erfahrung als Instanz betrachtet, die er zur Sicherung seiner „Lebenschancen“ braucht und ermächtigt.

Faschisten teilen diese geläufigen Einwände, fassen sie als berechtigte Opposition auf, die immer nicht zum Zuge kommt, entnehmen jeder Unzufriedenheit den Wunsch, besser regiert zu werden, und leiten daraus den einen Imperativ ab: Die „unfähige“ und „schwache“ Staatsmacht muß beseitigt werden, weil sie es dem Volke verwehrt, seinen Dienst an der Gemeinschaft ordentlich zu verrichten.

Wo immer Interessen beschränkt werden und die Betroffenen klagen, protestieren oder Ansprüche anmelden, entdeckt ein Faschist ein und dasselbe: Unzufriedenheit mit der Regierung, die ihr Amt schlecht versieht. Er begrüßt in jedem staatsbürgerlichen Protest das eine Moment und hält es fest: das positive Verlangen nach einer Zwangsgemeinschaft, in der den Geschädigten ihr Recht widerfährt. Darauf besteht er – gegen das geschädigte Interesse selbst, und erst recht, unversöhnlich, gegen die staatsfeindliche Gesinnung, die am Werk sein muß, wenn der Protest nicht vollständig im Ruf nach Recht schaffender Gewalt aufgeht. Faschisten sind immer gleich, wenn Konflikte und Störungen auftreten, mit dem Ideal des Klassenstaats bei der Hand: der hoheitlichen Gewalt, die alle Wirtschaft und Nation gefährdenden Schäden vermeidet oder unterbindet. Die Zuständigkeit  der Staatsgewalt für die Festlegung des Erlaubten und Verbotenen in allen Lebensbereichen konfrontieren sie mit dem Alltag der Konkurrenz – und angesichts von Not und Arbeitslosen, Korruption und Spekulation, Verbrechen und „verwahrloster“ Jugend gelangen sie zu dem Befund, daß von der Macht ein rechter Gebrauch nicht gemacht worden sei: Zerfall und Zwietracht läßt die Regierung zu, kapituliert vor Sonderinteressen, toleriert womöglich deren Zuspitzung bis zum Klassenkampf, statt dem Volk Genüge zu tun und seine innere Einheit zu sichern – und damit einem jeden den Platz, auf den er ein Recht hat. Dieselbe selbstverschuldete „Ohnmacht“ attestiert der Faschist der Nation aufgrund ihrer „Abhängigkeit“ vom Weltmarkt und vom schädlichen Wohlwollen anderer Mächte. Er entdeckt darin die Preisgabe der Souveränität, des höchsten Rechts des Volkes, und geißelt solchen Verzicht, der den Untertanen unwürdige Zumutungen auferlegt: Ohne die Kraft des Volkes, die es in der Stärke seines Vaterlands besitzt, zu mehren, sondern für eine Politik des „Ausverkaufs“ und „Verrats“ wird „der Bauernstand geschwächt“, die „Tatkraft des Arbeiters“ gelähmt und die Tugend des Volkes insgesamt erstickt.

Die Nutznießer des Verfalls, den die bürgerliche Politik in ihren Augen verschuldet, entdecken Faschisten zuallererst in den Politikern selbst, die sich nicht der Sache ihres hohen Amtes verschrieben haben und an der Spitze des Staates selbstlos für die Nation „kämpfen“, sondern nach ihrem persönlichen Vorteil den günstigsten Weg des Regierens gehen, keine Verantwortung übernehmen und opportunistisch auf Mehrheiten schielen. Dann aber auch in gewissen Kapitalisten, denen sie zur Last legen, aus Gewinnsucht die Produktion nützlichen Reichtums zu vernachlässigen, nicht einmal das Volk – die Basis der Nation – zu ernähren und statt dessen Spekulationen abzuwickeln, die ihnen Profit bringen, der Freiheit und Macht der Nation aber abträglich sind, also bloß eine private Gier befriedigen. Das Kapital, dekretieren sie, hat nicht „Herr der Nation“, sondern „Diener“ zu sein – ein Programmpunkt, der vor allem den bürgerlichen Antifaschisten in ihren „Systemvergleich“ paßt, von wegen nationalsozialistisch, als wäre der Dienst am Staat für Unternehmer der Untergang... 

Das faschistische Programm vereint sämtliche „Rezepte“, die hochanständige Nationalisten in Krisenzeiten erfinden, wenn sie sich in ihrer Unzufriedenheit vorstellen, sie hätten die Macht. Da ist die gesamte Staatsmoral versammelt, die gerade in Demokratien und ihren Massenblättern blüht, wo die nationale Gesinnung in der Konkurrenz der Meinungen über die beste Politik gepflegt wird und die Schuldfrage das ganze Jahr über Konjunktur hat; wo es immer nur Betroffenheit in der 1. Person Plural gibt; wo „unsere“ Exporte, „deutsche“ Arbeitsplätze und „deutsche“ Unternehmen bedroht sind; wo „unsere“ DM sich erfolgreich gegen Spekulanten und andere Währungen zu behaupten hat; wo „unsere“ liberalen Gesetze, Steuergelder und Sozialkassen von Asylanten mißbraucht werden; wo es um den „deutschen“ Film und um den „deutschen“ Fußball geht... Nichts als diesen Standpunkt des radikalen Untertanen vertreten Faschisten – allerdings praktisch und nicht nur als schlechte Meinung über die abzustellenden Unarten ihrer Mitbürger und der Obrigkeit. Dabei können sie sich durchaus der Zustimmung ihrer „passiven“ Landsleute erfreuen, soweit diese „national denken“: Sie machen ja „nur“ ernst mit gängigen Ideologien vom Auftrag des Staates, den sie entsprechend zu verändern trachten.

Die faschistische Bewegung organisiert den Ungehorsam gegen eine „zerrüttete“ Staatsmacht – die sich von der übrigen Staatenwelt „zuviel“ gefallen läßt, mit gemeinschaftsschädigenden, unnationalen „Elementen“ im Innern nicht fertig wird und aus der ihr unterworfenen Gesellschaft deshalb nichts zu machen versteht. Die neue Führung, die an ihre Stelle zu treten hat, soll mit allen Schwächen und Halbheiten – also den bislang geltenden und so schlecht aufgegangenen Berechnungen der Regierung – aufräumen und die nationale Gemeinschaft auf den Erfolg der Nation verpflichten, Nicht-Gemeinschaftswillige und -fähige unschädlich machen. Der Umgang dieser Führung mit sämtlichen Abteilungen des Volkes – von dem die Bewegung, gewissermaßen stellvertretend für den „handlungsunfähigen“ Staat, schon einen Vorgeschmack gibt – realisiert einen bürgerlichen Wahn. Alles, was Faschisten in der bürgerlichen Gesellschaft vorfinden – Kapital und Lohnarbeit, Geld und Kredit, Öffentlichkeit und Kultur, Ausbildung und Erziehung, Familie und Sport –, wollen sie perfektionieren, jede Sphäre des bürgerlichen Lebens von den ihr eigentümlichen Gegensätzen und Störungen befreien, damit sie ganz aufgeht im Dienst an der Nation – der das Volk einenden Gewalt.
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B. Die radikale Bereinigung des gestörten Verhältnisses zwischen dem Klassenstaat und seinem Volk

Die rückblickend mit viel zur Schau gestellter Fassungslosigkeit aufgeworfene Frage, wie es denn „dazu“ kommen konnte, würde sich durch die Betrachtung des faschistischen Programms und seiner Durchführung ohne Schwierigkeiten beantworten lassen – wäre die Frage überhaupt ernst gemeint. Aber Demokraten, denen nichts selbstverständlicher ist als die Sorge um die „Stabilität“ von Regierungen in aller Welt, wobei die anfallenden Leichen zu den „leider“ notwendigen faux frais gehören, mögen partout nicht wahrhaben, daß hier eine aparte politische Bewegung die Konsequenz aus dem vertrauten Gerede gezogen hat, der Staat leide unter mangelnder Festigkeit. Systemtreue Beobachter, die bei jedem ihnen mißliebigen Wahlergebnis die Gefahr der „Unregierbarkeit“ des Landes diagnostizieren, gestehen nie und nimmer ein, daß der Faschismus mit diesem ihrem „Problem“ Schluß gemacht hat, weil er im demokratischen Konkurrenzkampf um die Macht eine dauernde Schwächung effektiver Staatsführung hat bemerken wollen. Fanatiker des „sozialen Friedens“, die gleichgültig gegen jedes Opfer den staatsbedrohenden „sozialen Sprengstoff“ beschwören, können einfach nicht entdecken, daß ein Faschist mit ihren Idealen politischer Effizienz antritt und die Staatsgewalt einsetzt, um – vermeintlichen wie wirklichen – Krisen und dem konstatierten nationalen Notstand ein Ende zu bereiten. Bevor die demokratische Öffentlichkeit den eigenen Idealismus erfolgreicher Politik im Nationalsozialismus wiedererkennt, verlegt sie sich lieber auf die empörte Feststellung, daß die Warnungen kritischer Journalisten vor staatlichen Fehlleistungen im Dritten Reich nicht gefragt waren.

Nicht minder begriffsstutzig arrangiert die Faschismusforschung ihre Fragen und Antworten. Ihr Problem ist, inwiefern es „dazu“ kommen mußte, wobei sie nicht müde wird zu betonen, daß die antidemokratische Einstellung und Praxis des Faschismus eine einzige Verpflichtung auf den Maßstab demokratischer Politik darstellt. Befaßt sie sich dann mit der Suche nach Gründen für die Durchsetzung der Nazis, so fällt ihren Vertretern unter dem Generalargument „Weimar“ eine Bedingung nach der anderen ein, die zumindest ihnen jenen unheilvollen Übergang namens „Machtergreifung“ plausibel macht:

– „Zerrissen“ zwischen rechts und links, erwies sich die Weimarer Demokratie als „zu schwach“, lautet der Befund – und niemandem will einfallen, daß hier das Argument Hitlers in den Rang einer historischen Notwendigkeit erhoben wird.

– „Weltwirtschaftskrise“ und „Arbeitslosigkeit“ führten unausweichlich in „die Katastrophe“ – berichten kundige Historiker und bezeugen damit ihr Verständnis dafür, daß Nationalisten oben wie unten aus schlechtem Geschäftsgang und einem Volk in Not den „Schluß“ ziehen, der Staat hätte durch seine und der Gesellschaft „Säuberung“ den Notstand zu exekutieren.

Was zu den verabscheuungswürdigen Untaten des „Unrechtsregimes“, schließlich zum Untergang des deutschen Reiches und zur mehr als vierzig Jahre lang ungelösten „deutschen Frage“ für die politischen Erben geführt hat, war vom Standpunkt dieser Forschung aus jedenfalls nicht der erklärte politische Wille und der nationale Moralismus von Politikern. Zur Ehrenrettung dieses Berufsstandes werden die Nazi-Größen kurzerhand aus der Zunft ausgeschlossen und in die Rubrik der Geistesgestörten, Abteilung Größenwahnsinnige, eingeordnet – als ob die Größe, um die es ihnen ging, nicht die ihres Vaterlandes gewesen wäre –; die Werke einer Staatsführung sollen ihren Grund in einer defekten Psyche haben – als ob ohne die politische Macht ein paar Irre einen solchen Grad von „Gemeingefährlichkeit“ je erreichen könnten. Ebenso die Zustimmung der Untertanen, der Mitmacher: Auf diesem Gebiet bemüht sich die geschichtswissenschaftliche Ursachenkunde um jede nur denkbare Entschuldigung der Unterworfenen für alles, was sie sich haben gefallen lassen. Verführung hat das Mitmachen bewirkt, und dagegen unternehmen konnte „man“ ohnehin wenig. Bisweilen entwirft man ein Bild vom „guten Deutschen“, der erst in der nationalsozialistischen Propaganda verständlicherweise seine patriotischen Sorgen um Deutschlands Zukunft wiederfand, später schweren Herzens Abstand von Widerstandsaktionen nahm, die ihm laufend vorschwebten, dafür aber im tagtäglichen Mitmachen ständig heimlich opponierte. So verschwindet endgültig der Verdacht aus der Diskussion, daß sich an der Untertanengesinnung vor, in und nach den Tagen der „Schreckensherrschaft“ vielleicht gar nicht so viele Unterschiede finden. Damit sowohl die Nation als auch das Volk von der Kritik ausgenommen bleibt, die im Namen der Demokratie für angebracht gehalten wird, scheuen Wissenschaftler keine noch so absurde Konstruktion.

Und die politische Prominenz unterstützt den gelehrten Sozialkundeunterricht nach Kräften. So wies vor Jahren Karl Carstens anläßlich seiner anstehenden Wahl zum Bundespräsidenten diejenigen, die ihn für das Amt wegen seiner NSDAP-Mitgliedschaft nicht für geeignet hielten, mit dem schlichten Argument zurück, ohne Parteimitgliedschaft hätte er kaum Jura studieren können – und niemand bezichtigte ihn des Opportunismus gegenüber einer offiziell verdammten Politik und des Mit-Machertums. Die „guten Gründe“, es sich mit der jeweiligen Regierung nicht zu verderben, versteht auch der Mensch und Kanzler Helmut Kohl nur zu gut: der Mensch, der mit seinem Hinweis auf die „Gnade der späten Geburt“ seine Zufriedenheit zu Protokoll gibt, gar nicht erst in die Verlegenheit zum Mitmachen gekommen zu sein; der Kanzler, der in erfreulicher Offenheit für die „Einsicht“ wirbt, daß sich zumindest in einer Hinsicht für den „kleinen Mann“ unter einer faschistischen Regierung nichts ändert – er streckt sich eben nach der Decke und paßt sich an die Erfordernisse an, die ihm seine Herrschaften präsentieren:

„Der Opa sollte dem Enkel erklären, warum er damals in die Partei eingetreten ist. Weil er vielleicht in Koblenz Amtmann werden wollte. Heute treten ja auch viele in eine Partei ein, um etwas zu werden.“

So gesehen wird die Antwort auf die Frage, wer denn dann den Faschismus hätte verhindern und bekämpfen sollen, sehr eindeutig: die anderen Parteien natürlich! Sie hätten die Dienste des Volkes „in schweren Zeiten“ in Anspruch zu nehmen gehabt; sie hätten die fälligen „Führungsqualitäten“ an den Tag legen und Hitlers Machtergreifung durch eine überzeugende nationale Politik unterbinden müssen! Den Faschismus bekämpft man nämlich, indem man ihn durch die Leistungen demokratischer Politik überflüssig macht. 

So gesehen braucht sich aber auch niemand mehr scheinheilig nach den Bedingungen jenes „unseligen Kapitels deutscher Geschichte“ zu erkundigen. Sie sind nämlich nur allzugut bekannt:	

Ein Staat hat einen Weltkrieg verloren, die Siegermächte diktieren ihm einiges an Unkosten und an Einschränkungen seiner Souveränität, und die Politik vollzieht die ihr eigentümliche „Selbstkritik“ – die neuen demokratischen Parteien konkurrieren um die Wiederaufrichtung und Rehabilitierung der Nation. Die politischen und ökonomischen Interessen des Auslands richten sich gegen die Anstrengungen, ein nationales Wirtschaftswachstum zu erzielen und die ökonomischen Erträge des Kapitals frei für die Steigerung des politischen Einflusses in der Welt zu nützen. Eine Krise sorgt für rote Zahlen in den Geschäftsbilanzen, für die dazugehörige wachsende Zahl von Erwerbslosen und für allgemeine Sparsamkeit bei der Bezahlung von Leuten, die auf Lohn angewiesen sind. Die demokratischen Regierungen bemühen sich nach Kräften, das Volk für die fällige Korrektur geradestehen zu lassen, die sie einerseits an den Resultaten des Waffenganges – Stichwort „Versailles“ –, andererseits an denen der Konkurrenz im Geschäftsleben vornehmen wollen. Dabei lassen sie die Betonung der Zuständigkeit der jeweiligen Führung für die Mißerfolge der Nation schon aus Gründen der Konkurrenz um Mandate und Macht nicht zu kurz kommen und pflegen den Nationalismus, der nun in Wahlen zu seinem organisierten Recht kommt, nicht zu knapp. Sie betören also ihr Wählervolk mit der demokratischen Litanei, allein die richtige Führung des Staats könnte seinen Enttäuschungen – den materiellen Einschränkungen wie den ideellen Entbehrungen der deutschen Nachkriegsschmach – gerecht werden. Und diese Praxis der Politiker der Weimarer Republik hat Erfolg gehabt. Allerdings bestand dieser Erfolg nicht in der Erfüllung des demokratischen Traums von der sozialfriedlichen Regelung sämtlicher Gegensätze und der gedeihlichen Benutzung der Opfer unter Leitung einer in allen nationalen Grundsatzfragen einigen politischen Führungsriege, die einem modernen Klassenstaat Macht und Größe unter seinesgleichen verschafft. Er bestand im Erstarken und Sieg einer Bewegung und Partei, die den demokratischen Staat am Idealismus der Nation gemessen hat, die deutschen Reichtum wie deutsche Größe vermißte und dafür den Zuständigen auch die Schuld zuwies. Die Faschisten haben die Lüge demokratischer Politik, der Dienst des Volkes sei der Garant des nationalen Erfolgs und damit auch des zumindest ideellen Lohns der Untertanen, nicht bloß wie alle demokratischen Konkurrenten um die Macht für ihren Wahlerfolg bemüht, sondern gegen alle Demokraten in Amt und Würden gekehrt. Sie haben die Resultate des Außenhandels, des Arbeitsmarktes, der Geld- und Kreditgeschäfte gewogen und erstens für zu leicht befunden; zweitens aber deren staatlichen Verwaltern vorgerechnet, daß sie durch verantwortungslose Schwäche gegenüber äußeren wie inneren Gegnern der Nation für diesen desolaten Zustand des Landes verantwortlich seien, also die Schande heraufbeschworen hätten. Hitler und die NSDAP warben und kämpften für den rechten Gebrauch der Macht, durch den sie die Nation von sämtlichen Schranken zu befreien versprachen – und dieser Idealismus der Staatsgewalt verfing nicht nur bei großen Teilen des Volkes, sondern schließlich auch noch bei professionellen Vertretern deutscher Größe, die Hitler für Idioten und Gegner hielt.

Statt demokratischen Verfalls: Führen und Kämpfen

Die Verachtung der Faschisten für die Demokratie will von der Leistung des demokratischen Procedere herzlich wenig wissen. Sie nehmen nicht wahr, daß mit dem öffentlich organisierten Streit um die bestmögliche Vertretung der nationalen Interessen und schließlich durch die Wahlen die Souveränität einer Regierung als ausdrücklicher Willensakt der von ihren Taten Betroffenen zustandekommt. Sie sehen darüber hinweg, daß in solch geregelter Ermächtigung die Mehrheit die Verwaltung ihrer Interessen, die in der ökonomischen Konkurrenz manchen Dämpfer erfahren, abtritt und ihre Vertretung in der Pflicht zu spüren bekommt, sich ausschließlich der – nicht übermäßig tauglichen – Mittel für ihr Fortkommen zu bedienen, die ihnen die Staatsführung per Recht und „sozialer Ordnung“ aufherrscht. Diese Emanzipation der politischen Herrschaft von den Ansprüchen der Zukurzgekommenen durchschauen Faschisten nicht, obgleich sie das Resultat kennen und gleich in zweifacher Weise zum Anklagepunkt erheben. Einmal in dem Vorwurf, das Massenelend sei eine Folge vernachlässigter Regierungspflichten gegen das Volk, zum anderen im Hinweis auf Hader und Zwietracht, die sich darüber zwangsläufig einstellen würden in der Nation.

Zwar glaubt auch ein Faschist nicht daran, daß bürgerliche Politiker – zumindest „eigentlich“ – ins Parlament und ins Kabinett einziehen, um ihre schutzbefohlenen Massen zu beglücken, und an diesem Auftrag versagen und sich blamieren könnten. Er hält es aber überhaupt für einen Fehler, wenn sie, statt auf der Gleich-Gültigkeit aller Interessen vor der Hoheit staatlicher Lenkung zu bestehen, allen widerstreitenden Bedürfnissen Recht geben – als könnte die „allgemeine Wohlfahrt“, um die es nationaler Politik geht, jemals auf soviele einzelne mit ihren gegensätzlichen Ansprüchen passen, also denen zugute kommen. Ins Recht gesetzt und bekräftigt sieht er damit bloß die Gegensätze zwischen den vielen privaten Sondermeinungen und -interessen; und daß das Volk davon etwas haben könnte, ist für Faschisten von vornherein ausgeschlossen – die innere Zerrissenheit ist ja sein ganzes Elend. Unverantwortlich daher und unredlich dazu, wie die bürgerliche Konkurrenz sich in schierem Opportunismus an sämtliche Ansprüche anbiedert und sie in der „Sorge um den nächsten Wahlausgang“ in ihre Wahlprogramme eingehen läßt:

„So treten die Kommissionen zusammen und ‚revidieren‘ das alte Programm und verfassen ein neues (die Herrschaften wechseln dabei ihre Überzeugungen wie der Soldat im Felde das Hemd, nämlich immer dann, wenn das alte verlaust ist!), in dem jedem das Seine gegeben wird. Der Bauer erhält den Schutz seiner Landwirtschaft, der Industrielle den Schutz seiner Ware, der Konsument den Schutz seines Einkaufs, den Lehrern werden die Gehälter erhöht, den Beamten die Pensionen aufgebessert, Witwen und Waisen soll in reichlichstem Umfang der Staat versorgen, der Verkehr wird gefördert, die Tarife sollen erniedrigt und gar die Steuern, wenn auch nicht ganz, aber doch so ziemlich abgeschafft werden. Manchmal passiert es, daß man doch einen Stand vergessen oder von einer im Volk umlaufenden Forderung nichts gehört hat. Dann wird in letzter Eile noch hineingeflickt, was Platz hat, so lange, bis man mit gutem Gewissen hoffen darf, das Heer der normalen Spießer samt ihren Weibern wieder beruhigt zu haben und hochbefriedigt zu sehen.“ (MK S. 410 f.)

So hat Hitler „Populismus“ kritisiert: Der Privatperson in ihrer staatsfernen Partikularität, dem nur auf sich bezogenen „Bourgeois“ würde da schön getan, wo es doch um Staatsaffären geht, der Bürger als „Citoyen“ gefragt ist und die Klassengesellschaft als Volk und sonst nichts. Die empörten Feststellungen bezüglich der Technik demokratischer Stimmenwerbung münden nicht in die branchenübliche demokratische Fortsetzung, die unter dem Titel „Wählerbetrug“ steht – die Wähler kommen als „Spießer samt ihren Weibern“ nicht gerade als Berufungsinstanz dieser Demokratie-Kritik ins Spiel. Angeprangert wird der Weg des demokratischen Machterwerbs deswegen, weil sich die Inhaber der höchsten Staatsämter von der Entscheidung der Mehrheit, zunächst der Wähler und dann der Mandatsträger abhängig machen; das tut der Freiheit einer nationalen Führung Abbruch, die bei der Regelung der nationalen Anliegen immerzu auf die Zustimmung von Leuten angewiesen ist, die alles andere im Sinn haben:

„Ist dies das Kriterium des Staatsmannes, daß er die Kunst der Überredung in ebenso hohem Maße besitzt wie die der staatsmännischen Klugheit im Fassen großer Richtlinien oder Entscheidungen?	

Ist die Unfähigkeit eines Führers dadurch bewiesen, daß es ihm nicht gelingt, die Mehrheit eines durch mehr oder minder saubere Zufälle zusammengebeulten Haufens für eine bestimmte Idee zu gewinnen? ...

Was aber soll der Staatsmann tun, dem es nicht gelingt, die Gunst dieses Haufens für seine Pläne zu erschmeicheln?

Soll er sie erkaufen?

Oder soll er angesichts der Dummheit seiner Mitbürger auf die Durchführung der als Lebensnotwendigkeiten erkannten Aufgaben verzichten, sich zurückziehen, oder soll er dennoch bleiben?“ (MK S. 86 f.)

Die gekonnt aufgeworfenen Fragen sind lauter Antworten: Nein, die souveräne Gestaltung des Staates verträgt sich nicht mit der Infragestellung der „Lebensnotwendigkeiten“ durch das „parlamentarische Mehrheitsprinzip“; dieses demoliert den „Führergedanken“ – der seine andere Seite sehr offen darlegt. Getreu dem Schiller-Zitat: „Mehrheit ist Unsinn, Verstand ist stets bei wen‘gen nur gewesen“, offenbart der spätere Gröfaz nämlich eine Grund„einsicht“ aller Faschisten:

„Indem das parlamentarische Prinzip der Majoritätsbestimmung die Autorität der Person ablehnt und an deren Stelle die Zahl des jeweiligen Haufens setzt, sündigt es wider den aristokratischen Grundgedanken der Natur, wobei allerdings deren Anschauung vom Adel in keinerlei Weise etwa in der heutigen Dekadenz unserer oberen Zehntausend verkörpert zu sein braucht.“ (MK S. 87)

Die Natur mit ihrem „Grundgedanken“ vollbringt hier einiges, wofür sie auch unter überzeugten Anhängern der Demokratie herhalten muß – aber auch noch einen darüber hinausgehenden Beweis des „Widersinns“ der Demokratie. Erstens erzeugt sie wichtige Unterschiede zwischen den Menschen, allerdings keine natürlichen. Sie scheidet nämlich zweitens „Mitbürger“, die sich durch „Dummheit“ auszeichnen und der Einsicht in die „Lebensnotwendigkeiten“ entbehren, von anderen, bei denen es genau andersherum steht. Und diese Elite von „schöpferischen Köpfen“, „die daher in Wirklichkeit als die Wohltäter des Menschengeschlechtes anzusprechen sind“ (MK S. 497), ist berufen, die Geschicke des Staates in ihre Hand zu nehmen, und dabei gut beraten, wenn sie der Dummheit der übrigen die gebührende Rücksichtslosigkeit zuteil werden läßt. Den Interessengegensatz zwischen Staatsmännern und Untertanen sieht ein Faschist also ausgerechnet in der Wahl am Werk, und er führt ihn auf das Vorhandensein bzw. Fehlen von historischem Durchblick zurück – um denen, die wissen, worum es von Staats wegen zu gehen hat, gleich den Auftrag zuzuschreiben, daß sie den anderen die fälligen „Lebensnotwendigkeiten“ beibringen. Die negativen Auswirkungen nationaler Politik auf die Mehrheit der ihr Unterworfenen müssen dabei zum aktuellen Beweis dafür herhalten, daß man sich aufgrund falscher Berechnungen von den verkehrten Leuten regieren läßt. Aus den „für alle“ ziemlich unerquicklichen Ergebnissen demokratischer Ermächtigung soll den vielen zur – naturbedingten – Verblendung Verurteilten die „Einsicht“ erwachsen, daß sie sich per Wahl immer nur die falschen Führer an die Spitze ihrer Nation setzen. Sie provozieren gewissermaßen die Charakterlosigkeit ihrer Politiker, indem sie ihnen die Macht überantworten unter der Bedingung, daß diese sich, „Parlamentswanzen“, die sie sind, am inkompetenten Urteil der Wähler orientieren. Also – so der Faschist – brauchen sie sich auch nicht zu wundern, wenn sie anstelle von Führern regelrechte Schmarotzer in die „Verantwortung“ bestellen, die denen „da oben“ verhaßt ist. Die verschanzen sich hinter ihrer Ohnmacht gegenüber „schwankenden Mehrheiten“, ohne die sie nichts entscheiden können, fressen sich „am Gezweig des staatlichen Lebens weiter dick und fett“ (MK S. 412) und denken nicht daran, für die Sache ihres Amtes zu kämpfen:

„In eben dem Maße, in dem der Führer nicht mehr an das von ihm Gesagte glaubt, wird seine Verteidigung hohl und flach, dafür aber gemein in der Wahl der Mittel. Während er selber nicht mehr daran denkt, für seine politischen Offenbarungen ernstlich einzutreten (man stirbt nicht für etwas, an das man selber nicht glaubt!), werden die Anforderungen an seine Anhänger jedoch in eben diesem Verhältnis immer größer und unverschämter, bis er endlich den letzten Rest des Führers opfert, um beim ‚Politiker‘ zu landen; das heißt bei jener Sorte von Menschen, deren einzige wirkliche Gesinnung die Gesinnungslosigkeit ist, gepaart mit frecher Aufdringlichkeit und einer oft schamlos entwickelten Kunst der Lüge.“ (MK S. 71 f.)

Die Quelle des vernichtenden Urteils über den berechnenden Umgang mit dem Volk, über den Karrierismus, den das demokratische Prinzip eröffnet, ist nicht die über alle Wenden und Windungen der „feigen Jämmerlinge“ im Amt fortgesetzte Beschränkung der Massen, denen mit der Gewalt des Gesetzes – auch bei noch so schwankenden Gestalten unter den wechselnden Gesetzgebern – das lebenslange „Los“ auferlegt wird, sich arm und ehrlich dem Wachstum des Kapitals zur Verfügung zu halten, wobei sie sich noch nicht einmal darauf verlassen können, gebraucht und bezahlt zu werden. Dergleichen zieht ein Faschist, dem die „Aufgabenverteilung“ und die „Hierarchie“ sowie die verschiedenen „Stände“ im Volk nicht minder ein Gebot der Natur sind, ganz anders in Betracht. Der beklagte Opportunismus der Parteimänner gilt ihm als Verstoß gegen das Amt, die Führung des Staates will er nicht zum Spielball von Sonderinteressen herabgewürdigt sehen. Sein Mißtrauen und seine Feindschaft gilt jeglicher Relativierung, die er in der bürgerlichen Politik entdeckt – sei sie nun der Art, daß die Regierenden ihre Pflicht zur Erhaltung der Zwangsgemeinschaft der für ihren Vorteil brauchbaren Gunst des Publikums „unterordnen“; sei es, daß sie sich auf „objektive“ Schranken ihrer Macht berufen:

„Jeder Wiederaufstieg des deutschen Volkes führt nur über die Wiedergewinnung äußerer Macht. Die Voraussetzungen hierzu sind aber nicht, wie unsere bürgerlichen ‚Staatsmänner‘ immer herumschwätzen, Waffen, sondern die Kräfte des Willens. Waffen besaß das deutsche Volk einst mehr als genug. Sie haben die Freiheit nicht zu sichern vermocht, weil die Energien des nationalen Selbsterhaltungstriebes, der Selbsterhaltungswille, fehlten.“ (MK S. 365)

Diese „Energien“ hat der Staat zu wecken und zu organisieren, statt sich auf die machtpolitischen Gegebenheiten nach einem verlorenen Krieg „herauszureden“:

„Durch eure antinationale, verbrecherische Politik der Aufgabe nationaler Interessen habt ihr einst die Waffen ausgeliefert. Jetzt versucht ihr den Mangel an Waffen als begründende Ursache eurer elenden Jämmerlichkeit hinzustellen. Dies ist, wie alles an eurem Tun, Lüge und Fälschung.“ (MK S. 365)

Auch den Verweis, daß die politische Macht auf dem ökonomischen Erfolg gründet, den sie ins Werk setzt und benützt, läßt ein Faschist nicht gelten. Die Ideologie der „wirtschaftlichen Notwendigkeiten“, denen der Staat zu gehorchen habe, bekämpft er – aber auch wieder nicht mit dem Argument, da würden die Regierenden schamlos das staatliche Interesse in einen Sachzwang verwandeln, dem sie „ohnmächtig“ gegenüberstünden, um den Massen Leistungen und Entbehrungen für das Kapital im Namen des allmächtigen „Wirtschaftswachstums“ zu verordnen, so als hätte die Produktion und Verteilung von Reichtum nichts mit der politisch aufgeherrschten Ordnung zu tun. Er kritisiert diese Ideologie genau andersherum: Auch wirtschaftliche Leistungen gehen für ihn ganz auf staatliche Macht, den national organisierten Willen des Volkes zurück; insofern zeugt das Gerede vom „Sachzwang“ in seinen Augen schon wieder nur von mangelnder Einsicht in den Primat staatlicher Gewalt und vom mangelnden Willen der politischen Führung:

„Mit dem Siegeszuge der deutschen Technik und Industrie, den aufstrebenden Erfolgen des deutschen Handels, verlor sich immer mehr die Erkenntnis, daß dies alles doch nur unter der Voraussetzung eines starken Staates allein möglich sei. Im Gegenteil, man ging schon in vielen Kreisen so weit, die Überzeugung zu vertreten, daß der Staat selber nur diesen Erscheinungen sein Dasein verdanke, daß er selber in erster Linie eine wirtschaftliche Institution darstelle, nach wirtschaftlichen Belangen zu regieren sei und demgemäß auch in seinem Bestande von der Wirtschaft abhänge, welcher Zustand dann als der weitaus gesündeste wie natürlichste angesehen und gepriesen wurde.“ (MK S. 164)

In den „Überzeugungen“, die er für untragbar hält, kritisiert der faschistische Staatsmann auch gleich die praktischen Bedingungen mit, auf die sich der Staat bei der „Wiedergewinnung“ und beim Ausbau seiner Macht verwiesen sieht. Jede Berücksichtigung der zur Verfügung stehenden Mittel der Politik – die Kalkulation mit dem konkurrierenden Ausland, seiner Gewalt wie seinem Reichtum; auch die Orientierung an den Leistungen und Erträgen des nationalen Geschäftslebens und die Ausrichtung staatlicher Entscheidungen an deren Beförderung – ist für ihn ein Zeichen von Schwäche. Konsequente Führung ist dasselbe wie die umstandslose Erledigung des Auftrags, alle hinderlichen Bedingungen aus dem Weg zu räumen und alle fehlenden zu schaffen. Insofern verfolgt er den bedingungslosen Materialismus des Staates: Vor seinem Anspruch hat sich jegliches Interesse zu beugen und daran messen zu lassen, ob es sich als Diener eines starken Staates bewährt.

Der Kampf des Faschisten um die Macht ist daher tatsächlich von den Vorhaben seiner bürgerlichen Konkurrenten unterschieden: Erstens verläßt er sich von vornherein nicht auf die „Verführungstechniken“ der Stimmenwerbung. In der Gewinnung von Anhängern seiner Bewegung mißt er dem demonstrativen Gebrauch von Gewalt einige Bedeutung bei. Sie überzeugt den Adressaten, den enttäuschten Nationalisten, davon, daß da Leute am Werk sind, die für ihr Ideal einstehen und sich von den Feiglingen abheben, welche nur Nutznießer des Staates sein wollen, den persönlichen Einsatz für ihn aber scheuen. Darüber hinaus wird mit ihr der Beweis geführt, daß dieser praktizierte Idealismus fähig ist, mit den Gegnern des Staates fertig zu werden, derer die im „Korruptionsschlamm der Republik“ befangenen Inhaber der öffentlichen Gewalt nicht Herr werden: Auf eigene Faust wird der Kampf gegen Linke geführt, den der Staat angeblich sträflich vernachlässigt, und an Ausländern stellvertretend für eine säumige Obrigkeit das Urteil exekutiert, daß sie nicht in die Volksgemeinschaft hineinpassen. Und schließlich verstehen sich Faschisten auch noch auf die rein methodische Anwendung von Terror: In Attentaten, die sie möglichst grausam inszenieren, belehren sie ihre Mitbürger sehr prinzipiell darüber, daß es ihnen in ihrer verweichlichten Existenz „zu gut“ geht und Kampf ansteht – anonym und der anderen Seite in die Schuhe geschoben, dienen Anschläge der Verstärkung des vorhandenen und/oder erwünschten Rufes nach der „starken Hand“.

Zweitens dreht sich der Kampf um die Macht nicht nur um diese, sondern um die für nötig erachteten Korrekturen im Umgang des Staates mit den Untertanen. Die verdammte Relativierung der Führung an kleinlichen, spießerischen Interessen einerseits, an schon etwas größeren „wirtschaftlichen Belangen“ andererseits erfordert die generelle Klarstellung, daß aus all diesen Anliegen nur soviel wird, wie die „Voraussetzung eines starken Staates“ möglich macht. Sonderinteressen, im Staat geltend gemacht und von ihm nicht abschlägig beschieden – so der umgekehrte Befund, zu dessen Verkündung man durchaus nicht Nazi zu werden braucht –, zersetzen die Macht. Daraus „folgert“ der Faschist seinen höchsten Imperativ, der von Führern und Geführten – von jedermann „auf seine Weise“ – verlangt, im Dienst am Staat aufzugehen, weil ohne ihn nichts geht. Zum „Beweis“ verweist er seine Mitbürger höhnisch darauf, wie wenig ihnen die Unterwerfung unter den bürgerlichen Staat bringt, der sich ihnen bzw. den jeweils anderen gegenüber prostituiert und doch für nichts garantiert. Als Alternative empfiehlt er sich und seine Bewegung –  und verspricht denen, deren Existenzgrundlage die Lohnarbeit ist, von egoistischen Kapitalisten aber nicht gewährt wird, den faschistischen Staat als Lebens-Mittel. Die Zwangsgemeinschaft wird als Heimat entworfen – und ausgestattet –, in die man ganz unabhängig von und jenseits der eigenen ökonomischen Stellung in ihr gehört, so als ob der Staat selber diese Stellung festlegen, die zu ihr gehörigen Rechte und Pflichten materiell ausstatten und damit die „Lebenschancen“ verteilen würde! Die Unterwerfung unter diese „Heimat“ mit Gewaltbefugnissen, der Dienst an ihrer Macht ist eine Pflicht, die dem Menschen von Natur aus obliegt und durch die schiere Existenz entgolten ist:

„Der Staat hat aber mit einer bestimmten Wirtschaftsauffassung oder Wirtschaftsentwicklung gar nichts zu tun.

Er ist nicht eine Zusammenfassung wirtschaftlicher Kontrahenten in einem bestimmt umgrenzten Lebensraum zur Erfüllung wirtschaftlicher Aufgaben, sondern die Organisation einer Gemeinschaft physisch und seelisch gleicher Lebewesen zur besseren Ermöglichung der Forterhaltung ihrer Art sowie der Erreichung des dieser von der Vorsehung vorgezeichneten Zieles ihres Daseins: Dies und nichts anderes ist der Zweck und Sinn eines Staates. Die Wirtschaft ist dabei nur eines der vielen Hilfsmittel, die zur Erreichung dieses Zieles eben erforderlich sind. Sie ist aber niemals Ursache oder Zweck eines Staates, sofern eben dieser nicht von vornherein auf falscher, weil unnatürlicher Grundlage beruht.“ (MK S. 164 f.)

Auch diese Metaphysik der Volksgemeinschaft, welche der Natur entstammt, die diesmal ihre „Gedanken“ aus der Vorsehung bezieht, kommt ganz gut ohne Beweis aus. Sie legitimiert die Zusammengehörigkeit, die der moderne Staat an allen herstellt, die seiner Gewalt unterworfen sind, mit dem Willen der Untertanen, sich in Abhängigkeit von ihrer Obrigkeit zu bewähren; sie beharrt darauf, daß in diesem Gehorsam gegenüber dem einen Staat ein Volk zu Gebote steht, an dem wahrlich keine Unterschiede noch Gegensätze auszumachen sind; sie befindet diese ja durchaus vorhandenen und bemerkbaren Gegensätze für Eigenschaften, welche fürs Volk absolut unwesentlich sind, da sie die doch bestehende Gemeinschaft nie und nimmer zustandekommen ließen. Sämtliche „sozialen“ Theorien über Zweck und Ursprung des Staates sind damit für absurd bzw. staatszersetzend erklärt: In der Einheit, die sich das Volk im Staate gibt, spricht die Stimme des Blutes – und dessen Erhaltung sichert der Staat durch ganz viel Boden, auf dem die Art gedeiht... 

Diesen Idealismus haben die Nazis praktisch wahrgemacht. Ihre Argumente reichten von der gewöhnlichen nationalistischen Kritik am Verfall des Staates, von der Krisenideologie mit der Suche nach den Schuldigen über die Mobilisierung des gerechten Zorns eines im Kriege zu Unrecht und nur durch dolchstoßende Verbrecher besiegten Volkes bis hin zu der rassistischen Lehre von der arischen Mission. Die „Wirtschaft“ – „eines der vielen Hilfsmittel“ – konnten sie mit ihrer Vorurteilslosigkeit gegenüber den gegensätzlichen Klassen, die alle den ihnen zustehenden Auftrag im Volksprogramm erhalten, von ihren Vorgängern ohne weiteres übernehmen; die für den Wiedergewinn nationaler Größe fälligen Berichtigungen am Einsatz von Kapital & Arbeit machten eine Revolution jedenfalls nicht erforderlich. Die blieb auf die Säuberung von Staat und Volk beschränkt. Und was die Gewalt anging, so verschafften sie sich die des Staates, nachdem sie mit ihren Argumenten und der „Umsetzung einer allgemeinen weltanschauungsmäßigen idealen Vorstellung von höchster Wahrhaftigkeit in eine bestimmt begrenzte, straff organisierte, geistig und willensmäßig einheitliche politische Glaubens- und Kampfgemeinschaft“ ihre „bedeutungsvollste Leistung“ (MK S. 419) vollbracht hatten. Daß ihnen die „Machtergreifung“ und -ausübung gelang mit ihrer Partei und Kampfgemeinschaft, liegt ganz bestimmt nicht daran, daß ihre Vorstellungen von einem tausendjährigen Reich das Gegenteil von den Auffassungen demokratischer Politiker und Untertanen darstellten. Jedenfalls haben weder die einen noch die anderen die Einschätzung widerlegt, die Hitler in bezug auf den politischen Willen des Volkes und seine Tugenden zurechtgebastelt hatte:

„Jeder Volkskörper kann in drei große Klassen gegliedert werden: in ein Extrem des besten Menschentums auf der einen Seite, gut im Sinne aller Tugenden, besonders ausgezeichnet durch Mut und Opferfreudigkeit, andererseits ein Extrem des schlechtesten Menschenauswurfs, schlecht im Sinne des Vorhandenseins aller egoistischen Triebe und Laster. Zwischen beiden Extremen liegt als dritte Klasse die große, breite mittlere Schicht, in der sich weder strahlendes Heldentum noch gemeinste Verbrechergesinnung verkörpert.“ (MK S. 580 f.)

Diese „Klassenanalyse“ ist aus der Perspektive des faschistischen Kampfprogramms erstellt. Sie sortiert den erwarteten Zuspruch wie Widerstand in „gut“ und „böse“ und verteilt ihn säuberlich auf die Bevölkerung des Reiches. Die Abteilung „böse“ (= Linke, Juden und staatszersetzende Intellektuelle) war für die Vernichtung vorgesehen – wahrgemacht worden ist das Vorhaben durch die Abteilung „gut“.

Was die „dritte Klasse“ angeht, so hat sich Hitler in seinen Erwartungen in Sachen nationales Mitläufertum leider nicht verrechnet:

„Im Falle des Dominierens der Besten wird die breite Masse diesen folgen ...“ (MK S. 581)

Wohl deshalb haben sich die „Schlechtesten“, die Kommunisten, 1935 auf dem Kongreß der Internationale gefragt, warum ihnen die Massen nicht so breit gefolgt sind wie gehofft und erwünscht und der Kampf gegen die Faschisten mißlungen ist. Daselbst haben sie die Antwort gleich mitgegeben. Die bestand leider darin, daß sie zweieinhalb Jahre nach der Machtübernahme Hitlers immer noch nicht wußten, wie man radikale Nationalisten kritisiert, eine Arbeiterklasse von der Hoffnung auf eine „Politik fürs Volk“ abbringt, von der Zweckmäßigkeit des Klassenkampfes überzeugt und den dann organisiert. Statt über den Faschismus aufzuklären, konkurrierten sie lieber mit den Faschisten um das Vertretungsmonopol für wahren Sozialismus und Patriotismus. Mit flammenden Bekenntnissen zu einem guten, weil alternativen Nationalismus traten sie der Verdächtigung entgegen, nichts vom Vaterland zu halten – ihre Feinde haben davon gar nichts gehalten.

Die gestalteten unterdessen längst das „politische Leben“ der Nation in Italien und Deutschland programmgemäß um und gewährten damit Einblick in das Drehbuch faschistischer „Machtergreifung“ und „Gleichschaltung“:

– Das Prinzip „Führen und Kämpfen“ tritt an die Stelle des demokratischen Hin und Her – und das geht nicht ohne die „Auflösung“ der alten Parteien: Nachdem in einem aus der Sorge um die Nation begründeten Akt demokratische Amtsträger Hitler für geeignet befunden haben zu regieren, hat dieser klargestellt, daß Staatsakte nun nicht mehr demokratisch abgewickelt werden.

– Aus den Sturmtruppen der Partei werden Instrumente zur Herstellung und Sicherung der Volkseinheit. Das Ideal einer geeinten Nation, die ihre Macht nicht durch Streit zersetzen läßt, beflügelt die Anhänger zu blutigen Taten. Der Umgang mit Kritik und Opposition erfolgt konsequent als Säuberung aller bürgerlichen Einrichtungen von Leuten, die es am Dienst an Volk und Führer mangeln lassen. Der Verdacht, einer wolle sich der Gleichschaltung entziehen, wird ohne große Umstände durch zurückliegende politische Betätigung, durch Beziehungen zu bereits überführten Volksfeinden, durch eine falsche Bemerkung über Partei und Führer bestätigt. Und mit jedem Tag, an dem ein weiteres Mal die Parole „Ein Volk, ein Führer!“ gilt, wächst auch die Zahl derer, die ihr aktiv Gültigkeit verleihen.

– Die Minderheit, die sich den neuen Staat nicht gefallen lassen will, landet in Gefängnissen und Konzentrationslagern; Juden und andere werden, getreu ihrer Definition als „Volksschädlinge“ und „Fremdkörper“ im arischen Volk, „behandelt“. Dagegen eröffnet sich der Mehrheit die „Chance“, unter den neuen Bedingungen mitzumachen. Gefragt ist einerseits die Bereitschaft, in der Hierarchie der Arbeiten und Berufe so weiterzumachen wie bisher und den Führergruß zur Gewohnheit werden zu lassen. Noch mehr gefragt ist andererseits der Wille, die neuen Voraussetzungen für Beförderungen aller Art zu erfüllen: das demonstrative Bekenntnis zur Partei, der Eintritt, der Einsatz für sie im Sportverein, in der Kirchengemeinde, im Büro.  All diese Praktiken werden zum Schlüssel für die Karriere ansonsten ganz gewöhnlicher Volksgenossen. Dieser Schlüssel wird in der Konkurrenz um Stellung, Bezahlung und Anerkennung ausgiebig benutzt, ebenso wie die Perspektive, die sich getrennt von der gewöhnlichen Arbeit in Fabrik, Werkstatt und Amt ergibt: die Teilnahme am Führen und Kämpfen. So wurde aus manchem, den seine Klassenkameraden als „Versager“ und seine Arbeitskollegen als „Faulenzer“ in Erinnerung hatten, ein Gauleiter. Und auf das Dritte Reich zurückblickende Mitmacher sind in ihrem zweifelhaften Anti-Faschismus in den Genuß gekommen, nicht nur an Hitler, sondern an vielen Parteifreunden und Vorgesetzten von damals zu bemerken, daß sie der Selbstdarstellung des edlen, zum Führen entschlossenen Menschentums selbst ja gar nicht entsprochen hätten... 

Das ist freilich auch bei demokratischen Politikern nicht der Fall. Die Aufgaben und Tugenden, unter denen sich Politik präsentiert; die Titel, die sich Repräsentanten der Staatsmacht anheften und von der Öffentlichkeit anheften lassen – von der „Glaubwürdigkeit“ über die „Sachkenntnis“ bis zur „Fähigkeit zum Durchgreifen“ –, stellen die werbende Verbindung zum Volk her. Sie sagen zwar manches über den Charakter von Leuten, die sich so als geeignete Träger der Macht über andere anpreisen, taugen aber herzlich wenig als Urteil über die Taten, die sie im Amt vollbringen. Bei faschistischen Führungspersönlichkeiten ist das nicht anders. Auch ihnen geht es nicht um die Macht schlechthin, um sie andere spüren zu lassen; nicht um die Zurschaustellung ihrer Person und ihrer Gesinnung – dergleichen ist Zubehör und Mittel der Politik, nicht aber ihr Inhalt und Zweck. Bei allem Idealismus des „Führens und Kämpfens“ ist es immer um die Benutzung des Volkes für einen Staatszweck gegangen.

Deshalb sind auch Faschisten in der Behandlung des „einen Hilfsmittels“, der „Wirtschaft“, nie im Zweifel darüber, daß sie es bei ihrem einen Volk mit einer Klassengesellschaft zu tun haben.

Der Umgang des faschistischen Staates mit den Klassen

Daß der Staat eine „Wirtschaft“ vorfindet, die nach gewissen eigenen Gesetzen funktioniert und deren Gelingen auf den Leistungen verschiedener Produktionsagenten beruht, will auch ein Faschist eingesehen haben. Wie seine bürgerlichen Gegner geht er davon aus, daß die Gesetze der „Marktwirtschaft“ ihre Gültigkeit der Natur, nicht der staatlichen Gewalt verdanken. Und er ist sich mit sämtlichen bürgerlichen Ideologen auch darin einig, daß ein Staat zwar bisweilen mehr oder weniger Gerechtigkeit in ökonomischen Belangen stiften kann, daß er dem Mißbrauch ökonomischer Macht Einhalt gebieten soll und Verstöße gegen die „Vernunft“ zu ahnden berufen ist. Daß aus einem Produkt keine Ware, aus einem Menschen keine einem „Markt“ unterworfene Arbeitskraft und aus einem Produktionsmittel oder einem Stück Boden keine Einkommensquelle wird, wenn nicht eine öffentliche Macht die Individuen zur unwidersprechlichen Anerkennung des Eigentums zwingt und dessen abstrakten Maßstab, das Geld garantiert, kommt ihm dabei genausowenig in den Sinn wie allen anderen Sozialkritikern, die einen „Klassenstaat“ immer nur dann entdecken, wenn sich finanzkräftige Bürger mit Politikern in einer für beide Seiten lohnenden Affäre arrangieren und damit angeblich gegen eine bessere Bestimmung der Politik verstoßen. Kapitalistischer Reichtum ist für ihn dasselbe wie persönliche Schöpferkraft – wie sollte auch einer, der die Welt nach dem „aristokratischen“ Schema von Volk und Führung anschaut, nicht gerade das Ausschließende und Erpresserische am Privateigentum als oberste ökonomische Tugend schätzen!

Einen Gegensatz zur gängigen bürgerlichen Auffassung eröffnet der Faschist im Umgang mit der „Wirtschaft“ allerdings schon. Wo sich die heute mit Demokratie gleichgesetzte „marktwirtschaftliche“ Wirtschafts- und Sozialpolitik auf die staatlich ins Werk gesetzte Konkurrenz der Klassen nach Maßgabe des Privateigentums beruft und sich darauf verläßt, in dieser Konkurrenz die Mittel zur Verfügung zu haben, deren der Staat zur Ausstattung seiner Herrschaft und zur Machtentfaltung nach außen bedarf; wo sie sich den Konjunkturen dieses Mittels auch anbequemt, unter Verweis auf dessen „Notwendigkeiten“ die „Sachzwänge“ anerkennt und die Bedingungen des Geschäfts – gar nicht zimperlich – auf Kosten der lohnabhängigen Mehrheit regelt und erneuert, da erlaubt sich der radikale Nationalist Kritik an der ökonomischen „Basis“ der Nation, weil und soweit sie als „Basis“ versagt. Im Prinzip hat er an der Gleichung, daß so, wie das Kapital dem Staat zu dienen hat, der Staat dem Kapital die Welt als Erfolgsbedingung einrichten muß, nichts auszusetzen; er sieht bloß, daß sie nicht aufgeht, weil die wirtschaftenden Bürger einem schwachen Staat ihre Dienste schuldig bleiben. An den eigentlich fälligen staatsdienlichen Leistungen des Zusammenwirkens von Kapital und Arbeit gemessen, dünken den Faschisten manche Momente „der Wirtschaft“ ganz einfach untragbar, so daß er sich zur Zurichtung des Mittels entschließt; zu Maßnahmen, die danach in die Reihe der Beweise Eingang gefunden haben, wie verwerflich „Eingriffe“ des Staates ins Wirtschaftsgeschehen seien – soweit sie nicht ins Handwerkszeug der modernen Wirtschaftspolitik aufgenommen worden sind.

a) Staat und Lohnarbeit: Ehre den braven Knechten!

Angesichts der Armut, die in den kapitalistischen Nationen gewöhnlich ist und in Krisen außergewöhnliche Ausmaße zu erreichen pflegt, widmen sich Faschisten der „sozialen Frage“ mit staatsmännischer Gründlichkeit. Der „schroffe Wechsel“ von arm und reich ist ihnen zuwider, und zwar wegen ihrer Sorge um den nationalen Zusammenhalt. Die Verelendung im Volk gilt ihnen keineswegs als automatisch wirkendes „Argument“ für Rechtsradikalismus, sondern im Gegenteil als verständliche Ursache für eine Abkehr von der nationalen Gesinnung, auf die es ihnen entscheidend ankommt für die „Wiedergewinnung“ nationaler Größe. Denn soviel ist ihnen klar, daß ein solches Projekt nicht mit ein paar Getreuen und Geldgebern zu realisieren ist, sondern nur mit der Bereitschaft des Volkes, sich nützlich zu machen – und diese Bereitschaft muß nach faschistischer Meinung ausbleiben, solange die „Frage der Schaffung des nötigen täglichen Brotes“ nicht gelöst ist:

„Not und häufige Arbeitslosigkeit begannen ihr Spiel mit den Menschen und ließen als Erinnerung Unzufriedenheit und Verbitterung zurück. Die Folge davon schien die politische Klassenspaltung zu sein.“ (MK S. 255)

Daß Hitler von politischer Klassenspaltung redet, macht deutlich, daß er am Klassengegensatz herzlich wenig auszusetzen hat, solange seine Konsequenzen nicht dazu führen, daß die minder Bemittelten ihre Dienste am Werk der Nation aufkündigen und die Harmonie stören:

„Die Eingliederung der heute im internationalen Lager stehenden breiten Masse unseres Volkes in eine nationale Volksgemeinschaft bedeutet keinen Verzicht auf die Vertretung berechtigter Standesinteressen. Auseinandergehende Standes- und Berufsinteressen sind nicht gleichbedeutend mit Klassenspaltung, sondern sind selbstverständliche Folgeerscheinungen unseres wirtschaftlichen Lebens. Die Berufsgruppierung steht in keinerlei Weise einer wahrhaften Volksgemeinschaft entgegen, denn diese besteht in der Einheit des Volkstums in allen jenen Fragen, die dieses Volkstum an sich betreffen.“ (MK S. 372 f.)

Für die Verwirklichung dieses Ideals sozialfriedlicher Abwicklung der „selbstverständlichen“ Konflikte nach Maßgabe der „wahrhaften Volksgemeinschaft“ sieht der faschistische Anwalt eines national gesinnungsfesten und brauchbaren Volks nur eine Chance: Den Lohnabhängigen muß „Arbeit und Brot“ zugestanden werden. Ein ordentlicher Staat garantiert der breiten Masse Dienst und Ernährung; dann hat er zwar „wirtschaftliche Opfer“ gebracht, aber über den „Umweg der sozialen Hebung“ der „nationalen Erziehung der breiten Masse“ den „Weg geebnet“. Die Grenze der „sozialen Hebung“ vergißt er dabei auch nicht anzugeben:

„So hat eine Bewegung, die beabsichtigt, den deutschen Arbeiter wieder dem deutschen Volke zu geben, sich darüber klar zu werden, daß wirtschaftliche Opfer bei dieser Frage überhaupt keine Rolle spielen, solange nicht die Erhaltung und Unabhängigkeit der nationalen Wirtschaft durch sie bedroht werden.“ (MK S. 370)

Als großartiges Versprechen ist diese Kritik an einer „Wirtschaft“, welche den Arbeitslohn der Lohnabhängigen als Unkost behandelt, wahrlich nicht zu deuten. Angesichts einer Kalkulation, die darauf zielt, Arbeit produktiver und billiger zugleich zu machen, so daß mit dem Kriterium der Rentabilität regelmäßig Arbeitskräfte überflüssig werden, fällt dem Mann der Gerechtigkeit ein, daß die massenhaften Opfer der staatlich abgesicherten Geschäftspraktiken nicht allzuviel für die Gemeinschaft übrig haben, zu der sie gehören – und daß umgekehrt die Gemeinschaft nicht allzuviel von ihnen hat. Obwohl sie in ihrer Eigenschaft als Arbeiter einen „Grundpfeiler“ der Nation bilden – so der Einwand vom Standpunkt der Volksgemeinschaft –, ist es ihnen verwehrt, durch ihren Dienst den nationalen Reichtum zu mehren und sich als nützliches Glied des Volkes zu bewähren. Aufgrund von „Habsucht und Rücksichtslosigkeit“ der Besitzenden, die sich der Armut der Lohnarbeiter nur bedingt bedienen, vergessen die ihre natürliche Zusammengehörigkeit und die gemeinsamen Anliegen des deutschen Volkes und fallen auf antinationale, spalterische Agitation herein. Zum Existenzkampf gezwungen, wenden sie sich sogar gegen die deutsche Wirtschaft und schädigen ihren Staat, dem sie sich nicht mehr verpflichtet wissen.

Sowenig ein Faschist etwas dagegen hat, wenn „die Wirtschaft“ den Lohnabhängigen in jedem Arbeitsplatz mit seinen Anforderungen und Lohnfestlegungen ihren Ertrag als Existenzbedingung aufmacht; so ungerührt er die so erzwungene „Schaffenskraft“ mit ihren weder der Gesundheit noch der Bereicherung der arbeitenden Klasse dienlichen Äußerungen begrüßt – so verwerflich kommt ihm dieser Umgang mit dem „deutschen Arbeiter“ vor, wenn diesem sein Existenzkampf in seiner angestammten Heimat, und zwar durch die Ableistung von Arbeit, verwehrt wird. Der radikale Vertreter der staatlichen Zwangsgemeinschaft begreift die Masse von Arbeitslosen als einen Skandal – als Verstoß gegen das Recht der Nation auf tätigen Einsatz aller arbeitsfähigen Hände und gegen das Recht des arbeitsfähigen Volkskörpers auf seine Benutzung. Er begnügt sich deshalb nicht mit dem Ruf nach mehr „Wachstum“, dem er das „Beschäftigen“ überantwortet, sondern klagt für beide, für die Nation und das Arbeitsvolk, den ihnen jeweils zustehenden Nutzen der Arbeit ein – jenseits des Maßstabes, der dafür im Kapitalismus gilt. Er besteht auf der Nützlichkeit der Armut und verheißt als Fanatiker des „Rechts auf Arbeit“ weder deren Erleichterung noch Wohlstand für alle, sondern ausschließlich die Existenz im Schoße der Volksgemeinschaft als Lohn für den Dienst an ihr.

Dieser Idealismus des Allgemeinwohls ist auch schon der ganze Antikapitalismus des faschistischen Programms, demzufolge ein Staat das Wachstum des privaten, in Geld gemessenen Reichtums als seine materielle Grundlage anerkennt, wann immer sie seinen Ansprüchen gemäß funktioniert, die Krise dieses Geschäfts aber zum Verrat an seinen Rechten erklärt und darauf besteht, daß seine Basis auch unabhängig von den ökonomischen Berechnungen – die ihm bei ausbleibendem Nutzen der Arbeit glatt als volksschädlicher Eigennutz skrupelloser Geschäftemacher gelten – brauchbar zu sein hat. Daß ein Staat, der auf dem unbedingten Dienst der Volksgemeinschaft beharrt, nicht einmal für Arbeitslose eine attraktive Perspektive bereithält – sie heißt Beschäftigung und Existenzminimum unter politischem Kommando –, ist kein Geheimnis; Hitler jedenfalls hat keines daraus gemacht in seiner Absage an eine Politik, die sich auf die „Wirtschaft“ verläßt, wo es doch um die Beschaffung des „täglichen Brotes“ geht, welche nur durch die „Gewinnung von Boden“ zu gewährleisten sei. Verständnis für solche Korrekturen am geschäftsmäßigen Umgang des Kapitals mit brauchbaren und überflüssigen Arbeitskräften, Verständnis auch für das Kreuzchen auf dem Stimmzettel, das viele Opfer des Kapitals der NSDAP zukommen ließen, bringen freilich alle die auf, die in der politischen Gewalt, die die Ursachen aller „sozialen Mißstände“ garantiert sowie die Betreuung dieser Zustände regelt, noch allemal die zuständige Instanz für deren Behebung sehen. Und auch linke Anhänger eines idealen Sozialstaats wollen nie die philosophisch-staatsmännische Überhöhung des Dienstes am fremden Reichtum darin erkennen, wenn Faschisten sich zu einem Lob der Arbeit bemüßigt fühlen, das im abstrakt allgemeinen Nutzen aller bereits die materielle Beschränkung der „einzelnen“ ankündigt:

„Grundsätzlich ist der Wert jeder Arbeit ein doppelter: Ein rein materieller und ein ideeller. Der materielle Wert beruht in der Bedeutung, und zwar der materiellen Bedeutung, einer Arbeit für das Leben der Gesamtheit. Je mehr Volksgenossen aus einer bestimmten vollbrachten Leistung Nutzen ziehen, und zwar direkten und indirekten, um so größer ist der materielle Wert einzuschätzen. Diesem rein materiellen Wert steht nun gegenüber der ideelle. Er beruht nicht auf der Bedeutung der geleisteten Arbeit materiell gemessen, sondern auf ihrer Notwendigkeit an sich. So sicher der materielle Nutzen einer Erfindung größer sein kann als der eines alltäglichen Handlangerdienstes, so sicher ist die Gesamtheit doch auf diesen kleinsten Dienst genau so angewiesen wie auf jenen größten. Sie mag materiell einen Unterschied treffen in der Bewertung des Nutzens der einzelnen Arbeit für die Gesamtheit und kann dem durch die jeweilige Entlohnung Ausdruck verleihen; sie muß aber ideell die Gleichheit aller feststellen in dem Augenblick, in dem jeder einzelne sich bemüht, auf seinem Gebiete, – welches immer es auch sein mag, – sein Bestes zu tun. Darauf aber hat die Wertschätzung eines Menschen zu beruhen, und nicht auf der Entlohnung.“ (MK S. 483)

Grundsätzlich lehnt diese staatsursprüngliche Lehre vom Wert der Arbeit jede Besichtigung des Verhältnisses von Lohn und Leistung als ziemlich zweitrangige Angelegenheit ab, so daß über den „allgemeinen“ Nutzen, welcher durch den Preis der Arbeit garantiert wird, gar nicht erst krumme Gedanken aufkommen. Aus der ungemütlichen Verpflichtung der Arbeit, als Quelle von Wert und damit als die Quelle der kapitalistischen Form des Reichtums wirksam zu werden, aus der Unterwerfung des Lohnarbeiters unter die geschäftsbeflissene Kalkulation mit seiner Arbeitskraft, deren lohnender Einsatz quasi technisch am Arbeitsplatz organisiert ist, wird in der Weltanschauung des Faschisten die ganz „natürliche“ Belieferung der „Gesamtheit“ mit nützlichen Werken. Diese „Bedeutung“ der Arbeit will ein Führer der Gesamtheit im „materiellen Lohn“ gewürdigt wissen – wer sich so nützlich macht, verdient auch einen Verdienst. Insofern ist erst einmal die Welt in Ordnung und der Gerechtigkeit des Tausches zwischen „materieller Bedeutung der Arbeit“ und dem „täglichen Brot“ Genüge getan. Daran ändert auch die dem Faschisten vertraute Tatsache nichts, daß der Nutzen der Arbeit für den, der sie verrichtet, umgekehrt proportional ist zur „Bedeutung“, die seinen Werken zukommt und ihn in Gestalt fremden Reichtums öffentlich anstrahlt: Seine nützlich gemachte Armut wird ihm – vorausgesetzt, er läßt es an Pflichterfüllung wirklich nicht mangeln – durch den ideellen Lohn reichlich entgolten. 

In den Genuß dieser „Wertschätzung“ gelangt prinzipiell jedermann in der Hierarchie von Lohn und Leistung, sofern er „seiner ihm von der Allgemeinheit überantworteten Aufgabe gerecht wird“ (MK S.484). Und um einen solchen höheren Auftrag handelt es sich allemal, auch und gerade dann, wenn einer in seiner Berufswahl auf die Lohnarbeit verfallen ist. In genialer Weise vereint Hitler die modernen Alternativen von „Anlage“- und „Umwelt“-Theorie für den Nachweis, daß jeder an dem Platz in seiner Volksgemeinschaft landet, auf den er gehört: Die Fähigkeiten der Volksgenossen sind erstens „prinzipiell nicht anerzogen, sondern angeboren“, „mithin ein Geschenk der Natur“ – also kein „Verdienst des Menschen“; zweitens geht seine Arbeit aber nicht nur „auf das Konto seiner Geburt“, sondern diese Naturgabe zieht auch noch eine Ausbildung nach sich, die jeder „durch die Allgemeinheit erhielt“ – Geschenk Nr.2 also, das zu Dank verpflichtet. Es gibt mithin viel zu tun für einen Volksgenossen, der seiner Anlagen wie deren staatlicher Betreuung innegeworden ist; er soll sich

„als Mensch weiterbilden und weiterveredeln, kann dies aber nur im Rahmen seiner Kulturgemeinschaft, die immer auf dem Fundament eines Staates beruhen muß. Zur Erhaltung dieses Fundamentes hat er seinen Beitrag zu leisten. Die Form dieses Beitrags bestimmt die Natur; an ihm liegt es nur, mit Fleiß und Redlichkeit der Volksgemeinschaft zurückzuerstatten, was sie ihm selbst gegeben hat. Wer dieses tut, verdient höchste Wertschätzung und höchste Achtung.“ (MK S. 484)

Was sich da als Überwindung bürgerlicher, gar spießiger Vorurteile vorträgt – die „heutige Zeit“ „sieht im materiellen Lohn den Ausdruck des Wertes eines Menschen“ –, ist der banale, antimaterialistische Kern der völkischen Ideologie, die das bedingungslose Recht des Staates auf Verfügung über seine Untertanen anmeldet. Die großspurig verkündete theoretische Gleichgültigkeit gegenüber den Klassen leugnet dabei nie die praktische Indienstnahme derselben. Im Fanatismus der Gleichheit spricht der Faschist sogar das offene Geheimnis der Gleichheit aus, das demokratische Anhänger dieser „Idee“ nie wahrhaben wollen: Es handelt sich überhaupt nicht um eine Idee, sondern um die ungemütliche Unterwerfung unterschiedlich bemittelter Individuen unter ein und dieselbe Herrschaft und deren durch Gewalt in Kraft gesetzte Ansprüche.

Worin sich das faschistische Programm von der gut-bürgerlichen Verwaltung des Klassengegensatzes und seiner Erträge unterscheidet, ist die theoretische wie praktische Kritik an der Konkurrenz zwischen den und innerhalb der Klassen. Darauf, daß – auf Basis der staatlich gesicherten und stets neu festgeschriebenen Geschäfts- und Arbeitsbedingungen – sich jedermann in der Verfolgung seiner „Sonder“-Interessen für das Wachstum des Kapitals „engagiert“ bzw. hergibt und damit ökonomisch die Grundlage staatlicher Macht herstellt, will sich der Faschist nicht verlassen. Der „stumme Zwang“ der ökonomischen Verhältnisse erscheint ihm als eine unsichere Quelle nationalen Erfolgs, weil und sobald er Arbeitskräfte brachlegt, also gegenüber der Aufgabe versagt, die Opferbereitschaft des ganzen Volkes zu mobilisieren. Aus den Erscheinungen der Krise und ihren wirklichen wie vermeintlichen Folgen für den sozialen Frieden und die Macht der Nation, aus den im Innern ausgetragenen Gegensätzen wie aus der Wucht ausländischer Gegnerschaft zieht er den Schluß, daß auch die bedingte Freigabe von Konkurrenzinteressen in seiner Volkseinheit eine Gefahr darstellt. Der Dienst am Ganzen soll nach seinem Willen nicht das in der Konkurrenz und zusätzlich zu ihr verwirklichte Resultat der Klassengesellschaft sein, sondern den so relativierten Materialismus der Bürger vollständig ersetzen:

„Was aber für die Arbeit als Grundlage menschlicher Ernährung und alles menschlichen Fortschrittes gilt, trifft in noch höherem Maße zu für den Schutz des Menschen und seiner Kultur. In der Hingabe des eigenen Lebens für die Existenz der Gemeinschaft liegt die Krönung alles Opfersinnes.“ (MK S. 327)

Bei der Durchführung dieses Programms verlassen sich faschistische Staatsmänner weder auf die Natur, die in ihren Anstrengungen zur „Aufrechterhaltung der Art“ „die ersten, wenn auch unendlich einfachen Formen des Opfersinnes“ offenbart, noch auf den „Arier“, bei dem „die Bereitwilligkeit, alle Fähigkeiten in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen“, am stärksten ausgebildet sind. Auch die für überaus lehrreich erachtete Beobachtung von „Armut und Bescheidenheit“ von Leuten, „die ein kärgliches Leben in Redlichkeit zu ertragen vermögen“, bringt Faschisten offenbar nur in ihrer Staatstheorie zur Deutung des Elends als Ausdruck der „Idee des Opfersinns“:

„Jeder Arbeiter, jeder Bauer, jeder Erfinder, Beamte usw., der schafft, ohne selber je zu Glück und Wohlstand gelangen zu können, ist ein Träger dieser hohen Idee, auch wenn der tiefere Sinn seines Handelns ihm immer verborgen bliebe.“ (MK S. 327)

Als Staatsmacher aber verzichten sie keineswegs auf die reichliche Anwendung von Gewalt. Die Grundlage jenes Idealismus, den Staatsmänner an ihren tüchtigen Untertanen so gerne rühmen, schaffen sie selbst: Sie bedienen sich des staatlichen Gewaltapparats, um aus dem Leben ihrer regierten Volksgenossen einen einzigen Existenzkampf der Volksgemeinschaft werden zu lassen. Als Realisten ihres Geschäfts, das den selbstlosen Einsatz für die Nation fordert, machen sie die schiere Existenz zum Arbeiterwohlfahrtsprogramm, ersetzen das vorgefundene kapitalistische Elend durch ein staatlich verordnetes Existenzminimum und lassen dafür die ernährten, also immerhin dienst- und kampffähigen Glieder des Volkskörpers antreten. Die vom Kapital produzierten Arbeitslosen werden zu Soldaten der Arbeit befördert.

Die Beurteilung und Behandlung der Gewerkschaften durch die „nationale Bewegung“ gehorcht derselben Logik. Daß die Not, gemeinhin für die Tugend zuständig, den handfesten Einsatz für „Ideen“ nicht mehr garantiert, sobald sie ein gewisses Maß überschreitet, begründet viel Verständnis des Faschisten für den gewerkschaftlichen Kampf:

„Denn daß die Gewerkschaftsbewegung etwa an sich vaterlandsfeindlich sei, ist ein Unsinn und außerdem eine Unwahrheit. Richtig ist eher das Gegenteil. Wenn eine gewerkschaftliche Betätigung als Ziel die Besserstellung eines mit zu den Grundpfeilern der Nation gehörenden Standes im Auge hat und durchführt, wirkt sie nicht nur nicht vaterlands- oder staatsfeindlich, sondern im wahrsten Sinne des Wortes ‚national‘. Hilft sie doch so mit, die sozialen Voraussetzungen zu schaffen, ohne die eine allgemeine nationale Erziehung gar nicht zu denken ist. Sie erwirbt sich höchstes Verdienst, indem sie durch Beseitigung sozialer Krebsschäden sowohl geistigen als aber auch körperlichen Krankheitserregern an den Leib rückt und so zu einer allgemeinen Gesundheit des Volkskörpers beiträgt.“ (MK S. 49)

Daß die „Nationalisierung“ des Volkes nicht gelingen kann, solange die „sozialen Verhältnisse“ der arbeitenden Klasse in schlichtem Pauperismus bestehen, ist Hitler durch den „Anschauungsunterricht“ des Wiener Elends klargeworden, in dem er eben vor allem eines ausmachte: keine Achtung vor Gott und der Welt, statt dessen eine Schule des Lasters, das er alsogleich mit „nationaler Gleichgültigkeit“ identifizierte. Unter dem staatsmännischen Gesichtspunkt, der die „Masse unserer Arbeitnehmer“ als Reservoir der nationalen Bewegung einplant, verurteilt er die Extreme der Armut und anerkennt die Notwendigkeit der Arbeiter-Koalitionen und ihres Kampfes. Daß dieser sich andererseits an der „Erhaltung einer unabhängigen nationalen Wirtschaft“ zu relativieren hat und nicht in „Forderungen sinnlosester Art“ ausufern darf, ist einem radikalen Anwalt des Arbeitsdienstes dabei von vornherein klar: Von einem angenehmen Leben, für das man arbeitet, will er sowieso nichts wissen; dessen Unverträglichkeit mit den Ansprüchen von Staat und Kapital an die Massen, die ihr Leben an der geschäftsträchtigen Arbeit auszurichten haben, geht ihn nichts an. Er geht davon aus, daß die „Volksgesundheit“ hergestellt ist, wenn Arbeit und Lohn die Massen tauglich machen für den Auftrag der Nation – und dazu bedarf es wahrlich keines Lebens in Saus und Braus, im Gegenteil. Deshalb lassen die Anhänger national dienlicher sozialer Umstände keinen Zweifel daran, daß das Recht von Gewerkschaften unter ihrer Regie steht und fällt mit der doppelten Pflicht, ökonomisch die Fähigkeit und politisch den Willen zum staatlichen Kampfauftrag zu erzeugen:

„Hätten die deutschen Gewerkschaften im Kriege die Interessen der Arbeiterschaft auf das rücksichtsloseste gewahrt, hätten sie selbst während des Krieges dem damaligen dividendenhungrigen Unternehmertum tausendmal durch Streik die Bewilligung der Forderungen der von ihnen vertretenen Arbeiter abgepreßt, hätten sie aber in den Belangen der nationalen Verteidigung sich ebenso fanatisch zu ihrem Deutschtum bekannt, und hätten sie mit gleicher Rücksichtslosigkeit dem Vaterlande gegeben, was des Vaterlandes ist, so wäre der Krieg nicht verlorengegangen. Wie lächerlich aber würden alle und selbst die größten wirtschaftlichen Konzessionen gewesen sein gegenüber der ungeheuren Bedeutung des gewonnenen Krieges.“ (MK S. 370)

Das wäre ja etwas geworden: ein Streik mitten im Krieg, bloß gegen die Dividenden und überhaupt nicht gegen die dividendenträchtige Produktion kriegswichtiger Ware gerichtet, um die nationalistische Laune der Arbeiter zu heben; ein Streik, der den Nachschub für die Front nicht in Frage stellt, sondern fördert... Gegen dieses Gewerkschaftsprogramm haben die Gewerkschaften, die es gab, jedenfalls verstoßen, so national gesonnen sie auch gewesen sein mögen. Der Mißbrauch gewerkschaftlicher Macht war für Hitler eine ausgemachte Sache; für Faschisten liegt er allemal vor, wenn Arbeiterorganisationen es an der zweiten Sorte „Rücksichtslosigkeit“, der in Sachen Patriotismus, fehlen lassen; dann wird noch der rücksichtsvollste Einsatz für die „Interessen der Arbeiterschaft“ zum Verbrechen – was Faschisten, nicht ohne Zynismus, gerne mit dem Umstand belegen, daß die Anliegen der Arbeiter ja doch auf der Strecke bleiben, gerade wenn Gewerkschaften von „Rücksichtslosigkeit“ in der Lohnfrage nichts wissen wollen... Als abhängiger Teil leiden sie eben, und zwar am meisten, unter der Schwächung der deutschen Wirtschaft, auf die das Treiben der organisierten Arbeiterbewegung nach faschistischer Meinung stets abzielt – das Elend der Weimarer Zeit war Hitlers Beweis:

„Schon um die Jahrhundertwende hatte die Gewerkschaftsbewegung längst aufgehört, ihrer früheren Aufgabe zu dienen. Von Jahr zu Jahr war sie mehr und mehr in den Bannkreis sozialdemokratischer Politik geraten, um endlich nur noch als Ramme des Klassenkampfes Anwendung zu finden. Sie sollte den ganzen, mühselig aufgebauten Wirtschaftskörper durch dauernde Stöße endlich zum Einsturz bringen, um so dem Staatsbau, nach Entzug seiner wirtschaftlichen Grundmauern, das gleiche Schicksal leichter zufügen zu können. Die Vertretung aller wirklichen Bedürfnisse der Arbeiterschaft kam damit immer weniger in Frage, bis die politische Klugheit es endlich überhaupt nicht als wünschenswert erscheinen ließ, die sozialen und gar kulturellen Nöte der breiten Masse zu beheben, da man sonst ja Gefahr lief, diese, in ihren Wünschen befriedigt, nicht mehr als willenlose Kampftruppe ewig weiterbenützen zu können.“ (MK S. 51 f.)

In der internationalen, „volks- und vaterlandsfeindlichen“ Führung und Einstellung der Gewerkschaften, in der sozialdemokratischen, un-deutschen, „also“ jüdischen Lenkung einer ansonsten ehrenwerten ständischen Interessenvertretung ist das Übel dingfest gemacht, umgekehrt das Programm einer Staatsgewerkschaft erstellt. Diese hat die Relativierung von Arbeiterinteressen an den Erfordernissen der Nation von vornherein zum Ziel und Kriterium ihres Wirkens zu erheben; sie muß positiv den Organisationszweck verfolgen, die von ihr vertretenen Arbeiter als die „Produktivkraft der Nation“ einzusetzen:

„Die nationalsozialistische Gewerkschaft hat demgegenüber durch die organisatorische Zusammenfassung bestimmter Gruppen von Teilnehmern am nationalen Wirtschaftsprozeß die Sicherheit der nationalen Wirtschaft selbst zu erhöhen und deren Kraft zu stärken durch korrigierende Beseitigung all jener Mißstände, die in ihren letzten Folgeerscheinungen auf den nationalen Volkskörper destruktiv einwirken, die lebendige Kraft der Volksgemeinschaft, damit aber auch die des Staates schädigen und nicht zuletzt der Wirtschaft selbst zum Unheil und Verderben geraten.“ (MK S. 675 f.)

Leider haben die „international“ und „marxistisch“ orientierten Gewerkschaften ihre nach der Machtübernahme vollzogene Auflösung und die entsprechende Staatsgründung namens „Arbeitsfront“ nicht in der Weise beantwortet, die den Verdacht Hitlers bestätigt hätte, sie wären vom Klassenkampf und der Gegnerschaft gegen den Klassenstaat geprägt. Funktionäre und Aktivisten, über deren Staatsfeindlichkeit für die Faschisten kein Zweifel bestand – ob zu Recht oder nicht, ist dabei wirklich egal –, wurden verfolgt, ohne daß sich die vielen Organisierten zur Wehr gesetzt haben, wie es Arbeiter tun, die der Überzeugung sind, daß ihnen mit ihrer Organisation das Mittel zur Verbesserung ihrer Arbeits- und Lebensbedingungen genommen wird. Im Gegenteil, Millionen von Wählern der Sozialdemokratie und der KPD haben den „Beweis“ für die Überzeugung des Führers angetreten, daß sie als verführte Deutsche keineswegs zu den verlorenen Kindern des Reiches gehörten. Zum Mitmachen und Stillhalten hat es jedenfalls mehrheitlich gereicht – und die heute gern verabreichte Deutung des „heimlichen“ Widerstandes der Opfer nationalsozialistischer Herrschaft, die „nur“ ihre Pflicht getan haben, gibt diese traurige Tatsache in Form einer Ehrenrettung des guten deutschen Volkes zu Protokoll, um das schlechte Gewissen zu entlasten.

So richtig schlecht ist das postfaschistische Gewissen nämlich gar nicht. Es bemüht zur „Erklärung“ für das mehrheitliche Mitmachen ja auch den Hinweis auf die „sozialistischen“ Elemente der „Nazi-Demagogie“, jene kritische Behandlung des Kapitals, die Hitler propagiert und praktisch wahr gemacht hat – allerdings ohne den Unternehmern Schaden zuzufügen. Neben die „Überzeugungskraft“ der „sozialen Wohltaten“ der Zwangsarbeit ist in dieser Betrachtungsweise die „antikapitalistische Hetze“ getreten, gewissermaßen als wirksames Mittel der Faschisten, sich der verbreiteten – ebenfalls „antidemokratischen“ – Gesinnung in der Weimarer Republik zu versichern, die auf der anderen Seite des politischen Spektrums ihr zerstörerisches Werk betrieben haben soll.



b) Staat und Kapital: 

Von der Verantwortung des Eigentums

Die Anwendung des Mottos: „Der nationalsozialistische Staat kennt keine ‚Klassen‘.“ (MK S. 675) hat den Lohnabhängigen zusätzlich zu ihren gewöhnlichen und wenig einträglichen Leistungen für die Geschäftswelt, die sie fortan in der Deutschen Arbeitsfront abzuleisten hatten, auch noch diverse staatliche Arbeitseinsätze und einen Arbeitsdienst beschert. Daß dieser Menschenschlag zum Arbeiten da ist, wollen Faschisten nämlich nicht bestreiten, wenn sie ihre Entschlossenheit kundtun, von den Klassen abzusehen. Unzufrieden sind sie vielmehr mit allem, was die Benützung dieser Klasse behindert; und das betrifft nicht nur deren Willen zum Kampf für ihre Existenzerhaltung, der den Faschisten zu oft als staatsschädigend vorkommt. Einen unsachgemäßen Umgang mit dem Arbeitsvolk entdecken sie auch bei „unwürdigen Unternehmern“, die mit ihrer Geldgier erst die Lohnabhängigen ins Elend stürzen und auf polizeiwidrige Ansinnen bringen:

„So sicher ein Arbeiter wider den Geist einer wirklichen Volksgemeinschaft sündigt, wenn er ohne Rücksicht auf das gemeinsame Wohl und den Bestand einer nationalen Wirtschaft, gestützt auf seine Macht, erpresserisch Forderungen stellt, so sehr aber bricht auch ein Unternehmer diese Gemeinschaft, wenn er durch unmenschliche und ausbeuterische Art seiner Betriebsführung die nationale Arbeitskraft mißbraucht und aus ihrem Schweiße Millionen erwuchert. Er hat dann kein Recht, sich als national zu bezeichnen, kein Recht von einer Volksgemeinschaft zu sprechen, sondern er ist ein egoistischer Lump, der durch das Hereintragen sozialen Unfriedens spätere Kämpfe provoziert, die so oder so der Nation zum Schaden gereichen müsssen.“ (MK S. 374)

Dem Fanatiker der Volksgemeinschaft ist die Praxis der modernen Ausbeutung durchaus bekannt; aber davon, daß sie dem Maßstab des kapitalistischen Ertrags gehorcht, der Sparsamkeit beim Lohn und verschwenderischen Umgang mit der Leistung des Menschenmaterials gebietet, will er nichts wissen. Der Ruin der arbeitenden Volksgenossen verdankt sich seiner Lehre zufolge der Maßlosigkeit von Unternehmern, die es statt auf einen Beitrag zur nationalen Wirtschaft, der auch ihren privaten Reichtum als Lohn für erbrachte Gemeinschaftsdienste rechtfertigt, nur auf ihre Bereicherung abgesehen haben. Der Mangel an Verantwortung gegenüber dem Dienstherren auch des Kapitals, dem Staat, soll die besitzenden Herrschaften dazu gebracht haben, den Bedarf der Nation zu vernachlässigen – ganz als ob dieser Bedarf nicht in Geld geschätzt und bilanziert würde, also in Form von privatem Eigentum den Markt bevölkert! An den Konjunkturen des Geschäfts will ein Faschist immer dann die Gewinnsucht „egoistischer Lumpen“ ausfindig gemacht haben, wenn das Resultat kapitalistischer Konkurrenz seinen nationalen Ansprüchen nicht genügt; er vermißt da die Verantwortung des „Arbeitgebers“, der weiß, „daß das Glück und die Zufriedenheit seiner Arbeitnehmer die Voraussetzung für die Existenz und Entwicklung seiner eigenen Größe ist“ (MK S.  676). So gelangt er inmitten einer Ökonomie, die auf der Vermehrung von Kapital beruht, zu einer Kritik des Geldes, des alle „Tugenden“ zerstörenden „Gottes“; aber nicht, um diesen „Götzen Mammon“ abzuschaffen und das Privateigentum anzugreifen, sondern um das Kapital dazu anzuhalten, auch dann für die Schaffung von Reichtum und „täglichem Brot“ für die zur Arbeit bestimmten Volksgenossen zu sorgen, wenn es sich nach den Kalkulationen der Geschäftswelt nicht lohnt. Dem radikalen Führer der Volksgemeinschaft gilt das Wirtschaftsleben nicht als eine Anhäufung von „sachlichen Notwendigkeiten“, die – einmal durch staatliche Gewalt ins Leben gerufen – auch den Staat auf die Kriterien ihres Gelingens verpflichten. Der faschistische Politiker hat für den Standpunkt der Konkurrenz mit ihren Gesetzen des geschäftlichen Erfolgs nichts übrig, weil er die Wirtschaft als ein staatliches Projekt betrachtet, in dem das Unternehmertum einen Auftrag hat: das Privateigentum bedingungslos einzusetzen, damit Land und Leute als Quelle nationaler Macht funktionieren. Wenn das zum Synonym für „Gerechtigkeit“ gewordene Programm für die breite Masse: „Arbeit und Brot“ immer wieder so offenkundig nicht verwirklicht wird, so führt er das auf den Mißbrauch des Eigentums zurück; die „soziale Frage“ ist für ihn ein Ergebnis des gewissenlosen Schachers, mit dem sich die Besitzenden aus ihrer Verpflichtung stehlen, „Arbeit zu geben“.

Aus diesem Ideal der gemeinschaftsdienlichen Kooperation, in dem jeder Stand „das Seine“ leistet, hat Hitler nicht nur seine Idylle der Symbiose von Herr und Knecht entworfen:

„Auf dem Lande konnte es eine soziale Frage nicht geben, da Herr und Knecht die gleiche Arbeit taten und vor allem aus gleicher Schüssel aßen.“ (MK S. 348)

Im Geiste dieses Ideals ist er auch zur Unterscheidung zwischen gutem und schlechtem Kapital fortgeschritten und hat ein „reines Kapital“ als „letztes Ergebnis der schaffenden Arbeit“ abgegrenzt „gegenüber einem Kapital, dessen Existenz und Wesen ausschließlich auf Spekulation beruhen“ (MK S. 228). Die guten Leute, die darauf angewiesen sind, sich durch Arbeit ein Einkommen zu verschaffen, erfahren in dieser Diagnose, daß der kalkulierende Umgang mit Lohn und Leistung gar nicht das Werk derer ist, die ihnen „Arbeit geben“ oder auch nicht. Genaugenommen sind sie gar nicht Opfer des kapitalistischen Geschäfts, sondern einer Entartung desselben, unter der ihre „Arbeitgeber“ ebenso leiden und „die Nation“ sowieso und an erster Stelle:

„Eine schwere wirtschaftliche Verfallserscheinung war das langsame Ausscheiden des persönlichen Besitzrechtes und allmähliche Übergehen der gesamten Wirtschaft in das Eigentum von Aktiengesellschaften.

Damit erst war die Arbeit so recht zum Spekulationsobjekt gewissenloser Schacherer herabgesunken; die Entfremdung des Besitzes gegenüber dem Arbeitnehmer aber wurde in das unendliche gesteigert. Die Börse begann zu triumphieren und schickte sich an, langsam aber sicher, das Leben der Nation in ihre Obhut und Kontrolle zu nehmen.“ (MK S. 256 f.)

„Freilich zerstört er (sc. „der Jude“, der hier für alle Bosheit des Bankkapitals steht) auch immer gründlicher die Grundlagen einer wahrhaft volksnützlichen Wirtschaft. Über dem Umwege der Aktie schiebt er sich in den Kreislauf der nationalen Produktion ein, macht diese zum käuflichen, besser handelbaren Schacherobjekt und raubt damit den Betrieben die Grundlage einer persönlichen Besitzerschaft. Damit erst tritt zwischen Arbeitgeber und Arbeitnehmer jene innere Entfremdung ein, die zur späteren politischen Klassenspaltung hinüberleitet.“ (MK S. 344 f.)

Daß der Kredit in allen seinen Gestalten einen Unternehmer mit der Freiheit ausstattet, über seinen persönlichen Besitz hinaus die Anwendung von Arbeit gewinnbringend zu gestalten; daß Zinsen den Preis für Geld ausmachen, der gezahlt wird, sooft es sich lohnt; daß Aktiengesellschaften auch die Lieblingsindustrien Hitlers zu der Größe gebracht haben, derer er sich so souverän bediente in seinem Vorhaben der Wiedergewinnung deutscher Macht; usw. – das alles hat der Gröfaz ganz bestimmt nicht übersehen. Er hat ja auch nicht den kapitalistischen Kreditüberbau vernichtet und die Banken in Stätten der Körperertüchtigung umgewandelt. Im Gegenteil. Seine Kritik, die den

„Kampf gegen das internationale Finanz- und Leihkapital ... zum wichtigsten Programmpunkt des Kampfes der deutschen Nation um ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit und Freiheit“ (MK S. 233)

erklärte, verdankte sich weniger der „Entdeckung“, daß den Industriellen in den Spekulanten des Kapitalmarkts eine furchtbare und unerträgliche „Zinsknechtschaft“ zugemutet wurde. Vielmehr beruht dieser Programmpunkt auf der Beobachtung der Tatsache, daß die Geschäftserfolge des Kapitals, die es auch in Zeiten der Weltwirtschaftskrise durchaus gab, mit der Macht des Reiches keineswegs zusammenfielen; daß die Mißerfolge deutscher „Wertarbeit“ umgekehrt aus Beschränkungen herrührten, die andere Nationen – die Siegermächte der letzten Konkurrenz der Waffen – diktieren konnten. Daraus hat Hitler den Schluß gezogen, daß also auf den Erfolg in wirtschaftlicher Hinsicht keinerlei Verlaß war.

Die grundsätzlichen Einlassungen von Faschisten zum Verhältnis „Politik und Ökonomie“ bestehen samt und sonders in der Verkündung der imperialistischen Wahrheit, daß die Wirtschaft eines Landes zu dessen Macht in der Staatenwelt genau so viel beiträgt, wie die Gewalt der betreffenden Nation ihr den Weg bahnt. Daß umgekehrt die Machtmittel der Nation von ihren wirtschaftlichen Potenzen sehr wohl abhängen, heißt für sie wie für alle Weltwirtschaftsführer immer nur eines: Es gilt sie herzustellen und auszunützen. Dem internationalen „Finanz- und Leihkapital“ meinen sie den Kampf ansagen zu müssen, sobald sich der Weltmarkt mit seinen Abteilungen Warenhandel, Kapitalverkehr und Börse zuungunsten ihrer Nation auswirkt. Den nationalen Kredit hat auch Hitler zur Blüte gebracht. Daß das Geld- und Kreditwesen im Inneren des Staates auf dessen hoheitlicher Garantie beruht und nur im internationalen Wirtschaften praktischen Zweifeln ausgesetzt ist, haben die „Finanzgenies“ des Dritten Reiches ebenso wie der Führer selbst nämlich kapiert. Deshalb haben sie den Nationalkredit nicht abgeschafft, sondern dem grenzüberschreitenden Vergleich weitgehend entzogen und die Geschäftswelt damit versorgt – das war ihr Kampfprogramm, weil es die Befreiung der nationalen Wirtschaft von Abhängigkeiten verhieß, die der Macht auswärtiger Souveräne entsprangen.

Auf „den Juden“ ist Hitler auch in diesem Zusammenhang verfallen. Getreu der Logik, die in der Gewerkschaftsfrage zur Anwendung kam, stand bei der Verhinderung deutscher Wirtschaftsmacht der „Schluß“ auf antinationale Nutznießer der deutschen Arbeit an, die sich auf Kosten der guten deutschen Unternehmen die Früchte des Fleißes sicherten und als „Bankjuden“ mit ihren maßlosen Ansprüchen auf Vermehrung ihres Geldes die profitable Auslastung und Vergrößerung der deutschen Industrie behinderten. So wurden die national mangelhaften Erträge des reichseigenen Kapitalismus erstens in dessen „volksfremden“ Vertretern und zweitens mit einem Beschäftigungsprogramm bekämpft, dessen Kunstgriffe auch für besorgte Weltwirtschaftspolitiker nicht-faschistischer Observanz wegweisend geworden sind: Neben die unmittelbaren Staatszwecken dienende Zwangsarbeit, die gar nicht geheimnisvolle Gebrauchswerte zuwege zu bringen hatte, trat eine ansehnliche Menge öffentlicher  Aufträge an „die Wirtschaft“; finanziert durch Staatsschulden, welche das „Problem“ der beschränkten Zahlungsfähigkeit „lösten“ – und die Verbuchung von Gewinnen sicherstellten.

Den Importbedürfnissen der Unternehmen, welche die Zahlungsfähigkeit einheimischer Käufer und Banken auf die Probe stellten und die dem Reich erwachsenen Exportschranken spüren ließen, trug der NS-Staat durch Subventionierung des Außenhandels Rechnung, nach Maßgabe seines Interesses an der Versorgung seiner Kriegsindustrie mit „lebensnotwendigen“ Gütern, die im Inland nicht verfügbar waren. Das Mittel dafür waren erneut Staatsschulden, hier so eingesetzt, daß die Rentabilität des Geschäfts bei den „Partnern“ gewährleistet blieb. Denn gefährdet war die Kalkulation auf Gewinn und damit das Geschäft stets, da die reichsdeutsche Mark infolge des freien Umgangs des Staates mit seinem Kreditgeld nicht gerade eine verläßliche Währung darstellte. So entschloß sich die Regierung zu allerlei verzinkten Manipulationen am Kurs der Reichsmark, spaltete ihn je nach Partner und Geschäftsbedingungen auf, versorgte sich auch für bestimmte Transaktionen mit einem Goldschatz – und finanzierte mit Krediten die Verluste.

Daheim, wo die hoheitliche Garantie der Zahlungsmittel unbestritten war, konnten die Zettel – von denen von Jahr zu Jahr mehr in Umlauf kamen: Anleihen und Wechsel aller Art, später auch Steuergutscheine und dergleichen statteten die Wirtschaft mit „Liquidität“ aus – ihren Dienst für die Geschäftswelt tun: Sie wurden als Geld und Kapital verwendet. Die faschistische Rücksichtslosigkeit gegen den kapitalistischen Imperativ, den Wert des nationalen Kreditgeldes um Gottes willen nicht durch inflationäre Vermehrung zu gefährden, wurde da durchaus marktwirtschaftlich produktiv – und außerdem um passende Stabilisierungsmaßnahmen ergänzt: Die über die Preise abgewickelte Konkurrenz um die Zahlungsfähigkeit der konkurrierenden Bedürfnisse wurde behördlich reguliert und kontrolliert; Lohnsteigerungen kamen erst gar nicht in Frage.

Eine flotte Konsumtion war nämlich nicht vorgesehen im nationalsozialistischen Wirtschaftsprogramm. An die zum „Nährstand“ ernannten Bauern erging der Auftrag der Versorgung. Ihre nationale Pflicht war erfüllt, solange Brot überhaupt vorhanden war, die Bauernhöfe zusammengehalten wurden und Herr und Knecht den bescheidenen sozialen Frieden des Landlebens pflegten. Der Staat sorgte dafür, daß der Bauernstand dabei Unterstützung durch Arbeitskräfte erhielt, die mit der Ableistung eines Pflichtjahres das Recht erwarben, mit ernährt zu werden.

In anderen Abteilungen fiel der staatliche Anspruch auf verfügbare Gebrauchswerte wesentlich höher aus. Von der Bedingung, die eine kapitalistische Wirtschaft erfüllt wissen will, wenn sie produzieren soll – Produktion und Handel müssen ausreichend Gewinn abwerfen –, wollen faschistische Wirtschaftspolitiker grundsätzlich nicht viel wissen. Zumindest nicht in dem Sinne, daß sie sich in ihren Vorhaben an einer in der Konkurrenz bewiesenen „Leistungsfähigkeit“ ihrer Industrie orientieren und die Staatsmacht darauf festlegen würden, alle Hebel für deren Herstellung einzusetzen. Sie setzen besagte Bedingung außer Kraft, indem sie ihre Erfüllung garantieren. Auf die Berechnungen von Kapitalisten, die im eigenen Interesse aus den Mitteln und Schranken von Konkurrenz und Kredit das Beste machen, wollen sie sich nicht verlassen. Den Glauben, das

„Angewiesensein des Kapitals auf den unabhängigen freien Staat zwänge dieses also seinerseits, für diese Freiheit, Macht, Stärke usw. der Nation einzutreten“ (MK S. 228),

bezeichnete Hitler als illusionär. Sein Programm, das Kapital zum „Dienen“ zu bewegen, ignoriert die vielzitierte „wirtschaftliche Vernunft“, weil es eben so, mit dem Standpunkt der Souveränität der Macht gegen alle „Sachzwänge“, die Koinzidenz von Geschäft und Stärkung des Staates herstellen will. An Krisen des Kapitals ermittelt der faschistische Staatsmann den gelungenen Egoismus des internationalen Geldmannes ebenso wie den gescheiterten Willen des nationalen Standes, dessen Auftrag Produktion und Beschäftigung heißt. Das daraus abgeleitete Diktat zur Ausnutzung der nationalen Produktivkraft braucht allerdings die Geschäftswelt nicht lange zu beunruhigen; im Dritten Reich entpuppte es sich keineswegs als „untaugliches Rezept“, das unweigerlich zum „Zusammenbruch“ geführt hätte, sondern als ein Angebot sondergleichen – kein Wunder, daß das „Großkapital“ an Hitler Gefallen gefunden hat. Auch die Nutznießer der Akkumulation von zinstragendem Papier konnten, nach gewissen Zweifeln an den Vorteilen staatlicher Vorschriften in Sachen Aktienverkehr und Dividenden, nicht übersehen, daß die Geschäfte mit dem Kredit nicht unterbunden, sondern staatlich garantiert waren; und das produktive Kapitaleigentum brauchte die Grenzen, die es an denen des Landes zu gewärtigen hatte, nicht zu fürchten. Der maßlose Idealismus dieses Staates, der die „Überzeugungskraft“ wirtschaftlicher Stärke in der internationalen Konkurrenz für erwiesenermaßen gering einschätzte und sehr realistisch auf die Drohung mit und Anwendung von Gewalt setzte, verhieß auch wieder internationalen Gewinn aus erweiterten Zugriffs- und Anlagesphären. An der Rüstungsproduktion konnte jedermann sehen, wie Hitler sich den Weg zu wahrer Souveränität des Reiches und einem darauf begründeten haltbaren „Aufschwung“ vorstellte. Sein Standpunkt war die imperialistische Wahrheit, daß die Einschränkungen, die Deutschland nach verlorenem Krieg über sich ergehen lassen mußte, das Ideal eines durch wirtschaftliche Leistung im Konkurrenzvergleich zwischen den Nationen erreichten Wiederaufstiegs blamierten. Sein Ideal war eine Wirtschaft, die ihren Staat so rasch wie möglich mit den Mitteln versorgte, die es diesem gestatteten, gegen die Fesselung der eigenen und die Freiheiten anderer Nationen praktisch Einspruch einzulegen. Und Kapitalisten, die sich in ihrer Jagd nach Geld immer auf die geltenden Geschäftsgrundlagen einstellen, sich also auch auf die Machtverhältnisse des Weltmarkts positiv einlassen, hielt er für schlechte Vertreter ihres Standes. Sie und alle anderen guten Deutschen hat er daran erinnert, daß die Gewalt des Staates der Geburtshelfer des Kapitals ist und ohne diesen der Geschäftserfolg sowieso matt ausfällt:

„Das Gerede der ‚wirtschaftsfriedlichen‘ Eroberung der Welt war wohl der größte Unsinn, der jemals zum leitenden Prinzip der Staatspolitik erhoben wurde... Gerade in England hätte man die schlagende Widerlegung dieser Theorie erkennen müssen; hat doch kein Volk mit größter Brutalität seine wirtschaftlichen Eroberungen mit dem Schwerte besser vorbereitet und später rücksichtsloser verteidigt, als das englische. Ist es nicht geradezu das Merkmal britischer Staatskunst, aus politischer Kraft wirtschaftliche Erwerbungen zu ziehen und jede wirtschaftliche Stärkung sofort wieder in politische Macht umzugießen?“ (MK S. 158)

Mit einem Vorkriegsprogramm hat der NS-Staat die Kritik an der demokratischen Bewältigung eines verlorenen Krieges vollzogen und im Innern für neue Geschäftsgrundlagen gesorgt, denen kein Großindustrieller, Bankier und Handwerker seine Sympathie versagen mochte. Auf ein bescheidenes Sich-Einrichten in schweren Nachkriegszeiten war diese Wirtschaftspolitik nicht angelegt; das Autarkie-Ideal lohnte sich und konnte mit Verzicht auf Gewinn nicht verwechselt werden; der Dienst am Staat, der da vom Eigentum gefordert war, ließ sich von den Eigentümern leicht erbringen – die Vorteile lagen auf der Hand.
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C. Das Recht einer rechtschaffenen Nation 

auf die ganze Welt 

oder: Krieg – was denn sonst?

Nach einer älteren antifaschistischen Lehrmeinung ist mit Hitlers Amtsantritt „die offen terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals“ (G. Dimitroff) angebrochen. Ein Führer, auf dessen Geheiß ein Volk einen Krieg führte, der um die 60 Millionen das Leben gekostet hat, soll in Wahrheit ein „Lakai“ des großen Geldes gewesen sein, ein „Strohmann“, der mit der Unterdrückung von Arbeiterunruhen im Innern und mit einem umsatzsteigernden Krieg nach außen die Profitinteressen seiner Auftraggeber blutig bedient hat – eventuell mit ein paar unvorhergesehenen Tendenzen vor allem in den späteren Kriegsjahren, das Verhältnis umzukehren und die finanzkräftigen „Hintermänner“ seiner „Bewegung“ kaltzustellen. Mit Belegen dafür, daß sich Männer des Kapitals um die Durchsetzung Hitlers verdient gemacht haben und daß die von diesem angeordnete Kriegswirtschaft das Interesse am Profit keineswegs verletzt hat – die Rüstungskonzerne kassierten kräftig –, wird bewiesen, daß recht besehen die finanzkräftige Mafia den Staat beauftragt habe, bei ihr Waffen in Auftrag zu geben. Der Klassencharakter der Politik liegt darin, daß sie sich finanzieren läßt, um ihrerseits die Gewinne ihrer Förderer zu – finanzieren. Die Ökonomie des Kapitals besteht in der Spekulation auf die Umverteilungskünste des Staates...

Geleugnet wird mit solchen Auskünften die Souveränität des Klassenstaats – vor wie nach dem Dritten Reich, vor allem aber in ihm. Dabei zeugen gerade die weitreichenden und nie erlahmenden Bemühungen gut betuchter Parteispender um Einfluß auf die Politik davon, daß die Staatsmacht in ihrer Trennung vom Gang der Geschäfte für diesen wichtig ist: Als Gewalt, die die Scheidung von Arbeit und Eigentum schafft und erhält, und Instanz des so in die Welt gesetzten Gesamtinteresses kennt sie keine andere „Vernunft“ als die Forderungen des Kapitals; den berechnenden Ansprüchen einzelner Kapitalisten ist sie daher zwar prinzipiell gewogen, kann ihnen aber mehr oder weniger entsprechen. Ein Staat verfügt über Alternativen, die keineswegs den Wünschen und Anträgen der Geldgeber des jeweiligen Personals entspringen, sondern Gesichtspunkten anderer Art: dem Interesse an wachsenden und zugleich wirtschaftsverträglichen Steuern; Fragen der effektiven Handhabung seiner Finanzen, der Wirkung von Abgaben auf Import und Export, der passenden Pflege eines durch ausgiebigen Gebrauch der staatlichen Geldhoheit strapazierten Nationalkredits, wobei in allen Fällen recht gegensätzliche Wirkungen zustandekommen; Fragen der Regelung von Konkurrenz und Kredit, die stets Mittel des Geschäfts bleiben sollen und doch oft Beschränkungen darstellen; Bemühungen um die Kräftigung des sozialen Friedens, der „inneren“ wie „äußeren Sicherheit“... Und schließlich liefert auch noch das Kalkül der jeweiligen Amtsträger, sich durch die Erledigung dieser Aufgaben die Macht zu erhalten, manche Entscheidungshilfe. Dieses gesamte Programm einer Betreuung der Klassengesellschaft gehorcht keinem anderen Zweck als dem, das Wachstum des kapitalistischen Reichtums zu befördern und die damit verbundenen Kollisionen zu bemeistern und Störungen aus dem Weg zu schaffen – und dafür ist ein Gewaltmonopol genau das Passende: die Freiheit, die Geschäftsbedingungen zu setzen. Zu dieser Freiheit gehört auch die Befugnis, über Recht und Unrecht, also auch über Krieg und Frieden zu entscheiden – was schlecht zum Bild gekaufter „Knechtsnaturen“ paßt.

Der „Ansatz“ zur Erklärung der nationalsozialistischen „Untaten“ mithilfe spendier- bzw. subventionsfreudiger Finanziers und der aus deren Existenz abgeleiteten Reihenfolge „Kapitalismus – Faschismus – Krieg“ kann mittlerweile als erledigt gelten; allerdings nicht, weil die hier geübte Kritik Allgemeingut geworden wäre. Die Theorie von Faschismus und Krieg als Auftragsarbeit Hitlers fürs große Kapital hat einerseits für den Geschmack der großen Mehrheit demokratischer Vergangenheitsbewältiger schon immer ein viel zu negatives Licht auf „die Wirtschaft“ geworfen, von deren Leistungen der moderne demokratische Staat schließlich nicht minder lebt als das faschistische Reich, deren Einmischung in die Politik daher als legitim, deren Bedienung und Förderung durch die öffentliche Gewalt als unzweifelhaft vernünftig zu gelten hat. Und weil nach dem Ende des Sowjetsystems gar kein verantwortungsbewußter Mensch mehr eine Alternative zur wechselseitig nützlichen Symbiose von Marktwirtschaft & Demokratie für denkbar halten mag, wirft mittlerweile die theoretische Verknüpfung von Profitinteressen und Faschismus andererseits nur allzu leicht ein zu positives Licht auf die NS-Zeit: Als Sachwalter des „großen Geldes“, erfolgreicher Förderer des „Wachstums“ und Kanzler eines kapitalfreundlichen „deficit-spending“ wäre Hitler für seine demokratischen Urenkel geradezu ein Vorbild – und soviel Rehabilitation darf nicht sein, aus Gründen der demokratischen Hygiene. So erklärt man sich den Mann und sein System besser gar nicht, nämlich als unfaßbaren Siegeszug des Bösen, und seinen Weltkriegskurs aus einer garantiert so unpolitischen wie unmoralischen Besessenheit des psychisch gestörten Privatmanns Adolf H.

Dabei sind die Nazis an politmoralischer Begründung und Rechtfertigung ihres Krieges nichts schuldig geblieben. Nicht bloß, daß sie sich wie noch jede Kriegspartei der Weltgeschichte den Bonus des herausgeforderten Verteidigers zugesprochen haben – auch ihr Krieg fing damit an, daß „zurückgeschossen“ werden mußte. Hitler wußte auch ein im Wortsinn vitales nationales Interesse anzugeben, das seinen Krieg so unausweichlich machte, wie das noch für jede „militärische Intervention“ gilt; die Verrücktheit sah er ganz auf Seiten seiner pazifistischen Kontrahenten – auch dies wie jeder Politiker, der von seiner Nation Kriegsbereitschaft fordert:

„Durch die rasende Vermehrung der deutschen Volkszahl vor dem Kriege trat die Frage der Schaffung des nötigen täglichen Brotes in immer schärfer werdender Weise in den Vordergrund alles politischen und wirtschaftlichen Denkens und Handelns. Leider konnte man sich nicht entschließen, zur einzig richtigen Lösung zu schreiten, sondern glaubte auf billigerem Wege das Ziel auch erreichen zu können. Der Verzicht auf Gewinnung neuen Bodens und ihr Ersatz durch den Wahn einer weltwirtschaftlichen Eroberung mußte am Ende zu einer ebenso schrankenlosen wie schädlichen Industrialisierung führen.“ (MK S. 255)

Kenner des Weltmarkts und Experten einer durch jahrzehntelange Exporterfolge gestählten D-Mark können über so eine altertümliche Politökonomie des Landbaus und Verachtung der Industrie nur den Kopf schütteln. Daß Deutschland auch schon zu Weimarer Zeiten durch seine Industrie weit mehr Reichtum akkumuliert hat als mit dem Pflug, war den Nazis freilich klar; und wenn sie sich mit ihrem zahlreichen deutschen Volk auf zu engem Raum eingesperrt vorkamen, dann auch nicht deswegen, weil sie bei der Multiplikation von Ackerflächen mit Düngemitteln zu niederschmetternden Ertragsziffern gekommen wären. Sie sahen ihre große Nation ganz elementar um das imperialistische Recht gebracht, den Rest der Welt, oder doch wenigstens bedeutende Teile davon, als Ressource für das „tägliche Brot“ der Staatsmacht zu benützen – und dazu gehört weit mehr als ein blockadefest ausreichend genährter „Volkskörper“. Die Absicht, diese Not zu wenden, mochte Hitler seinen ‚entschlußunfähigen‘ bürgerlichen Konkurrenten und Vorgängern gar nicht einmal bestreiten – so wenig wie seine demokratischen Nachfolger ihm und dem Kaiser ein gültiges nationales Anliegen absprechen wollen, für das sich der Weltkrieg bloß als untaugliches Mittel erwiesen hat:

„...nach außen gilt es etwas zu vollbringen, woran wir zweimal zuvor gescheitert sind: im Einklang mit unseren Nachbarn zu einer Rolle zu finden, die unseren Wünschen und unserem Potential entspricht“ (K. Kinkel, deutscher Außenminister, in der FAZ vom 19.3.93)

Nur konnten die Nationalsozialisten zu ihrer Zeit genausowenig übersehen, daß der Erfolgsweg einer „weltwirtschaftlichen Eroberung“ dem Reich verwehrt war: Statt mit einem Marshall-Plan die Ressourcen des Kriegsverlierers zu einer Sphäre der Dollar-Akkumulation herzurichten, transportierten die Siegermächte des 1. Weltkriegs Überschüsse und ökonomische Substanz aus dem Land ihres niedergerungenen Feindes ab, um ihre Kriegsschäden zu reparieren; statt in einer imperialistisch sauber hergerichteten Freien Welt und vor allem auf dem großen US-Markt die Konkurrenz um Exporterfolge und Dollarerträge aufnehmen und bis zur Schädigung des amerikanischen Weltgeldes selbst treiben zu dürfen, waren Deutschlands Kapitalisten der damaligen Nachkriegszeit am Zugriff auf auswärtige Waren und Märkte gehindert. In dieser Lage nach einer friedlichen „Lösung“ für das „Problem“ des deutschen Wiederaufstiegs, für die „Alternative“ „Weltmacht oder gar nicht!“ auch nur zu suchen, fand Hitler dermaßen verkehrt, daß er sich in seiner gerechten Empörung einen solchen Fehlversuch nur aus der verwerflichen Gesinnung der Verantwortlichen erklären konnte:

„In eben dem Maße, in dem die Wirtschaft zur bestimmenden Herrin des Staates aufstieg, wurde das Geld der Gott, dem alles zu dienen und vor dem sich jeder zu beugen hatte. Immer mehr wurden die himmlischen Götter als veraltet und überlebt in die Ecke gestellt und statt ihnen der Weihrauch dem Götzen Mammon dargebracht. Eine wahrhaft schlimme Entartung setzte ein, schlimm besonders deshalb, weil sie zu einer Zeit eintrat, da die Nation höchste heldische Gesinnung ... nötiger denn je brauchen konnte. Deutschland mußte sich gefaßt machen, eines Tages mit dem Schwert für seinen Versuch, auf dem Wege einer ‚friedlichen, wirtschaftlichen Arbeit‘ sich das tägliche Brot zu sichern, einzustehen.“ (MK S. 255 f.)

„Wie weit diese ‚Verwirtschaftung‘ des deutschen Volkes gelungen war, geht wohl am ersichtlichsten daraus hervor, daß endlich nach dem Kriege einer der führenden Köpfe der deutschen Industrie und vor allem des Handels die Meinung zu äußern vermochte, daß die Wirtschaft als solche allein in der Lage wäre, Deutschland wieder aufzurichten.“ (MK S. 257)

Die Logik, nach der da ein aufstrebender Staatsmann den imperialistischen Mißerfolg seiner Nation als Beweis für die Alternativlosigkeit seines Reformvorhabens in Anspruch nimmt, ist übrigens dieselbe, nach der die zivilen Kanzler der zweiten deutschen Nachkriegszeit, denen militärische Macht sehr wohl, aber nur als Teilhabe am westlichen Bündnissystem und nach dessen strategischen Optionen verfügbar wurde, verfahren sind. Diese haben die ihnen gleichfalls erteilte Lizenz zu „weltwirtschaftlichen Eroberungen“ ausgenützt, die starke Mark zum allein anständigen Erfolgsrezept der Nation erklärt – und ihrer Außenpolitik jahrzehntelang das Kompliment „gewaltfrei und friedlich“ angehängt. Gestimmt hat an dieser demonstrativen Absage an eine „Militarisierung“ der deutschen Politik kein Wort. Und sowenig die Nachkriegskanzler über dem Aufstieg zum „Exportweltmeister“ ihren NATO-Beitrag als notwendige „Geschäftsbedingung“ vernachlässigt haben, sowenig haben die Faschisten – „Mammon“ hin oder her – den Beitrag der „schrankenlos“ gewachsenen nationalen Industrie zu ihrem Projekt der militärischen Emanzipation von allen äußeren Beschränkungen gering geachtet. Ihre politische Kritik am Standpunkt „der“ Ökonomie, der „Verwirtschaftung“ der Nation, war eben nicht nur keine „Kritik der politischen Ökonomie“; sie war auch kein Angriff aufs Kapital und dessen Recht auf Profit; sie war ein Plädoyer für das Recht der Nation, „die Wirtschaft“ zu ihrer Verfügung zu haben. Dem stand der berechnende Umgang mit den von den Siegermächten gesetzten einengenden internationalen Geschäftsbedingungen entgegen; ein die Sache der Nation befördernder Kosmopolitismus deutschen Kapitals war unter diesen Umständen nicht zu haben. So wurden der deutschen Geschäftswelt diesbezügliche Versuche untersagt; die deutsche Wirtschaft hatte sich für die Bedienung staatlichen Bedarfs herzurichten, der beschlossenen Mobilmachung zu entsprechen.

Umzusetzen war das natürlich nicht ohne „administrative Eingriffe“ in die Freiheit des Kalkulierens; in der luxuriösen Lage fand sich das Dritte Reich nicht, daß es seinem Wirtschaftsleben eine ganze Rüstungsbranche als wachstumsfördende High-Tech-Schmiede hätte implantieren können; deswegen hat Hitler es auch weit von sich gewiesen, bei der „planmäßigen“ Zurichtung von Warenproduktion und Handel zur Kriegswirtschaft die Konkurrenzgesichtspunkte seiner Industriellen zu berücksichtigen. Daß die nationale Aufrüstung und die Deckung des Kriegsbedarfs deren Schaden nicht sein sollte, verstand sich sowieso von selbst; und ebenso, daß mit der „Befreiung“ Großdeutschlands auch dem vaterländischen Unternehmertum die Freiheit von allen einschränkenden Konkurrenzbedingungen erkämpft werden sollte: Auch für Hitler war das Kriegsziel ein Friede, der es der Nation ermöglichen sollte, „auf dem Wege einer ‚friedlichen, wirtschaftlichen Arbeit‘ sich das täglich Brot zu sichern.“

Diesem Unternehmen rückblickend jede moralische Anerkennung zu versagen, fällt den Hinterbliebenen der Niederlage dennoch leicht. Endlich einmal nicht als isolierter Verlierer unzufrieden und in Unfrieden mit dem Rest der Welt, vielmehr auf der Seite der Sieger fest beheimatet in einer Weltordnung, die den Deutschen bislang ein weltpolitisches Bedürfnis nach dem andern erfüllt hat, kann die Nation Hitlers offensiven Griff zur „Gewalt als Mittel der Politik“ zwischen freien und souveränen Nationen gar nicht mehr verstehen. Dabei sind die guten Gründe und zwingenden Anlässe für den Gebrauch militärischer Mittel zur Brechung eines fremden Staatswillens überhaupt nicht ausgestorben; in Gestalt eines Systemfeinds waren sie ununterbrochen gegeben, und nach dessen Ende vervielfältigen sie sich enorm. Und daß die völkerrechtlich konstruierten Legitimationen für die heutigen Kriegseinsätze allemal auf die Wahrung nationaler Interessen hinauslaufen, ist auch kein Geheimnis. Ebensowenig wie die Tatsache, daß die Kriegsbereitschaft des demokratischen Nationalismus von vorneherein auf den Gewalthaushalt der gesamten Staatenwelt berechnet ist, also jeden einzelnen Waffengang als Beitrag zur Erhaltung bzw. Schaffung einer Weltordnung einstuft.

Der Unterschied, den die berufenen Interpreten der neueren Geschichte in einen Gegensatz zur Politik Hitlers verfabeln, ist wieder einmal einer der „Lage“, der „Kräfteverhältnisse“ – der Mittel, über die  konkurrierende Nationen verfügen und auf deren Gebrauch sie sich im Umgang miteinander eingelassen haben und verlassen wollen. Jeden Gewalteinsatz wert sind Interessen, die sich in der Geschäftsordnung des Weltmarkts als anerkannte bewährt haben; die aber regelmäßig zur Schädigung anderer Nationen führen, die ihre ebenso berechtigten nationalen Interessen verletzt sehen. Deren Versuche zur Aufbesserung ihrer Bilanzen – der ökonomischen wie die ihrer Macht – werden allemal unterbunden. Und zwar durch dauernde Aufsicht und „Einmischung“, die mit Gewalt droht, schon gleich aber durch Krieg, wenn sie sich mit Gewalt an die Veränderung der Grenzen wagen. Solche Politik zählt heute als „Verletzung des weltweiten Rechtsfriedens“ – es sei denn, sie wird von den maßgeblichen Veranstaltern der Weltordnung selbst betrieben. Ihnen ist die „Veränderung von Grenzen“, die sie anderen verbieten, durchaus als legitimer Sonderfall geläufig. In einer Staatenwelt, in der aufgrund des Ergebnisses von Waffengängen die Kompetenzen geregelt sind, in der die einen die politökonomischen Systementscheidungen treffen und die anderen sich mangels Alternative den vorgegebenen Regeln anzuschließen und der „wirtschaftsfriedlichen Eroberung“ zu erschließen haben, wenden erfolgreiche Nationen Gewalt immer nur zur Wahrung ihrer legitimen „vitalen Interessen“ an; ihr Militärapparat gerät in den guten Ruf, ausschließlich zur Erhaltung der „Herrschaft des Rechts“ da zu sein, und sein Einsatz wird grundsätzlich von anderen provoziert, die sich eines Verstoßes schuldig machen – gegen den Frieden und jede Ordnung in der Völkerfamilie. Die Eroberung von Lebensraum erscheint da fürwahr als doppelt verwerfliches Unternehmen: Hitler hat seine Deutschen antreten lassen, um die Beschränkungen deutscher Macht durch den überlegenen Imperialismus der Weltmächte zu brechen, die Rangfolge der maßgeblichen Nationen gründlich zu revidieren – also „die Ordnung“ umzuwerfen, die die Siegermächte in Europa eingerichtet hatten. Die war zwar noch lange nicht so stabil wie die der nächsten Nachkriegszeit; doch es langt, um Hitlers Ziel zu verurteilen – und umgekehrt jeden aufstrebenden Potentaten, der seither die Weltordnung herausgefordert hat, als „neuen Hitler“ zu entlarven. Für seinen Korrekturversuch hat der deutsche Gröfaz außerdem mit der gewaltsamen Besetzung fremder Länder ein Mittel angewandt, das alles andere als diejenige imperialistische Stärke verrät, die eine moderne Nation zu gewaltsamer Einflußnahme auf die Gewaltverhältnisse auf dem Globus und zur Konkurrenz um die Weltherrschaft berechtigt. Eine gelungene Kapitalakkumulation, in aller Herren Ländern etablierte Geschäftsinteressen, die dadurch begründete Pflicht und Fähigkeit, überlegene Gewalt anzuwenden, wenn Eigenmächtigkeiten oder fremde Mächte in die Quere kommen und die Konkurrenz der Waffen über Recht und Unrecht zu entscheiden hat: das alles ging dem faschistischen Staat ab; die Grundlage dafür sollte durch Eroberungen erst geschaffen werden. Dafür wurde eine nicht intakte Kapitalakkumulation in eine Kriegswirtschaft umgewandelt, wurde ein so unkapitalistisches Wirtschaftsprogramm wie der Kampf um Autarkie in Angriff genommen, wurden so ungewöhnliche Beuteobjekte wie „Kornkammern“ ausgewählt: „Großdeutschlands Befreiungskrieg“ wurde um Voraussetzungen der Weltherrschaft geführt, die erfolgreiche kapitalistische Staaten zu verteidigen wissen.

Für die anderen Nationen waren Hitlers Kriegsziele freilich von vornherein ein Versuch zur Neuaufteilung der Welt und insofern ein unabweisbarer Grund, die nationale Tagesordnung umzuwerfen; denn ab sofort hatten die Waffen der Konkurrenz hinter der angekündigten Konkurrenz der Waffen zurückzustehen bzw. mußten dafür tauglich gemacht werden. Die Politik Hitlers war für seine Kontrahenten eine Herausforderung: An der Aufteilung der Welt mußte man sich beteiligen. An den Kalkulationen in Sachen Kriegserklärungen und -eintritte zumindest läßt sich ersehen, daß weniger antifaschistische Gesinnung als imperialistische Berechnung den schließlich fälligen militärischen Entscheidungen die Richtung gewiesen hat. Das gilt in anderer Weise auch für die Sowjetunion. Zwar ließ Hitler der Sowjetunion keine Wahl, als er sie mit Krieg überzog. Aber unter Führung Stalins machten sich die russischen Staatssozialisten mit den Berechnungen der Imperialisten gemein und beteiligten sich mit ihrem erfolgreich geführten „großen vaterländischen Krieg“ an der Neuaufteilung der Welt. Statt die „Weltrevolution“ voranzutreiben, haben sie ihr Sowjetland zur Weltmacht gemacht, die von den anderen Siegermächten nicht nur zunehmend als störender Machtkonkurrent angesehen worden ist, sondern sich auch als solcher verstanden hat. Was die westlichen Alliierten von damals wie heute angeht, so gilt Faschismus nicht per se als Grund, einen Staat zu kritisieren und gute Beziehungen zu meiden, geschweige denn, ihn zu bekämpfen. Die Entscheidung Hitlers, gen Osten zu marschieren, hat im Gegenteil dem Reich im Urteil der späteren Hüter von Menschenrechten sogar einige mildernde Umstände eingebracht. Diese Veränderung der „Landkarte“ wäre offenbar kein so großes Ärgernis gewesen, wie die, die daraus erfolgte, es wurde. Seitdem gab es neben der guten Weltmacht und ihren Alliierten jahrzehntelang auch noch eine böse, und demokratische Antifaschisten nennen bei der Aufzählung des Unglücks, das Hitlers Krieg über die Welt gebracht hat, gleichauf mit den vielen Toten die „Spaltung Deutschlands“, die erst nach mehr als vierzig Jahren glücklich überwunden wurde. Das sind dieselben Leute, die beim Rückblick auf das Dritte Reich fragen, ob Deutsche etwas von Kriegswirtschaft, Arbeitsdienst, Blut und Boden merken konnten – oder ob ihnen das Kriegsprogramm erst bei Stalingrad bewußt werden konnte...
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D. Gerechtigkeit – oder: 

Der faschistische Staat vollzieht seine Auslese über Rassismus, Judenmord, Euthanasie, Lebensborn

Am Kriegsprogramm und den für es zu erbringenden Leistungen, die der Führer ganz gerecht von jedem Stand nach seinen Möglichkeiten forderte, wurde das Volk gemessen. Sämtliche „wirren Ansichten“ und „Wahnsinnstaten“ des NS-Staates, die von humanitären Bestaunern des Dritten Reiches so gerne gesammelt und dokumentiert werden, um mit der Empörung über derartige „Unmenschlichkeiten“ ein bißchen Freude zu stiften über die Menschlichkeit der demokratischen Alternative, verdanken sich diesem Prinzip. Es ging um die banale Be- und Verurteilung sämtlicher Zeitgenossen gemäß der Antwort auf die alles entscheidende Frage: Wer ist bereit, bei diesem Staatsprogramm mitzumachen?

Mit der Bereitschaft ist erst einmal der Wille gefragt. Und da begnügt sich der faschistische Staatsmann nicht mit dem Befund, daß seine Bürger als loyale Untertanen ihren Berufen nachgehen, mit ihrem Eigennutz einem auf Marktwirtschaft lautenden Staatsauftrag nachkommen und ehrlich Steuern zahlen; auch daß den Leuten ihre patriotische Parteilichkeit mit dem Standpunkt des nationalen „Wir“ „in Fleisch und Blut übergegangen“ ist, versteht sich für ihn von selbst. Wer sich nicht positiv zu seinem Lebens- und Kampfauftrag stellt, zieht sich den Verdacht zu, ein Feind zu sein. Jedermann hat den Beweis anzutreten, daß er nicht bloß dem Paß nach als Staatsangehöriger durchs Land läuft, sondern dem Volk angehört, dessen Lebensrecht kämpfend durchzusetzen erste Staatsaufgabe ist – Anwalt gesellschaftlicher Interessen, womöglich wirtschaftlicher Anliegen, die die Volksgemeinschaft entzweien, und auch bloßer Verwalter einer Ordnung, an die alle konkurrierenden Kräfte sich zu halten haben, will der faschistische Staatsmann ja nicht sein. Er besteht darauf, daß sich am politischen Willen der Untertanen deren politische Natur offenbart: sie sich als das Volk erweisen, für dessen Erhaltung kein Opfer zu groß ist.

Mit diesem Maßstab sind die Nazis auf ihre Deutschen losgegangen – und keineswegs am Augenschein eines „verwirtschafteten“, „verweichlichten“, „verwahrlosten“, aller Tugenden baren Volkes verzweifelt, der sich ihnen bot. Schließlich waren sie sich ihrer Mission gewiß, Führer eines großen, zur Selbsterhaltung im Lebenskampf berechtigten und fähigen Volkes zu sein, und wußten zu differenzieren: Ging nicht vieles, was ihnen an der moralischen Verfassung ihrer Zeitgenossen, an den Sünden sämtlicher Stände mißfiel, auf das Konto der Tatsache, daß denen schon seit längerem die richtige Führung fehlte? Wer sich zu dem Auftrag entschließt, Millionen dahin zu bringen, den richtigen Werten zu leben, sie zur Erringung des ihnen gemäßen „höchsten Menschentums“ anzuleiten, also „geistige Führung“ (nicht Kohl, sondern Hitler, MK S.  482) üben will und dabei dauernd behauptet, der Volksgemeinschaft zu ihrem Glück zu verhelfen, der kann nicht an der Tauglichkeit der für den Kampf vorgesehenen Massen leichtsinnig zweifeln – der nimmt sich vor, sie (wieder)zuerwecken. Das erfordert freilich etwas mehr als „politische Überzeugungsarbeit“, oder wie immer Demokraten ihre Agitation für mehr Patriotismus und für sich als dessen Sachwalter etikettieren. Die faschistische Proklamation der Volkseinheit, die keine Klassen kennt, die Beschwörung des einen Bootes, in dem alle mit gleichen Rechten und Pflichten als verschworene Schicksalsgemeinschaft beisammensitzen, usw. ist der Auftakt dazu, die real existierende Staatsbürgerschaft nach dem Kriterium der wirklichen Zugehörigkeit zum völkischen Kollektiv einer kritischen Sichtung zu unterziehen. Überprüfung tut not, ob und wo die politische „Natur“ der Untertanen der gar nicht völkischen Umwelt zerrütteter Staatsverhältnisse geschuldet ist, in welchen Fällen sie hingegen auf Anlage beruht, also ihrer Natur entspringt, sowie eine gewissenhafte Auslese, die gerecht, ohne Ansehen der Person verfährt – einen persönlich sympathischen Volksfeind kennengelernt zu haben, entschuldigt nichts und niemanden. Der Rassismus der Nazis ist eben keine unglaubwürdige, durch biologische Beweise nicht abgestützte, gar an seinen Objekten zu widerlegende Irrlehre, sondern eine sehr glaubwürdige staatsmoralische Auffassung über die Tauglichkeit bzw. Untauglichkeit der Menschen für ein Staatsprogramm. Der Übergang von der schlechten Meinung über Individuen, Familien, Sipp- und Völkerschaften, die den an sie gerichteten Ansprüchen nicht genügen, zu dem Befund, sie seien so, ist übrigens amerikanischen Christen wie iranischen Moslems, aber auch notorisch ausländerfreundlichen deutschen Demokraten genauso geläufig wie einst dem Gröfaz. Daß er als Führer des Deutschen Reiches mit dieser Ideologie blutig ernst gemacht hat, hat ihm den Ruf eingebracht, kein respektabler Staatsmann gewesen zu sein. Zu Lebzeiten war er allerdings einer, wie andere auch, die gelegentlich Tausende und Millionen dafür bestrafen, daß sie einen falschen Herrn haben, also Feinde sind.

„Der Jude“

ist den Nationalsozialisten überall unangenehm aufgefallen: In jeder Abteilung der von ihnen übernommenen kapitalistischen Gesellschaft konnten sie Leute ausfindig machen, die sich am Ideal der Volksgemeinschaft versündigten und damit dem völkischen Blick verrieten, welchen Volksgeistes Kinder sie waren.

– Aktivisten des rein materiell orientierten Egoismus und gemeinschaftszersetzenden Klasseninteresses fanden sich in den Reihen der Besitzenden, wo sie auf Kosten der völkischen Schaffenskraft spekulierten, den verantwortlichen Gebrauch des Eigentums behinderten, eine Zinsknechtschaft ins Leben riefen, welche es den nationalen Arbeitgebern verwehrte, ihrem Auftrag nachzukommen – nämlich dem Volk Brot und Arbeit zu spendieren. Darunter hat die Volksgemeinschaft gelitten, die Nation Schaden genommen – bis die Vorsehung beschloß, einen Führer ins Amt zu winken, der dem kosmopolitischen Gebrauch des Geldes, durch un-deutsche Kapitalisten also, Einhalt gebot. Undeutsch und dennoch in Deutschland zugange – das hieß: Anwälte einer fremden Nation, Mitglieder eines fremden Volkes hausten mitten unter uns; nicht „bei sich“ waren sie tätig, da gar nicht willens, eine eigene Nation zu schaffen; dazu nicht einmal fähig, weil stattdessen längst als Parasiten eingenistet bei fremden Völkern zu deren Schaden.

– In den Reihen der Arbeitenden ließen sich ebenfalls Leute entdecken, die es auf die Leistung für die Gemeinschaft, welche diesem Stand zukommt, überhaupt nicht abgesehen hatten: Gegner des Dienstes armer, für die Nation aber unentbehrlicher, also ehrbarer Leute. Daß solche Feinde des selbstlosen Schaffens bei den guten Leutchen von der Arbeitsfront Anklang finden sollten, ist eigentlich, vom völkischen Begriff der Arbeit her – sich im Dienste der Gemeinschaft zu plagen –, ganz ausgeschlossen; es kommt aber vor, weil und soweit die selbstlos Schaffenden von den fremdstämmigen Ausbeutern unter den Kapitaleignern der Nation, der Parasitenabteilung 1, daran gehindert werden, für die Nation schaffen zu dürfen. Dann müssen sie nämlich für die Arbeit nicht nur leben, sondern auch um sie kämpfen; und diesen Kampf ums Brot konnten wieder un-deutsche Elemente, der Nation nicht zugetane und zugehörige Volksfremde mißbrauchen – zur Stärkung ihrer internationalen Macht, wider die Gesundung des Vaterlands, zur Entzweiung des Volkskörpers, der nicht der Ihre war.

– Daß solche Umtriebe von den verantwortlichen Politikern nicht umgehend unterbunden, stattdessen die Parasiten unter den Kapitalisten sogar hofiert und ihre Helfershelfer unter den Arbeitern toleriert wurden, das erlaubte nur einen (Be-)Schluß: Die Verwaltung des Staates war selbst unterwandert – „offenbar“ schon wieder von un-deutschen Anti-Staatsmännern, denen an der Pflege einer „wehrhaften Demokratie“, nämlich eines kampftüchtigen Volkstums, gar nichts lag, um so mehr an pazifistischer Aufweichung.

Internationales Geschäft und internationaler Klassenkampf, Bolschewismus und Wertpapierhandel – und dazu ein Liberalismus, der die Staatsmacht diesen Kräften auslieferte: Das konnte gar nichts anderes sein als eine Verschwörung zum Schaden der Nation. Vermeintliche wie tatsächliche Wirkungen ihres Treibens werden den Individuen zur Last gelegt; die einmal ermittelte negative Wirkung ihrer Taten wird zum unausweichlichen Resultat einer natürlichen Eigenschaft der Urheber erklärt: Nach diesem geläufigen Muster des gesunden moralischen Menschenverstandes haben die Nazis Schädlinge identifiziert, zersetzende Fremdkörper im Volkskörper. Fremdes Blut stand gegen die Nation, die ihr Blut verteidigt und weiß, was sie zu tun hat. Der Einzelnachweis praktizierter Gegnerschaft gegen Volk und Staat war damit überflüssig geworden. Über die charakterliche Untauglichkeit für den nationalen Auftrag war durch die Zugehörigkeit zum undeutschen Volkscharakter entschieden, diese durch den Stammbaum zu ermitteln, die Abstammung also ein vollzogener Schuldbeweis. Mit dem Beschluß, den internationalistischen finanzkapitalistisch-bolschewistischen Hauptfeind zu erledigen, war dessen gesamte „fünfte Kolonne“ im Innern fällig. Das hat Millionen Juden das Leben gekostet, obgleich sie auf Widerstand gegen die neuen Herren gar nicht verfallen sind.

„Die Intelligenz“

war den Faschisten in beiden Bedeutungen des Wortes verhaßt.

Der so genannte Stand hat schon wegen der bloßen Einstellung von Leuten, die sich eine gute oder schlechte Meinung über die Weltenläufte zu bilden pflegen, zu tiefstem Mißtrauen herausgefordert. Nicht etwa wegen der „Möglichkeit des Irrtums“, die moderne Dichter und Denker so gerne bekennen und zum Prüfstein demokratischer, also jetztzeitlicher Gesinnung erheben. Auf Leute, die jenseits der staatlichen Notwendigkeiten und der offiziell feststehenden Lebensdirektiven auf ihre Wahrheit zu kommen trachteten, kann eigentlich kein Verlaß sein. Daß „Wissen“, von welcher Sorte auch immer, eben eine zu begründende Anschauung, also auch zu widerrufen ist, sobald einem gute Gründe für eine andere einfallen, der Glaube aber unerschütterlich an einmal gewählten Prinzipien festhält, hat Hitler und seine Mannschaft zu Liebhabern des letzteren gemacht. Allerdings befürworten Faschisten nicht irgendeinen Glauben, sondern den völkischen. Die bürgerliche Gleichsetzung der Güte eines Gedankens mit seiner Moralität wird von den radikalen Staatsdenkern und -lenkern dahingehend spezialisiert, daß sie den Zweck, die Güte, die Ehre und die Mission des deutschen Menschen zum Merkmal jedes brauchbaren Gedankens erheben. Alles andere ist schädliches, unvölkisches Gedankengut, dessen Vertreter unter den Nazis höchstens noch in den Genuß kamen, statt als Feinde nur als klägliche Schwächlinge und halbherzige Sachwalter des Geistes eingeschätzt zu werden:

„Das sind jene überzüchteten Intellektuellen, die keine Ahnung haben, wie man ein Volk letzten Endes zu der Bereitschaft bringt, geradezustehen, auch wenn es zu blitzen und zu donnern beginnt...“ (Hitler in einer Rede vor der deutschen Presse am 10.11.38)

Auch Kritiker des Staates, die diesen zum Durchgreifen aufforderten, konservative Warner und Auguren des „Niedergangs“ konnten sich durchaus die Verachtung der Erneuerer Deutschlands zuziehen: Sie appellieren an die Falschen und sind selber nicht Manns genug, eine Bewegung zu inszenieren und für ihre Sache einzustehen –

„...die gleichen Leute, die mit altdeutschen, vorsorglich nachgemachten Blechschwertern in den Lüften herumfuchteln, ein präpariertes Bärenfell mit Stierhörnern über dem bärtigen Haupte, predigen für die Gegenwart immer nur den Kampf mit geistigen Waffen.“ (MK S. 396)

Reformerische Idealisten, die das Recht auch nur in Spurenelementen als Mittel der Untertanen in ihrem Konflikten mit dem Staat verstanden wissen wollen, durften sich des Marxismus-Verdachts sicher sein – für Hitler schon wieder eine Gelegenheit, Juden als subversive Elemente dingfest zu machen. Den Wissenschaftsbetrieb haben die Nazis einer gründlichen Inventur unterzogen und an Dissertationen wie Vorlesungen Erwünschtes von Unerwünschtem sicher zu scheiden vermocht; daß die „Lehre“, die Moral der deutschen Geschichte in bezug auf Volk, Raum, Rasse, Mutter und Vorsehung, auch überall ihre Bekräftigung erfuhr, war ihnen ein wichtiges Anliegen; und sie mußten keine schlechten Erfahrungen machen mit den Brotgelehrten der Republik, die sich auf die Übersetzungstätigkeit, die ihnen nun abverlangt wurde, glänzend verstanden. Ihnen war nämlich das neue Kriterium so neu gar nicht, hatten sie sich doch mit Tradition und Nation, Sprache und Kultur, Sein und Zeit, Leben und Tod, dem Faustischen und der Familie, Gott und anderen Erziehungsidealen schon immer sehr vergleichend und wertend befaßt. Das Bedürfnis nach Eindeutigkeit scheint ihnen aus der überkommenen Form parteilichen Denkens selber erwachsen zu sein, so daß sich die rein organisatorische Behandlung abweichender Meinungen auf eine Minderheit beschränken konnte. Außerdem war viel innere Emigration en vogue, und die nachträgliche Entschuldigung, man wäre durch behördliche Maßnahmen und kämpferische Auftritte faschistischer Jungmannschaften eingeschüchtert gewesen, muß wohl damit zusammenhängen, daß das Bedürfnis zu lehren weder durch die Knebelung noch durch gewisse Modifikationen des Gelehrten zu ersticken war: „Wissenschaft als Beruf“ (Max Weber) hat da ihr eigenes Ethos.

Die Intelligenz genannte Fähigkeit ihrer Untertanen bereitet den Faschisten ebenfalls manchen Verdruß. Einfach deshalb, weil sie etwas anderes nicht ist: Tugend, Einsatzbereitschaft, Fleiß, Opferwille, kurz alles, was ein paar Dezennien nach Hitler demokratische Pädagogen schon wieder am Schulwesen vermissen und zwecks „Orientierung in einer wertunsicheren Gesellschaft“ einklagen. Von der Vernachlässigung des Körpers ganz zu schweigen, die für einen Faschisten mit der Betätigung des Verstandes immer einhergeht. Die Tüchtigkeit, an der ein Staat seine werdenden Untertanen bemißt, der es gerade auf Durchsetzung gegen andere Staaten, auf bedingungslosen Dienst und Geradestehen für die Größe der Nation abgesehen hat, ist nämlich in ihrer arischen Grundsätzlichkeit von römischem Schrot und Korn: Geist ist der Wille zum „Begreifen“, also Akzeptieren des nationalen Auftrags, ein „Kampf gegen die Vergiftung der Seele“, ein Wille, der das „Bedürfnis sinnlicher Befriedigungen“ auszuräumen hat und der Faust eine größere Bedeutung fürs Leben einräumt als der geistigen Kost. Für den einzelnen wie die Allgemeinheit stellen Faschisten die Diagnose bereit:

„In körperlichen Gebrechen liegt nicht selten der erste Grund für persönliche Feigheit.“

Umgekehrt wird eine Therapie daraus; die Geschichte lehrt es:

„daß aus den blutigsten Bürgerkriegen häufig ein stahlharter, gesunder Volkskörper erwuchs, während aus künstlich gehegten Friedenszuständen öfter als einmal die Fäulnis zum Himmel emporstank.“ (MK S. 773)



Die Volkserziehung

stand unter den Nazis überhaupt hoch im Kurs. 

Daß das Bildungswesen die Jugend auf „das Leben“ mit seinen „Wechselfällen“ „vorbereitet“, nämlich in organisierter Konkurrenz durch sukzessiven Ausschluß von weiterer Qualifikation auf die Hierarchie der Berufe und gesellschaftlichen Positionen verteilt, die der Klassengesellschaft eigen ist, ist dem Faschisten ebenso selbstverständlich wie diese Hierarchie selbst – und bei weitem nicht genug, erledigt im Grunde noch gar nichts von der Auslese der Besten und der Ertüchtigung, die eigentlich anstehen; die ungezügelte bürgerliche Konkurrenz führt sogar zu schädlichen Ergebnissen. Sie stempelt nämlich diejenigen, die sie auf die unteren Stufen der sozialen Rangfolge verweist, als Verlierer und widerspricht damit dem egalitären Prinzip der Volksgemeinschaft, in der sich auch die niederen Stände als vollwertige, gleichberechtigte Mitglieder zu bewähren haben. Sie verteilt die Volksgenossen außerdem bloß auf die diversen Jobs und versündigt sich so an dem aristokratischen Grundsatz, demzufolge die Volksgemeinschaft durch die „persönlichen“ Tugenden des Führens und Geführtwerdens zusammengehalten wird, also die Herausarbeitung der naturgemäßen, nämlich zur Natur des völkischen Gemeinschaftslebens gehörigen charakterlichen Unterschiede zwischen den Menschen fordert. Entsprechende Maßnahmen ist der Staat seinem Volk schuldig, als Voraussetzung für einen erfolgreichen nationalen Lebenskampf – und worum der geführt wird, das läßt ein Faschist auch nicht im Dunkel sozialwissenschaftlicher Abstraktionen: Im NS-Staat verhießen Lehrplan und pädagogische Beurteilung das ganze Schuljahr über, daß man sich über kurz oder lang, eigentlich immer, als Soldat zu bewähren hatte. Die Bildung, die in höheren Lehranstalten künftigen Mitführern zur gefälligen Weitergabe verabreicht wurde, bestand darin, die Elite mit historisch bewährten Beispielen soldatischer Staatsweisheiten vertraut zu machen: „Dulce et decorum est, pro patria mori“, „Mens sana in corpore sano“, wo ist ein Augiasstall, damit wir ihn beseitigen, Trojanisches Pferd und Vaterlandsverrat, Hannibal ante portas, Friedrich der Große. Humanistische Bildung eben.

Die Gelegenheiten, sich als echte Arier zu beweisen, blieb Hitler seinen Rassedeutschen nicht schuldig.



„Rassenhygiene“

erschien den Nationalsozialisten absolut unerläßlich. Die Volksgesundheit ging ihnen nämlich über alles; und die Verwechslung mit dem medizinischen Befund, organisch sei soweit alles in Ordnung, ließen sie gar nicht erst aufkommen. Ein gesundes Volk hat die Musterung bestanden, die seine Tauglichkeit für die Vorhaben des Staates inspiziert. „Defekte Menschen“ sind untauglich, „defekte Nachkommen“ kommen den berechtigten Ansprüchen der Gemeinschaft nicht nach; dementsprechend unterscheidet sich „lebensunwertes Leben“ von seinem Gegenteil. „Triage“ tat not – schließlich hatten die Faschisten einen nationalen Notstand zu bewältigen und verboten sich daher den anderen Zynismus, der sich darauf verläßt, daß der Erfolg den Richtigen schon recht geben und „das Gesunde“ sich von selber durchsetzen wird. Die Moral dieses Notstands haben sie exekutiert und Urteile über das „Recht auf Leben“ gefällt und vollstreckt, das jede Staatsmacht gewährt, also sich auch vorbehält. Unmoral können daran nur Leute entdecken – von denen es freilich viele gibt –, die selber auf dem (Regierungs-) Standpunkt einer „allgemeinen Gesetzgebung“ stehen; die dem Tun und Lassen der Menschen oder besser noch – denn sich selbst schließen sie als Adressat ihrer Maximen immer bescheiden mit ein – des Menschen mit festen Anstandsregeln beispringen; die also auch ein Urteil darüber haben, wo das „Leben und leben lassen“ seine Grenzen haben muß. Moralische Sittenwächter haben mit der Verdammung der „Untaten“ des NS-Staats genug zu tun, mit denen dieser eine Auslese vollstreckt hat, die Staaten allemal aus Gründen der Opportunität vollziehen oder unterlassen – und die übrigens auch jeder Bürger, der an der Verantwortung der Führung für Wohl und Wehe der „Gemeinschaft“ mitträgt, ganz gut kennt; nämlich als Bedürfnis seiner politischen Herrschaft – je nach dem als gerechtes Anliegen oder als Versuchung: Kaum spiegelt die Gentechnologie allen wirklich oder moralisch Verantwortlichen die Chance vor, zielgenau ein tugendhaftes Menschenmaterial zu züchten, Resistenzen gegen Krebs und Kriminalität zu implantieren, die Anlage zum Terrorismus in seiner jeweils gültigen Definition in den Genen dingfest zu machen und auszumerzen und dergleichen mehr, beginnt schon eine lebhafte Debatte über Erlaubtes und Unerlaubtes, die in den Ruf nach Gesetzen mündet, und alle Disputanten trauen, im Guten oder Schlechten, ihrer Obrigkeit alles zu, woran die Nazis, gestützt bloß auf Ahnentafeln und Mendels Gesetze und mit Gewalt, wenn das „Unglück“ passiert war, herumprobiert haben.

Immerhin bleibt einem moralischen Menschen auch die Möglichkeit, darauf zu bestehen, daß die demokratischen Anwälte des Volkes die „natürliche Auslese“ der freien Konkurrenz für eine Veranstaltung halten, die ihren Ansprüchen genügt und mit der sie erstens nichts zu tun haben und zweitens als Berufungsinstanz manches Beweisverfahren in der Frage nach guten und schlechten, tauglichen und untauglichen Mitgliedern der Gesellschaft gewinnen. Wo die erfolgreich genutzte, weil den dafür notwendigen Bedingungen unterworfene Menschheit sich selber in Erfolgreiche und Lebensuntüchtige scheidet, da erübrigen sich auch die Züchtungsbemühungen eines Lebensborn e.V., die der staatlich ermittelten gesunden Natur zur effektiveren Erhaltung und Durchsetzung verhelfen sollten. 



Der Krieg

war für die Faschisten Zweck, Mittel, Maßstab und überhaupt die letzte und entscheidende Instanz der Auslese. Diesem Vergleich zwischen Vertretern des einen und des anderen Menschenschlags muß unwidersprechlich recht gegeben werden. Denn wodurch entscheidet er sich, wenn nicht durch Willen und Fähigkeit – ökonomisch wie am Schießgewehr und in der Raketentechnik – des Menschenmaterials, also durch die nationale Natur?
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Teil 2

Adolf Hitler – ein deutscher Politiker

Ein Staatsmann in dem Sinn soll der verflossene Führer aller Deutschen nicht gewesen sein; das ist demokratischer Konsens. Die Feststellung, daß er aber doch einer war, ist nicht banal, sondern verdächtig: Soll der große Politkriminelle als deutscher Politiker verharmlost, womöglich rehabilitiert werden? Wir haben doch gelernt, daß in Gestalt des Nazi-Chefs ein Verbrecher und Besessener die Staatsmacht usurpiert und mißbraucht hat!

Nun ist andererseits kaum zu übersehen, daß Hitlers „Wahnideen“ und „kriminelle Energie“ nur deshalb zu größerer Bedeutung und Wirkung gelangt sind, weil er es damit zu nichts geringerem als zum verantwortlichen Staatsmann gebracht hat. Die Kommandogewalt über eine ganze Nation; die Macht, eine innere „Säuberung“ durchzuziehen, Volksfremde zu beseitigen, Interessenkämpfe zu verbieten, Soldaten marschieren zu lassen: die kam schließlich nicht aus seinem persönlichen Machtwillen; die entstammte dem Posten, den er angestrebt und schließlich bekommen hat. An dem hohen Staatsamt hängt das Verhältnis der Über- und Unterordnung, das der „Führer und Reichskanzler“ wie jeder Regierungschef zu den Angehörigen seiner Nation eingenommen hat. Wer dieses Amt mitsamt seiner Kommandogewalt gutheißt, der muß sich erstens nicht wundern, wenn Leute wie Hitler, die – aus welchen hohen oder niederen Beweggründen auch immer – an der Verfassung von Staat und Gesellschaft einigen Reformbedarf entdecken, diese Gewalt für das einzig taugliche Heilmittel halten und Macht über die Massen anstreben. Und der hat sich zweitens in eine heillose Position manövriert, wenn eine Figur diesen Posten bekommt, die er zwar für eine furchtbare Fehlbesetzung, die sich aber für extrem geeignet hält: Zum Regierungsamt gehört das dazu, daß sein Inhaber auf unterlegene, also subalterne Proteststimmen keine Rücksicht zu nehmen braucht, Widerstand seitens der Regierten auch mit Gewalt zu brechen vermag und befugt ist. Die Zustimmung zu staatlicher Macht schließt unwiderruflich das „Risiko“ ein, dann eben auch regiert zu werden, und zwar wie es sich gehört, also nach den Vorstellungen der Regierenden und nicht der Regierten. Wer aus dieser sicheren Aussicht nur den „Schluß“ zieht, bei der Vergabe der höchsten Kommandogewalt sei dementsprechend größte Vorsicht geboten, der muß sich, wie gesagt, nicht wundern. Schon gar nicht über die gute Gesellschaft, in der er sich mit diesem frommen Wunsch befindet. Den teilen nämlich alle guten Bürger, die anschließend alles mitmachen, was ihnen auferlegt wird. Und den gleichen Standpunkt nehmen alle Politiker ein, die sich um die Macht im Staat bewerben – Hitler keineswegs ausgenommen.

Der Mann ist nämlich durchaus nicht mit dem Angebot angetreten, wahnwitzige Verbrechen zu begehen. Er hat, wie übrigens die meisten seiner Kollegen, einen Verfall der deutschen Staatsmacht im Innern und nach außen diagnostiziert und dem Volk einen Weg zur Wiederherstellung und Vergrößerung deutscher Macht gezeigt, nämlich sich als rücksichtslosen Anwalt deutscher Ordnung im Innern und deutscher Rechte nach außen präsentiert – Krieg und die Lösung des jüdischen „Ausländerproblems“ inklusive. Natürlich war das nicht ganz dasselbe wie das, was seine bürgerlichen und linken Konkurrenten versprochen haben – wie auch: Denen hat er ja gerade Versagen auf der ganzen Linie vorgeworfen. Vor nationalen Aufgaben, bei deren Bestimmung er sich mit seinen Kontrahenten allerdings einig war: Es ging um Dinge wie die Wiederherstellung produktiver, wachstumsträchtiger Beziehungen zwischen Kapital und Arbeit; eine patriotische Moral, die die innere Geschlossenheit der Nation verbürgen würde, sollte „wiedererweckt“ werden; die Beseitigung der Schranken, die die Siegermächte Deutschlands Interessen in der Welt gesetzt hatten, stand auf der Tagesordnung... Auch seine Vorwürfe und seine Gegenprogramme, wie das alles erfolgreicher als bisher zu bewerkstelligen wäre, waren nicht so abweichend, daß sie die „Logik“ staatlicher Macht, nämlich Kriterien, Bedingungen und Mittel ihres Erfolgs und den daraus folgenden Aufgabenkatalog politischer Herrschaft, negiert oder auch nur gesprengt hätten. Das Regierungsgeschäft im bürgerlichen Staat ist eben so beschaffen, daß alle anständigen Politiker, zu denen Hitler im Nachhinein nie gehört haben soll, in Leuten wie den Nazis kongeniale Konkurrenten haben: Wenn es um solche Sachen wie nationale Probleme geht, dann schließen die dafür passenden Lösungsalternativen diejenigen eines Hitler allemal ein.

Am politischen ABC des Nationalsozialisten kann das jeder überprüfen.
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Arbeit & Armut

Kein bürgerlicher Politiker hat je so deutlich wie der Führer der NSDAP betont, daß ihn seine staatsmännische Verantwortung für den Erfolg der Nation, die er regiert, zu einem begeisterten Lob für die staatsbürgerliche Leistung derer drängt, die ein Leben lang in die Fabrik marschieren, ohne daß es sich für sie lohnt. Die Armut preist er als Nährboden edler Gesinnungen, gerade so, als wären die Leute, die nach dem bildhaften Diktum des ‚Kommunistischen Manifests‘ „nichts zu verlieren haben als ihre Ketten“, eben damit und darin frei für die höheren Anliegen eines nationalen Idealismus:

„Ihr (sc. „das jammervolle Heer unserer heutigen Spießbürger“) kennt nur eine Sorge: euer persönliches Leben, und einen Gott: euer Geld! Allein, wir wenden uns auch nicht an euch, sondern wenden uns an die große Armee derjenigen, die zu arm sind, als daß ihr persönliches Leben höchstes Glück der Welt bedeuten könnte, an diejenigen, die den Regenten ihres Daseins nicht im Golde sehen ...“ (MK S. 449 f.)

Natürlich ist Hitler kein Romantiker eines alternativen Lebens. Armut adelt nur den, der sich nützlich macht und um dessentwillen zu nichts kommt: also den, der

„auf die Vertretung seiner persönlichen Meinung sowohl als seiner Interessen verzichtet und beides zugunsten einer Mehrzahl von Menschen opfert... Er arbeitet nun z.B. nicht mehr unmittelbar für sich selber, sondern gliedert sich mit seiner Tätigkeit in den Rahmen der Gesamtheit ein, nicht nur zum eigenen Nutzen, sondern zum Nutzen aller...

Die wunderbarste Erläuterung dieser Gesinnung bietet sein (sc. „des Ariers“) Wort ‚Arbeit‘, unter dem er keineswegs eine Tätigkeit zum Lebenserhalt an sich versteht, sondern nur ein Schaffen, das nicht den Interessen der Allgemeinheit widerspricht.“ (MK S. 326)

Eine edle selbstlose Gesinnung sieht der spätere Kanzler da am Werke – in einer Arbeit, die, als Lohnarbeit organisiert, die Leute notwendigerweise eine private Berechnung in Bezug auf ihren „Lebenserhalt an sich“ anstellen läßt; eine Berechnung allerdings, in der sie in Ermangelung einer Alternative zum Gelderwerb durch Arbeit„nehmen“ vollständig abhängig sind von den Kalkülen derer, die ihnen eine solche „geben“. So ist ihre Arbeit ein einziger Dienst, nämlich am Kapitalverhältnis und am Staat, der es organisiert (und der nicht nur bei den Nationalsozialisten die „Interessen der Allgemeinheit“ genannt wird). Daß sich auf dieser Grundlage bei den „kleinen Leuten“ eine Moral des Verzichts einstellt, schätzt Hitler so rundum, daß ihm das Arbeiten gleich nur noch als gelebte Gesinnung gilt.

Daran hat er felsenfest geglaubt – obgleich er nach eigenem Bekunden beim Wiener Proletariat eine unmißverständliche Verachtung für alles Höhere entdecken mußte und darüber beinahe an der Frage verzweifelt wäre:

„Sind dies noch Menschen, wert, einem großen Volke anzugehören?!“ (MK S. 42)

Aber eben nur beinahe. Er hat sich nämlich seinen Glauben zwingend so erschlossen:

„Diese Gesinnung, die das Interesse des eigenen Ichs zugunsten der Erhaltung der Gemeinschaft zurücktreten läßt,“

muß ganz einfach ganz tief im Volk drinliegen; denn

„aus ihr allein heraus kann man verstehen, wie so viele ein kärgliches Leben in Redlichkeit zu ertragen vermögen, das ihnen selber nur Armut und Bescheidenheit auferlegt, der Gesamtheit aber die Grundlagen des Daseins sichert. Jeder Arbeiter, jeder Bauer, jeder Erfinder, Beamte usw., ist ein Träger dieser hohen Idee, auch wenn der tiefere Sinn seines Handelns ihm immer verborgen bliebe.“ (MK S. 326 f.)

Eine wirklich wasserdichte Berufungsinstanz, dieses Volk, das in seinen praktischen Opfern den Beweis für eine hohe Idee und die ihr gemäße Gesinnungsfestigkeit ablegt – was es auch dann tut, wenn es als deren „Träger“ davon gar nichts weiß! Für diesen Beweis sind die Leute genau so lange gut, wie sie sich die kapitalistische Kombination von Mühsal und Armut gefallen lassen, ihren Führern also die „Redlichkeit“ nicht praktisch aufkündigen, die den bequemen, objektiv zynischen Schluß von der Not auf die Tugend zuläßt. Es ist eben allemal die praktizierte Untertänigkeit, mit der sich ein Volk das Kompliment seiner Obrigkeit einhandelt, es sei unverwüstlich gut! Hitler muß sich bei dieser staatsmännischen Übung wahrlich nicht hinter einem demokratischen Sozialminister verstecken, der es ja genauso beherrscht, mit christlich-gewerkschaftlicher Treuherzigkeit Rentner, Arbeitslose und andere Sozialfälle, denen er Opfer auferlegt, als respektable Mitglieder einer von ihm organisierten Solidargemeinschaft hochleben zu lassen.

Der Lohn, den Hitler den redlichen Arbeitsbeauftragten der „Volksgemeinschaft“ in Aussicht gestellt hat, war ein zweifacher. Den wirklichen, auch unter seiner Regentschaft nach wie vor in Geld bemessenen, behandelt er so verächtlich, wie es der moralischen Geringschätzung des „bloß Materiellen“ entspricht, nämlich eingebannt in die Schranken des staatlich definierten „Mindestleistungslohns“, der gerechterweise am materiellen Nutzen „des Ganzen“ sein Maß findet. Um so schrankenloser möchte er den anderen Lohn verteilen:

„Der materielle Lohn mag dem zugebilligt werden, dessen Leistung für die Gesamtheit entsprechenden Nutzen trägt; der ideelle jedoch muß in der Wertschätzung liegen, die jeder beanspruchen kann, der die Kräfte, welche die Natur ihm gab und die Volksgemeinschaft zur Ausbildung brachte, dem Dienste seines Volkstums widmet. Dann aber ist es keine Schande mehr, ein ordentlicher Handwerker zu sein, aber wohl eine, als unfähiger Beamter dem lieben Gott den Tag und dem guten Volk das tägliche Brot zu stehlen.“ (MK S. 484)

Diese abschließende Bemerkung gibt einen deutlichen Hinweis darauf, daß die ideellen Ansprüche, die der rechtschaffene Lohnarbeiter da akkumuliert, alles andere als bloß theoretischer Natur sind. Der faschistische Staatsmann stellt ihm als gerechten Lohn seiner Mühsal ein Staatswesen in Aussicht, in dem radikal aufgeräumt wird mit allen, die es angesichts standesgemäßer Armut und Arbeit an Pflichterfüllung fehlen lassen; in dem gegen jedermann Ernst gemacht wird mit einem Anspruch, den man

„unter einer einzigen Bezeichnung zusammenfassen (kann): Aufopferungsfähigkeit und Aufopferungswille des einzelnen für die Gesamtheit.“ (MK S. 167)

Die Staatsgewalt gegen jeden einzusetzen, der es daran fehlen läßt; gegen jedes materielle Interesse als eine einzige Unbotmäßigkeit einzuschreiten; jeden zum Dienst am Staat zwangszuverpflichten: diese Drohung kommt in der faschistischen Lohntheorie als ein Versprechen an den arbeitswilligen, fleißigen Untertanen daher, auf dessen Erfüllung dieser sich das höchste Recht erworben habe – durch eine Arbeit eben,

„die wir überall dort anerkennen und fördern wollen, wo sie in gutem Sinne für Sein und Leben unseres Volkes geleistet wird.“ (Rede Hitlers zum 1. Mai 1933)

Das hat Hitler seinen Volksgenossen dann auch gewährt – mit dem alltäglich zu leistenden Dienst an der betrieblichen Arbeitsfront ebenso wie mit dem in staatlichen Lagern zu verrichtenden Arbeitsdienst, der höchst sinnfällig zum Ausdruck brachte, was die Nationalsozialisten an der kapitalistischen Verausgabung der Arbeit so schätzten, daß sie diese – gänzlich befreit von der Ableistung als Lohnarbeit – in einer zusätzlich verordneten Veranstaltung als Mittel der nationalen Gesinnungsschulung einzusetzen wußten:

„Die Arbeit selbst, in ihrer ganzen Härte und Schwere, in ihrer Unerbittlichkeit und Unausweichlichkeit, ist das entscheidende Erziehungsmittel.“ (Ludwig Götting, Die Arbeit als Erziehungsmittel im Reichsarbeitsdienst, S. 19)

Daß das Lebensrecht in der Pflicht zur Selbstaufopferung besteht und in sonst gar nichts: diese Bedeutung des KZ-Mottos „Arbeit macht frei“ haben die Nationalsozialisten bis zur letzten Konsequenz wahr gemacht – als ideellen Lohn für ein Volk, dem die umfassende Mobilmachung der Arbeit zum Wohle der Nation die Gleichung von Arbeitspflicht und Freiheit aufherrschte.

Den geleisteten Dienst an Kapital und Staat als einen einzigen Beweis einer vorbildlichen moralischen Gesinnung zu nehmen, die man gegen „staatszersetzende Elemente“ aller Art so dumm wie selbstbewußt in Anschlag zu bringen weiß, das ist bei den „einfachen Leuten“ gut rübergekommen – damals genauso wie heute. Woher haben deutsche Arbeiter denn den Einfall, daß der schlagende Einwand gegen Kritik jeder Art zu lauten hat: ‚Geh‘ doch erst mal arbeiten!‘? Und woher haben deutsche Jugendliche und Rentner denn die Gewißheit, daß viel zu viele „Wirtschaftsflüchtlinge“ und andere „Kanaken“ vom deutschen Fleiß schmarotzen? Es ist eben so, daß der demokratische Aufstieg der BRD mit „Wirtschaftswunder“ und „Modell Deutschland“ schon wieder mit jenem nationalistischen Pflichtbewußtsein zustandegekommen ist, das Hitler genauso selbstverständlich einforderte, wie es deutsche Nachkriegspolitiker mit dem Verweis auf die Notwendigkeiten des Wiederaufbaus in Anspruch nahmen.
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Autobahn & Arbeitslose

Zumindest in der Anfangsphase seiner Herrschaft waren dem Faschismus innenpolitische Erfolge beachtlicher Art beschieden – so lautet das heute gängige Urteil. Erfolgreiche Wirtschafts- und Beschäftigungspolitik, die zur Nachahmung reizt, so etwas wollen demokratische Politiker mittlerweile nicht mehr bloß denken, sondern auch schon mal laut und vernehmlich sagen. Denn mit seiner ABM-Politik hat Hitler immerhin die Arbeitslosen „von der Straße geholt“: Das darf man sich gleichermaßen als Beseitigung eines öffentlichen Mißstands zurechtlegen, vor dem die regierenden Demokraten der Weimarer Zeit versagt hätten, wie als soziale Dienstleistung des Staates an seinen Bürgern vorstellen, die deshalb verständlicherweise enorm für Hitler eingenommen sein mußten. „Er versprach ihnen Arbeit und Brot“: Daß Arbeiten lassen eine Gnade ist, das steht für Demokraten genauso außer Frage wie für Faschisten. Und das gilt auch für den zweiten Teil des „Versprechens“, daß eine solche Arbeit für die, die sie ableisten dürfen, an Ertrag garantiert nichts weiter abwirft als die absoluten Lebensnotwendigkeiten – Brot!

Hitlers Vorstellung von der sozialen Verpflichtung des Staates, wie sie in seinem Versprechen zum Ausdruck kam, war kurz und bündig die: Wo „die Wirtschaft“ massenhaft Arbeiter außer Brot setzt, da ist der Staat praktisch gefordert, Abhilfe zu schaffen. Anders als die demokratischen Politiker seiner Zeit wollte Hitler sich mit dem vielbeschworenen „Problem Arbeitslosigkeit“ nicht abfinden. Er sah schon in der Bezeichnung „Arbeitslosigkeit“ eine einzige Verharmlosung:

„Man verbrämt damit schamhafterweise die Wirklichkeit. Die richtige Bezeichnung wäre ‚existenzlos‘ und damit eigentlich ‚überflüssig‘.“ (Rede vor dem Industrieklub in Düsseldorf, 27. Januar 1932)

Allerdings war seine Aufdeckung erst gar nicht mit der Gegnerschaft zu der Produktionsweise zu verwechseln, deren Rechnungsweise massenhaft Menschen um ihre Existenz bringt. Wenn sich Arbeit nicht lohnt, dann – das hielt der Kanzler in spe für die „natürlichste“ Sache der Welt – muß der Unternehmer eben an seiner Belegschaft sparen:

„Die Not (sc. der Wirtschaft) ist sehr groß. Sie zwingt zu Einsparungen auf allen Gebieten. Das natürlichste Einsparen erfolgt dabei immer wieder an der menschlichen Arbeitskraft. Die Industrien werden sich gezwungenermaßen immer mehr und mehr rationalisieren, d.h. Steigerung ihrer Leistungsfähigkeit bei Senkung ihrer Arbeiterzahlen... Es ist das Charakteristikum unserer europäischen Nationen, daß langsam ein bestimmter Prozentsatz der Bevölkerung statistisch als überflüssig nachgewiesen wird.“ (ebda.)

Daß dieses Ergebnis eintritt, hat Hitler verständnisvoll zu würdigen gewußt. Nicht das Brachlegen von Arbeitskraft als Ergebnis unternehmerischen Umgangs mit den Belegschaften hat ihn gestört, sondern daß diese Arbeitskraft dann brachliegen bleibt:

„Das Brachliegenlassen von Millionen menschlicher Arbeitsstunden ist ein Wahnsinn und ein Verbrechen, das zur Verarmung aller führen muß.“ (Reichstagsrede am 23.3.1933)

So begründete er das „Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich“, das als „Ermächtigungsgesetz“ bekannt geworden ist. Bei der erzbürgerlichen Lüge, daß die Armut eines Volks von Lohnarbeitern bei der Arbeitslosigkeit anfängt, hat er es nicht belassen. Er hat die Massenarbeitslosigkeit in den Rang des augenscheinlichsten Indexes einer „Not“ gehoben, die „Volk und Reich“ betrafen. So hat er einen Notstand der Nation dingfest gemacht, den zu beheben er gerade ermächtigt worden war. Seine Verachtung galt den Verantwortlichen solch unverantwortlicher Praxis des „Brachliegenlassens“, also den Weimarer Politikern, die, so schien es ihm, vor lauter ohnmächtigem Respekt vor den Ergebnissen kapitalistischen Umgangs mit der Arbeitskraft keine alternative Verwendungsweise für Arbeiter kennen wollten. Für Hitler waren die Arbeitslosen ein einziger Abzug von einer nationalen Verfügungsmasse: soviel einsetzbare Arbeitskraft und sowenig tatsächlicher Einsatz. Der Einschränkung, die dem Staat daraus erwuchs, wollte er entgegentreten. Seine Partei hat das mit einer alternativen Politökonomie zum Ausdruck gebracht, die als Bekenntnis zum Marxismus nicht mißzuverstehen war:

„Nicht das Geld schafft die Arbeit, sondern die Arbeit schafft das Geld! Es muß endlich mit dem Standpunkt gebrochen werden, daß Nichtstun billiger sei als Arbeiten, weil Arbeiten Geschäftsunkosten macht“. (Wahlplakat der NSDAP, 1932)

So hat die NSDAP den unternehmerischen Standpunkt, Beschäftigung als Unkost zu behandeln, als frechen Angriff auf die Ehre, die sie „der“ Arbeit erwiesen haben wollte, gegeißelt. Die Anklage gegen die Arbeitslosigkeit ist getragen vom grundsätzlichen Respekt vor der Rechnungsweise des Kapitals, die besagtes „Nichtstun“ produziert; das zu verbieten, kommt auch den Nationalsozialisten nicht in den Sinn. Auch der Ärger über die Belastung, die dieses Nichtstun für die staatlichen Kassen darstellt, ist Gemeingut; genauso wie die Verbitterung, daß Arbeitslose einfach keinen Beitrag leisten (können) zum Wachstum des Volkseinkommens.

Allerdings belassen es Faschisten nicht dabei. Wenn sie mit ihrer völkischen Politökonomie die Umdrehung der gängigen, dem kapitalistischen Interesse abgelauschten Ideologie – nur kapitalförderliche Arbeit ist überhaupt Arbeit! – propagieren und darauf beharren, daß die Arbeit als Quelle nationalen Reichtums gar nicht unnütz sein kann, dann wollen sie erstens, daß sich alle, auch die Herren Unternehmer, zusammenreißen und die Arbeit ehren, „von der allein die Nation lebt“. Und sie melden zweitens ihren Handlungsbedarf an: Der „marode“ Staat kann und darf es sich nicht leisten, seine „Genesung“ von wirtschaftlichen Kalkulationen der kapitalistischen Art abhängig zu machen. Das hält der Nationalsozialist für reinen „Wahnsinn“, mit dem „gebrochen“ werden muß. Und ja auch kann. Denn er weiß sich im Besitz der hinreichenden Mittel, um Abhilfe zu schaffen:

„Der Staat kann tun, was er für nötig hält, weil er die Autorität hat, weil ihm bei seiner überragenden Stellung ein Riesenarsenal von Mitteln zur Verfügung steht, und weil er im Notfalle das Volk zu Opfern aufrufen kann, durch die der Automatismus der wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten gebrochen werden kann.“ (Fritz Nonnenbruch, Die dynamische Wirtschaft, S.114)

Wer die Macht hat, so die Auskunft, der hat doch auch ein Riesenarsenal von Mitteln zu ihrer Durchsetzung bei der Hand, der braucht sich also keinem Automatismus zu beugen, sondern kann ihn brechen – das Volk ist dafür das Instrument. Ihm – wem auch sonst – werden für das staatliche Aufbruchsprogramm Opfer abverlangt: in erster Instanz an der Arbeitsfront. Dies ist das Kontrastprogramm des Faschisten zu der von ihm an den Weimarer Politikern kritisierten Art, die Ohnmacht des Staates in Bezug auf die „wirtschaftlichen Gesetzmäßigkeiten“ zu beschwören und die Opfer einzufordern, die der „Automatismus“ verlangt, der zur Arbeitslosigkeit führt.

Mit den Mitteln kennt der NS-Mann auch den Bedarf, den der Arbeitseinsatz stillen soll:

„Der Nationalsozialismus wartet nicht, bis das Kapital geruht, Arbeit zu schaffen. Er läßt nicht zu, daß es keine Arbeit schafft, weil kein Einsatz ihm sicher genug zu sein scheint. Er schafft selber Arbeit.“ (ebda. S. 169)

Daß der Nationalsozialismus es „nicht zulassen“ würde, daß die Unternehmer keine Arbeit schaffen, ist zwar gar nicht wahr: Entlassungen rückgängig zu machen oder Neueinstellungen zu verordnen – solche Eingriffe in die unternehmerische Freiheit sind nicht in seinem Programm. Aber er sieht eben nicht ein, warum bloß der Maßstab der lohnenden Arbeit gelten soll: Warum eigentlich, so sagt er sich, sollen vom Kapital brachgelegte und jetzt brachliegende Arbeitskräfte auf die Gelegenheit warten, vielleicht irgendwann einmal von jenem Kapital angewandt zu werden? Gibt es denn nicht genug zu tun in einem Staat, der den Kampf gegen seine Unterlegenheit in der Konkurrenz mit seinesgleichen aufgenommen hat? Die Unzufriedenheit damit, daß es hier Arbeitskräfte, dort einen unbefriedigten Staatsbedarf gibt, hat ihn zur Tat gedrängt: Der Staat muß „Arbeit schaffen“ – auf all den Gebieten eben, die der Kapitalist „vernachlässigt“, wo aber dem Reich all die Gebrauchswerte herbeigeschafft werden können, mit denen seine Inferiorität zu bekämpfen geht. Von wegen also, der „arbeitende Stand“ sei in großem Umfange unbrauchbar: Man muß ihn nur für die Produktion einsetzen, die der Staat befiehlt.

Die ins Werk gesetzte Mobilisierung „brachliegender“ Arbeitskräfte und ihre Beförderung zu „Soldaten der Arbeit“ hat der National-Sozialist dann als Verwirklichung des den Arbeitern vom Kapital vorenthaltenen Rechts auf Arbeit gefeiert und mit dem doppelt verlogenen Euphemismus versehen, die „Ablösung“ (so als hätte dergleichen stattgefunden und nicht die Ergänzung) der kapitalistischen durch die staatliche Ausbeutung sei das „Brechen mit dem Zwang zur Ausbeutung“ überhaupt:

„Solange der lebendige Mensch nur dann existieren kann, wenn er sich den Bedingungen der Wirtschaftsrechnung unterwirft, beherrscht allerdings die Wirtschaftsrechnung das Leben der Volksgenossen und des Volkes. Nur wenn ihr ein wirksames, wirkliches, greifbares Recht gegenübertritt, das dem Leben seine Unabhängigkeit von der Wirtschaftsrechnung sichert, kann der Zwang zur Ausbeutung gebrochen werden.“ (Bernhard Köhler, Das Recht auf Arbeit als Wirtschaftsprinzip, S. 223)

Wenn „das Leben“ seine Unabhängigkeit von der „Wirtschaftsrechnung“ erhält und stattdessen von der Staatsrechnung abhängig wird, dann künden die „Hitler-Straßen“ von folgendem:

„Der beste Entschluß für die Arbeitsbeschaffung war bisher der Straßenbau, und zwar gerade deshalb, weil er nur auf weite Sicht wirtschaftlich sein wird, und gerade deshalb den Willen des Staates eindeutig bezeugt, Arbeit zu schaffen, auch wenn sie nicht unmittelbar wirtschaftlich ist. Die Hitler-Straßen sind das in die deutsche Landschaft eingeschnittene Manifest, das das Recht auf Arbeit verkündet.“ (Nonnenbruch, a.a.O. S. 252)

In dieser Rechtfertigung des ABM-Programms besteht ein Wirtschaftstheoretiker der faschistischen Regierung auf Nichtbefassung mit der Frage, ob dieses Programm überhaupt volkswirtschaftlichen Sinn macht oder ob es ein staats-unnützer Verstoß gegen die marktwirtschaftliche Rechnungsweise ist. Er stellt an die staatlich zu beschaffende Arbeit die Anforderung, zumindest „auf weite Sicht wirtschaftlich sein“ zu müssen. Und er kann sich gut vorstellen, daß die politisch angeordneten „Notstandsarbeiten“ das auch sind: in Bezug auf den Nutzen, den das Gemeinwesen aus solcher Verbesserung seiner Infrastruktur ziehen kann.

Der damalige Präsident der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung zog daraus folgenden Schluß:

„Ausgeschlossen von der staatlichen Förderung müssen solche Notstandsarbeiten werden, die sich als reine „Beschäftigungsarbeiten“ erweisen, d.h. Arbeiten, die nur zur vorübergehenden Beschäftigung von Arbeitslosen dienen und bei denen keine bleibenden Werte geschaffen werden, die für die Volkswirtschaft von produktiver Bedeutung sind.“ (Friedrich Syrup, Arbeitseinsatz und Arbeitsbeschaffung, S. 28)

Daß die Nationalsozialisten mit den „Notstandsarbeiten“ dem freien Unternehmertum den Vorwurf machten, seinen Staatsdienst verweigert zu haben, hinderte sie nicht daran, dieses Unternehmertum mit der Durchführung der ABM-Maßnahmen zur Behebung der Arbeitslosigkeit zu beauftragen; es stand für sie außer Frage, daß der ausgemachte „Notstand“ auch einer für die Klasse ist, die nun mal für das Arbeitgeben zuständig ist:

„Diese (sc. die öffentlichen Träger) haben zweckmäßig die Durchführung der Arbeiten nicht selbst zu übernehmen, sondern sie gewerblichen Unternehmern zu überlassen; denn der Notstand, zu dessen Behebung die Arbeiten dienen sollten, trifft nicht nur die Arbeiter, sondern auch die Unternehmer.“ (ebda.)

Also hat der Staat seine Unternehmerschaft auf eine Art und Weise zum Mittun „gezwungen“, die dieser einleuchten mußte. Er ersetzte nicht ihren Geschäftssinn, sondern finanzierte ihn und führte ihm arbeitslose Kräfte zu, ganz so wie es die Amerikaner zur gleichen Zeit mit ihrem New Deal getan haben. Der Staatskredit, der mittels Arbeitsbeschaffungswechsel und Arbeitsschatzanweisungen zum Einsatz kam, tat da ebenso gute Dienste wie die Beitragseinnahmen der Reichsanstalt für Arbeit sowie Steuererleichterungen für die Unternehmerschaft, um die „Privatinitiative“ von „Fesseln“ zu befreien.

Und doch war es eben ein staatlich angeleiertes Beschäftigungsprogramm, so daß es schon damals den Verdacht der zuständigen Stellen gab – so ähnlich wie heute bei den Bedenken in bezug auf den „Zweiten Arbeitsmarkt“ –, durch die „Notstandsarbeiten“ würden vielleicht doch bloß Arbeitsplätze geschaffen, Mitnahmeeffekte hervorgerufen und lauter Strohfeuer entfacht. Noch 1936 wurden sie auf alle Fälle diesen Verdacht nicht los:

„Wäre es möglich, alle arbeitsfähigen Volksgenossen in das regelmäßige Erwerbsleben einzuschalten, so wären diese normalen Beschäftigungsgelegenheiten der Beschäftigung bei Notstandsarbeiten in jeder Weise vorzuziehen. Deshalb müssen alle Maßnahmen, die auf eine Ausweitung der Arbeitsgelegenheit in den Betrieben der Wirtschaft hinzielen, den Notstandsarbeiten vorangehen, denn sie geben, weit mehr als Notstandsarbeiten, die Möglichkeit, die Arbeitslosen in ihren Berufen zu beschäftigen, und sie schaffen Dauer-, nicht zeitlich begrenzte Arbeit... Die Reichsanstalt hat derartige Anträge (sc. auf Zuschüsse) von Einzelbetrieben, von einzelnen Gemeinden und Interessenten stets abgelehnt. Es erschien unmöglich, auf diese Weise mit öffentlichen Mitteln in die natürliche Konkurrenz einzugreifen. Die Reichsanstalt würde Gefahr laufen, zu einem Subventionsinstitut für einzelne Privatbetriebe zu werden.“ (Friedrich Syrup, Der Arbeitseinsatz und die Arbeitslosenhilfe in Deutschland, S. 165 ff.)

Den Bedenken des Mannes konnte gründlich abgeholfen werden. Je mehr nämlich der Aufrüstungswille des deutschen Staates der Rüstungswirtschaft schnell und dringend zu deckende Nachfrage bescherte, desto klarer wurde, daß so der Arbeitsbeschaffung garantiert nicht mehr mit Bedenken in bezug auf Kosten und Haushaltsdefizit zu kommen war. In dieser unverkennbar staatsnützlichen Form ist die mit Staatsverschuldung finanzierte Arbeitsbeschaffung genau das, was ihr oberster Auftraggeber ihr abverlangt: Die mobilisierte Arbeit schafft die staatlichen Machtmittel heran, die dem „Staatsnotstand“ auf definitive Weise ein Ende bereiten sollen. Das ist die Verwendungsweise von „Millionen menschlicher Arbeitsstunden“, vor der das Brachliegenlassen ein „Verbrechen“ und das Sich-Verlassen auf die Rechnungen des Kapitals ein „Wahnsinn“ ist. Der volkswirtschaftliche Zweifel an der Nützlichkeit staatlichen „Eingriffs“ ist beseitigt, wenn klar ist, was sein muß: die Vorbereitung des Krieges, der den deutschen Kapitalismus zu retten hat. Das rechtfertigt unabweisbar den „Verstoß“ gegen die Regeln, die in „wirtschaftsfriedlichen“ Zeiten gelten. Zum Nutzen der berühmten Autobahnen, mit denen die Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in großem Stile losgingen, fiel Hitler passenderweise gleich der militärische Aufmarsch ein:

„Alle Militärstraßen sind durch Tyrannen gebaut worden, die römischen, die preußischen, die französischen, sie gehen kerzengerade, während alle anderen Prozessionswege gehen, so daß man dreimal soviel Zeit braucht.“ (Hitler, Monologe im Führerhauptquartier)

Die von der NS-Regierung angeordnete „planvolle Lenkung von Arbeitskräften nach Gesichtspunkten der Staatspolitik“ – bis hin zur Dienstverpflichtung ganzer Belegschaften per zivilen Gestellungsbefehl: zur Arbeit in Rüstungsfirmen, in der Landwirtschaft oder am Westwall – machte Ernst mit dem Einspruch gegen das „freie Belieben des Kapitals“ in Sachen Beschäftigung. Wenn Unternehmer mit „Locklöhnen“ ihre Konkurrenz um Arbeitskräfte austrugen, dann wußte die Politik ein solches Unterlaufen ihres „Arbeitsplans“ zu unterbinden. Die frei handhabbare Verfügung der Unternehmer über ihre Arbeitskräfte genauso wie ihr Recht auf eine ihnen nützliche Lohngestaltung – diese beiden elementaren Leistungen des Arbeitsmarktes fürs Kapital – unterlagen der staatlichen Prüfung auf Kongruenz mit seinen Kalkulationen und mußten ihnen im Konfliktfall weichen. Wo das unbedingte Interesse des Staates am Arbeitseinsatz regierte, mußten es sich Kapitalisten mit ihrem bedingten, durch Rentabilität bestimmten Interesse am Einsatz von Arbeitern gefallen lassen, daß „mit öffentlichen Mitteln in die natürliche Konkurrenz eingegriffen“ wurde, ihnen also durch die konkurrierenden Staatsansprüche Beschäftigungs- und damit Gewinnmöglichkeiten entzogen wurden. Allerdings nicht, ohne daß ihnen gleichzeitig an anderer Stelle wieder welche verschafft wurden. Die Klagen der Unternehmerschaft über „staatliche Bevormundung“ hielten sich demgemäß in Grenzen. Die Bedürfnisse der Nation, in die ihre Freiheit alternativlos eingebannt war, haben ihr schließlich einen gewinnträchtigen – und noch dazu konjunkturunabhängigen – Weg aus der Weltwirtschaftskrise gewiesen. 

Ein später bekannt gewordener Wirtschaftsfachmann lobte den Übergang von der „bloßen“ Arbeitsbeschaffung zum staatlich dirigierten Arbeitseinsatz, der dann endgültig die „Vollbeschäftigung“ brachte, so:

„Die Arbeitsschlacht hat den Begriff ‚Arbeitsbeschaffung‘ von dem Bereich der sachlich begrenzten ‚Notstandsarbeit‘, über den großen, aber zeitlich auf die Depression beschränkten Umfang einer ‚Wirtschaftsankurbelung‘ hinweg erhoben und erweitert zu einem übergreifenden Einsatz aller Kräfte des Staates, der Bewegung und des Volkes auf der ganzen Linie des wirtschaftlichen Lebens.“ (Karl Schiller, Arbeitsbeschaffung und Finanzordnung in Deutschland, 1936, S.1)

Der Krieg hat dem Mann dann endgültig recht gegeben. Daß er verloren ging, dafür konnte er nichts. Und in seinem späteren Wirkungskreis brauchte er den „übergreifenden Einsatz aller Kräfte des Staates“ nicht zu empfehlen, weil die „Arbeitsschlacht“ vom Kapital organisiert wurde.
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Bolschewismus & Marxismus

Wie alle anderen bürgerlichen Politiker vor oder nach ihm, so ist auch Hitler nicht durch das Studium der Werke des „wissenschaftlichen Sozialismus“ zum entschiedenen Antikommunisten geworden. Als national gesonnenem Menschen genügte ihm der praktische Anschauungsunterricht seiner „Wiener Lehr- und Leidensjahre“, um höchst entsetzlich zu finden, was die politische Agitation der „Bolschewisten und Marxisten“ in den Köpfen seiner proletarischen Zeitgenossen angerichtet hatte:

„Ich weiß nicht, was mich zu dieser Zeit am meisten entsetzte: das wirtschaftliche Elend meiner damaligen Mitgefährten, die sittliche und moralische Rohheit oder der Tiefgang ihrer geistigen Kultur.“ (MK S. 30)

Das wußte Hitler allerdings schon bald – der Standpunkt eines Menschen, der Politiker werden will, sorgte auch bei ihm für eine klare Orientierung: Das „wirtschaftliche Elend seiner Mitgefährten“ war ein einziger „Nährboden“, auf dem der Einfluß „gefährlicher marxistischer Kräfte“ lauter politische Einstellungen gedeihen ließ, die die ins Elend geratenen Teile des Volkes der Sache der Nation entfremdeten. Und weil die bürgerlichen Politiker versagt hatten beim Kampf gegen die linken „Volksverführer“ dort, wo sie ihr Unwesen trieben, sah sich der zukünftige Führer der deutschen Nation vor eine klar umrissene Aufgabe gestellt:

„Worauf kam es denn in erster Linie an? Auf das Sammeln der breiten Masse! Meine Hauptaufgabe war es, sie dem Marxismus zu entreißen, sie wieder nationalen Gedanken zugänglich zu machen. Ich bin in diese vom Marxismus verhetzten Schichten hineingestiegen und habe mit ihnen gerungen. Auf den Erfolg kam es mir an, nicht auf die Methode, die mir immer wieder von den Gegnern, nicht zum wenigsten von Rechtsstehenden, zum Vorwurf gemacht wird. Sollen doch die Herren, die meine Methode bekritteln, in die Industriezentren gehen und den durch den Marxismus rasend gemachten Massen auf ihre Methode beizukommen suchen! Ich bin in die Industriezentren gegangen, weil ich diese Arbeitermassen zur Entthronung des Marxismus nicht entbehren kann. Jetzt sitzen 107 Nationalsozialisten im Reichstag...“ (Hitler am 24.1.1931)

Hitler brauchte die „breite Masse“; nicht bloß, um mit ihren Wählerstimmen die Macht zu übernehmen, sondern um darüber hinaus die nötigen nützlichen Idioten für sein nationales „Wiederaufstiegs“-Programm zur Verfügung zu haben. Daß der verhaßte „Marxismus“ ihm seine Massenbasis abspenstig machte, konnte er nicht zulassen; also galt es, um sie zu kämpfen. Dafür konnte er einer „theoretischen Auseinandersetzung“ mit der „Lehre des Marxismus“ überhaupt nichts abgewinnen: Die Wirksamkeit der marxistischen Agitation beruhte nach seiner Ansicht ohnehin nicht auf wissenschaftlichen Theorien, die sie bei ihren Adressaten zu verbreiten suchten, sondern einzig und allein auf den von ihnen eingesetzten Techniken der Massenbeeinflussung.

„Man erwidere nur nicht..., daß doch der Marxismus selbst gerade durch sein Schrifttum, insbesondere durch die Wirkung des grundlegenden Werkes von Karl Marx, den Gegenbeweis für diese Behauptung (sc., daß es unmöglich sei, „nur durch Schrifttum an das Herz der breiten Masse zu gelangen“) liefere. Oberflächlicher hat man noch selten eine irrige Anschauung zu stützen vermocht. Was dem Marxismus die staunenswerte Macht über die breiten Massen gegeben hat, ist keineswegs das formale, schriftlich niedergelegte Werk jüdischer Gedankenarbeit, als vielmehr die ungeheuerliche rednerische Propagandawelle, die im Verlauf der Jahre sich der breiten Masse bemächtigte.“ (MK S. 528)

Woher mochte Hitler so genau wissen, was die Marxisten bei der „breiten Masse“ so gut ankommen ließ? Ganz einfach: Er hat ihre Tätigkeit als Konkurrenz zu seiner politischen Absicht aufgefaßt, Macht über die Gedanken der Massen zu gewinnen, und er mußte einräumen, daß sie darin einen Vorsprung hatten, also offenbar eben die Werbetechniken perfekt zu handhaben wußten, die er für sein Programm der Volksbetörung in Anschlag bringen wollte. Den Erfolg der linken Proletenagitation konnte er sich nur

„durch die haßaufwühlende rednerische Betätigung zahlloser größter und kleinster Hetzapostel“ (MK S. 532)

erklären, weil er im Wirken seiner Gegner nichts als das negative Ideal dessen erkennen konnte, was er als Leitlinie einer gelungenen Volksaufhetzung für seine Bewegung ausgegeben hatte:

„Die Nationalisierung der breiten Massen kann niemals erfolgen durch Halbheiten, durch schwaches Betonen eines sogenannten Objektivitätsstandpunktes, sondern durch rücksichtslose und fanatisch einseitige Einstellung auf das nun einmal zu erstrebende Ziel. Das heißt also, man kann ein Volk nicht ‚national‘ machen im Sinne unseres heutigen Bürgertums, also mit soundso viel Einschränkungen, sondern nur nationalistisch mit der ganzen Vehemenz, die dem Extrem innewohnt.“ (MK S. 370 f.)

Das liegt selbstverständlich nicht an der „nationalen Einstellung“, die nun einmal in einer über jede rationale Begründung erhabenen Parteilichkeit für die vaterländische Sache besteht und deswegen auch niemandem durch Argumente nahezubringen, sondern bloß durch flammende Appelle ans landesfarbene Gemeinschaftsgefühl zu evozieren ist; das liegt an den Massen, die für den Faschisten gar nichts anderes als manipulierbare Manövriermasse sind – und darin völlig richtig liegen, also entsprechend angemacht werden wollen:

„Die breite Masse eines Volkes besteht weder aus Professoren noch aus Diplomaten. Das geringe abstrakte Wissen, das sie besitzt, weist ihre Empfindungen mehr in die Welt des Gefühls. Dort ruht ihre entweder positive oder negative Einstellung. Sie ist nur empfänglich für eine Kraftäußerung in einer dieser beiden Richtungen und niemals für eine zwischen beiden schwebende Halbheit.“ (MK S. 371)

 Dasselbe auf böse – das waren für Hitler die Linken:

„Was dem Marxismus die Millionen von Arbeitern gewonnen hat, das ist ... die unermüdliche und wahrhaft gewaltige Propagandaarbeit von Zehntausenden unermüdlicher Agitatoren..., das sind Hunderttausende von Versammlungen, bei denen, in qualmiger Wirtsstube auf dem Tisch stehend, diese Volksredner auf die Masse einhämmerten und so eine fabelhafte Kenntnis dieses Menschenmaterials zu gewinnen wußten, was sie erst recht in die Lage versetzte, die richtigsten Angriffswaffen auf die Burg der öffentlichen Meinung zu wählen.“ (MK S. 529)

 Eben dasselbe wiederum, nur auf gut – das nahm Hitler sich vor. Nationalsozialistische Kämpfer hatten „in die Industriezentren“ zu gehen, um dort, wo die Marxisten massenwirksam ihr Unwesen trieben, die vorgefundene „negative Einstellung“ der Adressaten in eine „positive“, also in die Parteinahme für den Extremismus von rechts, umzupolen. Das mußte gelingen, wenn man den linken Hetzern ihre Manipulationstechnik abschaute und sich noch gekonnter mit leicht faßlichen Parolen auf Wirtshaustischen in Szene setzte. Ohne Umschweife bekennt sich Hitler selbst als gelehriger Schüler der Linken – in dieser Hinsicht:

„Ich habe damals in kurzer Zeit etwas Wichtiges gelernt, nämlich dem Feinde die Waffe seiner Entgegensetzung gleich selber aus der Hand zu schlagen. Man merkte bald, daß unsere Gegner, besonders in Gestalt ihrer Diskussionsredner, mit einem ganz bestimmten ‚Repertoire‘ auftraten, in welchem immer wiederkehrende Einwände gegen unsere Behauptungen erhoben wurden, so daß die Gleichartigkeit dieses Vorgangs auf eine zielbewußte einheitliche Schulung hinwies..., und es ist heute noch mein Stolz, das Mittel gefunden zu haben, diese Propaganda nicht nur unwirksam zu machen, sondern ihre Macher endlich selbst damit zu schlagen. Zwei Jahre später war ich Herr dieser Kunst.“ (MK S. 522)

Und noch zehn Jahre später war er Reichskanzler – was schon einen Hinweis darauf gibt, daß der begnadete Agitator eine kleine Randbedingung seines Erfolgs übersehen hat: Er brauchte sein Publikum ja wirklich nur mit den Standpunkten, die es sowieso schon hatte, in Wallung zu versetzen. Seine „linke“ Masche zog, weil der Nationalismus, an den er appellierte, schon vorhanden war, so daß er auf ihn setzen konnte. Als um das „Schicksal Deutschlands“ besorgte Menschen waren seine Zuhörer aus der arbeitenden Klasse nämlich schon längst unterwegs, wenn sie sich die Lage, in der sie sich befanden, als ein einziges Indiz für die Schwäche des Staates deuten ließen – und nichts anderes hat der Führer ihnen „eingehämmert“. Auf Arbeitermassen, denen die marxistischen „Hetzapostel“ den Nationalismus mit guten Argumenten verleidet hätten, ist er jedenfalls nicht gestoßen. Die Weimarer Kommunisten und Sozialdemokraten haben im Gegenteil an die Staatstreue ihrer Adressaten ganz affirmativ angeknüpft, um sie für die Idee eines ganz arbeiterfreundlichen Gemeinwesens zu begeistern. Dieser Fehler hat ihre Agitation so alt aussehen lassen in der Auseinandersetzung mit der faschistischen Offensive – nicht der von Hitler an sich selbst so bewunderte Kniff, den Linken mit deren eigener Methode den Schneid abzukaufen.

Soviel schwieriger hatte der Nazi-Führer es also gar nicht als seine bürgerlichen Gesinnungsgenossen, die es sich seiner Meinung nach viel zu leicht machten:

„Wenn aber ein sogenannter nationaler Politiker irgendwo einen Vortrag in dieser Richtung“ (gemeint ist das allseits beliebte Thema „Schmach von Versailles“) „hielt, dann nur vor Kreisen, die selbst schon seiner Überzeugung waren, und bei denen das Vorgebrachte höchstens eine Bestärkung der eigenen Gesinnung darstellte. Darauf aber kam es damals nicht an, sondern ausschließlich darauf, diejenigen Menschen durch Aufklärung und Propaganda zu gewinnen, die bisher ihrer Erziehung und Einsicht nach auf gegnerischem Boden standen.“ (MK S. 524)

Immerhin, in einer Hinsicht hatte Hitler es schwer: Er hat sich auf Veranstaltungen seiner Gegner herumgetrieben und dort fortwährend immer nur ein und dasselbe gehört – ganz unabhängig davon übrigens, ob dort immer dasselbe gesagt worden ist. Er war stets in gleicher Weise genervt, weil er aus allen Einwänden der Marxisten immer nur das eine heraushören konnte – auch dies spiegelbildlich zu seiner eigenen Agitation: So wie seine „Kunst“ in dem ewiggleichen moralischen „Argument“ bestand, das ein Politiker nun einmal beherrschen muß, der in Zeiten nationalen Notstands die „Volksgemeinschaft“ auf sich einschwören will, nämlich in der Beschwörung der Volksgemeinschaft und der „Entlarvung“ ihrer Feinde, so entnahm er der Agitation der Linken auch nur immer das Gleiche, nämlich wie ekelhaft staatsabträglich sie war.

„Jedenfalls war das, was ich so vernahm, geeignet, mich aufs äußerste aufzureizen. Man lehnte da alles ab: die Nation, als eine Erfindung der ‚kapitalistischen‘ – wie oft mußte ich nur allein dieses Wort hören – Klassen; das Vaterland, als Instrument der Bourgeoisie zur Ausbeutung der Arbeiterschaft; die Autorität des Gesetzes, als Mittel zur Unterdrückung des Proletariats; die Schule, als Institut zur Züchtung des Sklavenmaterials, aber auch der Sklavenhalter; die Religion, als Mittel der Verblödung des zur Ausbeutung bestimmten Volkes; die Moral, als Zeichen dummer Schafsgeduld usw. Es gab da aber rein gar nichts, was so nicht in den Kot einer entsetzlichen Tiefe gezogen wurde.“ (MK S. 41 f.)

Die Idee, an solchen staatsfeindlichen Gedanken könnte irgendetwas einer Widerlegung wert sein, ist Hitler nicht im entferntesten in den Sinn gekommen – und das nicht bloß, weil er in solcher Mühe ohnehin kein brauchbares Agitationsmittel sehen konnte. Für ihn selbst waren – wie für jeden Anhänger der nationalen Sittlichkeit – alle von den Linken kritisierten Dinge lauter unanfechtbar gute Einrichtungen, die über jede Kritik erhaben sind. Wenn sich dennoch jemand daran vergriff, dann konnte der auf gar keinen Fall etwas Mitteilenswertes gemerkt haben – dann mußte böser Wille vorliegen; die böse Absicht eben, genau dasjenige, zu dessen staatsdienlicher Rettung der Faschist angetreten war, in den „Kot einer entsetzlichen Tiefe“ zu ziehen. Von diesem „Schluß“ zehrt übrigens auch jeder demokratische Staatsschutzgedanke; in jedem bundesdeutschen Verfassungsschutzbericht ist diese Gedankenfigur nachzulesen. Im Unterschied zu den demokratischen „Beobachtern“ der linken „Szene“ ist Hitler jedoch mit dieser Entlarvungstour bei seinen deutschen Volksgenossen agitieren gegangen, weil er nicht zum Schutz der existenten Staatsmacht angetreten war, sondern diese gerade mit seinem Kampf gegen die zerstörerischen Kräfte des „Bolschewismus und Marxismus“ erst noch erobern wollte.

Die feindlichen Kräfte sah er insbesondere in der „sozialen Frage“ am Werk. Daß sich der „Marxismus“ nur zum Schein für die soziale Notlage der Massen interessierte, dabei in Wirklichkeit finstere Absichten verfolgte, das war für den Führer ausgemachte Sache:

„Denn unter diesem Mantel rein sozialer Gedanken liegen wahrhaft teuflische Absichten verborgen, ja, sie werden mit frechster Deutlichkeit auch wohl in voller Öffentlichkeit vorgetragen. Diese Lehre (sc. der Marxismus) stellt ein unzertrennliches Gemisch von Vernunft und menschlichem Aberwitz dar, aber immer so, daß nur der Wahnsinn zur Wirklichkeit zu werden vermag, niemals die Vernunft.“ (MK S. 351)

Das konnte schon deswegen nicht anders sein, weil Hitler selbst sich seinerseits ganz ausdrücklich taktisch auf das Elend der Massen bezog – natürlich für den denkbar besten, ja einzig guten Zweck, und um den Bösen das Wasser abzugraben:

„Um die Masse der nationalen Erhebung zu gewinnen, ist kein soziales Opfer zu schwer. Was auch immer unseren Arbeitnehmern heute für wirtschaftliche Konzessionen gemacht werden, so stehen diese in keinem Verhältnis zum Gewinne der ganzen Nation, die breiten Massen wieder ihrem Volkstume zu schenken.“ (MK S. 369 f.)

Der Marxismus ist eben das Gegenteil des Guten, folglich der Faschismus dessen Gegenteil: Nach diesem Muster wußte Hitler über das Programm seiner Gegner ganz von selbst genau Bescheid, und gleich auch darüber, was dagegen zu tun war. Wie in der sozialen Frage, so auch bezüglich der politischen Ziele, die die Marxisten sich auf ihre  Fahnen geschrieben hatten:

„... Internationalität ..., Demokratie ..., Pazifismus ... sind die charakteristischsten Merkmale des unser Volk immer mehr beherrschenden Marxismus.“ (Hitlers geheime Broschüre für Industrielle, S. 52)

Die bösen Marxisten hatten nichts anderes im Kopf, als das zum „Wiederaufstieg“ berechtigte Deutschland im Inneren zu zersetzen („Demokratie“), um mittels gewollter Wehrlosigkeit gegenüber äußeren Feinden („Pazifismus“) den Boden dafür zu bereiten, die nationale Herrschaft über Deutschland durch fremde Mächte („Internationalität“) zu ersetzen. Der rechte Staatsfanatiker kann sich eben marxistische Staatskritiker nur nach seinem eigenen Bilde denken: als „Staat im Staate“, und zwar selbstredend als feindlichen. Daß die Kommunisten als „fünfte Kolonne Moskaus“ unterwegs waren: diesen – auch im bundesdeutschen Nachkriegsdeutschland so beliebten – Vorwurf hat Hitler nach Maßgabe seiner eigenen Absichten zugespitzt und das „bolschewistische Programm der Weltrevolution“ zielsicher als das identifiziert, was ihm daran eingeleuchtet hätte: als offensives Interesse an imperialistischer Weltherrschaft:

„Die Bolschewisierung Deutschlands ... ist nur als Vorspiel gedacht für die Weiterverbreitung dieser jüdischen Welteroberungstendenz.“ (MK S. 703)

Ein Wahn, ohne Zweifel; aber ein sehr logisch konstruierter: Zu solch einem Feindbild kommt es, wenn Anhänger und Sachwalter einer zu Weltmacht strebenden Nation nach ihrem Bild marxistische Kritiker „kritisieren“. Und es tut seinen Dienst: Es rechtfertigt das gewaltsame Vorgehen, das die Konstrukteure solcher Bedrohungsszenarien gegen ihre Gegner gerade auf die politische Tagesordnung setzen. Hitlers praktische Schlußfolgerung jedenfalls war klar: Krieg den Marxisten und ihren „Hintermännern“; so eben, wie um die Weltherrschaft nicht diskutiert und demokratisch gewürfelt, sondern getötet und gestorben wird.

Für die Verwirklichung dieser Kampfansage brauchte es natürlich ihn. Denn daß alle seine im Prinzip gleichgesinnten Kollegen sich dem bolschewistischen Feind bereits opportunistisch ergeben hatten, das ging für den nationalsozialistischen Marxismus-Kenner schon daraus hervor, daß es den überhaupt noch gab, sogar als zugelassene Partei – daß es den Weimarer Republikanern mit ziemlich viel Gewalt gelungen war, diese in der Minderheit zu halten, machte die Sache überhaupt nicht besser.

„Damals wurde mir bis ins Innerste bewußt, daß das deutsche Bürgertum am Ende seiner Mission steht und zu keiner weiteren Aufgabe mehr berufen ist. Damals sah ich, wie alle diese Parteien nur mehr aus Konkurrenzneid sich mit dem Marxismus zankten, ohne ihn überhaupt ernstlich vernichten zu wollen; sie hatten sich innerlich alle mit der Zerstörung des Vaterlandes längst abgefunden, und was sie bewegte, war einzig die große Sorge, selbst am Leichenschmaus teilnehmen zu dürfen.“ (MK S. 774)

 „Ernstlich vernichten“ – mit parlamentarischem Parteienkampf, ein paar Einschränkungen der Meinungsfreiheit, ein bißchen Polizeiaufsicht und etlichen politischen Morden war das nicht mehr zu erledigen. Um so weniger, als die Erfolge der Marxisten unter den Massen Hitler die Augen dafür geöffnet hatten, daß seine guten Deutschen in ihrem an sich gesunden Hang zum Extremismus leider auch für Linkes anfällig waren:

„Denn so sehr der Marxismus als Organisation umrissen und begrenzt ist, so sehr hat er heute bereits als geistige Seuche, wenn auch vielen unbewußt, fast unser ganzes Volk ergriffen. Wenn aber ein Volk erst einmal diesen Lastern verfällt, dann kann man von einem ‚Wiederaufstieg‘ nicht mehr reden.“ (Hitlers geheime Broschüre für Industrielle, S. 52)

Es war also höchste Gefahr im Verzug; noch dazu, weil Hitler an den Verursachern dieser gefährlichen Volkskrankheit einen verbrecherischen Willen ausgemacht hatte, der von Natur aus gar nicht anders konnte, als sich staatsfeindlich zu betätigen:

„So wenig eine Hyäne vom Aase läßt, so wenig ein Marxist vom Vaterlandsverrat.“ (MK S. 771 f.)

Dieser Mann hatte eben Großes vor mit seinem Volk. Und gerade weil er diesem sonst nichts ersparen wollte, mußte er ihm auf jeden Fall die „Seuche“ einer linken Kritik an seiner Politik ersparen. Dies tat er dann, als er an der Macht war, wie so manches andere auch, sehr gründlich.
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Ehre & Heldentum

Eine nüchterne und sachliche Beurteilung der Erfolge und Mißerfolge, die sie bei ihrem Engagement in der Klassengesellschaft erzielen, ist von bürgerlichen Individuen im Leben nicht zu haben.  Was immer da im Endeffekt ihrer Bemühungen hängenbleibt, ob sie auf ansehnliche Vermögensbestände in ihren Händen, auf einen Preis im Wettbewerb um irgendetwas oder auch nur auf eine 40jährige Betriebszugehörigkeit und eine echte goldene Hochzeit blicken: Stets und quer durch alle Klassen und Stände hindurch meinen alle, daß sie mit dem, was sie sich da erworben haben, noch längst nicht alles haben, was sie eigentlich verdienen. Die recht unterschiedlich ausfallenden Ergebnisse ihrer Anstrengungen halten sie vielmehr allesamt für Grund genug, daß ihnen zusätzlich zu diesen auch noch ein ideeller Lohn zukommt und entsprechend auch spendiert wird. Sie legen Wert darauf, in ihrem Wirken und mit ihren Werken gar nicht bloß sich und ihrem Interesse gedient, sondern ihrer Gemeinschaft Dienste erbracht zu haben. Sie  wollen neben und zusätzlich zum Ertrag ihrer Leistungen eigens nochmals honoriert bekommen, daß sie an genau dem Platz, an den sie gestellt wurden, um sich zu bewähren, tatsächlich ihre Pflicht getan haben oder das noch tun – und um dieses Respekts willen widmen die einen, die es haufenweise zu Wohlstand und Geld bringen, genauso wie alle anderen, die ihnen mit ihrer Arbeit und Dienstwilligkeit dazu verhelfen und leer ausgehen müssen, ihre Taten geistig der Allgemeinheit des sozialen Kollektivs, in dem sie sie verrichten: Um das in erster Linie wollen sie sich verdient gemacht haben, wollen sich als wertvolle Bestandteile der Gemeinschaft vorstellen, in die sie hineingehören, und bauen daher vor sich und dem ganzen Rest der Gesellschaft den Anspruch auf, als diese sozialen Verdienstträger anerkannt und  gewürdigt zu werden – sie wollen die Ehre, mit der ihnen von der Allgemeinheit bescheinigt wird, daß sie ihr zugehörig sind.

Diesen anerkennenden Zuspruch erwirbt man sich in seiner gediegensten Form natürlich, indem man ihn gleich vom Staat als der allerobersten Instanz dieser Allgemeinheit erteilt bekommt. Aber auch unterhalb des Bundesverdienstkreuzes in Bronze gibt es schon auch noch jede Menge Gelegenheit für das Verlangen der Bürger, sich ihre Ein- und Unterordnung unter alle geltenden Pflichten und Notwendigkeiten nochmals als Prädikatsauszeichnung zu sichern. Die wenigen, die zu diesem Zweck auf ihre wirklichen, in Geld gewogenen Verdienste verweisen können, haben es dabei naturgemäß etwas leicht – da finden sich Ehre und Ansehen der Person regelmäßig von selbst, als wohlverdienter Zusatz zu den Verdiensten ein, die sie ausweislich ihres Bankkontos einfach erbracht haben müssen. Die vielen anderen redlichen Bürger hingegen müssen sich die Anerkennung, um die es ihnen zu tun ist, erst verschaffen – aber auch das ist im Prinzip nicht schwierig: Dort, wo ihre Rolle des mit Selbstbewußtsein ausgestatteten Dienstleisters an allen geltenden Notwendigkeiten zu Ende ist und sie sich damit befassen, was sie selbst als Persönlichkeit sind und darstellen, machen sie sich einfach ideell gemein mit allen hohen sittlichen Allgemeinheiten, die für die Verleihung von Ansehen und Würde in ihrer Welt zuständig sind. In diesem Fundus aller Maximen, denen „der Mensch“ um seiner Werthaltigkeit willen zu gehorchen hat – Rechtschaffenheit in Beruf, Handel und Wandel, Ehe, Familie, Vaterland... – finden sie alles fertig vor, was ihrer Gemeinschaft hoch und heilig ist, und entdecken in der gelungenen Selbstverpflichtung auf die allgemeinen, für jedermann verbindlichen Pflichten die wahre Größe, die in ihnen steckt: Sie wissen sich eins mit der sittlichen Ordnung, in der jedermann anerkannt ist, und eignen sich dieses Bewußtsein in Gestalt jenes unveräußerlichen Gutes ihrer Ehre an, mit der „der Mensch“ für seine Moral entlohnt wird. Entsprechend führt sich dieser Mensch dann auf, wenn ihm dieses ihm gebührende Recht zum Bedürfnis wird. Mit aller Entschiedenheit und Unbedingtheit – die er ansonsten, in den Belangen seines praktischen Interesses vermissen läßt: Da tut er, was erlaubt ist! – pocht er auf Anerkennung. Ausgestattet mit allen sittlichen Maßstäben des Kollektivs, in dem er eingehaust ist, fordert er vom ganzen Rest der zweibeinigen Allgemeinheit, was ihm zusteht: Den Respekt vor ebendiesen Maßstäben – aber in Form einer Ehrerbietung, die exklusiv ihm als ihrem personifizierten Vertreter zu gelten hat. Und wenn ihm diese Anerkennung versagt wird, kennt er kein Pardon. Der Standpunkt der verletzten Ehre, der verweigerten Respektsbezeugung gegenüber einem, der sich als Stellvertreter aller Werte präsentiert, die der Gemeinschaft heilig sind, ist nämlich ebenso kleinlich und empfindsam wie nach der Seite hin maßlos, die die Wiederherstellung des beschädigten Gutes betrifft – ziemlich schnell riskieren dieselben braven Bürger, die sich in ihrem alltäglichen Leben so etliches bieten lassen, in Fragen ihrer Ehre Leib und Leben: das ihrer Mitmenschen, wenn die es an der nötigen Wertschätzung missen lassen, die einem einfach gebührt, der als Arbeiter, Ehemann oder Deutscher redlich seinen Pflichten nachkommt und alles tut, was seines Standes ist; und das eigene natürlich auch, wenn die Rettung der Ehre es verlangt und es um Satisfaktion geht.

Dieser höhere Beweggrund, der bürgerliche Untertanen zu nicht wenigen strafbaren Hemmungslosigkeiten verleitet, gefällt Faschisten sehr. In dem im Volk so verbreiteten Bedürfnis nach Ehre entdecken sie die Bereitschaft, sich für Höheres einzusetzen als für die Belange, die das private Fortkommen im Leben betreffen. Gerne greifen sie daher das auf Ehre erpichte Selbstbewußtsein der Bürger, ihr Bedürfnis nach Anerkennung als Bestandteil der sozialen Gemeinschaft und ihr Verlangen, viel lieber mit der in Eintracht und Harmonie zu leben als ihren selbstsüchtigen Interessen nachzuhängen, als Versprechen auf, sich dieser gemeinsamen Sache auch widmen und sich ihr dienend unterzuordnen zu wollen: In allem, was einer will, der nach Ehre verlangt, hört ein Faschist mit seinem feinsinnigen Gespür für alles, was letztlich zählt, ein einziges Plädoyer für eine einheitlich funktionierende Volksgemeinschaft heraus, und mit der kann er natürlich gut und gerne dienen. Von Haus aus liegt für ihn in allen Titeln der Ehre, in diesen vom Subjekt in Beschlag genommenen Allgemeinheiten alles, wodurch es überhaupt erst zum Subjekt wird; für ihn ist der Drang des moralischen Willens, als Teil des Kollektivs anerkannt zu sein, ein sich ganz von selbst verstehendes Müssen, das dem Willen  von Natur einbeschrieben ist und  in dem er ohne Rest aufgeht, und  nur dann, wenn er in ihm aufgeht, erfährt er als Wille überhaupt erst seine Anerkennung und gereicht „dem Menschen“ zu seiner Ehre:

„Nach germanischer Auffassung hat der Mensch nur Wert, soweit er Ehre besitzt. Ohne Ehre ist das Leben nicht lebenswert. Das Ehrgebot ist unbedingt verpflichtend, alle anderen Bindungen des menschlichen Lebens treten zurück als zweitrangig. Die Wahrung der Ehre oder schließlich die Gewinnung von Ruhm und Ehre ist deshalb das Motiv altgermanischer Dichtung und Prosa... Das Ehrgefühl ist gleichbedeutend mit dem, was wir heute „Gewissen“ nennen. Die Stimme der Ehre, als Gewissensstimme, ist die letzte Instanz, die alles Handeln entscheidet. Ehre ist also gleichbedeutend mit Schicksal. Gegenüber dem äußeren Schicksal gibt es somit keine Willensfreiheit für den Germanen.“ (Meyers Lexikon, Dritter Band, Stichwort „Ehre“, Leipzig 1937, S. 450 f.)

Einerseits ist dies überhaupt keine besonders „germanische“ Auffassung, also keineswegs nur mit dem festen Vorsatz zu erlangen, streng deutsch zu denken und die Exegese altdeutscher Sitten gleich als Wesensschau „des Menschen“ auszubreiten. Daß man sich einer höherwertigen Allgemeinheit zu verpflichten hat, wenn es einem um seine Ehre zu tun ist, ist kein stammesgeschichtliches Exklusivrecht – genau das beherzigt jeder moralische Kopf, wenn er sich zurechtlegt, was alles für ihn so die Fragen seiner Ehre sind. Und daß zusammen mit diesen Hauptfragen seiner Wertschätzung auch die gewissen „Bindungen“ aus der Prosa des wirklichen Lebens bedeutungslos werden, und zwar im selben Maß, in dem sein Ehrbewußtsein in Fahrt kommt und es ihm um seine moralischen Rechte geht, ist auch kein besonders „germanisches“ Gütezeichen, sondern das spezielle Vergnügen, mit dem sich alle moralisch Gebildeten auch noch ihr privates Leben in der Klassengesellschaft zur Hölle machen.

Andererseits hält der faschistische Liebhaber der Ehre seine „Auffassung“ ja nur deshalb für so „germanisch“, weil er in seiner Begeisterung das hohe Ziel, um dessentwillen ihm gleich das ganze Leben wegwerfbar, „nicht lebenswert“, erscheint, gleich zum Rassemerkmal der Deutschen stilisieren möchte. Ihr Geltungsbedürfnis und ihr Durst nach Anerkennung – „Ruhm und Ehre“ – belegen ihm ganz zweifelsfrei, daß sie dabei ausschließlich das staatlich verfaßte Kollektiv im Kopf haben, das für die Verteilung dieser heißen Güter exklusiv zuständig ist, und sein Ideal eines einheitlichen völkischen Willens und deutschen Nationalgefühls, aus dem die Bürger ihren ganzen Stolz beziehen, legt er allen ehrpusseligen Deutschen dann ins Blut hinein: Wenn es dem „Germanen“ um die Ehre geht, dann ist sein Staat die bestimmende „letzte Instanz“ allen Handelns, und der Wille bekommt den ideellen Lohn, nach dem er verlangt, wenn er nachvollzieht, was die innere Stimme eines ganz aufs Dienen geeichten völkischen „Gewissens“ als Pflichten der Ehre raunt und ihm als Pfade seines „Schicksals“ weist, denen er natürlich nicht auskommt.

Entdeckt hat der Faschist, daß und wie gut die Bürger in ihrem Ehrbewußtsein zu packen sind – und genau da packt er sie. Wo sie eifersüchtig darüber wachen, von der Allgemeinheit bloß nicht um die Ehrenbezeugungen betrogen zu werden, zu denen sie sich als Teil dieser Allgemeinheit und Diener an allen Werten, die in ihr maßgeblich sind, berechtigt wissen, da sieht ein Faschist seine vornehme Pflicht und die gute Gelegenheit obendrein, die Sache in seine Hände zu nehmen. Er verdeutlicht ihnen, daß es allemal die wirkliche politische Gemeinschaft ist, die als Verteilungsinstanz dieses hohen Gutes angerufen wird, und daß es allein ihr völkisches Dasein ist, das die bürgerlichen Ehrenpersonen zu ebensolchen macht, so daß man als bloßer Angehöriger des Volks schon mit allem Erforderlichen versehen ist, was einen in den Stand der Ehre versetzt:

„Es muß eine größere Ehre sein, als Straßenfeger Bürger dieses Reichs zu sein, als König in einem fremden Staate.“ (MK S. 491)

Und wenn dann feststeht, weswegen und wofür der Mensch nach seiner Ehre verlangt, dann steht damit zugleich auch fest, gegen wen man seine Ehre zu verteidigen hat. Wenn er sein Volk auf die deutsche Nation als seinen wahren Lebenszweck orientiert und jedem deutschen Volksmitglied an seinem Platz die Ehre spendiert hat, kann der Faschist sich im Prinzip ganz darauf verlassen,  daß die von ihm Geehrten dann auf ihrem Geschenk bestehen und als ein organisierter Volkskörper eifersüchtig darüber wachen, daß ihre Ehre am Rest der Welt nicht Schaden nimmt: Gegen alle anderen Nationen geht dann nämlich der Deutschen Kampf um Ehre, und daß er nach der Ehre den dann auch noch organisiert und anleitet, versteht sich von selbst:

„Ehre, Bestand und Bewahrung der eigenen Art, Eintreten und notfalls Sichopfern für die eigene Art und deren höchste Werte. Ehre kann es nur geben, wenn Bewußtsein der eigenen Art vorhanden ist; wer sich nicht – und sei es unbewußt, instinktiv – zu seiner eigenen Art bekennt, besitzt auch keine Ehre“ (Meyers Lexikon, a.a.O.)

Mißbrauch des hohen Gutes liegt jedenfalls nicht vor, wenn der faschistische Experte für den Wissensstand der Deutschen hier die „eigene Art und deren höchste Werte“ als die Quelle allen Ehrgefühls lokalisiert. Er spricht nur deutlich aus, daß ein Individuum, dem es um seine Ehre geht, sich gerade nicht mit den Belangen seiner Partikularität befaßt, sondern sich als Einzelwesen einer höheren Allgemeinheit begreift und als das gewürdigt sein will. Folglich teilt er den Bürgern im Staat nur auf seine Weise mit, wie diese Identität, die sie besitzen, heißt und was sie ausmacht, und lokalisiert gewissermaßen diese höhere Allgemeinheit als die Quelle, die ihr Ehrverlangen stillt: Die ist der Staat, in dem sie leben, und als Volksgemeinschaft, als zweibeinige Repräsentanten der Gattung Staat begründen die vielen Einzelnen eine exklusive „Art“, in der letztinstanzlich ihr Wesen beschlossen ist und die daher zu Recht das „Sichopfern“ als Konsequenz des von ihren Mitgliedern an den Tag zu legenden Ehrgefühls verlangt. Denn wenn sie schon selbst im Kampf um ihre Erhöhung zu Ehrenpersonen alles geringschätzen und für belanglos erachten, was sie sonst auszeichnen mag, ihnen ihre Ehre eben über alles geht, dann hat ihnen ihr deutscher Staat als die Instanz, von der sie sie verlangen, eben auch über alles zu gehen. Wenn ihnen schon die Gemeinschaft und ihre höchsten Werte ihre wichtigsten Anliegen sind, dann soll das auch genauso sein und bleiben: Die verehrten Mitglieder der Gemeinschaft haben sich in deren „Bestand und Bewahrung“ ihren eigenen höheren Daseinsgrund und -zweck abzuholen, sich also nötigenfalls auch aufzugeben, und daß er dabei an die praktischen Drangsale des wirklichen Deutschland denkt, wenn er so schön philosophisch redet, kann man ihm schon glauben.

Denn schon lange bevor die Ehre in den praktischen Genuß dieses Höhepunkts gelangt, wie die faschistische Rhetorik ihn ausmalt – der „Germane“

„kann sich auf den Ruf des Schicksals nur auf eine Art verhalten: ehrenhaft handelnd. Es gibt also keinen Kampf gegen das Schicksal, sondern nur ein Bejahen des Schicksals bis zum Tod“ (Ebda.) – ‚

haben die deutschen  Volksgenossen genug zu tun, den aus ihrer höheren völkischen Natur erwachsenden Verpflichtungen gerecht zu werden. Insofern der Stoff der Ehre die Volksgemeinschaft und deren „Bewahrung“ ist, haben sie nicht nur den gewöhnlichen Pflichten von Staatsbürgern nachzukommen – daß sie das tun, unterstellt der Faschist von Haus aus, und er hat ja auch Recht damit. Er hält dafür, daß sie auch nach außen hin zeigen, wie sehr sie sich ganz als die subjektiven Sachwalter ihres eigenen nationalen Kollektivs wissen und  fühlen, in dessen Namen sie ihre praktischen Dienste versehen. Die deutsche Nation ist der Fixpunkt ihres Selbstbewußtseins, ihr sich zurechnen zu dürfen die Quelle, aus der ihre vielen Diener ihre ganze Selbstachtung beziehen, und wie sehr die wirklich dadurch bestimmt sind und sich ihren deutschen Nationalismus selbst als von ihnen gar nicht mehr zu trennendes Wesensmerkmal  angeeignet haben, sollen sie nach außen kenntlich machen: Als nachgerade selbstverständliche Gefühlsregung, die ihre Selbstachtung gebietet, sollen sie zur Aberkennung der Ehre und zur Verachtung aller schreiten, die nicht zu ihrer nationalen Gemeinschaft zählen. Noch vor dem wirklichen Marsch aufs Schlachtfeld will der Faschist die Gesinnung der Volksgenossen, denen er in ihrem Streben nach Ehre den richtigen Weg weist,  als ein einziges Kämpfertum  für die Nation und ihre Belange organisieren; will, daß sie die Feinde ihres Staates als Verletzung ihrer höchstpersönlichen Ehre begreifen und mit mindestens derselben Verbissenheit auf Genugtuung drängen, wie man es von ihren alltäglichen Ehrenhändeln her kennt – und diese dann in der Vernichtung von allem dem „Bestand der Volksgemeinschaft“  Schädlichen finden.

Nicht gerade wenig von diesem faschistischen Wunschprogramm für die moralische Volksbildung scheint bei seinen Adressaten gut in Erfüllung gegangen zu sein – die Gelegenheit nämlich, wirklich zu zeigen, wie ernst es ihnen mit ihrer Ehre ist,  bekamen die deutschen Bürger ja. Und was man von jenem bekannten „Feld der Ehre“, auf dem Staatsmänner stets vom Hauch der Ideale angeweht werden, die dort maßgeblich zugange sind, mitbekommen hat, ist ihnen wenig Schlechtes nachzusagen. Eine Klientel, die moralisch gut in Schuß ist, muß im Bedarfsfall nur noch ins richtige Gleis eingewiesen werden, um die großen Werke zu verrichten, die sie ihrem Ideal schuldig ist:

„Man hüte sich, die Kraft eines Ideals zu niedrig einzuschätzen. Wer in dieser Hinsicht heute kleinmütig wird, den möchte ich, falls er einst Soldat war, zurückerinnern an eine Zeit, deren Heldentum das überwältigendste Bekenntnis zur Kraft idealer Motive darstellte. Denn, was die Menschen damals sterben ließ, war nicht die Sorge um das tägliche Brot, sondern die Liebe zum Vaterland, der Glaube an die Größe desselben, das allgemeine Gefühl für die Ehre der Nation.“ (MK S. 487)

Fürwahr, hier liegt der Führer genau richtig. Wenn die Volksgenossen sich als solche wissen und im Namen ihrer Ehre wissen wollen, dann haben sie zwar garantiert noch immer all ihre Sorgen aus dem Umkreis ihres gewöhnlichen Lebens. Sie haben sich aber auch schon längst angewöhnt, ihre Sorgen so bedeutungsvoll nicht zu nehmen, sich selbst als Träger der Gemeinschaft dagegen umso mehr. Als Teilhaber an dem vom Staat organisierten nationalen Kollektiv „Volk“ sind sie ja schon vollständig in einen Stand erhoben, von dem aus sich ihre kleinlichen Bemühungen um Brot und dergl. tatsächlich als das ausnehmen, was sie gegenüber der Nation und deren Angelegenheiten sind – in jeder Hinsicht unwichtig und bedeutungslos. Dann haben sie diese höhere Identität, die sie als Angehörige ihrer Nation besitzen, auch wirklich ganz als ihre begriffen und als Gewohnheit ihres seelischen Lebens verinnerlicht. Dann „lieben“ sie ihr „Vaterland“ auch, leiden zusammen mit ihm daran, daß es in seiner „Größe“ beschränkt wird, und nehmen die vielen Feinde, die dafür verantwortlich zeichnen, als ihre höchstpersönlichen wahr, von denen sie um ihr höchstes Lebensrecht gebracht werden. Dann können sie es nicht ertragen, wenn jemand der „Ehre der Nation“ nicht den Respekt erweist, den sie einverlangt –  und haben nicht nur offene  Ohren für einen, der sich diese Ehre und sonst nichts zu seinem Anliegen gemacht hat und die Führerschaft zu ihrer Wiederherstellung beansprucht: Sie folgen ihm auch, und zwar ziemlich lange. Denn wenn im Zuge der nationalen Ehrenrettung irgendwann von Staats wegen die Preisform dieses hohen Gutes zur Sprache gelangt und die Nation mobil macht, ist in den Reihen des Volkes niemand groß überrascht oder gar entsetzt. Mit überwältigender Mehrheit legen – wenn ihr Führer es nur befiehlt: „Treue ist das Mark der Ehre!“ – die Volksgenossen  genau das Heldentum an den Tag, das der Staatsmann in Hitler als das Faszinosum der Macht des Idealen bewundert: Sie zeigen, daß in ihnen der Staatszweck tatsächlich  individualisiert ist – und opfern nach ihrer Vernunft und ihrem geistig-seelischen Innenleben auch noch den praktischen Rest ihres Daseins dem Kampf um die Ehre der Nation. Daß sie dann den gerechten Dank der Nation, die hinterher ihre Toten in Ehre hält, leider nicht mehr erleben dürfen, ist ein Jammer.
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Fremdarbeiter

– nicht Gastarbeiter, insofern ehrlicher als die Demokratie – hat die Nation Adolf Hitlers all diejenigen genannt, die als ausländische Arbeitskräfte zum Dienst am deutschen Staat herangezogen wurden. Der Faschist an der Regierung hat den einheimischen Volksgenossen das Versprechen von „Arbeit und Brot“ mit einer solchen Gründlichkeit erfüllt – auf dem Felde der Arbeits- und sonstigen Schlachten –, daß die Vollbeschäftigung schon bald erreicht war. Rapide wachsende staatliche Bedürfnisse führten zu weitergehenden Überlegungen:

„Trotz der Tatsache, daß die meisten deutschen arbeitsfähigen Menschen in der anerkennenswertesten Weise ihre Kräfte für die Kriegswirtschaft bereits eingesetzt haben, müssen unter allen Umständen noch erhebliche Reserven gefunden und freigemacht werden. Es ist daher unumgänglich notwendig, die in den eroberten sowjetischen Gebieten vorhandenen Menschenreserven voll auszuschöpfen.“ (Fritz Sauckel, Generalbevollmächtigter für den Arbeitseinsatz, 20.4.1942)

In der dem Staatsmann eigenen zynischen Art – er spricht dem „deutschen Arbeitsfähigen“ für die willige Übernahme des ihm von oben verordneten Arbeitseinsatzes seine wärmste Anerkennung aus – ist hier ein zusätzlicher staatlicher Handlungsbedarf angemeldet. Der ins Werk gesetzte „Reichseinsatz fremdvölkischer Arbeitskräfte“ brauchte sich seit Kriegsbeginn und den ersten Siegen nicht mehr nur auf Verträge mit anderen Staaten über die Konditionen wechselseitiger „Arbeitnehmerüberlassung“ sowie auf die staatlich geförderte Anwerbung von Saisonkräften und Wanderarbeitern zu beschränken. Die eroberten Gebiete in allen Himmelsrichtungen machten es dem vorläufigen Sieger möglich, dem „Arbeitskräftemangel“ durch millionenfache Aushebungen und Deportationen abzuhelfen. So kamen nebst Kriegsgefangenen und KZ-Häftlingen „zivile Arbeitskräfte“ aus den besetzten Gebieten im Westen und Norden ebenso zum Einsatz wie die „Ostarbeiter“ aus den annektierten polnischen und sowjetischen „Osträumen“. Wenn der Staat sich ein Territorium durch den mit Krieg bewirkten Anschluß verfügbar gemacht hat, dann haben das auch die Leute zu sein, die dieses Territorium bevölkern. Gemäß dieser Staatslogik wußte der NS-Staat zwei Verwendungsweisen für sie: auf dem Felde der Kriegswirtschaft, aber auch darüberhinaus.

Für die Bestandssicherung des deutschen Staates im Zuge seiner Kriegsführung verstärkten die zugeführten Fremdarbeiter die Reihen deutscher Lohnarbeiter; in wachsendem Umfang, versteht sich, mit dem Abgang der letzteren in eine andere Abteilung ihrer staatsbürgerlichen Verpflichtungen. Das war in der Rüstungswirtschaft (mit allen notwendigen Vorkehrungen gegen Sabotage) ebenso der Fall wie im Bergbau, in der Bauwirtschaft und in der Landwirtschaft: überall dort eben, wo die Arbeitsschlacht die „blockadefeste“ Kriegswirtschaft zu sichern hatte. Die Öffnung der Grenzen und die Zufuhr von Fremdarbeitern, das gab vielfältig nützliche Perspektiven her für die Schaffung eines „Sozialen Großraums Europa“. Unter dieser Überschrift meldete das amtliche Mitteilungsblatt des Reichsarbeitsministeriums im Jahre 1941:

„Der Einsatz der tschechischen Arbeiter im Altreich und in der Ostmark hat einen dreifachen Nutzen gezeitigt: Er hat zur Beseitigung der bei der Errichtung des Protektorats auf rund 200  000 bezifferten Arbeitslosigkeit beigetragen, er hat den Arbeitermangel im Altreich und in der Ostmark beheben helfen, und er hat schließlich im Protektorat eine zusätzliche Kaufkraft geschaffen, die wiederum dessen Binnenwirtschaft zugute kam. Gleichzeitig ist der Sozialetat des Protektorats entlastet worden.“

Dieser Katalog staatsnützlicher Funktionen hat seine gesicherte Basis im eigentümlichen „Preis“ der fremdvölkischen Arbeitskräfte. Er war ja von vorneherein jeder kapitalistischen Lohnberechnung und damit auch dem Vergleich unterschiedlicher nationaler Lohnniveaus entzogen. Wo es um den staatlich organisierten Beitrag der Fremdarbeiter zur Kriegswirtschaft ging, da spielte eine Lohnfestlegung, die sich der Profitkalkulation verdankt, einfach keine Rolle. Da richtete sich der Wert der Arbeitskraft ausschließlich nach dem angelegten nationalen Gesichtspunkt der Versorgung der im Krieg befindlichen deutschen Wehrmacht – um jeden Preis. In Görings „Richtlinien für den Arbeitseinsatz von Sowjetbürgern“ war demgemäß die Rede vom „kleinen Taschengeld“, das den in Arbeitslagern Kasernierten auszuzahlen war; und zwar für einen Arbeitseinsatz, der in vielen Fällen das wahrmachte, was auch an Juden praktiziert wurde: die Vernichtung durch Arbeit.

Auch bei den Fremdarbeitern dachten die NS-Politiker über den Tag hinaus: an die Zeit nach dem gewonnenen Krieg. Denn das sollte der Sieg ja leisten: Zusätzliche Territorien in staatlichen Besitz überführen, nicht, damit der Staat sie einfach hat, sondern damit er Land und Leute so benutzen kann, daß sich ein dauerhaftes Wachstum des deutschen Staatsreichtums einstellt. Der Krieg wird auch alle ökonomischen Probleme der Nation lösen – davon ging Hitler aus. Neben dem prinzipiellen Nutzen der Annexion rechnete er auch schon mal aus, wie wohltätig sich das Millionenheer von Fremdarbeitern auf den deutschen Staatskredit auswirken werde:

„(Warum) die Bezahlung der durch den Krieg verursachten Reichsschulden kein Problem sei:

1. Die durch das deutsche Schwert getätigten Landgewinne brächten eine so bedeutende Vermehrung des Nationalvermögens, daß sie die Kriegskosten um ein Vielfaches aufwögen.

2. Die Einschaltung von 20 Millionen billiger ausländischer Arbeitskräfte in den deutschen Wirtschaftsprozeß bringe einen Gewinn, der die durch den Krieg entstandenen Reichsschulden bei weitem übertreffe. Man müsse nur einmal errechnen, wieviel dadurch gewonnen werde, daß der ausländische Arbeiter statt – sagen wir – 2  000 Mark, wie der Inlandsarbeiter, nur 1000 Mark jährlich verdiene.“ (Hitlers Tischgespräche, 4.5.1942)

Mit der Perspektive, den kriegsbedingten Umgang mit den requirierten Fremdarbeitern in einen Dauerzustand zu überführen,  wollte Hitler den Bedenkenträgern in den eigenen Reihen klarmachen, daß die Staatsschulden für Rüstung und Krieg schon ihre Ordnung hatten. Er dachte an eine Kriegsdividende der folgenden Art: Die staatlich eingerichtete Differenz zwischen dem deutsch-nationalen Lohnniveau und dem Entgelt der Fremdarbeiterschaft sollte – fürs erste – Kriegskosten ausgleichen und Kriegsschulden bezahlen helfen. Die per Krieg bewerkstelligte Verfügbarmachung von auswärtigem Volk übersetzte er vorausschauend in ein auf Dauer wirksames Abstandsgebot zwischen deutschem Inlandslohn und der Bezahlung der Ausländer.

Es sollten die Arbeitskräfte fein differenziert werden, je nach dem Staat, dem sie als Volk entstammten – genau wie es im Krieg der Fall war. Für Fremdarbeiter aus dem besetzten Nord- und Westeuropa gab es nämlich Löhne, die „im Prinzip“ denen der deutschen Arier nahekommen sollten. Die slawischen Ostarbeiter dagegen erhielten einen in Prozentpunkten ausgedrückten Bruchteil vom Lohn des deutschen Arbeiters. Für die Nachkriegsordnung waren die „Osträume“ als Rohstoff- und Ernährungskolonie vorgesehen, passend dazu die dortige Bevölkerung als Heer von Kolonialsklaven. Bei den besetzten Staaten in den anderen Himmelsrichtungen hingegen dachten die Faschisten an die Einsetzung von politischen Statthaltern über Land und Volk, die über einen Teilabschnitt der deutsch-europäischen „Großraumwirtschaft“ wachen sollten. So flexibel wußte der Nationalsozialismus seinen Rassismus für die pax germanica zu handhaben.

Für die den Fremdarbeitern auf diese Weise staatlich zugewiesene und nach nationalen Kalkülen differenzierte Rolle als arbeitende „Hilfsvölker“ der deutschen Nation gab es aus der NS-Abteilung Weltanschauung die Begründung mitgeliefert, inwiefern ihre Behandlung dem natürlichen Unterschied von „höher- und minderwertigen Völkern“ entspringt, ihnen also auch entspricht:

„Die Osträume sind Räume, wo der Slawe selber gar nicht will, daß er gleichberechtigt behandelt wird... Das sind die Räume, die nach der militärischen Entwicklung bis weit nach Rußland hinein, bis weit in den Ural, einmal als Rohstoffbasis mit Arbeitern für große, auch Kulturaufgaben (zur Verfügung stehen), die als Heloten, wenn ich es ganz drastisch sagen will, für uns eingesetzt werden müssen.“ (Reinhard Heydrich, Rede am 2.10.1941)

„Der Slawe ist eine geborene Sklavenmasse, die nach dem Herrn schreit; es fragt sich nur, wer der Herr ist... Der russische Raum ist unser Indien, und wie die Engländer es mit einer Handvoll Menschen beherrschen, so werden wir diesen unseren Kolonialraum regieren.“ (Hitler, Monologe im Führerhauptquartier, 17./18.9.1941)

Nationalsozialisten verstehen sich auf die Helotennatur der Hilfsvölker, die sie sich einverleibt haben: Gute deutsche Herrschaft ist für sie der beste Lohn.

Bei Demokraten ist alles ganz anders. In ihrem Reich erfüllt der nationale Zugriff auf fremdvölkische Arbeitskräfte ein Bedürfnis der Kapitalisten, die auf deutschem Boden wirtschaften. Diese ergänzen auch das Recht auf Wachstum durch den Export ihres Kapitals und wenden auswärts Arbeitskräfte an, die sich wegen des landesüblichen Preises der Arbeit manchmal sogar als Alternative zur Benützung einheimischer Arbeitskraft empfehlen – seit neuerem ja auch in den direkt vor der Haustür liegenden „Osträumen“ Europas. Die für diese beiden Fälle vollzogene Öffnung mancher Grenzen hat eine Mobilität von auf Lohn angewiesenen Menschen ermöglicht, die den Bedürfnissen von Geschäftsleuten manchmal, denen der Nation aber nicht entspricht. Ohne zur Beförderung deutschen Wachstums bestellt zu sein, bewegen sich Wanderarbeiter und Asylanten im deutschen Rechtsraum, in dem das Kapital zum Zwecke seines Wachstums ebenso wie aufgrund seines Ausbleibens echte deutsche Lohnarbeit überflüssig gemacht hat. Das ergibt nach Definition der demokratischen Regierung, aber auch im Verständnis der regierten Landsleute, eine Lage, die die grundsätzlichen Differenzierungen zwischen „uns“ und „den Ausländern“ wieder aktuell werden läßt, die für den Führer von vorneherein beschlossene Sache waren. Die vorhandenen Regelungen, die die Sonderbehandlung von Ausländern durch Deutschland betreffen, werden von Staat und Volk gleichermaßen für ziemlich unzulänglich erachtet. Mit der Brauchbarkeit von Fremden, die anwesend sind, verliert sich auch die demokratische Toleranz; die Unverträglichkeit der Rechte von Deutschen mit den Bedürfnissen der Ausländer bestimmt die Tagesordnung, die Besinnung auf den Wert der Nation wird amtlich verlautbart, Eigenheiten – „physisch und seelisch gleichartiger“ Deutscher – werden entdeckt, die Gebräuche fremder Kulturkreise stehen ihnen  unversöhnlich gegenüber, und rassistisch motivierte Verbrechen haben Konjunktur.

Kein Vergleich also mit der Behandlung der Fremdarbeiter in Adolfs Reich.
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Führer & Bewegung

Von der unpersönlich sachlichen Natur bürgerlicher Herrschaft – von der Trennung zwischen Amt und Person, von den ökonomischen Sachzwängen, die eine Regierung durchzusetzen hat, von der technokratischen Art, in der sie das tut – wollte Hitler nichts wissen. Nicht als ob der faschistische Staat etwas schuldig geblieben wäre bei der Bedienung kapitalistischer Interessen, bei der Verwaltung der Sachnotwendigkeiten seiner kapitalistischen Gesellschaft usw.; der Aufgabenkatalog einer jeden modernen Regierung, von der Schulpolitik und Rentengesetzgebung bis zur Finanzverwaltung und Außenpolitik, wurde erledigt. Bloß hat Hitler das alles für die unwesentlichste Seite der nationalen Führungsaufgabe gehalten. Ihm kam es auf das klare, personifizierte Verhältnis von Befehl und Gehorsam an: auf der einen Seite die ungeteilte Kompetenz des nationalen Führers, auf der anderen Seite die unbedingte Gefolgschaft derer, die sowieso keinen Einblick in die Größe der nationalen Aufgabe haben können. Eingefleischte Demokraten halten dies für eine ganz und gar menschenverachtende Forderung; sie bilden sich nämlich ein, daß sie als „mündige Bürger“ ihrer Obrigkeit nur einen wohlüberlegten bedingten Gehorsam schuldig sind. Gegen diese demokratische Einbildung polemisiert der Faschist: Nur die eindeutige Scheidung zwischen dem mit aller Macht ausgestatteten Willen des Führers und der Bereitschaft zum Mitmachen beim Rest der Mannschaft schafft die unverbrüchliche Einheit zwischen Staatsmacht und Volk, die beide Seiten brauchen. Das Amt gilt dem Faschisten nichts ohne Persönlichkeit, die mit ihrer Autorität dem Amt erst eine wirklich glaubwürdige Autorität verleiht. Die Staatskunst braucht geborene Befehlshaber; nur die sind fähig, eine Menschenmasse zum Volk und das Volk zu einer wirklich funktionsfähigen Körperschaft zu machen.

Diese Übersetzung von staatlicher Herrschaft in ein Verhältnis sich ergänzender Rollen, in dem Staatsmann und Bürger sich wechselseitig anerkennen und achten, ist dem bürgerlichen Verstand nicht fremd. Es ist durchaus üblich, die technokratische Ideologie, wonach die Staatsgewalt letztlich nur mit der effektiven Organisation des menschlichen Zusammenlebens beschäftigt wäre und deswegen von Herrschaft und Unterordnung im modernen Gemeinwesen gar nicht die Rede sein könnte, zu ergänzen um die Idee eines höchstpersönlichen Autoritäts- und Vertrauensverhältnisses zwischen Regierten und Regierenden. Für den Faschisten ist die Behauptung einer persönlichen Treue- und Abhängigkeitsbeziehung zwischen Führer und Geführten aber die einzig gültige Wahrheit über einen Staat, der diesen Namen verdient. Die Ausübung der Herrschaft erwächst aus der Fähigkeit des Führers, durch die er sich Gefolgschaft und Vertrauen verschafft. Das Verhältnis der Massen zum Führer ist ein moralisches, wobei ihre Verpflichtung nicht einem unpersönlichen Prinzip gilt, sondern der Person des Führers, der den Willen aller zum Staat und somit den Willen des Staates verkörpert. Zur Verdeutlichung haben Hitler und seine Propagandaabteilung das deutsche Volk mit einer Renaissance der alten Germanensagen beglückt: In deren feudalistischem Treuefimmel glaubten sie die passende Bebilderung der einzig korrekten Führer-Volk-Beziehung zu finden. Nur ein Führer, dem  sein Volk bedingunglos die Treue bis in den Tod hält, ist würdig, es zu führen; und nur ein Volk, das so geführt wird, ist ein aktionsfähiger Volkskörper, der von allen schnöden Berechnungen unberührt und entsprechend belastbar ist – also dem hohen Anspruch genügt, den Hitler in und mit Deutschland durchsetzen wollte.

Die Hierarchie der faschistischen Gesellschaft sah entsprechend aus. An der Spitze stand kein „leitender Angestellter der Republik“, sondern



der Führer, den letztlich niemand anders als die Vorsehung an seinen Platz gestellt hat. Mit dieser frommen Idee hat Hitler die Vorstellung zurückgewiesen, irgendwelche anderen hätten ihn mit der Leitung des nationalen Ladens beauftragt. Ein Funktionär, ein Beauftragter der regierten Gesellschaft – das wollte und konnte der Führer nicht sein. Jede Vorstellung dieser Art erschien ihm zutiefst widersinnig, stellte sie doch das natürliche Verhältnis von Führung und Gefolgschaft auf den Kopf. Der Führer führt, weil er allein die Führungsaufgabe kennt und wahrzunehmen vermag, die durch die nationale Mission gestellt ist. Er ist niemandem Rechenschaft schuldig – schon gar nicht den Geführten; Verantwortung trägt er nur vor seiner Aufgabe – also vor sich selbst: Das wollte Hitler seinem Volk mit der Berufung auf die Vorsehung sagen.

„Wer Führer sein will, trägt bei höchster unumschränkter Autorität auch die letzte und schwerste Verantwortung. Wer dazu nicht fähig oder für das Ertragen der Folgen seines Tun zu feige ist, taugt nicht zum Führer. Nur der Held ist dazu berufen.“ (MK S. 379)

Die höchste Gewalt ist für den Faschisten eben kein Sachverhalt, der sich quasi treuhänderisch bloß verwalten ließe, der staatliche Wille – wie versachlicht er auch daherkommen mag – letztinstanzlich kein unpersönliches Ding, das durch die Person des Machthabers bloß zu repräsentieren wäre: Der Faschist will die Staatsautorität als Person vor sich haben und über sich wissen; sonst zerfällt ihm das ganze schöne Verhältnis zwischen Staatsbürger und Obrigkeit in einen unverbindlichen Funktionalismus, den er von bloßer Berechnung auf beiden Seiten, unten wie oben, gar nicht mehr unterscheiden kann.

Solcher Verfall fällt ihm an der Demokratie ins Auge – logischerweise zuerst und vor allem an deren Funktionären. Für Hitler waren diese Nutznießer des passiven Wahlrechts keine Führerpersönlichkeiten, sondern opportunistische Waschlappen, die die Nation in den Ruin führen, weil sie sich nach der jeweils größten Menge richten, die Sache der Nation also nur bedingt zu der Ihren machen und den Regierten stets Gelegenheit bieten, sich von ihrem Gemeinwesen zu distanzieren:

„Anstatt der Kraft und Genialität der Persönlichkeit setzt man, nach dem Wesen einer widersinnigen Demokratie, die Majorität der Zahl, also tatsächlich Schwäche und Dummheit.“ (Hitlers geheime Broschüre für Industrielle, 1927)

„Je leichter aber die Verantwortung des einzelnen Führers ist, um so mehr wird die Zahl derjenigen wachsen, die selbst bei jämmerlichsten Ausmaßen sich berufen fühlen werden, ebenfalls der Nation ihre unsterblichen Kräfte zur Verfügung zu stellen.“ (MK S. 89)

Der Faschist vermißt in der Demokratie die verantwortungsbewußte Führergestalt – und macht damit gegen diese Regierungsform ein Kriterium geltend, das darin höchsten Rang besitzt. Gerade in den verachteten demokratischen Wahlkämpfen wird nämlich nichts anderes inszeniert als ein Führerkult um die wichtigsten Kandidaten: Es ist die geläufigste Übung demokratischer Wahlkampfstrategen, alle feststehenden Staatsaufgaben in Führungsprobleme zu übersetzen, die nach einer tatkräftigen Persönlichkeit verlangen, und den jeweiligen Parteiführer als die kompetente Gestalt darzustellen, die dafür das Vertrauen und die persönliche Anerkennung der wahlberechtigten Untergebenen verdient. „Glaubwürdigkeit“ und „Durchsetzungsfähigkeit“ gelten als die entscheidenden Qualitätsmerkmale demokratischer Politiker: Attribute, in denen als Charaktereigenschaften einer Person deren erfolgreiche Durchsetzung gegen die politische Konkurrenz gefeiert wird, also die Leistung, die Wählermassen zum Glauben an ihre Führungsbefugnis zu animieren. Demokratische Wahlen drehen sich um ein zentrales Thema: die Führungsstärke der gegeneinander antretenden Figuren. Wer gewinnt, der hat damit nicht bloß das Amt ergattert, das Macht verleiht, sondern die persönliche Kompetenz bewiesen, die ihn zu Recht zum Machthaber macht. Wahlkampfzeiten sind Hochzeiten des demokratischen Führerkults – und das ist auch nur logisch: Dem Wähler steht ja tatsächlich nie die Alternative zur Wahl, geführt zu werden oder nicht, sondern nur: von wem er sich führen lassen will. Die Demokratie pflegt also den Personenkult – aber sie setzt ihn funktional ein und deswegen nicht absolut. Die Inszenierung des demokratischen Führers verhält sich zum tatsächlichen Regierungsgeschäft als Zusatzveranstaltung, die die freie Öffentlichkeit davon zu unterscheiden vermag und für sich zu begutachten weiß. Am Ideal des unwiderstehlichen Führers wird der Chef der Nation und seine Konkurrenz zwar auch außerhalb des Wahlkampfs gemessen; es macht aber nichts, wenn das Publikum samt seinen meinungsbildenden Experten geteilter Meinung ist: Die Loyalität des Volkes hängt nicht davon ab, daß es seinen Führer tatsächlich liebt. Wenn der lange genug an der Macht bleibt, kann es zwar gar nicht ausbleiben, daß sein Amt mit seiner Person ziemlich verschmilzt. Auch dieser Effekt wird aber nicht als letzte Wahrheit genommen, sondern wieder taktisch und berechnend als „Kanzlerbonus“ im Wahlkampf eingesetzt; und er hält nur solange, bis eine Ersatzfigur den Glanz des alten Kanzlers verblassen läßt. 

Dieser funktionalistische Umgang der Demokraten mit der Führeridee war Hitler verhaßt; demokratische Politiker galten ihm als Populisten, die jedes wahre Führertum verrieten. Den Grund dafür entdeckte er im System: Daß die Demokratie die Wahrnehmung politischer Führungsämter befristet, macht in faschistischer Sicht aus der Verpflichtung der Regierenden auf die nationale Sache ein kündbares Verhältnis; auflösbar ausgerechnet durch die Massen, die doch geführt werden sollen, oder durch die Gewählten selbst, was erst recht jedem wahren Führertum widerspricht:

„Das Parlament faßt irgendeinen Beschluß, dessen Folgen noch so verheerend sein mögen – niemand trägt dafür eine Verantwortung... Denn heißt das etwa Verantwortung übernehmen, wenn nach einem Zusammenbruch sondergleichen die schuldige Regierung zurücktritt? Oder die Koalition sich ändert, ja das Parlament sich auflöst?“ (MK S. 85)

Daß genau diese Technik, nach machttaktischem Bedarf – und gegebenenfalls mit Abruf eines neuen Wählervotums – die Verantwortung für die Staatsmacht an ein neues Regierungspersonal weiterzugeben, den demokratischen Staat stabilisiert, nämlich zur Emanzipation der Macht von der Unzufriedenheit der Regierten und sogar von zufälligen Schwächen der Regierenden beiträgt, das hat Hitler wirklich nicht begriffen. Es wäre ihm vielleicht auch zu zynisch vorgekommen. Er vertrat jedenfalls einen apodiktischen Begriff politischer Verantwortung im Sinne persönlicher Haftung und Schuld. Anders, d.h. ohne eine Führerpersönlichkeit, die für ihre Befehle bis zum letzten selber einsteht, konnte er als moralischer Mensch sich einen Anspruch auf Gehorsam und eine soldatische Gefolgschaft bis in den Tod nicht vorstellen – und das war sein Maßstab, weil die kriegerische Emanzipation Deutschlands sein Ziel war. Deswegen hat ihm zur Begründung wahren Führertums auch – logischerweise – die Herleitung aus einem funktionalen Erfordernis der Staatsgewalt nicht genügt. Er war sich sicher, daß nichts Geringeres als der Inbegriff aller Sachzwänge, die Natur, seine hohe Meinung von der Persönlichkeit aller politischen Beziehungen verbürgt:

„Indem das parlamentarische Prinzip der Majoritätsbestimmung die Autorität der Person ablehnt und an deren Stelle die Zahl des jeweiligen Haufens setzt, sündigt es wider den aristokratischen Grundgedanken der Natur...“ (MK S. 87)

Mit der Apotheose des berufenen Volksführers ist über



das Volk und dessen Rolle im Grunde alles gesagt: Es ist durch ihn definiert, das Werk und gewissermaßen die andere Seite des Führers, nämlich die im Vertrauen auf ihn zusammengefaßte, auf ihn eingeschworene Gemeinde. Auch das ist schon ein wenig mehr, als was der staatsbürgerliche Verstand sich sonst leistet, wenn er bei der Bestimmung des staatlichen Menschenmaterials von dessen gesetzlich sanktionierter klassenmäßiger Einteilung und allen gegensätzlichen Interessen abstrahiert und eine vorstaatliche Gemeinschaft fingiert, die sich im Staatswesen ihre Organisationsform schafft. Hitler brauchte und wollte ein Volk, das wirklich bedingungslos zusammenhielt „wie ein Mann“ – und das ging nur, da war er sich ganz sicher, wenn es in dem einen Mann an seiner Spitze seinen eigenen Einheitswillen real existieren sah. Die Massen waren nur dann wirklich „ein Volk“ im Singular, bildeten nur dann „ein Reich“, wenn nicht mehr und nicht weniger als „ein Führer“ sie dafür begeisterte. Nur aus der leibhaftigen Reichsspitze und deren „eisernem“ Willen konnten die Leute als Volk die Kraft für große nationale Taten schöpfen, wie Hitler sie mit ihnen vorhatte. Gar nicht oft genug konnte man sie daran erinnern, 

„daß die Bewunderung vor der Größe nicht nur einen Dankeszoll an diese darstellt, sondern auch ein einigendes Band um die Dankenden schlingt.“ „Der Verzicht auf die Huldigung vor einem großen Geist bedeutet den Verlust einer immensen Kraft, die aus dem Namen aller großen Männer und Frauen strömt. ...verzichtet es (sc. das Volk) auf die gewaltige Kraft, die es besitzt; denn diese beruht nicht in der Achtung vor der Masse, sondern in der Verehrung des Genies und in der Erhebung und Erbauung an ihm.“ (MK S. 387 f.)

Hitlers Deutsche kamen deswegen in den Genuß, sich bei jedem Alltagsgruß am Namen ihres Gröfaz zu laben. Die „unwürdige“ Behandlung als bloßes Stimmvieh für Politiker blieb ihnen erspart; stattdessen hat der Führer ihnen die Gelegenheit verschafft, sich neben ihrem Alltag, zu „Führers Geburtstag“, Reichsparteitagen und aus anderen Anlässen, zu dem souverän über ihnen waltenden Chef und zu ihrer Untertänigkeit zu bekennen und ein dankbares Volk von Fahnenträgern, Hitler-Jungen, BDM-Mädels usw. zu sein, wenigstens einen Festtag lang. Das deutsche Volk hatte keinen Staat über sich, sondern ein Idol vor sich, dem es nacheiferte und das es verehrte. Faschisten sind eben populär, wenn sie den Massen elitär kommen. Ein ganzes Volk gewöhnte sich so an die Einbildung, es würde, statt einem Gewaltverhältnis unterworfen zu sein, sein inniges Bedürfnis nach einem Repräsentanten seines Staatswillens befriedigen. – Über diesen Inbegriff faschistischer Bürgernähe sollten diejenigen nicht die Nase rümpfen, denen in der Demokratie der Kanzlerbonus als selbstverständliche Konstante im freien Wahlverhalten gilt.

Was die in bürgerlichen Gemeinwesen übliche Leugnung der Gegensätze zwischen „oben“ und „unten“, „arm“ und „reich“, Vorgesetzten und Untergebenen, den gesellschaftlichen Klassen vor allem angeht, so hat der NS-Staat – wie in vielem andern – eine Perfektionierung für nötig gehalten. Er bestand auf den Wohltaten





gesellschaftlicher Hierarchie, weil er sie als Ausfluß eines Prinzips verstanden wissen wollte: des „aristokratischen Grundgesetzes der Natur“. Dieses gebot

„Autorität jedes Führers nach unten und Verantwortlichkeit nach oben“ (MK S. 501)

bis in die „kleinsten Keimzellen“ der Gesellschaft hinein. Alles andere war Zersetzung:

„Der Marxismus aber stellt sich als den in Reinkultur gebrachten Versuch des Juden dar, auf allen Gebieten des menschlichen Lebens die überragende Bedeutung der Persönlichkeit auszuschalten und durch die Zahl der Masse zu ersetzen. Dem entspricht politisch die parlamentarische Regierungsform, die wir, von den kleinsten Keimzellen der Gemeinde angefangen bis zur obersten Leitung des gesamten Reiches, so unheilvoll wirken sehen...“ (MK S. 498)

Praktisch umstellen mußte sich da niemand groß; weder in den staatlichen Behörden noch in den kapitalistischen Betrieben, in denen der Chef jetzt „Betriebsführer“ hieß und dem die Belegschaften ab sofort nicht mehr bloß Vertrags-, sondern Gefolgschaftstreue schuldig waren. Keine der alten Hierarchien der bürgerlichen Gesellschaft hat das Führerprinzip außer Kraft gesetzt; man hatte sie bloß ganz neu zu verstehen: nicht als durch Eigentum oder Verwaltungstechnik vorgegeben,  sondern als Kette von Vertrauensverhältnissen, in denen sich der Übergeordnete als Führerpersönlichkeit für seine Befehlsgewalt qualifiziert. – Als Ideal ist das dem bürgerlichen Verstand durchaus vertraut: Es beflügelt jede moderne Management-Schulung für Führungskräfte.

Wichtigste vermittelnde Institution zwischen dem Werkzeug der Vorsehung und dem Fußvolk der nationalen Mission war und blieb freilich



die Bewegung. Sie hat die ganze Gesellschaft auf den Führer einzuschwören, den sie als den berufenen Volkshelden erkannt hat – früher als alle andern, womit sie sich als die wahre Blüte des Volkes erweist. Eine gewisse Parallele hat auch das im demokratischen Parteienleben: Das politische Gewicht jedes Konkurrenten um die politische Macht bemißt sich zuallererst an der Resonanz, die er in seinem eigenen Wahlverein findet; und wer sich für den Erfolg des schließlich Erfolgreichen am wirksamsten geschlagen hat, der zählt über kurz oder lang unweigerlich zur nationalen Elite. Der faschistische Führer organisiert aber kein bloßes Parteileben, sondern eine bewegte Anhängerschaft, die von seinen Geistesblitzen erleuchtet ist und das Volk kompromißlos mit seinem Heldentum bekannt macht. Dies kann naturgemäß nur in einer Form geschehen: durch „heldenhaften“ Kampf:

„Die Bewegung (hat) grundsätzlich ihre Mitglieder so zu erziehen, daß sie im Kampfe nicht etwas lässig Auferzogenes, sondern das selbst Erstrebte erblicken.“ (MK S. 386)

Diesem Auftrag Hitlers sind ganz normale deutsche Staatsbürger nachgekommen, haben als „alte Kämpfer“ kommunistische Wahlveranstaltungen gesprengt – und mit diesem überzeugenden Argument sogar Wahlerfolge errungen –, als Parteigenossen jüdische Geschäfte verbarrikadiert, ihre Bekanntschaft und Verwandtschaft nach der Befolgung des Hitlergrußes sortiert. Und haben damit unter Beweis gestellt, wofür „ansonsten herzensgute Menschen“ sich hergeben, wenn sie auf die Größe der Nation setzen. Der Lohn, mit dem die Mitglieder der Bewegung in ihrer großen Mehrheit zufrieden waren, bestand im Wesentlichen in dem außerordentlich beglückenden Recht, auf den eigenen Führer stolz zu sein. Sicher, auch die edelsten Arier verloren ihren eher „kleinlichen“ Charakter nicht; und die opportunistische Seite der „heldischen Gesinnung“ war mit dieser nicht ausgestorben, sondern bekam innerhalb der immer erfolgreicheren und schließlich Staats-Partei ein zusätzliches Betätigungsfeld. Nicht zufällig galt das Ideal,

„daß Parteibetriebe keine Sinekure für wenig arbeitsfreudige Anhänger oder Mitglieder sein dürfen.“ (MK S. 666) –

dergleichen kam also vor und wurde auch bemerkt. Was allerdings die schon damals populären Lästereien über die Bereicherungsmanöver, Weibergeschichten und sonstigen Unanständigkeiten der groß gewordenen Nazis betrifft, so zeugen sie bloß davon, wie fest Hitlers Weltbild in seinem Volk verankert war. Ein paar Gerüchte und ein wenig üble Nachrede über Führer, die gelegentlich ihren eigenen, vom Volk geteilten Idealen selber nicht nachkommen, sind jedenfalls nicht dazu geeignet, die Erziehung der Massen zu einem „Volk in Uniform“ zu behindern.
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Geld & Finanzkapital

Daß es dem Kapital nicht um Volk und Vaterland geht, sondern eigennützig immer nur ums Geld, das hat Hitler gewußt, und das hat ihn gestört, wie jeden Moralisten.

„In eben dem Maße, in dem die Wirtschaft zur bestimmenden Herrin des Staates aufstieg, wurde das Geld der Gott, dem alles zu dienen und vor dem sich jeder zu beugen hatte... Eine wahrhaft schlimme Entartung setzte ein, schlimm besonders deshalb, weil sie zu der Zeit eintrat, da die Nation höchste heldische Gesinnung ... nötiger denn je brauchen konnte.“ (MK S. 255 f.)

Dennoch hat er sich nicht irre machen lassen an der patriotischen Mission eines „richtig“ gehandhabten Kapitals. Vom Sachverständigen Gottfried Feder hat er sich den Unterschied zwischen zwei grundverschiedenen Sorten von Kapital offenbaren lassen, nämlich

„den des reinen Kapitals als letztes Ergebnis der schaffenden Arbeit gegenüber einem Kapital, dessen Existenz und Wesen ausschließlich auf Spekulation beruhen.“ (MK S. 228)

Letzteres ist böse, und zwar folgendermaßen:

„Eine schwere wirtschaftliche Verfallserscheinung war das langsame Ausscheiden des persönlichen Besitzrechtes und allmähliche Übergehen der gesamten Wirtschaft in das Eigentum von Aktiengesellschaften.

Damit erst war die Arbeit so recht zum Spekulationsobjekt gewissenloser Schacherer herabgesunken; die Entfremdung des Besitzes gegenüber dem Arbeitnehmer aber wurde in das unendliche gesteigert. Die Börse begann zu triumphieren und schickte sich an, langsam aber sicher das Leben der Nation in ihre Obhut und Kontrolle zu nehmen.

Die Internationalisierung der deutschen Wirtschaft war schon vor dem Kriege über dem Umwege der Aktie in die Wege geleitet worden.“ (MK S. 256 f.)

Hitlers Tirade gegen das Finanzkapital enthält lauter dem Staatsbürger wohlvertraute Töne. Das kommt daher, daß sie sich auf den Gerechtigkeitswahn des „kleinen Mannes“ beruft, der die schädlichen Konsequenzen seiner täglichen Werkelei als mangelnden Respekt vor seinem Fleiß deutet und sich einen müßiggehenden Nutznießer seines Leistungswillens als eigentlichen Feind einbildet. Für diese Einbildung ist es erforderlich – Hitler führt es vor –, die zwei Seiten ein- und derselben Sache auseinanderzudividieren und gegeneinander auszuspielen: hier das Kapital, das „schafft“, indem es Lohnarbeiter schaffen läßt, dort das Kapital, das „rafft“, indem es sich die Früchte des Arbeitens aneignet. Nur so entsteht vor dem geistigen Auge des Betrachters die fiktive Koalition aller gewissenhaft „Schaffenden“ gegen die „gewissenlosen Schacherer“. Die ordnen sich nicht nur die gesamte Wirtschaft unter, sondern langsam aber sicher auch das ganze Leben der Nation. Und fertig ist das Sittenbild des Molochs, der nicht locker läßt und für jeden Mißstand des Gemeinwesens verantwortlich zeichnet. Das Gemeinwesen wird darüber selber zu einem einzigen Mißstand: Es ist zum Diener an den „egoistischen“ Interessen herabgewürdigt, wo es doch – da ist sich jeder Nationalist ganz gewiß – genau andersherum sein muß. Daß das Finanzkapital nicht dient und für die Nation nichts leistet – auch dieser „Befund“ gehört zum Standardrepertoire der bürgerlichen Politmoral: Auch im Deutschland der Neunziger Jahre wird bekanntlich auf die „globalisierten Märkte“ gedeutet und dort ein „vagabundierendes Geldkapital“ geortet, das einfach kein Zuhause kennt.

Allerdings wollte der Faschist sich nicht mit dem Deuten auf einen Mißstand begnügen. Er sprach dem Finanzkapital die nationale Dienstgesinnung im Geiste „persönlicher“ Verantwortung ab, weil er sein Deutschland in der „Internationalisierung“ unterdrückt und ausgeliefert fand, was nach Abhilfe verlangte. Denn nicht einmal das Geld der Nation war dem Finanzkapital heilig!

„Wir haben keine Währung aus eigener Kraft, weil wir keinen in sich selbst ausgeglichenen Geld- und Kapitalmarkt haben, sondern wir haben eine Währung auf Kredit, die vom Auslande abhängig ist... (So) können wir nicht von einer eigenen deutschen Währung sprechen.“ (Hjalmar Schacht, Das Ende der Reparationen, 1931, S. 143)

Soweit also hat es Deutschland nach dem fachmännischen Urteil des vor- und nachmaligen Reichsbankpräsidenten auf den Weltmärkten der Zwanziger Jahre gebracht: Es ist ein Schuldnerland geworden. Denn mit den Reparationsverpflichtungen des „Versailler Vertrags“ war dem Reich aufgegeben, Geldzahlungen ans Ausland zu leisten – und sich dafür mangels Masse bei diesem zu verschulden. Das Geld auf dem Weltmarkt zu verdienen, das war zwar angesagt, kam aber wegen der zahlreichen handelspolitischen Protektionsmaßnahmen und einseitig wirksamen Schutzzölle seitens der Haupthandelspartner gar nicht in ausreichendem Maße zustande: Die Zahlungsbilanz stand für Deutschland negativ. Und auf die Saldierung folgte die Abrechnung: in Gold oder in ausgewählten Devisen. Deren Abfluß ins Ausland schmälerte den Staatsschatz, untergrub die internationale Kreditwürdigkeit und machte das Reich abhängig vom politischen Willen der Konkurrenten, neue Kredite und eine Modifizierung der Reparationen zu gewähren. Dieser Zustand faßte sich in den Augen des politisierten Betrachters zusammen im Bild von der „Schuldkolonie Deutschland“: Die deutsch-nationale Kritik galt den eingerissenen politischen Abhängigkeitsverhältnissen ebenso wie deren ökonomischen Exekutoren, dem „internationalen Finanz- und Leihkapital“. International stand da endgültig für antinational: Die Erträge, die im internationalen Geschäftsleben anfielen, bereicherten ja nicht nur die „Spekulanten“, sondern – und da sah ein Schacht den eigentlichen Skandal – sie kamen anderen Staaten und deren finanzieller Handlungsfreiheit zugute. Auf diese Weise war das Herzstück des Staatsmaterialismus, der Nationalkredit, zum Instrument der auswärtigen Mächte degeneriert – nicht einmal von einer eigenen deutschen Währung konnte man noch sprechen.

Hitler hat daraus die Konsequenz gezogen,

„der Verinternationalisierung der deutschen Wirtschaft entgegenzutreten, ohne zugleich mit dem Kampf gegen das Kapital überhaupt die Grundlage einer unabhängigen völkischen Selbsterhaltung zu bedrohen... Der Kampf gegen das internationale Finanz- und Leihkapital ist zum wichtigsten Programmpunkt des Kampfes der deutschen Nation um ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit und Freiheit geworden.“ (MK S. 233)

Dieser Kampf bestand darin, die theoretische Scheidung in ein dienstbares nationales Kapital und ein verantwortungsloses übernationales Kapital zum praktizierten Staatsprogramm zu erheben. Dabei hat Hitler – wie stets, wenn es Staatsmännern um „Schicksalsfragen der Nation“ geht – Schuldige entdeckt, die den Schaden für Deutschland mit Absicht herbeiführten. Den Rückschluß von den Schranken nationaler Macht auf antideutsche Machenschaften und von denen auf die Hintermänner einer internationalen Verschwörung zur Vernichtung Deutschlands vollzog er so:

„Endlich aber wächst die jüdische Einflußnahme auf wirtschaftliche Belange über die Börse nun unheimlich schnell an. Er (sc. der Jude) wird zum Besitzer oder doch zum Kontrolleur der nationalen Arbeitskraft.“ (MK S. 344 f.)

„Das Finanzjudentum wünscht ... nicht nur die restlose wirtschaftliche Vernichtung Deutschlands, sondern auch die vollkommene politische Versklavung.“ (MK S. 702)

Sobald Hitler die Macht dazu hatte, hat er seine Verschwörungstheorie an den Juden exekutiert und das Finanzkapital unter seine Obhut und Kontrolle genommen. Jetzt waren das Kapital und seine Arbeitskraft zum Dienst an Deutschland befreit – und die „Zinsknechtschaft gebrochen“.

In seinem Kampf um die „wirtschaftliche Unabhängigkeit und Freiheit“ der Staatsgewalt war Hitler eben alles andere als destruktiv. Er hat für das Leihkapital und seine bösartigen Instrumente eine gutartige, nämlich national dienliche Verwendung gewußt und durchgesetzt und sich so auf seine Weise mit der „dem Volk entfremdeten“ Welt des Finanzschachers angefreundet. Ganz ohne Studium, ganz einfach weil ihm der Materialismus seines Staates über alles ging, ist er darauf gekommen, daß das Geld gar nicht per se ein verwerflicher unpatriotischer Erfüllungsgehilfe auswärtiger Mächte sein muß. Wenn der Einsatz des Nationalkredits bisher Deutschland an seine Konkurrenten ausliefert und seine ökonomische Macht untergräbt, dann muß der Staat dieser „Entartung“ einen Riegel vorschieben und sich der Potenzen von Nationalkredit, Aktie und Börse bemächtigen. Nicht gegen die „Macht des Finanzkapitals“, die in seinen kreditschöpfenden Qualitäten besteht, richtet sich sein Einspruch, sondern dagegen, daß diese Macht den Falschen zugute kommt.

Dabei kann sich der Staat doch wirklich, wenn er nur will,

„aus eigener Machtvollkommenheit finanzieren. Es ist kein Grund vorhanden, warum der Staat nicht das Geld machen soll, hinter dem ... in letzter Linie ausschließlich die Arbeitskraft des ganzen Volkes steht.“ (Gottfried Feder, Kampf gegen die Hochfinanz, 1934, S. 44)

Der Mann wies die „Deckung“ des Nationalkredits durch den damals üblichen Goldstandard als unwürdig zurück und propagierte stattdessen die „Deckung“ durch das arbeitsame Volk. So wollte er die Reichsmark dem Währungsvergleich über den Maßstab des Goldes entzogen wissen, weil er zur Enteignung Deutschlands geführt hatte. Er setzte an die Stelle dieses Vergleichs die Gewalt des Staates, die „eigene Machtvollkommenheit“, als ökonomische Potenz. Die NS-Regierung machte Feders Verlangen nach einem deutschen Kredit und seiner nationalen Benützung praktisch wahr, indem sie ihn vor den internationalen Verpflichtungen und Abhängigkeiten abschirmte. Sie organisierte die Loslösung des inländischen Geld- und Kapitalmarkts von den ausländischen Märkten, drängte auf den kompromißlosen Vollzug der bereits von der Vorgängerregierung verfügten Devisenkontrolle durch die Reichsbank und verhängte ein Transfermoratorium für deutsche Auslandsschulden.

Und wenn der Staat dann die ökonomische Macht des Finanzkapitals an sich gerissen hatte, dann besaß er die Währungs- und Finanzhoheit, auf die es ankommt:

„Alle Maßnahmen, die wir mit innerdeutschem Geld durchführen können, sind möglich und durchzuführen“ (Göring zum Vierjahresplan, 4.9.1936)

Jetzt braucht sich das Finanzkapital nicht mehr beschimpfen zu lassen. Es exekutiert ja jetzt die Freiheit, die sich der Faschist mit der Kreditschöpfung in Staatshand eröffnet hat. Der Staat, der in seiner Eigenschaft als Reichsbank das Kreditgeschäft aller Banken und der gesamten Geschäftswelt mit gesetzlich garantierten Schuldscheinen ausstattet, kann nicht bloß selber soviel Schulden machen, wie er braucht; er ist zugleich viel zu souverän, um seinen kapitalkräftigen Untertanen die Geldsummen, die er von ihnen „geliehen“ und durch genauso zirkulationsfähige und obendrein noch zinstragende staatliche Schuldscheine ersetzt hat, jemals anders als durch neue Schuldscheine zurückzuzahlen. Für Staatsmänner von heute ist es längst vertraute Praxis und gehört zu ihrem finanzpolitischen Elementarwissen, ihre Vorhaben auf Dauer durch Staatsschulden unter Einschaltung der Einrichtungen des Leihkapitals zu finanzieren.

Hitler und seine Finanzfachleute haben diese Praxis erstmals in großem Stile angewandt und mit Nachdruck die von ihnen benötigte Freiheit der Kreditschöpfung vorangetrieben. Das Wofür lag auf der Hand. Die Faschisten, die ihre Währung aus den Klauen des „Internationalismus“ befreien wollten, hatten ganz gewiß keine „Friedensproduktion“ im Sinn. Sie organisierten die Bekämpfung der „wirtschaftlichen Vernichtung und politischen Versklavung“ Deutschlands und bereiteten einen Krieg vor. Und der in Dienst genommene Kredit hatte darin die ehrenvolle Aufgabe, das Aufrüstungsprogramm zu finanzieren. 

An innovativen Einfällen für immer neue Finanzierungsinstrumente hat es den NS-Politikern dabei wahrlich nicht gemangelt. So kamen z.B. die sogenannten Sonderwechsel zum Einsatz. Über eine Sorte davon, die „Mefo-Wechsel“, schreibt ein Beteiligter:

„Bezogener (also Schuldner) war die Metallurgische Forschungsgesellschaft mbH, der die wichtigsten Rüstungsfirmen (Krupp, Siemens, Rheinmetall u.a.) angehörten. Diese Gesellschaft versah die bei Reichsaufträgen von den Lieferfirmen eingereichten Wechsel mit ihrem Akzept, die nunmehr, da sie zwei ‚gute‘ Unterschriften trugen, zumindest formal als bankgesetzlich zulässige Handelswechsel angesehen werden konnten; auf solche Weise wurden sie ‚reichsbank-‘ oder ‚rediskontfähig‘.“ (Fritz Federau, Von Versailles bis Moskau, S. 89)

Dieselben Betriebe, die Staatsaufträge ausführten und dafür Wechselforderungen erheben konnten, haben sich noch einmal in einer Scheinfirma versammelt, um ihre eigenen Wechsel zu akzeptieren. Auf diese Weise wurde aus einem Finanzwechsel des Reichs der Form nach ein Handelswechsel, der als solcher direkt von der Reichsbank diskontiert werden „konnte“, was viele zusätzliche nationalsozialistische D-Mark in Umlauf brachte. Es mußte eben schon der Staat hinter dem ganzen Schwindel stehen und ihn garantieren, damit der Kredit nicht stockte. Und gerade weil er die Finanzierung seines Bedarfs von der Rücksicht auf die Konjunkturen des Geschäfts befreit hatte, legte er demonstrativ Wert auf den Anschein, das alles sei solide unterfüttert – „produktive Kreditschöpfung“ nannte er das. In ganz ähnlicher Weise ging die Reichsregierung später mit ihren Lieferungsschatzanweisungen und Steuergutscheinen ans Werk: Beide wurden bei der Rechnungsbegleichung den Firmen an Zahlungs Statt ausgehändigt. Und Reichsanleihen und Reichsschätzchen gab es ohnehin.

So kam sie zustande, die „Revolution des Bankwesens“:

„Die Krise gebar sie, der Nationalsozialismus hat sie vollzogen. Früher vertrat der Bankier im Volksbewußtsein das Geld, heute der Staat... Er schafft nicht nur die Geldzeichen und verwaltet die Währung, sondern er schöpft den Kredit, lenkt seinen Strom und spannt die Banken als Schleusen, Sammler und Unterverteiler ein... Die Privatbanken (haben) weitgehend den Charakter von öffentlichen Banken angenommen, ohne verstaatlicht zu sein, (sie) sind disziplinierte Helfer der Reichsbank.“ (Deutsche Allgemeine Zeitung vom 8.5.1938)

Für soviel Disziplin bei der Mobilisierung von Kredit für nationale Anliegen lockte auch ein Lohn. Der Geld- und Kapitalmarkt war zwar weitgehend für Staatsanleihen „reserviert“, um sie der Konkurrenz mit anderen Schuldtiteln zu entheben, aber eben dafür mit den Staatstiteln reichlich bestückt. Damit war ein ständig wachsender Grundstock für das Weiterverleihen von Schuldzetteln gelegt – und die Verzinsung zum staatlich festgelegten Satz garantiert. Die damit einhergehende Abhängigkeit der nationalen Geldwirtschaft vom Staatskredit störte deren Sachwalter am Anfang des nationalen Aufbruchs entschieden weniger als zu dessen Ende hin. Daß mit den ganzen Massen an staatlichen Schuldtiteln die Rüstung, also ein unproduktiver Staatskonsum, finanziert wurde, ist auch manchem NS-Finanzpolitiker als „Gefahr“ für ein stabiles Geld- und Kreditwesen aufgefallen. Zum Zuge gekommen sind diese Bedenken allerdings nicht. Genau zu dem Zeitpunkt, zu dem Hitlers Finanzexperte Schacht aus Sorge um die „Geldwertstabilität“ ans Einlösen jener Mefo-Wechsel dachte, ging sein Führer daran, den Zweck der Rüstung in die Tat umzusetzen und seine Wirtschaftskapitäne nun erst recht mit Scheinen dieser Art zu füttern. Schließlich hatte Hitler ja die inländischen Potenzen des staatlich verwalteten Kreditgeldes entfesselt, um mit der Finanzierung wuchtiger staatlicher Gebrauchswerte die Korrektur der Machtverhältnisse per Krieg herbeizuzwingen. Und in Bezug auf ein solches Vorhaben

„lehre die Geschichte, daß an Schulden bisher kein Volk der Welt zugrunde gegangen sei.“ (Hitlers Tischgespräche, 4.5.1942)

Eine glanzvoll blutige Demonstration der Wahrheit, daß Geld und Finanzkapital, in korrektem – nämlich kriegswirtschaftlichem – Sinne angewandt, die „höchste heldische Gesinnung“ des Volkes weder überflüssig machen noch ersticken müssen, sondern in ungeahntem Ausmaß herausfordern und befördern können!
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Gewerkschaft

Hitlers Vorwurf an die Gewerkschaftsbewegung seiner Zeit, ihre Macht in staatszersetzender Weise mißbraucht zu haben –

„Sie war eines der fürchterlichsten Terrorinstrumente gegen die Sicherheit und Unabhängigkeit der nationalen Wirtschaft, die Festigkeit des Staates und die Freiheit der Person.“ (MK S. 53) –,

haben sich die Gewerkschaften sehr zu Herzen genommen. Gegen die neuen Machthaber mit dem „Terrorinstrument“ eines die „Sicherheit“ der nationalen Wirtschaft bedrohenden Streiks aufzutreten, um so den Versuch zu unternehmen, die „Festigkeit des Staates“ in Gefahr zu bringen, das war von ihnen nicht beabsichtigt. Im Gegenteil. Dem weiteren Bestand und Erfolg der Nation galt ihr Interesse, und die Ausrichtung der Gewerkschaftsbewegung auf dieses Ziel war gleichbedeutend mit der Absage an einen den Mitgliederinteressen verpflichteten „Partikularismus“, da dieser dem Verdacht ausgesetzt war, den nationalen Fortschritt „terroristisch“ behindern zu wollen. Unnational wollten die Gewerkschaften eben auch unter Hitler nicht sein:

„Die Arbeiterorganisationen sind ihrem ganzen Wesen und ihrer Rolle nach etwas anderes als fraktioneller oder provinzieller Partikularismus. Ihre Werte sind im besten Sinne national. Was sie in beruflicher Gliederung an Erziehungs- und Aufbauarbeit geleistet haben und in täglicher Arbeit repräsentieren, ist Volksgut und Volksvermögen im weitesten Begriff.“ (Gewerkschafts-Zeitung vom 22.4.1933)

Die auffällige Ähnlichkeit dieses gewerkschaftlichen Programms mit dem faschistischen Ideal einer auf das „Gemeinwohl“ verpflichteten Zusammenarbeit der Klassen –

„An die Stelle von Verkäufern und Käufern der Arbeit treten die Arbeitsbeauftragten des Volkes, welche die Arbeit nicht mehr untereinander als Ware austauschen, sondern ihrem gemeinsamen Arbeitgeber, der Volksgemeinschaft erbringen.“ (Anton Riedler) – 

war kein Zufall, sondern der bezeichnende Konter auf die Pläne der Nationalsozialisten, die „freien Gewerkschaften“ aufzulösen, um an deren Stelle die Zwangseingliederung von Arbeiter- und Unternehmerschaft in die „Deutsche Arbeitsfront“ zu setzen. In freiwillig übernommener Verantwortung das auszuführen, was die neuen Herren im Staat als Unterordnung der Arbeiterinteressen unter die „Volksgemeinschaft“ verlangten – das war das gewerkschaftliche Angebot an die Nationalsozialisten, mit dem sie ihrer Auflösung zu entgehen suchten. Sie stellten, ohne sich verstellen zu müssen, richtig, wie sie schon immer in Sachen Arbeitskampf dachten:

„Die junge Generation der deutschen Arbeiterbewegung hat in dem Klassenkampf niemals einen Interessentenkampf gesehen, sondern immer einen Kampf für die Gestaltung der Deutschen Nation.“ (Gewerkschafts-Zeitung vom 1.5.1933)

Und sie begrüßten entschieden die „Solidarität der Nation mit dem Arbeiter“ (ebda.), die die neuen Machthaber bekundeten. Sie verbanden die Befriedigung ihres Standesnationalismus sogar offen mit der Absage an diejenigen politischen Kräfte, die ihnen bislang als die wahren Parteigänger ihres Gewerkschaftsinteresses gegolten hatten: An die Demokratie –

„Die gewerkschaftlich organisierten Arbeiter sind demokratisch gesinnt... Aber stets stand für die Arbeiterschaft und für die Gewerkschaften ... die Frage nach dem sozialen Inhalt eines Staates mit gleichem Range neben dem Problem der Staatsform.“ (ebda.) –

und an die Partei, in deren Ideen sie sich so lange aufgehoben wußten:

„Wir brauchen wahrhaft nicht ‚umzufallen‘, um zu bekennen, daß der Sieg des Nationalsozialismus, obwohl er im Kampf gegen eine Partei errungen wurde, die uns als Träger der sozialistischen Idee galt, auch unser Sieg ist, insofern die sozialistische Aufgabe heute der ganzen Nation gestellt ist.“ (ebda.)

All diese Loyalitätsbekundungen der Nicht-„Umgefallenen“ ha-ben den Gewerkschaften bekanntlich nichts genützt. Und das lag nicht etwa daran, daß Hitler – wie gerne behauptet wird – ein ebenso „prinzipieller“ wie „fanatischer“ Gewerkschaftsfeind gewesen wäre. Nicht nur, daß er über eine genaue Vorstellung von einer guten, d.h. vom nationalen Standpunkt aus nützlichen, Zielsetzung einer Gewerkschaft verfügte, er hatte auch etwas übrig für eine gewerkschaftliche Kritik an „schwarzen Schafen“ aus dem Unternehmerlager, insofern mit ihr ein „Interesse der Nation“ zu bedienen war:

„Denn daß die Gewerkschaftsbewegung etwa an sich vaterlandsfeindlich sei, ist ein Unsinn und außerdem eine Unwahrheit. Richtig ist eher das Gegenteil. Wenn eine gewerkschaftliche Betätigung als Ziel die Besserstellung eines mit zu den Grundpfeilern der Nation gehörenden Standes im Auge hat und durchführt, wirkt sie nicht nur nicht vaterlands- oder staatsfeindlich, sondern im wahrsten Sinne des Wortes ‚national‘. Hilft sie doch so mit, die sozialen Voraussetzungen zu schaffen, ohne die eine allgemeine nationale Erziehung gar nicht zu denken ist.“ (MK S. 49)

„Solange es unter Arbeitgebern Menschen mit geringem sozialen Verständnis oder gar mangelndem Rechts- und Billigkeitsgefühl gibt, ist es nicht nur das Recht, sondern die Pflicht der von ihnen Angestellten, die doch einen Teil unseres Volkstums bilden, die Interessen der Allgemeinheit gegenüber der Habsucht oder der Unvernunft eines Einzelnen zu schützen; denn die Erhaltung von Treu und Glauben in einem Volkskörper ist ein Interesse der Nation, genau so wie die Erhaltung der Gesundheit des Volkes.“ (ebda.)

Wer dieses großartige Zugeständnis des Adolf Hitler an die Gewerkschaften für einen berechnenden Schwindel hält, gar für eine Befürwortung gewerkschaftlicher Freiheiten, die dann gar nicht gewährt wurden, vertut sich gleich zweimal. Erstens liegt gar kein Zugeständnis, sondern ein Gebot vor; zweitens hat gerade dieses Dringen auf gewerkschaftlichen Nationalismus den Arbeitervertretern geschmeckt. Denn darum, was Hitler den Gewerkschaften vorwarf, daß es ihnen 

„nicht um eine wirkliche Behebung sozialer Schäden im ehrlichen Sinne zu tun ist, sondern nur um die Heranbildung einer ihm (sc. „dem Juden“ als kollektivem Führer der damaligen Sozialdemokratie) blind ergebenen wirtschaftlichen Kampftruppe zur Zertrümmerung der nationalen wirtschaftlichen Unabhängigkeit.“ (MK S. 353) –,

ist es denen ja überhaupt nicht gegangen. Der Ärger des Führers über den Mißbrauch der Gewerkschaft war gegenüber dem ADGB ziemlich überflüssig.

„Nicht die Gewerkschaft ist ‚klassenkämpferisch‘, sondern der Marxismus hat aus ihr ein Instrument für seinen Klassenkampf gemacht.“ (MK S. 675)

Aber in dieser Auffassung, die Gewerkschaftsbewegung seiner Zeit für durch und durch kommunistisch unterwandert zu halten, ließ sich Hitler durch nichts beirren. Für ihn war der Beweis, daß die Gewerkschaften mit ihrem Angebot zur Eingliederung in die nationalsozialistische „Volksgemeinschaft“ seine Ansprüche an ein staatsdienliches Gewerkschaftswesen erfüllen wollten, keineswegs erbracht. Im Gegenteil. Daß sie unzulässigerweise an ihre Bereitschaft zur „Mitarbeit“ eine Bedingung knüpften:

„Wer diese Mitarbeit haben will, nicht etwa nur als Dekoration, sondern als politisches Faktum, als reale Größe, die sich einordnen läßt in die Musterung unserer nationalen Kraftbestände..., der muß die Berufsorganisationen der Arbeiterschaft anerkennen.“ (Gewerkschafts-Zeitung vom 15.4.1933),

war für Hitler nur die Bestätigung seines Verdachts, daß sich die Gewerkschaften mit der geforderten Anerkennung als „staatsunabhängige“ Interessenorganisation der Arbeiter auch weiterhin die Freiheit vorbehalten wollten, eine von der vorgegebenen nationalen Linie abweichende Standespolitik zu vertreten. Die Meßlatte in puncto Abweichung hängte er dabei sehr hoch. Außerhalb einer ständigen Teilnahme an einer vom NS-Staat veranstalteten konzertierten Aktion erschien ihm das Wirken einer Interessenvertretung der arbeitenden Klasse, wie konstruktiv auch immer gemeint, als ein einziges Risiko. Der „Völkische Beobachter“ war sich einig:

„Wo würde Deutschland heute sein, wenn jeder glauben dürfte, sich seinen Lohn und seinen Gewinn nach eigenem Ermessen bestimmen zu können.“ (10.9.1936)

Ein solches „eigenes Ermessen“ hat Hitler ausschließen wollen und die Gewerkschaften verboten. Und zwar interessanterweise einen Tag nach dem 1. Mai 1933, den die Nationalsozialisten unter dem Beifall der Gewerkschaft zum „Feiertag der nationalen Arbeit“ erklärt hatten:

„Der deutsche Arbeiter soll am 1. Mai standesbewußt demonstrieren, soll ein vollberechtigtes Mitglied der deutschen Volksgemeinschaft werden. Das deutsche Volk soll an diesem Tage seine unbedingte Solidarität mit der Arbeiterschaft bekunden.“ (Gewerkschafts-Zeitung vom 22.4.1933)

Was die Gewerkschaft nicht wahrhaben wollte, einen Tag später allerdings schmerzlich erfahren mußte, war, daß genau mit jener – vom nationalsozialistischen Staat institutionalisierten – „Solidarität mit der Arbeiterschaft“ für diesen Staat jede Notwendigkeit zum gewerkschaftlichen Abwehrkampf entfallen war und deswegen für dessen bisherigen Organisatoren im neuen Staat kein Platz mehr blieb:

„Damit (sc. mit der Existenz des nationalsozialistischen Staates) toben nicht mehr Unternehmertum und Arbeiter im Lohn- und Tarifkampf gegeneinander, die wirtschaftliche Existenz beider schädigend, sondern lösen diese Probleme gemeinsam an höherer Stelle, der über allem stets das Wohl der Volksgesamtheit und des Staates in leuchtenden Lettern vorschweben muß.“ (MK S. 677)

Aus der in den Tagen der Entscheidung von den deutschen Gewerkschaften ausgestoßenen Warnung ist während der Blüte des Deutschen Reiches nichts geworden:

„Eine Zerschlagung der Gewerkschaften oder eine Beeinträchtigung der freien Willensbildung aber würde den Verdacht wecken, daß die Arbeiterschaft wieder nur Objekt der Politik sein soll, und damit die alte Kluft zwischen Staat und Arbeiterschaft in gefährlicher Weise erneut aufreißen.“ (Gewerkschafts-Zeitung vom 15.4.1933) 

Es gab keine Kluft; die Faschisten haben die Gewerkschaft zersägt und ihre aufbegehrenden Mitglieder aus dem Verkehr gezogen. In der hinterher gegründeten deutschen Republik wurde dann alles ganz anders. Eine demokratische Einheitsgewerkschaft genießt in vollen Zügen die Tarifautonomie, konzertierte Aktionen und Kanzlergespräche. Sie ist anerkannt, frei und immer dabei. Sie bestimmt das Schicksal des von ihr vertretenen Standes mit, rationalisiert nach 50 Jahren ihre Organisation, die sie „wie ein Unternehmen führt“, und ist stolz auf ihre Leistung:

„Sozialpartnerschaft ist das Erfolgsrezept unserer Nachkriegsgeschichte geworden. Sie hat den Wiederaufbau und den Aufstieg Deutschlands in die Spitzengruppe der Industrienationen möglich gemacht.“ (Ein deutscher Bundespräsident nach 46 Jahren Gewerkschaftsfreiheit)

Wenn das nichts ist!
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Juden & Arier

„...einzig ein schwarzer Mercedes kam mit großer Geschwindigkeit angefahren, darin sah ich Hitler in nur wenigen Metern Abstand und fragte mich, was wohl die Deutschen an diesem Gesicht eines böhmischen Mausefallenhändlers finden mochten; ein Gesicht, das so undeutsch war, wie es überhaupt nur sein konnte, mit einem Loch anstatt eines Mundes, mit stieren Augen und darüber die affektierte Militärmütze der SA, die verbarg, daß er auch keine Stirn und daher keinen offenen Blick hatte.“ (René König)

Auch das ist eine demokratisch legitimierte Faschismuskritik. Wenn Demokraten zu der Überzeugung gelangt sind, daß die Nazis Deutschlands Unglück waren und ihr Chef eine verheerende Fehlbesetzung im Amt des Reichskanzlers, dann sehen sie das ihm und den Seinen ohne weiteres an und zögern keinen Moment mit der Schlußfolgerung: Einen Typ mit solcher Physiognomie hätte man zur Konkurrenz ums höchste deutsche Staatsamt nie und nimmer zulassen dürfen – wenn denn schon der Fehler passiert war, etwas so Undeutsches überhaupt einzubürgern...

Sehr viel anders ist Hitler zu seinen Auffassungen über den echten Rassedeutschen und das jüdisch Böse auch nicht gelangt: Er hat an eine hohe Berufung des deutschen Volkes geglaubt und gleich gesehen, welche undeutschen Volksfeinde an seiner „Sklavenrolle“ schuld sein mußten... Mit der Lektüre von Gobineau und Chamberlain mußte er sich jedenfalls nicht aufhalten, und er brauchte auch nicht die Physiognomien in seiner Umgebung oder die Stammbäume seiner Mitbürger zu studieren, um am Ende seiner theoretischen und empirischen Sozialforschung den Arier definieren zu können und den Juden als Feind zu identifizieren; ebensowenig war er auf die Schlachten germanischer Stämme zur Zeit der Völkerwanderung angewiesen, um von der „staatenbildenden“ Qualität der „blonden Rasse“ überzeugt zu sein. Auch sein Rassismus hat genau umgekehrt funktioniert. Als werdender und schließlich gewordener Staatsmann hat er eine klare Vorstellung davon gehabt, wann Menschen etwas taugen:

„Die Wertschätzung des Menschen muß begründet werden auf der Art und Weise, in der er seiner ihm von der Allgemeinheit überantworteten Aufgabe gerecht wird.“ (MK S. 484)

Unter diesem Gesichtspunkt sind ihm zwei ganz gegensätzliche Menschentypen ins Auge gefallen. Auf der einen Seite stand das Idealbild einer willigen Manövriermasse der „Allgemeinheit“:

„Dieser Aufopferungswille zum Einsatz der persönlichen Arbeit und, wenn nötig, des Lebens für andere ist am stärksten beim Arier ausgebildet. Der Arier ist nicht in seinen geistigen Eigenschaften an sich am größten, sondern im Ausmaße der Bereitwilligkeit, alle Fähigkeiten in den Dienst der Gemeinschaft zu stellen... Nicht in den intellektuellen Gaben liegt die Ursache der kulturbildenden und aufbauenden Fähigkeit des Ariers. Hätte er nur diese allein, würde er damit immer nur zerstörend wirken können, auf keinen Fall aber organisierend; denn das innerste Wesen jeder Organisation beruht darauf, daß der einzelne auf die Vertretung seiner persönlichen Meinung sowohl als seiner Interessen verzichtet und beides zugunsten einer Mehrzahl von Menschen opfert. Erst über den Umweg dieser Allgemeinheit erhält er dann seinen Teil wieder zurück... Die wunderbarste Erläuterung dieser Gesinnung bietet sein Wort ‚Arbeit‘...“ (MK S. 325 f.)

Den genau entgegengesetzten Menschenschlag gab es aber auch:

„Der Jude ist nur einig, wenn eine gewisse Gefahr ihn dazu zwingt oder eine gemeinsame Beute lockt; fallen beide Gründe weg, so treten die Eigenschaften eines krassesten Egoismus in ihre Rechte, und aus dem einigen Volk wird im Handumdrehen eine sich blutig bekämpfende Rotte von Ratten.“ (MK S. 331)

Eine moralische Bestandsaufnahme, ein Kataster der Sittlichkeit im Land lag dieser Einsicht gewiß nicht zugrunde – da hätte sich der Führer selbst am Ende noch durch den Nachweis irritieren lassen, mit dem seit jeher Antifaschisten Eindruck zu machen versuchen: als was für gute, patriotische Deutsche sich viele Juden doch erwiesen hätten... Seinen hohen Begriff vom Arier, der als Inbegriff edelmütigster Opfergesinnung das deutsche Wesen ausmacht, hat Hitler seinem eigenen politischen Programm entnommen. Er hatte mit seinen Deutschen ein Unternehmen vor, das an deren „Aufopferungswillen“, keineswegs bloß bei der Arbeit, die allerhöchsten Ansprüche stellte: die Mobilmachung zur Überwindung aller Schranken, die deutscher Macht gesetzt waren; für einen Sieg über die feindlichen Anstrengungen anderer Mächte und Völker, an denen Deutschland litt. Und er war sich sicher, daß dieser Kampf zu gewinnen, das Volk also dazu fähig und bereit, physisch und moralisch tauglich war – ohne diesen Glauben hätte er seine Deutschen erst gar nicht antreten lassen, also selber gar nicht erst anzutreten brauchen. Was er mit denen vorhatte, das mußte ganz einfach deren innere Berufung sein: ein Recht auf Erfolg und eine Pflicht zu siegen, wohlbegründet in einer dem Menschenschlag eigenen Heldenhaftigkeit. Der Wille, der Nation zu verschaffen, was er für ihr Recht hielt, gab Hitler seine gute Meinung vom Werkzeug und letzten Inhaber dieses Rechts ein: seinem Volk.

Dessen Mitglieder sind dann auch so welche: Arier von Charakter qua Zugehörigkeit zu einem derart berufenen Volk; als Volksgenossen tauglich für den Sieg im Kräftemessen der Völker. Anderweitige, differenzierende Bestimmungen, Unterschiede zwischen den Angehörigen der Nation im Aufbruch gelten da gar nichts – am wenigsten diejenigen der bürgerlichen „Hierarchie“. An der Scheidung der Gesellschaft in Kapitalisten und Lohnarbeiter, entscheidungsbefugte Administratoren und regierte Masse, an der Rangfolge der Berufe, bei der größere Beanspruchung der Arbeitskraft mit geringerem Entgelt einhergeht, usw. hat ein Faschist zwar sowenig Kritik wie sein demokratischer Kollege. Die dazu umlaufende Ideologie, es handle sich hierbei gar nicht um Folgen der kapitalistischen Produktionsweise und der politischen Herrschaft, sondern um eine natürliche Vielfalt, auf die die Individuen sich gemäß ihrer genauso natürlich-verschiedenartigen Befähigung verteilen würden, so daß, wenn alles gut geht, jeder wird, was er ist, gefällt einem Rassisten allemal gut, bedient sie doch sein Bedürfnis nach der rechtfertigenden Identifizierung der Individuen mit dem, was die Klassengesellschaft aus ihnen macht. Diese Unterscheidungen selbst interessieren einen Faschisten aber gar nicht weiter; an welchem Platz ein jeder seine Pflicht tut, ist für den Kampf der Nation, die jeden an seinem Platz braucht, gleichgültig. Daß er sie tut, und zwar ordentlich, darauf kommt es an. Und auch dabei ist der Glaube an den guten arischen Kern des Deutschen weniger auf Selektion und Sortierung aus als vielmehr rücksichtslos egalitär: Wer zum Volk gehört, der taugt auch – letztlich. Selbst die charakterlichen und sittlich-kulturellen Unterschiede, die „das Leben“ so an seinem Menschenmaterial hervorbringt; gute Erziehung hier, verkorkste Verhältnisse dort; Karriere zum braven Bürger oder „Lebenskampf“ mit „bitteren Niederlagen“ – das alles verblaßt vor der Berufung und dem mit der faschistischen Aufbruchsbewegung ergangenen Ruf, volksgemeinschaftlich bei der Emanzipation des Vaterlands mitzuwirken. Da wird keiner ausgegrenzt, bloß weil es ihn in die Regionen des gesellschaftlichen Außenseitertums verschlagen hat; auch für Wiens moralisch verwahrloste Bauarbeiter, die Hitler in seiner Jugendliebe zum deutschen Volk das Herz so schwer gemacht haben mit ihrer vaterlandslosen Gesinnung, werden die Karten neu gemischt; das Gesindel sogar wird hart angepackt mit Zucht und Ordnung, damit der deutsche Wesenskern sich wieder herausschält aus all den unvölkischen Überlagerungen und sozialen Diskriminierungen. Umgekehrt kann sich keiner, der in den Zeiten der Verwahrlosung der Nation nach oben gekommen ist, seines Postens sicher sein – jetzt, da es um Sein oder Nicht-Sein Deutschlands geht... Unter diesem Anspruch hat sich für Hitler überhaupt das gesamte bürgerliche Konkurrenz- und Karrierewesen als zutiefst unbefriedigende Veranstaltung erwiesen. Denn bei allem alltäglichen Lebenskampf – den einzig senkrechten praktischen Ariernachweis hat die demokratisch mißgeleitete Nation ihren Mitgliedern doch gar nicht abverlangt. So blieb den Nazis vieles zurechtzubiegen – in den oberen Rängen von Staat und Gesellschaft; bei der Ertüchtigung der Massen; und außerdem stießen sie unter denen, die eigentlich zur angestammten völkischen Mannschaft zählten, auf manch untauglichen Kameraden: auf welche, die partout nicht mitmachen wollten, so daß sie schließlich „verloren gegeben“ werden mußten – und aus dem Verkehr gezogen, damit ihre Abirrung keine Kreise zog; ebenso auf solche, die aufgrund mangelhafter Ausstattung nicht mitmachen konnten beim Überlebenskampf der Nation – und so für die faschistischen Volkspfleger die Pflichtvergessenheit eines Staates dokumentierten, der weder rechtzeitig noch mit den passenden Mitteln darauf geachtet hatte, daß die guten Deutschen nicht ausstürben, sondern fruchtbar waren und sich mehrten...

Keine gemütliche Sache also, diese Volksgemeinschaft, die da von ihrer entschlossenen Führung polemisch in Stellung gebracht wurde. Noch weit ungemütlicher freilich für diejenigen, gegen die der nationale Aufbruchs- und Wiederaufstiegswille sich richtete. Für die galt nämlich spiegelbildlich: Die Leute sind so schlecht wie ihre Staatsmacht; wo diese als feindlich erkannt ist, kann auch das Volk nichts taugen. Der rassistische „Schluß“ geht vom minderen Rechtsstatus der konkurrierenden, vom verwirkten Recht der feindlichen Macht aus und zielsicher auf deren Volks-Subjekt, das im Unrecht seiner Obrigkeit seinen politischen Daseinszweck hat: lauter Lumpen, mindere Kreaturen, Un- und Untermenschen.

Daß Hitler hier nun allerdings, noch vor den Slawen und weit vor dem französischen „Erbfeind“, auf die Juden als Hauptfeind verfallen ist, lag wirklich nicht an denen, sondern – wie bei jeder erklärten politischen Feindschaft – an der Diagnose, die die mit dem Zustand ihrer Nation unzufriedene Staatsführung für ihr Leiden gestellt hat. Die nationalsozialistische Ursachenforschung über den „Niedergang Deutschlands“ hat zu dem Befund geführt, daß die nationale Schwäche im wesentlichen, noch vor allen äußeren Widrigkeiten und Beschränkungen durch feindliche Nachbarn, eine innere war: das Volk zerrissen, die Staatsmacht nicht Herr ihrer eigenen Machtmittel, insbesondere der nationalen Arbeit und ihrer Erträge. Damit war der „Schluß“ auf einen Feind fällig, der dort: inmitten der Nation, sein Zerstörungswerk verrichtete und Deutschland „versklavte“. Geradezu methodisch hat der Führer aller Arier nach Maßgabe seiner nationalen Verelendungstheorie den jüdischen Feind konstruiert: Am unteren Ende der sozialen Skala, dort, wo die Massen des eigentlich guten deutschen Volkes angesiedelt waren, hätten bolschewistische Agitatoren die Lohnarbeiter zum Klassenkampf verführt und die auf redlich-selbstloser Arbeit aufgebaute Volksgemeinschaft zersetzt, indem sie dem deutschen Arbeiter seine natürliche patriotische Sittlichkeit mit allen demagogischen Mitteln verächtlich gemacht hätten – da mußten Feinde aller völkischen Lebenswerte am Werk sein; und deren antideutsche Umtriebe konnte Hitler sich ganz ebenso nur als Betätigung einer politischen Natur vorstellen wie das Kämpfertum, zu dem er die verführten Massen zurückrufen wollte. Ihren fatalen Schein von Glaubwürdigkeit bezog die antivölkische Klassenkampfpolitik der marxistischen Linken aus dem unheilvollen Wirken gewisser kapitalistischer Kräfte am anderen Ende der sozialen Hierarchie, die sich nach national-sozialistischer Diagnose aus purem Eigennutz dem Dienst der Vergabe von Arbeit und Brot und der Mehrung des nationalen Reichtums entzogen, stattdessen die Früchte deutschen Fleißes kreditgewerblich sonstwohin, jedenfalls pur in die eigenen Taschen transferierten, das Volk darben ließen und die Nation ausplünderten – Feinde der deutschen Sache auch hier. Und beide böse Seiten entsprachen einander: So, wie die Kommunisten das von volksfeindlichen Kapitalisten angerichtete Elend ausnutzten, um die Massen auf die schiefe Bahn des proletarischen Internationalismus zu bringen und davon abzuhalten, sich für die Nation stark zu machen, so profitierten umgekehrt die Internationalisten des Finanzkapitals von der Schwächung des Staats durch das bolschewistische Zersetzungswerk und konnten den eigentlich nationalen Reichtum als ihr Privatvermögen einkassieren – eine unselige Allianz, die unmöglich ein Zufall sein konnte. Ein faschistisches Gemüt, das im eigenen Volk keinerlei soziale Differenzen, geschweige denn Interessengegensätze von irgendwelchem Belang kennen will, schon gar nicht zwischen Arbeitgebern und -nehmern, konnte erst recht zwischen vaterlandslosen Finanzkapitalisten und bolschewistischen Arbeiterführern keinen Unterschied finden, der neben ihrer Gemeinsamkeit: der Schuld am Elend der Nation, von Bedeutung hätte sein können. Im Gegenteil: Für Hitler rundete sich das Bild eines kompletten, in sich sogar funktionell gegliederten feindseligen Volkes, das mit seinen verschiedenen sozialen Unterabteilungen die Deutschen in die Zange nahm und zu seinem Vorteil arbeiten und darben ließ: die Geldmenschen, die das gesamte Volksleben ihrem „Mammon“ unterwarfen, von oben; die Linken, die sich mit ihrem politischen Kampf gegen den völkischen Geist zu Machthabern über die Massen aufschwangen, von unten; mittendrin dann noch die zersetzenden Intellektuellen, die mit dem Kulturbedürfnis der Massen ihr böses Spiel trieben... – eine einzige großangelegte Verschwörung alles in allem.

In seinem Bestseller hat der Mann, der Deutschland aus seiner Verkommenheit herauszuführen gedachte, diese Konstruktion der Rolle des inneren Feindes einschließlich ihrer Besetzung durch „den“ Juden als die Entdeckung seines Lebens inszeniert. Was sein braves Volk, die Manövriermasse seines Vorhabens, anlangt, so wäre er nach eigenem Bekunden am internationalistisch gestimmten Proletariat fast verzweifelt:

„Damals rang ich mit meinem Innern: Sind dies noch Menschen, wert, einem großen Volke anzugehören?

Eine qualvolle Frage; denn wird sie mit Ja beantwortet, so ist der Kampf um ein Volkstum wirklich nicht mehr der Mühen und Opfer wert, die die Besten für einen solchen Auswurf zu bringen haben; heißt die Antwort aber Nein, dann ist unser Volk schon arm an Menschen.“ (MK S. 42)

Dann aber wurde ihm schlagartig alles klar: Es gab die dritte Antwort! Das Volk, auf das er bauen wollte, war bloß verführt; durch Typen, die nicht etwa bloß schlechte Volksgenossen waren, was an der charakterlichen Eignung des Volkes für die ihm zugedachte Mission ja wieder Zweifel geweckt hätte, sondern überhaupt keine:

„Indem ich den Juden als Führer der Sozialdemokratie erkannte, begann es mir wie Schuppen von den Augen zu fallen.“ (MK S. 64)

„Dies alles hatte nun das eine Gute, daß in eben dem Umfange, in dem mir die eigentlichen Träger oder wenigstens die Verbreiter der Sozialdemokratie ins Auge fielen, die Liebe zu meinem Volk wachsen mußte...

Je mehr ich den Juden kennenlernte, um so mehr mußte ich dem Arbeiter verzeihen.“ (MK S. 67)

Die Entlarvung der jüdischen Natur des Finanzkapitals ging noch viel leichter: Als moralischer Verächter des Materialismus – in der Gestalt, in der es ihn im Kapitalismus nun einmal bloß gibt: des „Mammon“ – sowie als eifersüchtig-betroffener Beobachter des Umstands, daß „deutsche Arbeit“ sich für kosmopolitisch disponierende Geldanleger rentierte, für die ersehnte Größe der Nation hingegen viel zu wenig zu Buche schlug, hatte er seine „politische Ökonomie“ gleich beisammen:

„Seine (sc. des Juden) Macht ist die Macht des Geldes, das sich in Form des Zinses in seinen Händen mühe- und endlos vermehrt, und den Völkern jenes gefährlichste Joch aufzwingt, das sie seines anfänglichen goldigen Schimmers wegen so schwer in seinen späteren traurigen Folgen zu erkennen vermögen.“ (Sämtliche Aufzeichnungen 1905-1924, S. 89)

Die Zusammenführung beider Befunde bereitete Hitler dann gar keine Schwierigkeiten mehr:

„Die Internationalisierung unserer deutschen Wirtschaft, d.h. die Übernahme der deutschen Arbeitskraft in den Besitz der jüdischen Weltfinanz, läßt sich restlos nur durchführen in einem politisch bolschewisierten Staat.“ (MK S. 702)

Das Ergebnis war für ihn so sonnenklar wie eine Tatsache, er vermochte es glatt zu sehen:

„Und damit ergibt sich die Tatsache, daß zwischen uns eine nichtdeutsche, fremde Rasse lebt, nicht gewillt und auch nicht im Stande, ihre Rasseneigenarten zu opfern, ihr eigenes Fühlen, Denken und Streben zu verleugnen, und die dennoch politisch alle Rechte besitzt wie wir selber. Bewegt sich schon das Gefühl des Juden im rein Materiellen, so noch mehr sein Denken und Streben... Die Höhe der Nation soll nicht mehr gemessen werden nach der Summe ihrer sittlichen und geistigen Kräfte, sondern nur mehr nach dem Reichtum ihrer materiellen Güter. Aus diesem Fühlen ergibt sich jenes Denken und Streben nach Geld, nach Macht, die dieses schützt, das den Juden skrupellos werden läßt in der Wahl der Mittel, erbarmungslos in ihrer Verwendung zu diesem Zweck... Sein Wirken wird in seinen Folgen zur Rassentuberkulose der Völker.“ (Sämtliche Aufzeichnungen 1905-1924, S. 88 f.)

Was ist dagegen schon der ewige Kampf mit einem äußeren Erbfeind! Weil Hitler Deutschland von innen her „kurieren“ wollte, brauchte er für seinen Glauben an des Volkes Tauglichkeit einen inneren Feind: ein Volk im Volke, was noch schlimmer ist als ein Staat im Staate, nämlich die nicht umgrenzte Anwesenheit einer grenzenlosen, inter-nationalen Macht im eigenen Land; einer fremden Macht, die parasitär von dem Volk lebt, das doch nur im Dienst seiner eigenen Obrigkeit zu sich und seinem Recht kommen kann:

„Völker, die sich als Drohnen in die übrige Menschheit einzuschleichen vermögen, um diese unter allerlei Vorwänden für sich schaffen zu lassen, können selbst ohne jeden eigenen, bestimmt begrenzten Lebensraum Staaten bilden. Dies trifft in erster Linie zu bei dem Volk, unter dessen Parasitentum besonders heute die ganze ehrliche Menschheit zu leiden hat: das Judentum.“ (MK S. 165)

„Der Jude“ war, wie man sieht, Hitlers erste Besetzung für die programmatisch definierte Rolle des inneren Feindes – womit sich die Frage erübrigt, warum er ausgerechnet auf die Juden verfallen ist: An denen ist wirklich kein anderer Grund ausfindig zu machen, als daß Hitlers beleidigtes nationalistisches Gemüt sein politisches Postulat eines dolchstoßend-versklavenden Feindes im eigenen Land durch sie optimal eingelöst gefunden hat. In ihnen ist seine Konstruktion für ihn zur anschaulichen Tatsache geworden – und das sollte man nicht im nachhinein noch für bare Münze nehmen und ein Rätsel daraus machen, so als wäre Hitler in Wahrheit doch von den Juden auf seine Theorie über Deutschlands Leiden gekommen; es langt ja, daß Hitlers Volk sich bereitgefunden hat, Hitlers Umdrehung mitzumachen und den Juden ihre unbedingte, eben: rassische Nicht-Hergehörigkeit an der Nasenspitze anzusehen.

Vieles von Hitlers Rassentheorie des inneren Feindes hat in der Demokratie und ihrem pluralistischen Ideologieangebot seinen festen Platz. Nicht bloß die erbitterte Ablehnung des „proletarischen Internationalismus“ – und keineswegs nur des proletarischen; nicht bloß das Pochen auf die Volksgemeinschaft und ihren „sozialen Frieden“, dessen Störer aus dem Verkehr gezogen werden müssen; auch nicht bloß die Manier, den „kleinen Mann“ mit seinen trüben Lebensumständen als Kronzeugen für eine desolate Lage der Nation aufzurufen und die Schuldfrage zu Lasten volksfremder Nutznießer des nationalen Fleißes, kosmopolitische Finanzmagnaten inklusive, zu klären – ein Stück Patriotismus, das auch im Zeitalter der „Globalisierung“ von der deutschen Sozialdemokratie bis zu rechtsradikalen amerikanischen Präsidentschaftskandidaten heftig in Gebrauch ist. Der Glaube an das gute, zu allen Vorhaben der Staatsmacht taugliche und berechtigte Volk gehört ebenso zur demokratischen Staatskunst wie der Verdacht der Machthaber, alles, was ihnen an ihrer Nation mißfällt, hätte seinen Grund in mangelndem Gemeinschaftsgeist, und an dem wären volksfremde Einflüsse schuld, die sich zu Unrecht und zum Schaden der eigentlich Dazugehörigen breitgemacht hätten. Nicht von ungefähr verbietet es die bürgerlich-demokratische Staatsmacht sich und ihren entscheidungsbefugten Angehörigen grundgesetzlich, die Scheidung zwischen „eigenen“ Leuten und „Fremden“ bis zu einer „rassischen Diskriminierung“ zuzuspitzen, die die Individuen vorweg einer als mehr oder weniger wertvoll vorgestellten Menschenart zurechnet und demgemäß bevorzugt oder benachteiligt. Vom banalen Zweck dieses Verzichts ganz abgesehen – die weltweite Betätigungsfreiheit, um die es für gewisse eigene Bürger geht, wird so zum Prinzip erhoben –: Derselbe Staat schließt mit größter Selbstverständlichkeit Ausländer in abgestufter Schärfe von dem „Privileg“ aus, am nationalen Erwerbsleben teilzunehmen oder überhaupt nur da zu sein; und auch der antirassistisch-liberale Standpunkt, „rassische Vorurteile“ dürften die Auslese der wirklich Besten und die Selektion der übrigen im Wege freier Konkurrenz nicht beeinträchtigen, hält sich ganz von selbst an diese nationale Vorauswahl. Wenn es dann über den Normalfall hinaus darum geht, das Volk konkurrierend bis feindlich gegen andere Nationen in Stellung zu bringen, so versteht sich auch die demokratische Führung auf das An-Gebot an ihre Massen, sich als natürliche Mitglieder der nationalen Sache zu bewähren, und auf den schönen Gedanken, es sei doch eine Frage der Ehre, des wichtigsten, identitätsstiftenden Werts im Menschenleben, sich für den Erfolg des Vaterlands buchstäblich zur Manövriermasse zu reduzieren. Der politische Wille der Staatsmacht, sich gewaltsam gegen andere durchzusetzen, wird nie mit bloß relativen Nutzenerwägungen begründet, sondern unter Berufung auf reichlich absolute Gesichtspunkte – der internationalen Ordnung, der historischen Gerechtigkeit, der Menschenrechte... – geltend gemacht. Entsprechend drastisch fällt das Charakterbild vom gegnerischen Volk aus, an dem das Unrecht der Sache, für die es seinerseits die Manövriermasse abgibt, anschaulich werden muß, schon wegen der richtigen Motivation; der demokratische Pluralismus reduziert sich da ganz von selbst auf seinen patriotischen Kern. Und bei bloßer moralischer Agitation belassen es auch demokratische Politiker nicht: Im Sinne der beschlossenen Notwendigkeiten, innere und äußere Feinde zu bekämpfen, „passen“ sie die Rechtslage „an“.

Was an Hitlers hoher Meinung vom Arier und seinem Feindbild „des“ Juden dennoch frappiert – auch solche Gemüter, die ansonsten durchaus bereit sind, ihren Mitmenschen die jeweilige nationale Natur ziemlich umstandslos anzusehen und zu honorieren oder übelzunehmen –, ist das, worauf er selber so stolz war: der Fanatismus, mit dem er die Scheidung zwischen „eigenem“ und „fremdem“ Volk auf die Untertanen seiner Herrschaft angewandt und absolut gesetzt, alle konkurrierenden und relativierenden Gesichtspunkte, wie sie in der staatlichen Musterung des Volkes sonst auch noch zum Zuge kommen, ignoriert, sogar das Kriterium der persönlich bewiesenen Staatstreue für unbeachtlich erklärt hat. Die bürgerlich-demokratische Staatsgewalt macht im Normalfall immer noch einen Unterschied zwischen ihrem Recht, mit dem sie verschiedenerlei Ordnungsaufgaben erledigt – von der Aufsicht über die Kollisionen im bürgerlichen Geschäftsleben bis hin eben zur sachgerechten Mobilmachung des eigenen Volkes und Ausgrenzung fremder Elemente –, und der von ihr selbst vertretenen Moral, die die Imperative der Regierungsgewalt in Imperative an die Regierungsgewalt verhimmelt. Wo sie moralische Urteile zur Rechtslage werden läßt, deckt sie konjunkturgemäß einen speziellen Bedarf, hebt aber den notorischen Unterschied zwischen Rechtsstaat und Gerechtigkeit nicht grundsätzlich auf – aus gutem Grund: So kommt bei allem Rigorismus immer auch der politisch gebotene Opportunismus zu seinem Recht. Nun haben sich gewiß auch die Nazis eingeteilt, wo sie bei der Erneuerung Deutschlands pragmatisch, wo radikal vorgegangen sind. Bei der Aufstellung des nationalen Kampfprogramms, somit auch bei der Definition des Hauptfeinds der deutschen Sache hat Hitler aber keine Kompromisse gemacht. Seiner Nation, der Staatsmacht wie dem Volk, hat er eine Moral ohne Opportunismus verordnet, die Tugenden des Kampfes an die erste Stelle gerückt – gegen einen Feind, der spiegelbildlich als Inbegriff des zersetzend Bösen „erkannt“ war. Diese Moral hat er, ohne Rücksicht auf etwa konkurrierende nationale Anliegen – zum Erstaunen demokratischer Antifaschisten haben ihn nicht einmal die Belange der Ostfront zu Abstrichen beim Abtransport der europäischen Juden in die polnischen Vernichtungslager bewogen –, zur alles beherrschenden Rechtslage gemacht: Zug um Zug wurden die Juden aus dem zivilen Leben der Nation ausgeschlossen; Erkennungsmerkmal war die Abstammung, damit sich auch keiner verstecken konnte – eine totale Anwendung des Prinzips der Sippenhaft; und als Repräsentanten einer feindlichen Macht wurden sie bekämpft – faschistisch folgerichtig immer härter, je mehr es die Reichsregierung auch nach außen auf den „totalen Krieg“ anlegte. Mit dieser Konsequenz wurde der faschistische Rassismus zum Rassenwahn, zu dem der normale bürgerlich-demokratische Nationalismus jede Verwandtschaft verleugnet.

Um so bemerkenswerter ist immerhin, wie problemlos dieser Übergang zu bewerkstelligen war, nachdem Hitler die Macht übernommen hatte. Die Sortierung zwischen Menschen mit einem guten deutschen Kern, Ariern eben, und eingeschlichenen Volksfremden ließ sich ohne weiteres in astreiner Gesetzesform fixieren; für die Bewältigung der unweigerlich anfallenden Auslegungsprobleme stand die juristische „Wissenschaft“ mit kasuistischen Handreichungen bereit. Die staatliche Verwaltung hatte kein Problem damit, die neu geschaffene administrative Kategorie des „Volksschädlings“ ohne Ansehen der Person anzuwenden; bis hin zur pünktlichen Überstellung in die Vernichtungslager. Und nachdem der gelbe Stern verteilt war, als Ersatz für die Hautfarbe, die in diesem Fall ihren sonst so geschätzten Dienst als sichtbares Erkennungsmerkmal einer eher unsichtbaren völkischen Wesensbestimmung versagte, wußten alle Arier nicht bloß Bescheid, woran sie waren und mit wem sie sich den Verdacht auf „Rassenschande“ einhandeln konnten; sie hielten sich im großen und ganzen auch daran wie an alle Vorschriften; und nicht wenige dachten sich, daß sie sich über diesen und jenen schon immer so etwas gedacht hatten – nach dem Motto: Wenn man‘s weiß, sieht man‘s gleich! Bei soviel funktionierender Rechtsordnung und intakter Moral ist eben am Ende sogar die Vernichtung von Millionen unauffälliger Zeitgenossen für die Staatsmacht eine lösbare Aufgabe!

Kleiner Exkurs zum „Antisemitismus“

Im Nachhinein kann natürlich kein Mensch verstehen, weshalb Hitler ausgerechnet gegen die Juden so gewütet hat, wo die doch in Wirklichkeit lauter normale bis hochanständige Zeitgenossen gewesen sind, zumindest nicht schlechter als ihre von Hitler bevorzugten Nachbarn. Man sollte bei der richtigen Seite dieser Verwunderung bleiben und festhalten, daß an den Juden selber wirklich nichts dran war oder ist, was sie zu Opfern der faschistischen Sortierungs- und Säuberungswut prädestiniert hätte. Hitlers Judenhaß hatte seinen Grund definitiv nicht in ihnen, sondern in seiner Idee des Bösen, das er ihnen nachgesagt hat: Er hat die Existenz eines inneren Feindes im eigenen Volk postuliert; unter dieser Prämisse hat er sein Volk ideell durchgemustert; dabei sind ihm die paar Besonderheiten, die leicht abweichenden Sitten und Spinnereien, die die jüdische Gemeinde in Deutschland teils gepflegt, teils sogar eher abgelehnt hat und um deren Differenz zu anderen, etwa christlichen Kulten der Auserwähltheit man wirklich kein Aufhebens machen sollte, zu Indizien geraten: zu Hinweisen auf eine „fremdvölkische“ Eigenart, die ihm für die Ermittlung des feindlichen „Volkes im Volke“ enorm passend erschienen. Weshalb er mit dieser Ermittlungsmethode soviele Gesinnungsgenossen und Anhänger fand, ist damit auch geklärt: Der vom eindeutigen Fahndungsauftrag gelenkte völkische Blick war so populär wie der patriotische Wunsch nach einem starken Deutschland.

Leider macht sich der fassungslose Rückblick in der Regel den eigenen Befund zum Rätsel. Statt sich klarzumachen, was Hitler den Juden Böses nachgesagt hat und was daraus logischerweise alles folgt, fragt man sich, warum er es ausgerechnet denen – lauter „unschuldigen Menschen“ – nachgesagt hat; als hätte er bei anderen „Volksfeinden“ möglicherweise richtiger gelegen und als wollte man ihm bloß den Vorwurf machen, er hätte die Falschen erwischt; tatsächlich erspart sich diese Fragestellung jede Kritik an der Rolle, die die Nazis den Juden angedichtet haben. Die Gründe für Hitlers Judenhaß werden stattdessen in den paar jüdischen Abweichungen vom abendländischen Durchschnitt vermutet, die fürs normale bürgerliche Leben eigentlich völlig unerheblich sind; die deswegen einem normalen Menschen auch erst überhaupt auffallen, wenn er unter ganz anderen, höheren Gesichtspunkten darauf aufmerksam gemacht wird, nämlich unter dem Aspekt, daß sich unter „scheinbar“ harmlosen Abweichungen vom Normalen eine Absage an die Norm verbergen dürfte. Tatsächlich haben solche „Extravaganzen“ nie und nimmer auch nur das Geringste von jener staatsmoralischen Qualität an sich, die der Judenhaß ihnen beilegt; dessen Gründe sind dort also ein für allemal nicht zu entdecken.

Doch leider ficht das die methodische Vorentscheidung, sie genau dort zu suchen, nicht an. Die verkehrte Recherche verfügt sogar über ein Beweismittel: Schon in alten Zeiten und fernen Gegenden waren Juden unbeliebt; die verschiedensten Bevölkerungsgruppen und Instanzen, von den mittelalterlichen Fürsten bis zu den galizischen Kleinstädtern, von der spanischen Inquisition über Luther bis zu den „Untertanen“ des preußischen Kaiserreichs, sind über sie hergefallen; muß dann nicht am Verhältnis der Verfolger zu diesen Opfern etwas Spezielles dran sein? Lassen wir beiseite, daß diese antirassistisch gemeinte „Schlußfolgerung“ die Logik des Rassismus genau reproduziert: Sie ist verkehrt. Die Judenfeinde aus den verschiedenen Jahrhunderten werden schon jeweils ihre Gründe gehabt haben, mit sittlich-moralischem Ingrimm nach Abweichlern Ausschau zu halten und dem fremden Dialekt, der seltsamen Tracht und der andersartigen Gottesdienstordnung die Bedeutung von Symptomen einer grundsätzlich widrigen Gesinnung zuzuschreiben – insoweit hat der Juden- und überhaupt jeder Minderheitenhaß noch nie anders funktioniert als bei Hitler. Man muß schon immer wieder denselben Fehler machen und in der langen Geschichte der antijüdischen Pogrome und Autodafés, statt die wildgewordene Moral und deren Militanz zu erklären, alles auf den Befund zuspitzen, daß es dauernd die Juden getroffen hat: Erst dann belegt die ewige „Leidensgeschichte des jüdischen Volkes“ nicht mehr die brutalen Ausgrenzungsleistungen einer Moral, die auf bedingungsloser Geschlossenheit der „Gemeinschaft“ besteht, sondern ein sich durchhaltendes Spezialverhältnis der Verfolger zu ausgerechnet diesen Opfern. Erst dieser Fehlschluß setzt das Rätsel des „Antisemitismus“ in die Welt.

Bitte, jetzt nicht gleich innerlich aufschreien: „Ja wollt ihr denn leugnen, daß immerzu Nicht-Juden Juden abgeschlachtet haben?“ Hier wird gar nichts geleugnet, sondern erklärt, welcher Fahndungsstandpunkt die Juden so häufig zu Opfern gemacht hat. Es wird auch nicht rückblickend „empfohlen“, die Juden hätten sich besser rechtzeitig vollständig anpassen sollen – an was denn schon, was irgendwie besser gewesen wäre als ihr eigener Spleen mit der Auserwähltheit; und wozu denn: um selber öfter auf der richtigen Seite gewesen zu sein? –, sondern es wird auf den Wahn der Verfolgermannschaften aufmerksam gemacht, der sich über Unterschiede der denkbar belanglosesten Art mit der denkbar schärfsten moralischen Unterscheidungswut hermacht. Diese ist der ganze Fehler. Das Stichwort „Antisemitismus“ taugt bestenfalls als Rubrik für eine Statistik, die nachzählt, wie oft der abendländische Volkszorn mit seinem furchtbaren Ideal einer eingeschworenen Volksgemeinschaft die Juden in die Rolle des auszugrenzenden Fremdvolks bugsiert hat.

Daß diese Rubrik so enorm lang ist und bis in die Gegenwart reicht, belegt zusätzlich nur, wie stereotyp der Gemeinschaftsgeist zu Werke geht, wie gebetsmühlenartig ihm die Wahnsinnstaten früherer Generationen als ganz guter Ratschlag für die Konstruktion gegenwärtiger Feindbilder einfallen, wieviel Borniertheit also unterwegs ist, wenn ein kollektiver Fehler sich seine Tradition schafft. Daß irgendetwas früher auch schon so war: Diese großartige Entdeckung beweist nur einem nach sittlicher Orientierung suchenden Kopf, daß es so auch bleiben sollte; der übernimmt freilich gern die Geschmacksverirrungen, Übersetzungsfehler, Feindbilder und sonstigen Geistesblitze seiner Vorfahren als weltanschaulichen Besitzstand. Man sollte sich hüten, diesen Akt geistiger Unterwerfung theoretisch zu reproduzieren und für eine gelungene Erklärung der Tatsache zu halten, daß den gesitteten Abendländern immer und immer wieder die Notwendigkeit eingeleuchtet hat, ihr – sei es christliches, sei es völkisches – Gemeinwesen von inneren Feinden zu säubern, und daß ihnen zu deren Identifizierung die Unterschiede beim Tischgebet schon ganz gute Dienste  geleistet haben.
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Judenvernichtung

Zu den Pflichtübungen der Distanzierung vom Faschismus gehört das Aufsagen und Schreiben von Sätzen, die das Entsetzen formulieren, das rechtschaffenen Menschen befällt, die mit den in den Konzentrationslagern vollbrachten Taten bekannt gemacht werden. Wenn die mehr oder weniger fingierte „Betroffenheit“ dann in der Phrase von den „unschuldigen Opfern“ gipfelt, denen Täter gegenüberstehen, die einen staunen lassen darüber, „wozu Menschen fähig sind“, ist die „Auseinandersetzung“ mit diesem Stück „Vergangenheit“ schon fast fertig. Der Würdigung von Leid und Grausamkeit ist nur noch der Wunsch nachzureichen, dergleichen dürfe nicht wieder geschehen.

Ob die humanistische Attitüde, die das Entsetzen kultiviert und den staatlich organisierten Massenmord mit dem Prädikat des „Unfaßbaren“ versieht, geeignet ist, ein derartige Programm zu verhindern, ist zu bezweifeln. Leute, die sich für „unfähig“ hielten, das fünfte Gebot zu übertreten, hat es nämlich auch im Dritten Reich massenhaft gegeben. Ebenso haben es ziemlich viele Deutsche für geboten erachtet, auf die Juden loszugehen, wobei sie nicht an der Moral ihrer Volksgenossen gescheitert sind. Letztere hätten sich da schon Rechenschaft über den Willen ablegen müssen, der sich als Bestandteil der Staatsdoktrin ankündigt und im ganzen Reich breit gemacht hat. Denn nicht eine verborgene „Fähigkeit“ war am Werk, sondern ein durch bewährte Gesichtspunkte nationaler Moral begründeter Wille, als die Judenfrage endgelöst wurde. Diese „Anfänge“ sollte schon kennen, wer über die Konsequenzen erschrickt und dauernd „den Anfängen wehren“ möchte.

Leider bemühen Leute, die mit einigem Pathos zur Wachsamkeit mahnen, um eine Wiederholung des einmaligen Verbrechens zu unterbinden, lieber ihr Gewissen als ihren Verstand, wenn sie sich dem merkwürdigen Geschäft der „Bewältigung der Vergangenheit“ widmen. Ausgerechnet als Deutsche treibt es sie zu einer Distanzierung von den Untaten, die sie überhaupt nicht verstehen können, obwohl sie so viel aus ihnen lernen wollen. So werfen sie sich in die Pose von Menschen, denen erwiesenermaßen alles zuzutrauen ist, die sich deshalb selbst ständig vom Völkermord abhalten müssen. Dieses im Nachkriegsdeutschland so verbreitete Getue, als kollektive wie individuelle Scham inszeniert, ist insofern im besten Sinn des Wortes unverschämt zu nennen, als es von einem ausdrücklichen Bekenntnis zu dem politischen Verein lebt, der als Subjekt der Judenvernichtung feststeht. Die andere Hälfte der Veranstaltung ging und geht heute noch darin auf, dem Massenmord den Charakter einer politischen Tat abzusprechen. Insbesondere mit seichter Tiefenpsychologie haben es die Vergangenheitsbewältiger fertiggebracht, lauter Abweichungen vom gelungenen Zusammenwirken zwischen Staat und Volk auszumachen – und sich als Anwälte der deutschen Nation ein gutes Gewissen zu verschaffen.

Zur Beendigung der leidigen Schuldfragen und der unvermeidlichen Entschuldigungen sei daran erinnert, daß Staat und Volk im Nationalsozialismus intakt waren – und sie mußten es sein, um nicht nur den Krieg, sondern auch noch das Judenpogrom hinzukriegen. Der Staatschef und seine Partei verstanden sich aufs Führen, auf das geistige schon gleich. Für das gewöhnliche Führen konnten sie sich auf die Institutionen eines kompletten bürgerlichen Staatsapparats verlassen. An Personal für die Ausübung sämtlicher Ämter in der Hierarchie der öffentlichen Gewalt hat es nie gefehlt, der Wille zum Mitmachen war bei studierten wie einfachen Deutschen recht ausgeprägt. Der zum Mitmachen nicht minder – die Staatsangehörigen wußten nicht nur, was sie der Macht schuldig waren, sie akzeptierten nicht nur die von den Staatsorganen vorgeschriebenen Lebensbedingungen – sie hielten ihren Dienst auch für eine Pflicht, also für einen Beitrag zu einer guten Sache. Die hieß Deutschland, und der tätige Wille, sich für die anzustrengen, war der Normalfall. Die Führung konnte deshalb mit Fug und Recht behaupten: „Wir sind ein Volk!“

Daß diesem Gemeinwesen äußere Feinde nach seinem Wohlstand trachteten, ihm seine Rechte bestritten, war eine „Tatsache“, auf die Hitler beim geistigen Führen verwiesen hat. Fragen danach, warum ein braves Volk mit seinem Staat in so unverwüstlichen Gegensatz zu anderen Nationen gerät, kamen nicht auf – nur die Linke hatte ein paar falsche Antworten parat. Deswegen sind auch die Pflichten des Soldatenstandes treu und ehrenhaft erfüllt worden. Die Definition des inneren Feindes, die „den Juden“ betraf, hat ebenso verfangen. Aber nicht, weil der Führer eine „Tatsache“ anführen konnte und seine Deutschen unter allerlei jüdischen Werken Schaden genommen hätten. In diesem Fall von Führung ging es um die Schaffung von Tatsachen, von Konzentrationslagern und Leichen. Die Überzeugungskraft der einschlägigen Argumente hat mit den Juden nichts zu tun – weswegen es auch verwegen ist, Rassisten aller Art mit Befunden über ihre Opfer, die Objekte ihres Hasses zu kommen; der Erfolg der Lehre von geborenen Volksfeinden fällt ganz in die Moral, mit der sich das deutsche Volk ausgestattet hatte, längst bevor sie Hitler politisierte. Der „Wahn“ ist das zur Staatsdoktrin erhobene Bewußtsein, ein besonderes, dazu ein besonders gutes, womöglich auserwähltes Volk zu sein, dem andere Völker das Lebensrecht versauen. Dieses Selbstbewußtsein sucht sich das Objekt für seinen gerechten Kampf, was innerhalb des Staates allemal auf eine Klärung der Volkszugehörigkeit hinausläuft.

Bemerkenswert ist an der „Endlösung“ freilich, daß das deutsche Volk sich nicht nur seine eigenen Meinung über die Juden zugelegt hat, die sich mit dem von der Führung verkündeten Rassismus deckte. Für das Vernichtungsprojekt haben sich auch prompt genügend Schergen gefunden, deren „Skrupellosigkeit“ nicht nur die Opfer zu spüren bekamen, sondern noch heute manchen „betroffen“ macht. Wie der Ausdruck „skrupellos“ suggeriert, ist es aber bei diesen ausführenden Organen der völkischen Säuberung wohl auch nicht gewesen. Da hat es nicht an einer moralischen Hemmung gefehlt, die „dem Menschen“ gewöhnlich eignet; eher waren die Täter von ihrer gerechten Sache und ihrer Rassistenpflicht überzeugt. Der einschlägigen Literatur ist zu entnehmen, mit welchen Parolen gelegentliche Anflüge von Mitleid überwunden wurden. Nicht zu unterschätzen ist die auch im Krieg so wirksame Hilfe, die eine industrielle und „Anonymität“ gewährende Organisation dem Willen zum Töten beschert.

Wie im Krieg ist allerdings auch beim Massenmord an den Juden die Größe des Unternehmens weniger ein Beweis für den „Wahnsinn“ gewalttätiger Führungskräfte als ein Zeugnis dafür, wozu ein normales Volk bereit ist. Zumindest gelten den deutschen Vergangenheitsbewältigern die vielen „Zeugen“ der Judenvernichtung nicht als Mittäter. Dabei hat die Vollstreckung der Ideologie vom Deutschland zersetzenden Juden einen riesigen Aufwand von Fahndung, Kennzeichnung, Verhaftung, Transport etc. erfordert, der ebensowenig wie die öffentliche Propaganda zu übersehen war. Eine Generation, die sich 12 Jahre in treuer Gefolgschaft gegenüber dem Nazi-Staat bewährt hat, ist danach dazu übergegangen, wegen der Opfer, die sie – ganz Volk – ihrem Staat gebracht hat, sich als dessen Opfer hinzustellen. Als Berufungsinstanz der Nazis, als Quelle ihrer Macht, als Aktivisten der deutschen Sache waren sie unterwegs – und sie bestehen darauf, daß ihr Wille ein guter gewesen sei. Das ist übrigens das Peinliche an den lächerlichen Lügen – einerseits nichts mitbekommen, andererseits keine Gelegenheit zum Widerstand gefunden –, mit denen sich die nach der Niederlage beschuldigten Deutschen so forsch entschuldigen: Damit konfrontiert, welche mörderischen Großtaten ihr Volkstum – nein: nicht zugelassen, sondern – hervorgebracht hat, bekennen sie sich erst einmal zu sich. Als Volk.

An dem haben die Macher des neuen Staates deutscher Nation seitdem ihr Wohlgefallen. Nur die Auschwitz-Lüge meinten sie ihren Nationalisten neulich verbieten zu müssen.
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Kapital & Wehrwirtschaft

Mit dem Kapital hatte Hitler in seinem Dritten Reich Großes vor:

„Der Staat führt und lenkt..., den einzelnen Gliedern der Wirtschaft beläßt und überträgt er in ihrem Bereich Selbständigkeit und Verantwortung... Die Regierung strebt das Zusammenwirken staatlicher Führung und Lenkung, wirtschaftlicher Selbstverwaltung und Unternehmerinitiative bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung des Privateigentums an, das jedoch wie die gesamte Wirtschaft dem Gemeinwohl zu dienen hat“ (Der Neue Brockhaus, 1942, Stichwort „Wirtschaft“)

„Die völkische Wirtschaft ist einerseits keine Staatswirtschaft, d.h. keine Wirtschaft, die vom Staat als Ganzes verwaltet wird. Sie ist andererseits keine gesellschaftliche Interessenwirtschaft, die in einer vom Staat völlig losgelösten Selbständigkeit nur den höchsten individuellen Nutzen erstrebt. Sie ist vielmehr gleichzeitig gebunden und frei. Gebunden ist die Wirtschaft, weil sie völkischen Lebensgesetzen vorbehaltlos verpflichtet ist. Frei ist die Wirtschaft, weil die persönliche Schöpferkraft und Leistung in ihr sich voll entfalten kann.“ (Hermann Messerschmidt, Das Reich im Nationalsozialistischen Weltbild, S.94)

Der Nationalsozialist nimmt das Kapital ganz unbefangen in seinen Olymp allseitiger politischer Tugendhaftigkeit mit auf. Den im Kapital steckenden Gegensatz zur Lohnarbeit, der als staatlich garantierte Trennung des Verfügungsrechts der Kapitalisten über Produktionsmittel und Produktionsergebnis vom Gebrauch dieser Produktionsmittel durch die eigentumslosen Lohnarbeiter funktioniert, unterstellt er dabei so selbstverständlich wie lapidar als unantastbar – „bei grundsätzlicher Aufrechterhaltung des Privateigentums“ –; so wie es die ihm verhaßten Demokraten auch zu tun pflegen, wenn sie den Zwang des Privateigentums als „Unternehmerinitiative, persönliche Schöpferkraft und Leistung“ verherrlichen. Allerdings will der Faschist die Verleihung solcher Ehrentitel an eine einschränkende Bedingung geknüpft wissen. Für sich genommen und dann auch so belassen – das letztere ist sein Vorwurf an die Weimarer Wirtschaftspolitiker – ist das Kapital leicht auf schädlichen Abwegen: „völlig losgelöst“ vom Staat erstrebt es den „höchsten individuellen Nutzen“. Und das ist eben deswegen schlimm, weil das Kapital auf diese Weise gar nicht seiner Verpflichtung dem Gemeinwohl gegenüber, also seinem Dienst an der Befriedigung des staatlichen Bedarfs, nachkommt. Zu solchem Dienst muß es der Staat anhalten: Von ihm „geführt und gelenkt“ gelten dem Faschisten dann die Kapitalisten als eine höchst nützliche Elite der Nation, als ganz naturwüchsige Adressaten für den Vollzug all der Aufträge, die er an die Wirtschaft hat und für die jeder in „seinem Bereich“ zuständig ist: Der Unternehmer unternimmt und der Arbeiter arbeitet, wie es im Kapitalismus eben üblich ist. So gelangt er dann zu folgender einfühlsamer Unterscheidung zwischen einem Unternehmer und einem Kapitalisten:

„Es muß streng unterschieden werden zwischen dem Unternehmer oder Betriebsführer als demjenigen, der die Unternehmung leitet und den Betrieb betreut, und demjenigen, der lediglich Kapital in einem Unternehmen angelegt hat und arbeitsloses Einkommen bezieht.“ (Brockhaus, 1937, Stichwort „Kapitalist“)

Wer im Auftrag des Staates unterwegs ist, der kann mit einer Verhimmelung seines Geschäftsinteresses als einer höchst sinnvollen Einrichtung rechnen:

„Niemand wird dann (sc. wenn der Staat es anleitet) das Eigentum eines anderen als Ursache einer Ausbeutung ansehen können... Das Eigentum ist nicht Raub an der Gemeinschaft, sondern Arbeitsstätte in der Gemeinschaft.“ (Bernhard Köhler, Das Recht auf Arbeit als Wirtschaftsprinzip, S. 233 f.)

Für welchen dringlichen Bedarf Hitler und die Seinen ihre Nation als „Arbeitsstätte“ haben wollen, damit halten sie ebensowenig hinter dem Berg wie mit der Ausmalung der Chancen, die für die Unternehmerschaft in diesem Programm stecken: Damit der Staat im Namen der „Zukunft seines Volkes“ seine Zukunft unbeschränkt in Angriff nehmen kann, muß er – unter voller Entfaltung der „Schöpferkraft“ des Privateigentums – für die Herstellung der staatlichen Machtmittel sorgen, mit denen die angesagte Korrektur der internationalen Machtverhältnisse ins Werk gesetzt werden kann.

Der Unternehmerschaft ist damit ein eindeutiger nationaler Auftrag gestellt, den ein verantwortlicher General im OKW ihr folgendermaßen als Wehrwirtschaft vorbuchstabiert:

„Wir bezeichneten mit Wehrwirtschaft all das Wirken und Tun, das im Gegensatz zu rein friedensmäßigem wirtschaftlichen Handeln auf den Krieg ausgerichtet ist. Die wehrwirtschaftliche Tätigkeit begann also schon im Frieden mit der Einwirkung auf die Wirtschaft zu dem Zwecke, sie für den Krieg auf eine möglichst große Höhe der Leistungsfähigkeit zu heben. Sie mußte sich bei Ausbruch des Krieges in zwei Richtungen fortsetzen. Einmal galt es, die zur Waffe gewordene Wirtschaft als Kriegswirtschaft zu möglichster Leistung zu bringen. Zweitens aber hieß es, den Wirtschaftskrieg gegen die wirtschaftliche Kraft des Feindes zu führen... Die Mittel des Wirtschaftskrieges waren vielseitig. Mit militärischen Mitteln konnte der Gegner wirtschaftlich wichtiger Teile seines Landes beraubt werden.“ (Georg Thomas, Geschichte der deutschen Wehr- und Rüstungswirtschaft 1918 – 1943, S. 83)

Etwas knapper und im Befehlston der Führer selber:

„I. Die deutsche Armee muß in 4 Jahren einsatzfähig sein. II. Die deutsche Wirtschaft muß in 4 Jahren kriegsfähig sein.“ (Denkschrift Hitlers über die Aufgaben eines Vierjahresplans, 1936)

Die Unbedingtheit seiner Vorgaben hat Hitler immer wieder heftig betont. Wiewohl er von der prinzipiellen Leistungsfähigkeit eines richtig gehandhabten Privateigentums für sein Vorhaben überzeugt war, so wollte er sich doch von ihr nicht abhängig wissen: Die Unternehmer haben erfolgreiche Dienstleister für die Stärkung deutscher Macht und Herrlichkeit als der Grundvoraussetzung nationalen Lebens zu sein – oder aber sie taugen nichts:

„Das Wirtschaftsministerium hat nur die nationalwirtschaftlichen Aufgaben zu stellen, und die Privatwirtschaft hat sie zu erfüllen. Wenn aber die Privatwirtschaft glaubt, dazu nicht fähig zu sein, dann wird der nationalsozialistische Staat aus sich heraus diese Aufgabe zu lösen wissen... Die deutsche Wirtschaft aber wird die neuen Wirtschaftsaufgaben begreifen oder sie wird sich eben unfähig erweisen, in dieser modernen Zeit, in der ein Sowjet-Staat einen Riesenplan aufrichtet, noch weiter zu bestehen.“ (ebda.)

Ein bolschewistischer „Riesenplan“ kam natürlich nicht in Frage. Ein faschistischer aber schon. Um die „Wirtschaft als Waffe“ benützen zu können, haben sich die NS-Politiker an die Umgestaltung des „Instrumentariums“ des Privateigentums gemacht und unter der Parole der „technisch-wirtschaftlichen Vorbereitungsmaßnahmen der Wirtschaft für den Krieg“ das gemeinschafts-, nämlich wehrkraftdienliche Wirken der Unternehmerschaft herbeigeführt. Die einschlägige Wirtschaftsgesetzgebung durchzog fortan der Grundgedanke einer „Bannung der Gefahr eines nicht wirtschaftlichen Wachstums der Produktionskapazität“, wobei die NS-Wirtschaftsgrößen unter „wirtschaftlich“ nicht einfach das kapitalistische Wachstum des Gewinns und die auf diese Weise bewerkstelligte Akkumulation des Kapitals verstanden, sondern „wirtschaftlich“ mit wehrwirtschaftlich identifizierten. So gaben sie zu Protokoll, was sie vom „vaterländischen“ Kapital erwarteten, und drängten auf Vollzug:

„Eine Bindung von Arbeitskräften an Plätze, wo sie nicht unbedingt kriegswichtigen Aufgaben dienen, ist ein Verrat am Vaterland. Wer in der Wirtschaft nicht nach diesem Gesetz arbeitet, muß zur Verantwortung gezogen werden. Die Unternehmer müssen heute ... ihre Betriebe, soweit sie dafür geeignet sind, voll in den Dienst der Kriegsproduktion stellen. Soweit sie nicht dafür geeignet sind, müssen die Unternehmer das große Opfer einer teilweisen oder ganzen Stillegung bringen, damit Kapazitäten für die Kriegsproduktion freiwerden. Denn mit Radioapparaten, Staubsaugern und Küchengeräten werden wir England niemals besiegen können... Jede Durchbrechung dieses Prinzips zu Gunsten volkswirtschaftlicher und sozialer Gesichtspunkte sowie etwa regionaler Wirtschaftsinteressen ist abzulehnen, soweit sie einen Mehrverbrauch an Rohstoffen, Hilfsstoffen, Kohle und sonstigen Treibstoffen, Transportmitteln und Arbeitskräften zur Folge haben würde. Kriegswirtschaft bedeutet die durch keinerlei Rücksichtnahme auf entstehende Schäden beeinträchtigte Umstellung der Wirtschaft auf das eine Ziel: Den Krieg zu gewinnen.“ (Thomas, S. 501)

Der volkswirtschaftliche Umstellungsbedarf, der sich hier so kompromißlos und allumfassend vorträgt, gibt zu erkennen, daß sich die damalige deutsche Regierung für das Vorhaben der Aufrüstung einen Luxus nicht erlauben konnte, der so manchen modernen imperialistischen Staat auszeichnet: nämlich auf der Basis einer national wie international flott laufenden Kapitalakkumulation die Rüstungswirtschaft sowohl als eine gewichtige Abteilung der Nationalökonomie als auch als Beitrag zu ihrem Wachstum einzurichten. Für das Nachkriegsdeutschland Hitlers sah die (welt-) wirtschaftliche Ausgangslage etwas anders aus: Die Siegermächte des Ersten Weltkriegs benutzten ihre gewonnene Macht über den Verlierer dazu, ihm die Bedingungen für die Teilnahme am Weltmarkt so zu setzen, daß das in Deutschland Verdiente auf ihre Konten abfloß. Um das zu korrigieren und einen nationalen Befreiungsschlag zu organisieren, konnte der faschistische Wirtschaftspolitiker weder auf eine dafür erforderliche Rüstungsindustrie zurückgreifen – die mußte ja nach ihrer Zerschlagung durch „Versailles“ erst wieder auf die Beine gestellt werden –, noch konnte er sie dann einfach in ein erfolgreich funktionierendes nationales Wirtschaftsleben implantieren. Die in „wirtschaftsfriedlichen“ Zeiten übliche Freiheit der Investition, sprich: das Recht des Privateigentums, nach seinen ureigenen Kriterien und nach den vergleichenden Alternativen der Kapitalanlage zu verfahren, sich also seiner Konkurrenzmittel zu bedienen, diese Freiheit hat der NS-Staat beschränkt, um das Kapital für seine Bedarfslage mit Beschlag zu belegen. Welches Kapital in welcher Größenordnung in welcher Abteilung der gesellschaftlichen Produktion seinem „Streben nach angemessenem Gewinn“ nachgehen durfte, das unterlag der staatlichen Organisierung und Aufsicht. Zuständig für die nationalverträgliche Anleitung der Wirtschaft, für Investitionslenkung, Rohstoffbewirtschaftung und Arbeitskräftezuteilung waren die nationalsozialistischen Verteilungsämter, die das Was, Wann und Wie der Produktion in Bezug auf Armeebedarf, Import und Export ermittelten und durchsetzten – und so alle Abteilungen der gesellschaftlichen Reproduktion zu einem Teil der Wehrwirtschaft werden ließen.

Die kapitalistischen Träger der Volkswirtschaft mußten, um dem staatlichen Auftrag zur Konversion in eine Volks-Rüstungswirtschaft nachzukommen, „Kapazitäten“, mit denen sie gerade in einer anderen Abteilung des Wirtschaftslebens ihren Kapitalvorschuß verwerteten, freimachen: Entweder sie waren zu dieser Konversion in der Lage oder aber sie mußten eben ihre Stillegung hinnehmen. Mit dieser Order zur Kapitalanlage in den Sphären, die die Rüstungserfordernisse abzudecken hatten, war der freie Sphärenwechsel, den das Kapital ansonsten nach seinen Akkumulationsbedürfnissen zu handhaben gewohnt ist, sistiert. Ganze Produktionszweige (Staubsauger und Küchengeräte waren da die volkstümliche Bebilderung) wurden eingeschränkt bzw. deren Erweiterung untersagt; Produktionsquoten wurden ebenso verfügt wie Investitionsverbote ausgesprochen, wenn das Arbeitskräfte, Rohstoffe und Ausrüstungen „gekostet“ hätte, die für die Wehrwirtschaft verplant waren. Die hatte also von Staats wegen die Garantie, ihren Bedarf an allen Produktionsbestandteilen gewissenhaft erfüllt zu bekommen.

So ist die Wirtschaft dann im Sinne ihrer völkischen Definition „gleichzeitig gebunden und frei“ geworden – gebunden durch die staatliche Verpflichtung auf den Dienst an der Rüstungswirtschaft, als dieser Dienstleister dann aber auch – höchst berechtigt – befreit zum privateigentümlichen Verdienen. Der Faschist an der Regierung hat seiner Unternehmerschaft einen „angemessenen Gewinn“ zuerkannt und bezahlt – mit Hilfe des Staatskredits. An die Stelle von Kost- und Marktpreisen, die sich in der Konkurrenz bewähren müssen, setzte der Staat seine Garantiepreise. Damit war zweierlei gewährleistet: Das vom Staat angeforderte Zeug wurde produziert, und die damit Beauftragten hatten ihre Gewinngarantie. Was den Umfang der Kapitalanlage anbelangt, so haben die Faschisten sie hergestellt oder behindert – je nach der kriegswirtschaftlichen Bedarfslage eben. Der „Kampf gegen die kapitalistischen Monopole“ sah auf diese Weise so aus, daß sie überall dort belassen bzw. per Verordnung auch aus dem Boden gestampft wurden, wo das der besagte Bedarf geraten erscheinen ließ. Die Börse und das „unpersönliche“ Eigentum von Aktiengesellschaften waren immer dann nicht „entartet“, sondern völkisch okay, wenn eine wachsende Kapitalgröße gefragt war, um die steigende staatliche Nachfrage nach wehrwirtschaftlichen Artikeln zu befriedigen. Den zahlreichen Großkonzernen vom Schlage der IG Farben, Siemens und Krupp stellten die NS-Wirtschaftspolitiker Hunderte von neu geschmiedeten Kartellen an die Seite und stifteten Staatsbetriebe wie die legendären „Reichswerke Hermann Göring“. Ausbau der Pulver- und Sprengstoffindustrie, Verbesserung des Energienetzes, Herstellung blockadefester Ware wie z.B. synthetisches Benzin, Erschließung heimischen Eisenerzes – so sahen die staatlichen Vorhaben aus, auf deren Beschleunigung es immer mehr ankam.

Viele der völkischen Betriebe hatten noch einen zusätzlichen Auftrag zu erfüllen, nämlich den zum Export: Gerade wegen der mit dem Staatsprogramm vollzogenen Abtrennung vom Weltmarkt war in einer Hinsicht doch die Verfügung über, also das Verdienen von Weltgeld angesagt. Als Kaufmittel war es gefragt, nämlich für die Bezahlung von national unverzichtbaren Artikeln, die es nur im Ausland gab. Dafür ging es dann auch ganz in Ordnung, mehr zu bezahlen als nach den Gesetzen der freien Konkurrenz auf dem Weltmarkt sonst verlangt zu werden pflegte:

„Wir bezahlen nicht Weltmarktpreise, sondern den Wert, den das Einfuhrgut für den Aufbau unserer Wirtschaft hat.“ (Fritz Nonnenbruch, Die dynamische Wirtschaft, S. 241)

Und was schließlich die Zufuhr von Arbeitskräften und den Preis ihrer Anwendung betraf, da haben die Faschisten reichlich Ersatz geboten für den Umstand, daß sie die industrielle Reservearmee und mit ihr deren kapitalförderliche Wirkungen auf Lohn und Leistung abgeschafft hatten. Der Wehrwirtschaft haben sie gemäß ihren „Arbeitsplänen“ Arbeitskräfte in der gehörigen Anzahl zugeführt – und den passenden Lohn haben die „Reichstreuhänder der Arbeit“ auf dem Verordnungswege festgesetzt: Auf diese Weise war den Konzernen auch die Rekrutierung lohnender Arbeitskräfte abgenommen.

So ist es wirklich nicht verwunderlich, warum das Kapital sich auch in Hitlers Reich ausgesprochen heimisch gefühlt hat. Das Verdienen gedieh prächtig – und im Zuge der „Arisierung“ der Wirtschaft haben echt deutsche Unternehmer das getan, was Juden nicht mehr durften. Umgekehrt hat das Kapital alle an es gestellten staatlichen Erwartungen und Anforderungen getreulich erfüllt. Mit den ersten Kriegserfolgen taten sich auch noch blendende Zukunftsperspektiven auf: Dem neu eroberten Raum kam das anspruchsvolle Projekt einer Großraumwirtschaft zu. Sie sollte nicht bloß eine immer ausgedehntere Rüstungswirtschaft unterhalten, sondern diese auch schon wieder „zivilökonomisch“ unterfüttern, als Vorstufe einer europäischen Nachkriegs-Wirtschaftsordnung.

Für eine solche pax germanica hätte der Krieg dann allerdings auch gewonnen werden müssen. So blieben ein geschlagener Staat und eine ruinierte Ökonomie zurück. Nach der Niederlage wußten deswegen wieder alle schlauen Köpfe ganz genau, daß eine Kriegswirtschaft eine einzige Mißwirtschaft ist...
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Klassen & Klassenkampf

„Der nationalsozialistische Staat kennt keine ‚Klassen‘, sondern in politischer Hinsicht nur Bürger mit vollständig gleichen Rechten und demgemäß auch gleichen allgemeinen Pflichten... Der nationalsozialistische Arbeitnehmer muß wissen, daß die Blüte der nationalen Wirtschaft sein eigenes materielles Glück bedeutet. Der nationalsozialistische Arbeitgeber muß wissen, daß das Glück und die Zufriedenheit seiner Arbeitnehmer die Voraussetzung für die Existenz und Entwicklung seiner eigenen wirtschaftlichen Größe ist.“ (MK S. 675)

Hitler will mit seiner Klassen-Definition ganz sicher nicht die Debatte bereichern, ob es in der Klassengesellschaft überhaupt Klassen gibt oder nicht. Schließlich redet er hier in „politischer Hinsicht“, also als Staatsmann, der nur zu genau weiß, was er an der von ihm betreuten Klassengesellschaft hat und was er von ihr an staatsnützlichen Leistungen erwartet. Wenn er allerdings genau diese Leistungen vermißt, und das tat Hitler in sehr grundsätzlicher Weise, dann wird er ungehalten – und will die Klassen nicht mehr kennen. So gibt er zu erkennen, daß er ihr Wirken als selbstverständliche Grundlage des Staates nicht mehr einfach respektieren will. Er deutet auf die elementare Leistung des Staates für seine Klassen, sie allesamt „mit vollständig gleichen Rechten und demgemäß auch gleichen allgemeinen Pflichten“ ausgestattet, also die unterschiedlichen ökonomischen Interessen mit ihren ebenso unterschiedlichen Mitteln auf die politische Gleichheit von Rechtssubjekten festgelegt zu haben. Weil die staatlich hergestellte Abstraktion der Rechtsgleichheit nichts anderes ist als ein Anspruch an die Klassen, wird der NS-Staat fordernd: Sie haben sich gefälligst in der Wahrnehmung ihrer ökonomischen Interessen auf den übergeordneten Willen des Staates, über eine „blühende nationale Wirtschaft“ zu gebieten, nicht nur zu beziehen; sie haben ihn zu garantieren.

Vor diesem Anspruch haben die Klassen der Weimarer Zeit eindeutig versagt. Hitlers Blick auf den Ist-Zustand der nationalen Wirtschaft zeigt ihm, wie abgrundtief weit weg vom national eingeforderten Soll-Zustand die Lage ist. Die Wirtschaft ist in der Krise, die sozialen Spannungen steigen und der Staat ist schwach: ein Horror-Szenario für jeden verantwortlich denkenden Politiker. Hitler legt sich die nationale Misere so zurecht, daß die Wirtschaftssubjekte dann wohl ihren Beruf, den Staat zu stärken, pflichtvergessen vernachlässigt haben. Dem „Egoismus“ der Unternehmerschaft weist er insofern eine größere Schuld zu, als ihre Verantwortungslosigkeit auch noch den Widerstandswillen der an und für sich willigen Arbeitskräfte provoziert und sie so dem „Bolschewismus“ in die Hände gespielt hat: 

„Er (sc. der Unternehmer) hat dann kein Recht, sich als national zu bezeichnen..., sondern er ist ein egoistischer Lump, der durch das Hereintragen des sozialen Unfriedens spätere Kämpfe provoziert, die so oder so der Nation zum Schaden gereichen müssen.“ (MK S. 374)

„Die ausschließliche Wertung der Arbeit als Erwerbsquelle und Produktionsmittel und die Betrachtung der menschlichen Arbeitskraft als Ware führte zu der großen sozialen Krise, die im marxistischen Klassenkampfgedanken ihren Höhepunkt fand.“ (Meyers Lexikon, Stichwort: „Arbeit“, 1936, S. 496 f.)

Hitler geißelt einen Mißbrauch der Rechte und Pflichten der Eigentümer. Der besteht darin, die Nation politisch zu schädigen statt ihr zu nützen, ein Verbrechen, das er auch an einer falschen Wert(schätz)ung der „menschlichen Arbeitskraft“ auffinden kann. Daß die Arbeitskraft Erwerbsquelle und Produktionsmittel und als solche eine Ware ist, das ist nicht sein Punkt; sondern daß sie das „ausschließlich“ ist. In diesem Fall hat der Arbeitgeber nämlich eindeutig nicht an die Nation gedacht. So muß der völkische Politökonom eine Krise registrieren, die allemal keine ökonomische, sondern eine „soziale“ ist; also eine, mit der dem Volk und seiner Regierung das vorenthalten wird, worauf sie ein Recht haben: ein sozialer Friede, der die Blüte der Wirtschaft verbürgt und den Nutzen der Nation mehrt. Von diesem nationalen Ideal der Klassen her erblickt der nationale Sozialist in deren abweichender Realität so sehr einen Verstoß, daß er nicht erst im Klassenkampf, sondern schon im bloßen Bekenntnis zur Existenz der Klasse eine Wahnidee der „marxistischen Gewerkschaft“ und eine politische Machenschaft des „Bolschewismus“ sieht; eine böswillige Erfindung also, um die Volksgemeinschaft zu spalten, denn

„die Gewerkschaft ... hat nicht die Aufgabe, durch Zusammenfassung bestimmter Menschen innerhalb eines Volkskörpers diese allmählich in eine Klasse umzuwandeln, um mit ihr dann den Kampf gegen andere, ähnlich organisierte Gebilde innerhalb der Volksgemeinschaft aufzunehmen.“ (MK S. 675)

Die Einsicht Hitlers, daß Klasse Entzweiung heißt und zum Kampf führt, verdankt sich einem Beschluß. Nämlich dem, sein Ideal der Klassen praktisch wahrzumachen: Im Interesse der Nation darf es einfach keine staatsabträglichen Gegensätze geben. Der Staat respektiert nichts, was ihm nicht nützt; was ihm aber nützt, kann deswegen und insoweit keine Gegensätze beinhalten:

„Die nationalsozialistische Staatsführung ist eine so souveräne und über allen wirtschaftlichen Bedingungen stehende, daß in ihren Augen die Kennzeichnung ‚Arbeitnehmer‘ und ‚Arbeitgeber‘ belanglose Begriffe sind. Es gibt keinen Arbeitgeber und es gibt keinen Arbeitnehmer vor dem höchsten Interesse der Nation, sondern nur Arbeitsbeauftragte des deutschen Volkes.“ (Hitler in einer Rede)

Auf der Grundlage, daß der Staat alle „wirtschaftlichen Bedingungen“ setzt und über ihnen steht, fordert Hitler die Früchte solcher Souveränität ein. Der Staat soll den Klassen entsprechen? Umgekehrt will er es haben. Also erklärt er kurzerhand das, wofür die Klassen der „Arbeitgeber“ und „Arbeitnehmer“ praktisch geradestehen, für „belanglos“, und wittert in jedem Aufheben, das von ihnen gemacht wird, einen unerträglichen „Egoismus“. Wenn die meinen, daß sie von Belang sind und sich auch so aufführen, dann ist das eine Amtsanmaßung! Dann wollen sie womöglich einen „Staat im Staat“ bilden. Auf alle Fälle untergraben sie damit das „höchste Interesse der Nation“. Die Folge ist, daß alles, was zum Gemeinwohl gehört, miserabel erledigt wird. Damit gehört aufgeräumt:

„Wir Männer dieser Regierung fühlen uns vor der Geschichte verantwortlich für die Wiederherstellung eines geordneten Volkskörpers und damit für die endgültige Überwindung des Klassenwahnsinns und Klassenkampfes.“ (Aufruf der Reichsregierung am 1.2.1933, zwei Tage nach der Wende, an das deutsche Volk)

Den „Klassenwahnsinn“ und „Klassenkampf“ hat die neue deutsche Regierung nicht überwunden, sondern bekämpft, und sie hat die Klassen für die Nation in die Pflicht genommen. Wenn diese dann ausschließlich die ihnen vom NS-Staat zugeteilten Rechte und Pflichten erledigen, dann müssen sie sich auch nicht mehr abkanzeln lassen. Dann sind sie nämlich hochoffiziell anerkannte und geachtete Stände im Staat. Gerade weil der Faschist scharf ist auf deren jeweilige klassenspezifische Leistung, will er die Lohnarbeiter und Kapitalisten seiner Gesellschaft nicht anders haben als so: von ihm genehmigte, funktionell auf den Staatsnutzen bezogene und insofern gleichgemachte – „Arbeitsbeauftragte des deutschen Volkes“.

Um jedermann auf diese Gleichheit zu verpflichten, muß, da ist er sich gewiß, als allererstes der Kampf gegen den allgegenwärtigen „Egoismus“ in die Nation hineingetragen werden:

„Jeder Volkskörper kann in drei große Klassen gegliedert werden: in ein Extrem des besten Menschentums auf der einen Seite, gut im Sinne aller Tugenden, besonders ausgezeichnet durch Mut und Opferfreudigkeit, andererseits ein Extrem des schlechtesten Menschenauswurfs, schlecht im Sinne des Vorhandenseins aller egoistischen Triebe und Laster. Zwischen beiden Extremen liegt als dritte Klasse die große, breite mittlere Schicht, in der sich weder strahlendes Heldentum noch gemeinste Verbrechergesinnung verkörpert.“ (MK S. 580 f.)

Mit einer Anleihe bei den verhaßten Marxisten – Klassen: jetzt ohne Anführungszeichen – hat Hitler dem Verbot des staatsabträglichen Klassenkampfes das Gebot zum staatsnützlichen Volkskampf gegenübergestellt. Er trifft seine „Klassen“-Unterscheidung mit dem Maßstab, wie unbedingt der Wille zum Mittun bei der faschistischen Erhebung ausfällt. Das ist dann der Freibrief für die in der NS-Bewegung versammelten „Besten“, den Kampfauftrag zur Reinigung des Volkskörpers von jeglicher „Abweichung“ praktisch zu exekutieren.

Der Faschist ist also wahrlich kein Feind von Gegensätzen. Er fordert sich und die Seinen dazu auf, sich den „wahren“, dem Staat dienlichen, Gegensätzen zu verschreiben und sie blutig auszufechten. Mit der demokratischen Heuchelei von der „zivilen Austragung unterschiedlicher Interessen“ hat er nichts am Hut. Den Luxus, eine erfolgreiche Klassengesellschaft zu betreuen und die „Sozialpartner“ zur Mäßigung aufzurufen, kann und will er sich nicht leisten. Dafür fehlt ihm der Erfolg. Deswegen ist auch der Rechtsfrieden seine Sache nicht: Es gibt ja einen unerbittlich guten Grund, gegen die Misere der Nation zu kämpfen – und so besetzt Hitler gleich noch einen Begriff, den er seinen Todfeinden nicht überlassen will:

„Die größten Umwälzungen auf dieser Erde wären nicht denkbar gewesen, wenn ihre Triebkraft statt fanatischer, ja hysterischer Leidenschaften nur die bürgerlichen Tugenden der Ruhe und Ordnung gewesen wären.“ (MK S. 475)

Wenn sich die neu ernannte Klasse der „Besten“ mit allem Fanatismus und aller Hysterie in der „nationalen Revolution“ austobt, dann ist der soziale Frieden hergestellt, auf den es dem NS-Staat ankommt. Auf diesem Humus weiß er dann auch mit der „großen, breiten mittleren Schicht“ viel anzufangen. Was alles, das buchstabiert er ihr als trinitarische Formel der Volkspflichten vor:

„Der klassenkämpferische Begriff des Proletariats wird durch die Schöpfung des Begriffs Arbeitertum mit dem Ziel der Bildung einer wirklichen Leistungsgesellschaft aller Deutschen, wie sie in der Deutschen Arbeitsfront ihre organisatorische Form gefunden hat, überwunden. Arbeitertum, Bauerntum und Soldatentum sind die drei Grundelemente des Volkes: die schaffende, dem Ganzen dienende Arbeit; die im Boden wurzelnde Kraft der eigenen Art, des Blutes, und der wehrhafte, männlich politische Wille.“ (Meyers Lexikon, Stichwort: „Arbeit“, 1936, S. 497)

Die Absage des Faschisten an Klassen ist die programmatische Ansage, daß er sein geliebtes Volk – klassenmäßig geschieden wie eh und je – nicht nur erfolgreich eingesetzt sehen will für den nationalen Aufbruch. Er soll auch jedem Deutschen als sein ganz persönlicher Kampfauftrag einbeschrieben sein.
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Natur, Geschichte, Vorsehung

Alles, was sie sind und wirklich vermögen, aber auch das Format und das Ansehen, das sie als Ergebnis ihres gelungenen Wirkens für sich reservieren, beziehen Staatsmänner aus dem Amt, das sie versehen. Dessen Obliegenheiten umfassen all das, was den Pflichtenkatalog der Nation im allgemeinen ausmacht und was es an aktuell wahrzunehmenden Notwendigkeiten auf der Agenda von Tagespolitik als Stoff von Politik und Metier ihrer Bewährung so gibt. Und im Amt gleichfalls vorgesehen sind auch die geeigneten Mittel, mit denen Staatsmänner diesen vielfältigen Pflichten genügen, von denen das Wohl ihrer Nationen abhängt: Geld und Gewalt stehen ihnen zu Gebote, um das Wachstum und den Haushalt zu sichern, die Rechte der Nation nach außen zu wahren und den sozialen Frieden im Innern, und im kundigen Umgang mit diesen Mitteln ihrer Macht besteht ihr ganzer Beruf. 

Dieselben Subjekte, denen alles am Erfolg der von ihnen ausgeübten Macht und an der darüber sich einfindenden Souveränität ihrer Nation liegt, legen aber auch manchmal Wert darauf, ganz hinter ihre gewaltsamen Machenschaften und Werke zurückzutreten. Vor allem dann, wenn sie geistig ihre Nation einmal so als ganze vor sich hinstellen, ihre Erfolge und Drangsale bilanzieren und zum Thema Rang und Status unter ihresgleichen besinnlich werden, ist von der Macht, von der sie selbst tagtäglich Gebrauch machen, keine Rede mehr. Ausgerechnet sie, die ihrem Charakter die Bezeichnung „Machtmensch“ zum Lob gereichen und ihren „Willen zur Macht“ als persönliches Gütezeichen heraushängen lassen, sooft sie nur können, üben sich in Bescheidenheit und geben sich als Stellvertreter, ja gar als bloße Vollzugsgehilfen von ganz anderen Mächten, die hinter ihnen stünden. Dann degradieren sie Erfolge ihrer Nation, die niemand anders als sie mit ihrer politischen Intransigenz und dem erpresserischen Einsatz ihrer Machtmittel ins Werk gesetzt hat, zur Gnade gewogener Umstände, zu nur erfolgreich wahrgenommenen Chancen, welche ihnen in Form einer günstigen Fügung beschert worden seien. Vorzugsweise „die Geschichte“ gerät da zu dem Subjekt, das in sich die wesentlichen Verfügungen über das Wohl und Wehe von Nationen trägt und in gegebenem Augenblick dann die Bemühungen des von ihm Begünstigten mit Erfolg belohnt – so daß ein deutscher Kanzler bei seinem größten politischen Erfolg nach eigenem Bekunden irgendwie gar nicht so recht hinter dem her war, sondern hinter dem „Mantel“ und dem „Zug der Geschichte“, die beide „durch den deutschen Bahnhof“ rauschten. 

Freilich können das nicht eben viele von sich behaupten, daß ihre praktischen Taten auf das Schaffen der Fakten hinauslaufen, die von selbst in den Rang geschichtlicher Bedeutsamkeit aufrücken – das ist wirklich nur denen vorbehalten, die an den Schalthebeln der Macht sitzen und dort eben „Geschichte machen“. Wenn die ihr wirkliches Tun als bloße Exekution einer irgendwie beschaffenen historischen Zwangsläufigkeit vorstellen, wollen sie offenbar auf genau diese Interpretation hinaus. Dann wollen sie nicht nur den Erfolg ihrer Macht, sondern dem auch noch das rechte Verständnis beilegen und ihm die moralische Weihe verleihen, daß er sich in jeder Hinsicht als nur allzu berechtigt eingefunden hat: Mit ihm ist ein nationales Recht erfolgreich wahrgenommen worden, das sich einreiht in die Tradition aller Rechte, über die die Nation – überhaupt und seitdem es sie gibt – verfügt und die deswegen zu ihrem schlechterdings unantastbaren und unhintergehbaren Besitz gehören. Und wo unter Berufung auf ebendiese Tradition mit Blick in die Zukunft ein weiteres Kapitelchen ihrer „Geschichte“ zur Fertigung ansteht, versteht sich jeder politische Beitrag zu diesem genauso von selbst, ist von Haus aus jeder Infragestellung entzogen – genauso wie diese Tradition und „Geschichte der Nation“ insgesamt.

Ausgerechnet vom Führer, diesem doch nun wirklich für seine politischen Taten so berühmten Mann, sind mit die schönsten Blüten dieser Ideologie überliefert, Zwecke und Anliegen der Gewalt im Dienst an der Nation und ihren Rechten als Ausuferung ziemlich anonymer und unwirklicher, dafür aber umso wuchtiger und unwidersprechlich erscheinender Wesenheiten vorzustellen. Wenn der über sich und den im Letzten verankerten Auftrag seiner Politik loslegt, redet er im Grunde nur von Instanzen, denen gegenüber er strikt weisungsgebunden und derentwegen er als wirklicher Staatsmann immer nur als Auftragsbevollmächtigter unterwegs sei. Nur wäre er eben nicht der Führer, wenn bei ihm die Berufung auf die höheren Mächte, von denen sich sein politischer Auftrag herschreibt, nicht doch ein wenig grundsätzlicher ausfiele, als man es von seinen demokratischen Kollegen her gewohnt ist. Wenn der Mann von sich als „Werkzeug der Geschichte“ redet, dann stellt er sich nicht nach vollbrachter Tat ins Licht historischer Zwangsläufigkeit und registriert selbstzufrieden, daß es genau so gekommen ist, wie es kommen mußte. Er nimmt die Idee des geschichtlichen Auftrags vielmehr sehr wörtlich und läßt keinen Zweifel darüber aufkommen, daß es die von ihm erst zu errichtenden Werke selbst sind, die der Weltgeist in Auftrag gegeben hat. Im Deuten auf die hinter ihm stehenden Instanzen einer unhintergehbaren Notwendigkeit verschafft er sich die Unwidersprechlichkeit eines politischen Willens, den er auch praktisch in die Tat umzusetzen gedenkt, und der „Größe“ seiner Vorhaben ist es nur angemessen, wenn das „Werkzeug“ Hitler sich im Vergleich zur Dimension der Mächte, die es kommandieren, so winzig klein ausnimmt. Denn wer sich bei seiner Berufsausübung als Politiker als erstes auf



„die Natur“ beruft, der hat sich bei allem, was er sich praktisch vornimmt, eine Instanz zur Seite gezogen, deren Gesetzmäßigkeiten bekanntlich nichts und niemand auskommt und die daher seinem Tun das Gütesiegel einer schlechthin absoluten Notwendigkeit verleiht. Freilich stellt sich diese „Natur“, besieht man sie etwas genauer, nicht als Ensemble jener Notwendigkeiten dar, denen die unbeseelte Materie und das organische Leben unterworfen sind. Vielmehr kommt sie zustande im Wege der „fruchtbaren Neubesinnung auf das Wesen der Natur“ (Meyers Lexikon, Band 8, Stichwort „Natur“, Leipzig 1940, S. 169), und diese Besinnung fällt schon recht originell aus. Das besagte Wesen entpuppt sich, wenn man die Staaten und die Völker, über die sie herrschen, als tätige Organismen anschaut, als natürliche Verkörperungen eines einheitlichen Herrschaftswillens, und wenn man als Triebkraft der Gegensätze, die sie untereinander ausfechten, eben

“die organischen Gestalten, die Rassen herauslöst, ihren Taktschlag des Lebens erkennt, jene Bindungen erforscht, inmitten welcher sie schöpferisch gewesen sind, unter welchen Umständen Verfall bzw. Minderung der echten seelischen Stoßkraft eintrat.“ (Ebda.)

Die Entschiedenheit und Bedingungslosigkeit, mit der Faschisten das politische Schicksal ihrer Nation in die Hand nehmen wollen – „Deutschland wird entweder Weltmacht oder überhaupt nicht sein“ (MK S. 742) –, nimmt nur an einem Maß: An den Hindernissen, die der Durchsetzung des völkischen Staates noch entgegenstehen und die es wegzuräumen gilt. Mit der gleichen Selbstverständlichkeit, mit der er sich dem Programm seiner schrankenlosen Durchsetzung verschreibt, geht dieser politische Wille davon aus, daß es in dem Metier, in dem er zuhause ist, um etwas anderes ohnehin nicht geht, er gewissermaßen nur das allgemeine Gesetz an sich selbst ausdrückt, dem „das Leben“ unterworfen ist. Dessen tätige Subjekte sind diese zu Naturprodukten verhimmelten staatlich-völkischen Gesamtkörperschaften von Rassen, und alles, was man aus dem Dasein der wirklichen Staaten so kennt, spielt sich dann zwischen denen ab, reflektiert also schon wieder das Naturgesetz ihres „Lebens“: Die Gegensätze, die Staaten ausfechten, markieren die Stationen des „Lebenskampfs“, in dem die Rassen stehen, und die wechselnden Erfolge, die Staaten in ihrer Konkurrenz gegeneinander haben, machen den „Taktschlag“ und die Konjunkturen der „seelischen Stoßkraft“ aus, die den staatenbildenden Säugern eigen sind. Und wie man diesen Takt des Lebens komponiert hat, so hört man ihn dann als Lebensprinzip ganz deutlich heraus:

„Ein stärkeres Geschlecht wird die Schwachen verjagen, da der Drang zum Leben in seiner letzten Form alle lächerlichen Fesseln einer sogenannten Humanität des einzelnen immer wieder zerbrechen wird, um an seine Stelle die Humanität der Natur treten zu lassen, die die Schwäche vernichtet, um der Stärke den Platz zu schenken.“ (MK S. 145)

Auch ein Hitler läßt ersichtlich über das Menschenrecht als Telos allen staatlichen Strebens nichts kommen. Auch schon für ihn ist es der Siegeszug dieser Humanität, der den Einsatz von ganz vielen Waffen gebietet, weil er wie jeder Staatsmann dieses hohe Recht ohnehin nur als Rechtstitel des Staates zitiert, in dem es seinen einzigen Urheber und Anwalt zugleich hat. Nur ist – andere Zeiten, andere Sitten – der im Namen der Humanitas gerechtfertigte Krieg bei ihm gleich um einer „Humanität der Natur“ willen geboten, weil eben für ihn in der das moralische Gebot einer unbedingten staatlichen Durchsetzung versenkt ist – nicht schlechter, nicht besser, sondern nur anders verlogen als bei seinen nachfolgenden Humanisten in Staatsämtern, die zum selben Zweck auf falsche Systeme und verletzte Völkerrechte zu deuten pflegen.

Steht das letzte Ziel allen staatlichen Wollens und gleichfalls das Prinzip, dem es gehorcht, somit fest, belehrt einen



„die Geschichte“ einerseits darüber, wie weit die tätigen Subjekte sich ihm angenähert haben. Was „die Natur“ so zu ihrem Wesen hat, kann sich, wenn es sich denn entfaltet, natürlich nur als das äußern, was es ist, so daß es ganz logisch ist, wenn die NS-Geschichtsschreibung nach allem, was man von der Natur schon gehört hat, recht einsilbig ausfällt:

„Der Nationalsozialismus betont, daß die Geschichte die Geschichte von Völkern und Rassen, von ihrer arteigenen Entfaltung und ihrem Ringen untereinander ist.“ (Meyers Lexikon, Band 4, Leipzig 1938, S. 1370)

Andererseits fördert der prüfende Rückblick auf das, wozu es die „Völker“ – und unter diesen vor allem natürlich das eigene – in ihrem „Ringen“ jeweils gebracht haben, selbstverständlich mehr zutage als nur eine Bilanz, die die Nation getrost zur Kenntnis nehmen und in ihrer historischen Buchhaltung abheften könnte. Er bilanziert ja immerhin den Stand eines laufenden „Lebenskampfes“, klärt also unmittelbar darüber auf, um welche Rechte die Nation schon seit jeher, noch immer oder schon wieder betrogen wird; wo andere Nationen sich ihrerseits mit Erfolg und straffrei Rechte herausgenommen haben, die ihnen gar nicht gebühren - wo also die Feinde der Nation sitzen, über deren Erledigung die eigene Zukunft nur gehen kann. Alle „Lehren“, die „die Geschichte“ natürlich auch schon für einen Hitler in ihrem Tornister parat hält, lesen sich daher zusammengenommen wie ein einziger Auftrag zu tatkräftigem Handeln im Sinne des Grundgesetzes, nach dem sie selbst verfaßt ist: Ob „Teutoburger Wald“ und „Karl der Große“, ob der „Dolchstoß“ und die anschließende „Schmach von Versailles“ – in allem zeigt sich, daß aus der Nation immer nur soviel wird, wie sie sich in dem Kampf gegen alle anderen, in dem sie nun einmal steht, zu behaupten sucht, und daß sie im Ergebnis dann immer genau das ist, was sie sich erfolgreich erkämpft hat. Daher ist erstens klar, daß sich für eine Nation, die ihr Lebensgesetz ernstnimmt, dieses als ihre „geschichtliche Mission“ übersetzt. Insofern diese einen Aufbruch meint, mit dem sie die Fesseln gründlich abzustreifen hat, durch die sie sich eingeengt findet, steht sie unmittelbar polemisch zu aller „Tradition“, die in den unbefriedigenden Status Quo gemündet ist, und daher gilt es für die Bewegung, die sich dieser „Mission“ verschreibt, 

„kühn und zielbewußt den Kampf aufzunehmen... Sie muß dann, ohne Rücksicht auf „Traditionen“ und Vorurteile, den Mut finden, unser Volk und seine Kraft zu sammeln zum Vormarsch auf jener Straße, die aus der heutigen Beengtheit des Lebensraumes dieses Volk hinausführt zu neuem Grund und Boden und damit auch für immer von der Gefahr befreit, auf dieser Erde zu vergehen oder als Sklavenvolk die Dienste anderer besorgen zu müssen.“ (MK S. 732)

Es bedarf also zweitens auch der richtigen Einstellung – nur sie, sie aber schon verbürgt das Gelingen des Projekts, das sich der Geschichte ablauschen ließ. Konsequenz ist verlangt:

„Die Größe jeder gewaltigen Organisation als Verkörperung einer Idee auf dieser Welt liegt im religiösen Fanatismus, indem sie sich unduldsam gegen alles andere, fanatisch überzeugt vom eigenen Recht durchsetzt. Wenn eine Idee an sich richtig ist und, in solcher Weise gerüstet, den Kampf auf dieser Erde aufnimmt, ist sie unbesiegbar.“ (MK S. 385)

Drittens allerdings hängt das praktische „Schicksal“ der Nation nicht allein vom Willen zum Kampf ab, sondern findet sich als dessen Ergebnis ein. Für den günstigen Ausgang des Kampfes alles Erforderliche zu tun, ist daher die konkrete Pflicht, die „die Geschichte“ diktiert, und im Erfolg, mit dem sie den Tüchtigen belohnt, heiligt sie mit derselben Moral alle Taten, die der Führer als ihr willfähriges „Werkzeug“ für unabdingbar hält:

„Jede weltbewegende Idee hat nicht nur das Recht, sondern die Pflicht, sich derjenigen Mittel zu versichern, die die Durchführung ihrer Gedankengänge ermöglichen. Der Erfolg ist der einzige irdische Richter über das Recht oder Unrecht eines solchen Beginnens.“ (MK S. 377)

Damit sind im wesentlichen alle Bestandteile versammelt, die die dritte Instanz,



„die Vorsehung“ ausmachen, unter deren Zuhilfenahme der deutsche Führer sein Wollen und Wirken ins Licht einer unumstößlichen Notwendigkeit taucht. Die ist gewissermaßen der innere Motor der „Natur“ und ihrer Emanation, der „Geschichte“, zugleich aber auch der über beiden thronende Weltenlenker, in dessen geheimen Plänen die Wege und Abwege aller vorgezeichnet sind, die da ihren „Lebenskampf“ ausfechten. In diese Allmacht konstruiert sich die moralische Metaphysik des faschistischen Staatswillens alles Nötige hinein, um aus der Definition einer für die Nation unerträglichen Lage das Programm ihres fälligen Aufbruchs als quasi-naturgesetzliche Zwangsläufigkeit abzuleiten: Nicht der Führer hat sich für sein Deutschland viel vorgenommen, sondern „die Vorsehung“ ist es, die es letztlich doch gut mit Deutschland meint und für seinen Aufbruch einen gesandt hat, der aus dem richtigen Holz geschnitzt ist und im Besitz all der für ihre wohlmeinenden, aber eben schon auch risikoträchtigen Pläne notwendigen Tugenden – 

„Wer Führer sein will, trägt bei höchster unumschränkter Autorität auch die letzte und schwerste Verantwortung. Wer dazu nicht fähig oder für das Ertragen der Folgen seines Tuns zu feige ist, taugt nicht zum Führer. Nur der Held ist dazu berufen.“ (MK S. 379)

Freilich ist auch der von einer „Vorsehung“ ins Amt bestellte Führer A. Hitler letztlich nicht der absolute Chef im Ring. So offenkundig und unumstößlich die mit Natur, Geschichte und einer dritten Allmächtigkeit verbürgte Notwendigkeit auch sein mag, die Nation zum entschlossenen Kampf um ihr Recht zu führen – der Sieg über ihre Gegner will schon noch erst errungen sein, und der wird nicht durch „die Vorsehung“, sondern durch die passenden irdischen Mittel garantiert. Doch auch da, wo alles Entscheidende ausgerechnet von der Ungewißheit und Zufälligkeit des Kriegsglücks abhängt, weiß der Führer nur um die unbedingte Notwendigkeit seines Auftrags. Den einzig richtigen Weg, die Entscheidung in die eigenen Hände zu nehmen und den guten Ausgang zu erzwingen, hat „die Vorsehung“ nämlich gleichfalls schon in ihre Pläne mit eingerechnet, und in der „Schicksalswaage“, mit der sie die Völker wiegt, fällt der Mut, den Kampf entschlossen zu wagen, entsprechend ins Gewicht:

Unterliegt aber ein Volk in seinem Kampf um die Rechte des Menschen, dann wurde es eben auf der Schicksalswaage zu leicht befunden für das Glück der Forterhaltung auf der irdischen Welt. Denn wer nicht bereit oder fähig ist, für sein Dasein zu streiten, dem hat die ewig gerechte Vorsehung schon das Ende bestimmt. Die Welt ist nicht da für feige Völker.“ (MK S. 105)

Haben sie eben Pech gehabt, der Führer und sein auserwähltes Volk.
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Parlament & Politiker

Wenn Hitler gegen seine bürgerlichen Konkurrenten hetzt, ist er in seinem Element:

„Jeden Morgen begibt sich der Herr Volksvertreter in das Hohe Haus, und wenn schon nicht ganz hinein, so doch wenigstens bis in den Vorraum, in dem die Anwesenheitslisten aufliegen. Im angreifenden Dienste für das Volk trägt er dort seinen Namen ein und nimmt als wohlverdienten Lohn eine kleine Entschädigung für diese fortgesetzten zermürbenden Anstrengungen entgegen.“ (MK S. 411)

Dies ist kein Beitrag zur urdemokratischen Diätendebatte, die so alt ist wie der Parlamentarismus. Hitlers Hohn über das Preis-Leistungsverhältnis bei Parlamentsabgeordneten drückt Verachtung für die gesamte Einrichtung aus. Sein ganzes Argument ist das Privatinteresse, das er im Zentrum der Staatsmacht  „entlarvt“; dort, wo doch eigentlich Politik gemacht werden soll. Im Herzen der Macht tummelt sich die berechnende Privatperson – für den fanatischen Anhänger staatlicher Hoheit erfüllt das den Tatbestand des Hochverrats. Denn damit ist der Staatswille korrumpiert; politische Führung findet überhaupt nicht mehr statt. Daß selbst jenes Schmarotzertum, das er geißelt, noch in der staatlichen Herrschaft seine Grundlage hat, also alles andere als deren Abwesenheit bezeugt, nimmt Hitler vor lauter Abscheu gegen die Kombination von materieller Interessiertheit und Staatsdienst gar nicht mehr wahr. Das Parlament stellt sich für ihn als Verein gieriger Privatleute dar, die sich zum Geldeinsacken zusammengetan haben; Pfründewirtschaft ist sein Begriff vom Parlamentarismus. Deshalb ist er auch nicht zu der Umdrehung bereit, die bürgerliche Diätenkritiker noch jedesmal zu bedenken geben: Eine ansehnliche Vergütung müsse schon auch sein, gerade um  Korruption zu verhindern und gute politische Köpfe fürs Regieren zu gewinnen; und wer dann gute Arbeit leiste, der sei doch auch sein Geld wert...

Daß die verachteten „Parlamentswanzen“ den Staatsdienst dann auch noch als Karriereleiter mißbrauchen, ist Hitler erst recht verhaßt. Wieder ignoriert er völlig die Sache, um die sich deren privates Aufstiegsinteresse dreht – daß da überhaupt privates Interesse im Spiel ist, wo um Staatsämter und Macht konkurriert wird, beweist ihm den Verfall aller politischen Sitten und erklärt ihm den Niedergang des Gemeinwesens:

„...sie stehen an in langen Kolonnen und zählen mit schmerzlichem Bedauern die Zahl der vor ihnen Wartenden und rechnen die Stunde fast aus, die menschlichem Ermessen nach sie zum Zuge bringen wird...

Die Folge von dem allen ist der erschreckend schnelle Wechsel in den wichtigsten Stellen und Ämtern eines solchen Staatswesens, ein Ergebnis, das in jedem Falle ungünstig, manchmal aber geradezu katastrophal wirkt.“ (MK S. 90)

Aus scharfer Beobachtung des Parlamentsbetriebs hat Hitler diese vernichtenden Urteile nicht gewonnen – auch wenn er sicher davon überzeugt war, daß er nur aussprach, was jeder Volksgenosse täglich anschaulich vorgeführt bekam. Auch in der Weimarer Republik haben die Abgeordneten im Parlament nicht im wesentlichen Geld abgeholt, sondern Gesetze verabschiedet. Diese Gesetze haben Hitler nicht gepaßt, ihr fragwürdiger Erfolg bei der Wiedergewinnung nationaler Größe erst recht nicht; aber das ist gerade nicht sein Vorwurf. Seine Diagnose lautet vielmehr: Es wird überhaupt nicht wirklich regiert; und er weiß auch warum: weil stattdessen bloß in die eigene Tasche gewirtschaftet wird; weil diejenigen, die die Staatsmacht innehaben, gar nicht an das Staatswohl, sondern bloß an sich denken. Er findet Schuldige, einfach weil er sie gesucht hat, und zwar mit einem Steckbrief, der sein Ideal des totalen Staatsmanns, der in ihrer privaten Existenz völlig dem Gemeinwohl subsumierten Persönlichkeit, schlicht umkehrt. Bei der Beschuldigung einzelner Figuren, die sich am faschistischen Musterbild des der Sache hingegebenen Führers blamieren, bleibt Hitler aber nicht stehen: Schuld ist in seinen Augen das parlamentarische System mit seinen bezahlten Berufspolitikern, das jede bessere Absicht erstickt und jeden Staatswillen, wo er sich doch einmal rührt, zum Scheitern verurteilt:

„Wird nicht die Aufgabe des leitenden Staatsmannes, statt in der Geburt des schöpferischen Gedankens oder Planes an sich, vielmehr nur in der Kunst gesehen, die Genialität seiner Entwürfe einer Hammelherde von Hohlköpfen verständlich zu machen, um dann deren gütige Zustimmung zu erbetteln?“

Und nicht einmal damit hat er Chancen; als geborene Opportunisten begreifen und tun Parlamentarier nichts, was ihnen nicht die Verhältnisse aufzwingen:

„Ja, hat denn dieser Haufe überhaupt schon einmal eine Idee begriffen, ehe der Erfolg zum Verkünder ihrer Größe wurde?“ (MK S. 86) 

Regieren im Sinne des hohen nationalen Auftrags, der für Hitler mit dem höchsten Staatsamt verbunden war, wird damit zu einem Ding der Unmöglichkeit:

„In Wirklichkeit kann diese sogenannte Regierung nicht einen Schritt tun, ohne sich nicht vorher erst die Genehmigung von der allgemeinen Versammlung geholt zu haben... Sie sinkt damit aber von der Höhe einer tatsächlichen Regierung herunter zu einer Bettlerin gegenüber der jeweiligen Majorität.“ (MK S. 95)

Nach der anderen Seite hin ist das Parlament mit seiner Majorität nichts als das Spiegelbild der Wählermassen, denen die Demokratie völlig unsinnigerweise die Befugnis einräumt, die Führung zu bestimmen, der sie doch folgen sollen – ein Mechanismus, der zu gar nichts anderem führen kann als zur Herrschaft der Inkompetenz:

„... man wird doch nicht etwa glauben, daß diese Auserwählten der Nation auch ebenso Auserwählte des Geistes oder auch nur des Verstandes sind! Man wird hoffentlich nicht meinen, daß aus den Stimmzetteln einer alles eher als geistreichen Wählerschaft die Staatsmänner gleich zu Hunderten herauswachsen.“ (MK S. 96)

Nein, Staatsmänner in seinem Sinne kann der Faschist in der Demokratie nicht entdecken, sondern nur selbstsüchtige Opportunisten, die dem Volk Honig ums Maul schmieren, weil sie sich ihre Pfründe erhalten wollen: 

„Es ist immer die einzige Sorge, die entweder zur Neuaufstellung von Programmen oder zur Abänderung der vorhandenen antreibt: die Sorge um den nächsten Wahlausgang... So greifen sie zu den alten Rezepten, bilden eine ‚Kommission‘, horchen im lieben Volk herum, beschnüffeln die Presseerzeugnisse und riechen so langsam heraus, was das liebe breite Volk gerne haben möchte, was es verabscheut und was es sich erhofft. Jede Berufsgruppe, ja jede Angestelltenklasse wird genauestens studiert und in ihren geheimsten Wünschen erforscht... So treten die Kommissionen zusammen und ‚revidieren‘ das alte Programm und verfassen ein neues (die Herrschaften wechseln dabei ihre Überzeugungen wie der Soldat im Felde das Hemd, nämlich immer dann, wenn das alte verlaust ist!), in dem jedem das Seine gegeben wird. Der Bauer erhält den Schutz seiner Landwirtschaft, der Industrielle den Schutz seiner Ware, der Konsument den Schutz seines Einkaufs, den Lehrern werden die Gehälter erhöht, den Beamten die Pensionen aufgebessert, Witwen und Waisen soll in reichlichstem Umfang der Staat versorgen, der Verkehr wird gefördert, die Tarife sollen erniedrigt und gar die Steuern, wenn auch nicht ganz, aber doch so ziemlich abgeschafft werden. Manches Mal passiert es, daß man doch einen Stand vergessen oder von einer im Volk umlaufenden Forderung nichts gehört hat. Dann wird in letzter Eile noch hineingeflickt, was Platz hat, so lange, bis man mit gutem Gewissen hoffen darf, das Heer der normalen Spießer samt ihren Weibern wieder beruhigt zu haben und hochbefriedigt zu sehen. So kann man innerlich also gerüstet im Vertrauen auf den lieben Gott und die unerschütterliche Dummheit der wahlberechtigten Bürger den Kampf um die ‚neue Gestaltung‘ des Reiches, wie man sagt, beginnen. Wenn dann der Wahltag vorbei ist..., löst sich die Programm-Kommission wieder auf, und der Kampf um die Neugestaltung der Dinge erhält wieder die Formen des Ringens um das liebe tägliche Brot: Dieses heißt aber beim Parlamentarier Diäten.“ (MK S. 410 f.)

Hemmungslosen Populismus wirft Hitler den demokratischen Politikern vor, die sich um die Wahlkreuze der Massen bemühen. Er unterstellt dabei, daß sich das Wahlvolk ausgerechnet im Wahlakt nicht als staatsbürgerliche Basis der Demokratie – also als Volk im eigentlichen Sinne – betätigt, sondern als Sammelsurium widerstreitender Privatinteressen; das ist die „Dummheit“, die er seinen ansonsten doch hochgeschätzten Deutschen nachsagt, sobald sie sich zum Wählen aufmachen; der „Spießer“ samt „Weib“ ist das Spottbild der Privatperson, die er auch auf dieser Stufe dem hingebungsvollen Staatswillen des Volksgenossen entgegensetzt. In der demokratischen Ermächtigung per Wahl sieht der Faschist deshalb nicht die Emanzipation der Staatsmacht von den Bürgern, sondern ein Verfahren, mit dem sich der Staat zum Befehlsempfänger der disparaten gesellschaftlichen Interessen und Interessengruppen macht. Dabei hätte der Blick auf seine eigenen Wahlergebnisse Hitler leicht eines Besseren belehren können: Zumindest seine Wähler haben doch bewiesen, daß der demokratische Bürger im Wahlakt ganz und gar Staatsbürger ist, sich als politisch verantwortungsbewußter Untertan ins Verhältnis zu einer Obrigkeit setzt, die getrennt von ihm und gemäß ihrer eigenen Richtlinienkompetenz die Führung der Nation übernimmt. Und daß seine bürgerlichen Konkurrenten sich keineswegs bloß an den materialistischen Geschmack der staatsvernunftlosen „Spießer“ angeschmiegt haben, sondern für faschistische Parolen durchaus offen waren, hat er durchaus registriert – freilich nur die Spitze des abscheulichsten Opportunismus darin entdeckt und die zu spät gekommenen Abschreiber verhöhnt:

„Auch die ‚üblen Schlagworte‘ der gefährlichen Opposition pflegen dann plötzlich“, nämlich wenn es den „Kommissionen“ um werbewirksame Wahlprogramme geht, „reif für eine Überprüfung zu sein und tauchen nicht selten, zum größten Erstaunen ihrer ursprünglichen Erfinder und Verbreiter, ganz harmlos, wie selbstverständlich im Wissensschatz der alten Parteien auf.“ (MK S. 410)

Wo bürgerliche Parteien sich viel auf ihre Anstrengungen zugute halten, den „rechten Rand“ zu „integrieren“, und dabei bloß den Staatssorgen treu bleiben, die zu teilen sie ihre Wähler einladen, da wittert der Faschist die Gefahr, daß sein Aufbruch zu einer neuen antimaterialistischen Staatsgesinnung auf ein mit dem Ende des Wahlkampfs wieder aus dem Verkehr gezogenes Werbemittel heruntergebracht werden soll. Solange die Wahlergebnisse Hitler nicht gefielen, hat er sich in diesem Verdacht bestätigt gesehen und daraus abgeleitet, daß dann die Wahl selber nichts anderes sein kann als das Gegenteil von staatsbürgerlichem Verhalten. Und nach dem 30. Januar 1933 – zu dem dann die Antifaschisten die Theorie aufgetischt haben, lauter „desorientierte Kleinbürger“, also so ungefähr Hitlers „Spießer samt ihren Weibern“, hätten ihre Verantwortung für die Demokratie und Deutschland verfehlt – hat er sich mit den demokratischen Herrschaftsmethoden dennoch nicht versöhnt, sondern seine demokratische und parlamentarische Ermächtigung dazu benutzt, sein Wahlversprechen wahrzumachen und die „unwürdige“, staatsschädigende Abhängigkeit des Führers von den Geführten definitiv zu beenden. Denn zumindest seinen Vorwurf des Opportunismus, der die Demokraten „große Ideen“ erst „begreifen“ läßt, wenn sie sich durchgesetzt haben, hat der Reichstag mit dem Ermächtigungsgesetz ja nicht widerlegt...

Hitlers Kritik an Parlament, Demokratie, ihren Sachwaltern und ihrem Fußvolk ist klar. Über Politikverdrossenheit zu jammern, ist diesem Anwärter aufs höchste politische Amt gar nicht erst eingefallen. Er hat sich als enttäuschter Idealist der Staatsmacht in Szene gesetzt und die Politikerverdrossenheit mobilisiert, weil die für sein Ideal von Politik spricht und für ihn als Vorbild sprach. Das von ihm verachtete demokratische Gelichter samt etlichen Institutionen hat er abgeschafft, sobald er konnte.

Die Antwort der Demokraten ist nicht ganz so eindeutig. Wenn die den Parlamentarismus und den Politikerberuf rechtfertigen, bestreiten sie den Faschisten nämlich keines ihrer Kriterien. Demokratische Politiker machen sich wechselseitig auch haargenau die Vorwürfe, mit denen Hitler das ganze demokratische System verdammt hat. Der Populismus-Vorwurf gehört zum alltäglichen Handwerkszeug demokratischer Wahlkampfstrategen, entlarvt wird damit die Verantwortungslosigkeit der jeweiligen Konkurrenzpartei, die ihrerseits den Spieß umdreht... Daß dieses „Parteien-Hick-Hack“ das Ansehen der Politik gefährden und zu „Politikverdrossenheit“ führen könnte, wird von einer verantwortungsvollen Öffentlichkeit besorgt registriert und von den Parteien selbst wieder zum Wahlkampfargument gemacht. Ein besonders geistvoller Präsident des demokratischen Nachkriegsdeutschland hat ganz überparteilich im doppelten Schielen der Parteien auf die Macht – beim Gewähltwerden und beim Regieren – Verrat an der Führungsverantwortung von Politikern entdecken wollen:

„Nach meiner Überzeugung ist unser Parteienstaat von beidem zugleich geprägt, nämlich machtbesessen auf den Wahlsieg und machtvergessen bei der Wahrnehmung der inhaltlichen und konzeptionellen politischen Führungsaufgabe.“ (R. v. Weizsäcker, Im Gespräch mit Gunter Hofmann und Werner A. Perger, S. 164)

Und welcher demokratische Staatsmann beherrscht nicht die Beschwerde, das Parlament in seiner komplizierten Zusammensetzung, also letztlich das Volk mit seiner eigenwilligen Stimmabgabe, mache ausgerechnet ihm das Regieren so schwer? Vor Jahren soll das Auftauchen der Grünen in zwei Länderparlamenten fast die Unregierbarkeit dieser Bundesländer herbeigeführt haben; in den neuen Bundesländern belegt die parlamentarische Präsenz der „roten Socken“ von der PDS eine mangelnde Reife des Wahlvolks und beeinträchtigt das Recht der guten demokratischen Kräfte auf freies, von Erwartungen und Enttäuschungen der Bürger unberührtes Schalten und Walten...

Den kritischen Maßstab, an dem der Faschist die Demokratie mißt, unterschreiben Demokraten also durchaus. Sie bestreiten nur mit aller Entschiedenheit den Vorwurf, die  Demokratie würde diesem Maßstab nicht gerecht. Demokraten bestehen sogar darauf, daß bei aller berechnenden Kritik, die sie den politischen Konkurrenten um die Macht in puncto „Populismus, Machtversessenheit und Machtvergessenheit“ entgegenhalten, eines feststeht: Nur in der Demokratie ist die vollständige Emanzipation der Staatsgewalt von den materiellen Interessen und den Launen der Privatperson – sowohl an der Volksbasis wie auch an der Spitze des Staates – ordentlich herzustellen. Konsequenterweise werfen demokratische Antifaschisten dem verflossenen Führer des deutschen Reiches haargenau das vor, was Hitler seinerseits den Demokraten vorgeworfen hat: Der Privatmensch Hitler soll mit seinem persönlichen Wahn – gescheiterter Kunstmaler, Todessehnsucht, Teppichbeißer... – einen ganzen Staat samt Insassen als Instrument für seinen individuellen Fimmel mißbraucht haben...
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Recht & Gewalt

An die Macht gekommen, hat Hitler, wie versprochen, alle möglichen Staatsgrundsätze außer Kraft gesetzt, die spätestens heute als heilige Kühe rechtsstaatlich-demokratischer Verhältnisse gelten, auch wenn sie nach wie vor nicht überall und immerzu gelten: Vorgegangen ist er gegen die „Selbständigkeit der Justiz“ und die „Gewaltenteilung“ überhaupt; gegen das Wahlkämpfen und Wählen; gegen die unverwüstliche ideologische Spruchweisheit bürgerlicher Gewalthaber: „Gewalt darf kein Mittel der Politik sein!“

Dagegen hat Hitler praktisch und theoretisch darauf bestanden, daß das Recht die Verlaufsform politischer Gewalt ist, daß Gewalt das Mittel und in Gestalt des Staates auch die Sache ist, um die es in der Politik geht. Wert gelegt hat er auf die Klarstellung, daß Recht „mit den Waffen der nackten Gewalt“ gestiftet wird, daß „die Waffe der brutalen Gewalt, beharrlich und rücksichtslos eingesetzt“ (MK S. 188f.), die Geburtshelferin jeder Rechtsordnung ist. Auch hat er darauf hingewiesen, daß das geltende Recht keine Instanz ist, die über den Agenten der politischen Macht angesiedelt ist, sondern daß im herrschenden Recht nur ein zur Macht gelangtes politisches Interesse waltet, dem sich alles zu unterwerfen hat. Und schließlich machte er auch kein Geheimnis daraus, daß die Rechtmäßigkeit bestehender Zustände, deren „Legalität“, nur auf der allgemeinen Anerkennung der Gewalt beruht, die sich in ihnen Geltung verschafft; wo das nicht der Fall ist, da steht ‚Recht gegen Recht‘ und das „wird nicht entschieden durch theoretische Abhandlungen, sondern durch die Gewalt und – den Erfolg.“ (MK S. 104)

Mit solchen Auskünften wollte der Führer allerdings keine theoretische Kritik an Charakter, Herkunft und Zweck des Rechts als Form der staatlichen Gewalt anmelden; er meldete sich als fanatischer Anhänger eben dieser Gewalt, aber als Gegner einer bestimmten, der bestehenden Rechtsordnung zu Wort. Seine Klarstellungen entsprangen dem Willen, sein abweichendes politisches Credo gegen die herrschenden Interessen durchzusetzen, also zum herrschenden Interesse zu machen. Dafür wollte er die Staatsgewalt in die Hand bekommen; an ihr schätzte er nämlich das Privileg der obersten Gewalt, ihren Interessen den Status der Allgemeingültigkeit und Verbindlichkeit zu geben. Hitler wollte also nicht das Recht, er wollte die geltenden Rechtsgrundsätze abschaffen; er wollte die Position dessen erringen, der Recht setzt, um ein neues zu stiften. Daher war es ihm selbstverständlich, daß dafür Gewalt erfordert – und gerechtfertigt ist. 

Wie jeder Staatsmoralist war er nämlich überzeugt davon, mit seinem Kampf einem höheren Recht als dem „bloß“ geltenden zu dienen, also der „Gerechtigkeit“ Genüge zu tun. Dieses ideelle Recht entnahm er seinem Willen, den Niedergang des deutschen Volkes aufzuhalten:

„Wenn durch die Hilfsmittel der Regierungsgewalt ein Volkstum dem Untergang entgegengeführt wird, dann ist die Rebellion eines jeden Angehörigen eines solchen Volkes nicht nur Recht, sondern Pflicht...

Ist aber einmal diese selber ( sc. die Bewahrung der Art) in Gefahr, unterdrückt oder gar beseitigt zu werden, dann spielt die Frage der Legalität nur mehr eine untergeordnete Rolle. Es mag dann sein, daß sich die herrschende Macht tausendmal sogenannter ‚legaler‘ Mittel in ihrem Vorgehen bedient, so ist dennoch der Selbsterhaltungstrieb der Unterdrückten immer die erhabenste Rechtfertigung für ihren Kampf mit allen Waffen...

Menschenrecht bricht Staatsrecht.“ (MK S. 104f)

Dieses „Menschenrecht“ eines Volkes auf Bestand seiner Art meint gar nichts anderes als das Recht des Staates auf seine machtvolle Existenz nach innen und außen. Die öffentliche Gewalt war insofern nicht nur Mittel, sie war auch der Zweck von Hitlers „Revolution“; ihre Stärkung machte den ganzen Inhalt des Korrekturbedürfnisses aus, das Hitler gegenüber den rechtsstaatlich-demokratischen Zuständen geltend gemacht hat. Er war nämlich so sehr Fanatiker der Gleichung von Recht und Gewalt, daß er glaubte, sie erst noch richtig („wieder“-)herstellen zu müssen – durch Konzentration aller Macht im Innern, um sie nach außen geltend machen zu können. Die Ordnung, an der ihm gelegen war, sollte deshalb auch nicht der Betätigung bürgerlicher Konkurrenzsubjekte, sie sollte den Erfordernissen „eines Kampfes auf Leben und Tod“ (MK S. 189) „gegen innere und äußere Versklavung“ (MK S. 105) dienen, also dazu taugen, der deutschen Not in Machtfragen Herr zu werden. 

Der Standpunkt des mit Freiheiten ausgestatteten, zur bedingten Verfolgung seines Privatinteresses berechtigten, aber zum Respekt vor Person und Eigentum auch verpflichteten Individuums, dem gegenüber der Staat mit seiner Rechtsordnung auf Einhaltung seiner Regeln dringt, sich umgekehrt aber auch zu Rücksichten verpflichtet: dieser Standpunkt war dem Rechtsdenken Hitlers von daher fremd. Er definierte den Einzelnen nicht als Privatindividuum, sondern als Element eines Volkes, dessen Pflicht und Recht sich unmittelbar im Staat und dessen Behauptung erfüllt – und der darin auch seine Erfüllung erblicken soll. Als solcher Träger eines gesunden, nämlich gewaltbewußten nationalen Rechtsempfindens diente ihm das Volk zur Berufungsinstanz in Sachen Recht und Unrecht:

„Das Volk sieht zu allen Zeiten im rücksichtslosen Angriff auf einen Widersacher den Beweis des eigenen Rechts, und es empfindet den Verzicht auf die Vernichtung des anderen als Unsicherheit in bezug auf das eigene Recht, wenn nicht als Zeichen des eigenen Unrechtes.“ (MK S. 371)

An diesem Anspruch, die Macht des Staates durchzusetzen, maß Hitler alle Vorschriften, Erlaubnisse und Verbote, Förmlichkeiten und Regelungen der rechtsstaatlichen Demokratie und witterte in ihnen lauter falsche, staatsschädigende Bedenklichkeiten. Er vermißte die „brutale Entschlossenheit“ im Umspringen mit inneren und äußeren Feinden und warf den Demokraten vor, das Volk an „feigen Pazifismus“ zu gewöhnen statt an die Berechtigung rücksichtsloser Gewalt.

Abgelehnt hat er deshalb die Art und Weise, wie der demokratische Rechtsstaat ein Verhältnis von Rechten und Pflichten zwischen staatlicher Gewalt und Bürgern stiftet, um deren Privatinteressen für den Staat produktiv zu machen. Abgelehnt hat er auch alle möglichen juristischen Verfahrensweisen, die Bürger und Staat wie zwei gegenüberstehende, mit konkurrierenden Rechten ausgestattete Rechtssubjekte behandeln, zwischen denen die Justiz – natürlich unter Berücksichtigung der Unterschiede von öffentlicher Gewalt und privatem Bürger – zu entscheiden und zu vermitteln hat. Abgelehnt hat er ferner die Gewaltenteilung, die das Regieren an allgemeingültige rechtsförmliche und parlamentarische Überprüfung, Zustimmung und Mitwirkung bindet, um das Staatshandeln nicht der Willkür der jeweiligen Regierung zu überantworten. Und erst recht abgelehnt hat er ein rechtsstaatlich-demokratisches Procedere, das politische Kritik zuläßt, zwar reglementiert, im Ernstfall auch verbietet und verfolgt, aber nicht von vornherein unterbindet. Überall vermißte er die institutionell verankerte Verpflichtung der Macht auf ihre oberste Aufgabe: ihre eigene unbestrittene Geltung zu sichern. Das ganze auf die Verwaltung einer funktionierenden kapitalistischen Gesellschaft ausgerichtete Staatsleben nahm sich für Hitler tendenziell wie ein einziger Angriff auf das Gewaltmonopol des Staates aus. Insbesondere wo sich Kritik regte, war unmittelbar der Staat in Gefahr, und insofern der Standpunkt des Erlaubens völlig fehl am Platz. Der Staatswille sollte sich keinesfalls durch die Rechtsförmlichkeit, durch seine vom jeweiligen Regieren getrennten Staatsgrundsätze und durch die seinen Bürgern gewährten Rechte, relativieren lassen – so verstand Hitler das. 

Den Schein, die „ordentlichen“ rechtsstaatlichen Verfahrensweisen hätten anderes zum Inhalt als die Funktionalität für den Staatszweck, hat also kein Demokrat je so ernst genommen wie Hitler in seinem Abscheu dagegen. Denn die für einen Liebhaber deutscher Macht so beklagenswerten Zustände nach der Weltkriegsniederlage führte er auf das Versagen der Weimarer Führung zurück und sah diesen Mißstand in der Verfassung der Demokratie objektiv verankert. Diese „Staatsvergessenheit“ wollte er beseitigen. Auf die Bequemlichkeit eines anerkannten und eingespielten Rechtswesens, bei dem sich der Staat auf die Dienstbarkeit seiner Bürger im Rahmen seiner Regelungen verläßt, sich daher auf deren Durchsetzung und Umsetzung konzentriert und seine sich wandelnden Ansprüchen mit Modifikationen der gültigen Rechtsverhältnisse zufriedenstellt – auf so einen bequemen Rechtszustand konnte bzw. wollte Hitler nicht setzen. Er meinte, mit einer neuen Rechtsordnung den Staat von gesellschaftlichen Ansprüchen und politischer Unbotmäßigkeit befreien, die Gesellschaftsmitglieder auf Gehorsam und Staatsdienst erst noch verbindlich verpflichten, also das staatliche Gewaltmonopol überhaupt erst wieder durchsetzen zu müssen. Seine faschistische Rechtsordnung war auf das Bedürfnis zugeschnitten, einen Staatsnotstand ein für alle Mal zu überwinden. 

Bei der dafür fälligen Umwälzung konnten die Faschisten zwar vieles an bisherigen Rechtsbestimmungen übernehmen, wie ja auch umgekehrt die Nachfolger den größten Teil der zwischen 1933 und 1945 erlassenen Gesetze ihrerseits für demokratietauglich befunden haben; die bürgerlichen Rechtsverhältnisse, die Person und Eigentum mit sich bringen, hat der faschistische Gesetzgeber ja nicht beseitigt, sondern nur noch einmal rechtsverbindlich einem staatlichen Dienstanspruch unterstellt und dabei eben auch schöpferisch ausgestaltet. Andererseits aber befand der nationalsozialistische Gesetzgeber, daß im Interesse einer allüberall durchgreifenden politischen Richtlinienkompetenz im Verhältnis der verschiedenen Staatsinstanzen, in der Verwaltung, im politischen Strafrecht und im Justizwesen überhaupt vieles neu geregelt werden müsse. Gemäß der verspürten Notwendigkeit, die Freiheit des Regierens immerzu sichern zu müssen, institutionalisierte er deshalb das Prinzip einer geschlossenen, zentral geleiteten Führung und sorgte dafür, daß der Anspruch auf Gehorsam Vorrang vor allen Grundsätzen funktioneller Betätigung des Privatsubjekts hatte. Deshalb war der Staatsaufbau so konstruiert, daß die Staatsspitze jederzeit unmittelbar die für nötig befundenen Richtlinien dekretieren und unbehelligt von anderen Instanzen durchsetzen konnte. Gemäß der Devise: „Der wahre Führer ist immer auch Richter. Aus dem Führertum fließt das Richtertum.“ (Carl Schmitt, nach Michalka (Hrsg.), Deutsche Geschichte 1933-1945, S. 41), stand die politische Führung, verkörpert in der Person Hitlers, über allen anderen Instanzen; ihr Staatswille stiftete die verbindlichen Rechtsnormen, an denen sich die anderen Instanzen orientierten; mit ihren Direktiven griff sie unmittelbar auf alle Staatsstellen durch und vor allem: in die Lebensverhältnisse der Bürger als Privatpersonen ein. Das gesellschaftliche Leben wurde dem Anspruch politischer Gefolgschaft unterworfen. Das alles aber streng nach Recht und Gesetz. Denn auf eine allgemein anerkannte, von persönlichen Interessen getrennte, verläßliche Gewaltausübung legte ja gerade Hitler größten Wert. Noch die schlimmsten Gewalttaten, die den Nationalsozialisten angelastet werden – und ihre Neuorganisation aller Lebensbereiche sowieso – vollzogen sie als ordentliche Rechtsakte im Rahmen der Staatsordnung: ihrer neuen, faschistischen eben.

Von all dem wollen die Liebhaber rechtsstaatlich geordneter Gewaltverhältnisse freilich nichts wissen, wenn sie dem nationalsozialistischen Neuaufbau des Staates die Deutung verpassen, Hitler wäre auf nichts anderes als die „Abschaffung des Rechts“ aus gewesen, um eine „reine Gewalt- und Willkürherrschaft“ zu errichten; so als hätte Hitler keine – für bürgerliche Patrioten allemal einleuchtenden – politischen Ziele verfolgt, an welchen gemessen ihm demokratisch-rechtsstaatliche Verfahrensweisen hinderlich erschienen. Gegenüber dem deutschen Vorgängerstaat, den die Bundesrepublik als Rechtsnachfolger in seinen Ansprüchen unbedingt beerben wollte, bringen Demokraten nämlich ein Verfahren in Anschlag, mit dem sie feindlichen Staaten ihre Legitimität zu bestreiten pflegen: Sie erheben ihre eigene herrschaftliche Vorgehensweise zum einzig gültigen Recht, legen sie als Meßlatte an die faschistische Rechtsordnung an, und stellen triumphierend fest, daß sie der ihren nicht entspricht, also Un-recht ist. Mit dem Verweis auf die anders gearteten Staatsgepflogenheiten im Dritten Reich bestätigen sich die Freunde demokratischer Gewalt damit das vorher feststehende Dogma, wonach eine nach „ordentlichen“ Verfahrensweisen vorgehende Staatsmacht mit Gewalt und Herrschaft allenfalls noch in einem höheren, bloß analogen Sinn zu tun hätte. Zwar sorgen auch sie mit ihren rechtsstaatlichen Methoden für nichts anderes, als daß die „Notwendigkeiten“ staatlicher Gewalt zur Geltung kommen – auf ihre Weise und in ihrem Sinn eben: Im Wechselspiel der Führungsfiguren, durch das überpersönlich geregelte Zusammenwirken der Herrschaftsinstanzen mit all seinen förmlichen Verfahrensweisen stellen sie das Recht der Gewalt außer Frage und eine funktionelle Rechtsetzung bzw. Rechtssprechung sicher. Diese Unterschiede in der Herrschaftsmethode sollen aber nach demokratischer Lesart einen unüberbrückbaren Gegensatz zwischen einer legitimen Staatsordnung und einem verbrecherischen Regime, zwischen Recht und Gewalt, kurz: zwischen Demokratie und Faschismus (oder auch nach Bedarf: Sozialismus) ausmachen. Dabei geben gerade die antifaschistischen Geister dieses bürgerlichen Strickmusters mit ihren Einwänden gegen blutige Volkssäuberungsaktionen ohne gesetzliche Grundlage, gegen Gerichtsverfahren ohne Respektierung der Verfahrensvorschriften, gegen eine Gliederung des Reiches ohne gescheite neue Verfassung etc. mehr als deutliche Auskunft, über was Demokraten alles mit sich reden lassen – über alles  nämlich! –, wenn man nur ihre Lesart der Gleichung von Recht und Gewalt respektiert. 

Wie sehr Hitler mit seinen Klarstellungen über den politischen Charakter des Rechts – entgegen seiner eigenen Meinung über die staatsvergessenen Demokraten – in Wahrheit einen allgemeinen, auch Rechtsstaatsanhängern geläufigen Standpunkt geltend gemacht hat, davon legen letztere im übrigen immer dann Zeugnis ab, wenn die zur Gewohnheit gewordenen Rechtsverhältnisse den Ansprüchen der öffentlichen Gewalt auf Kontrolle aller Lebensverhältnisse nicht mehr genügen. Dann rufen demokratische Politiker nach Korrektur und Selbstbeschränkung – der Gerichte selbstverständlich – und bringen ihre rechtsetzende Gewalt nachdrücklich ins Spiel; das Einvernehmen von Regierung und Parlament sorgt prompt dafür, daß störende Rechtsvorbehalte korrigiert werden. Wenn gar die öffentlich-rechtlichen Gebote und Verbote ihren disziplinierenden Dienst versagen, wenn politische Ansprüche im Staat um sich greifen, die sich nicht auf den herrschenden Konsens und auf Kleinbeigeben verpflichten lassen, oder eine organisierte Arbeiterschaft auf Durchsetzung von Interessen dringt – dann finden auch in der Demokratie die Rechte der Tarifautonomie, die Erlaubnisse des freien Meinens, die Freiheiten von Parteien und Verbänden ihr Ende; dann zeigen sich Demokraten – hierzulande auch sie mit Berufung auf die unheilvollen „Weimarer Verhältnisse“ – wehrhaft. Solche Begehren begründen nämlich auch bei ihnen den „Staatsnotstand“; und für solche Fälle haben sich anständige demokratische Rechtsstaaten ziemlich exakt die Freiheiten obrigkeitlicher Gewaltausübung reserviert, die Hitler dauerhaft institutionalisiert hat, um den Reichsnotstand, wie er ihn sah, ein für alle Mal zu beheben. Allerdings wahren sie selbst bei der Aussetzung des Rechtsstaats die gesetzlich-parlamentarische Form – getreu der Weisheit: „Demokraten brechen Recht und Verfassung nicht, sie ändern sie.“ (Hans-Dietrich Genscher) – nicht, weil Rechtsstaat und Demokratie für sie der höchste Zweck, sondern weil sie die passende Methode sind, den Staat zum unwidersprechlichen Wächter über alle Konkurrenzinteressen zu erheben und die gewöhnlichen Dienste der Privatbürger für die Herrschaft zu sichern. Daß sie sich auf die Funktionalität der zum Recht erhobenen kapitalistischen Verhältnisse und den dazugehörigen Staatsgehorsam der Bürger verlassen, daß daher der Funktionalismus rechtsstaatlicher Regelungen als Normalfall gilt, die notstandsmäßige Sicherung des Gewaltmonopols, die Normalität von Hitlers Herrschaftsordnung, aber nur als die Ausnahme, das ist also der Unterschied, auf den sich Demokraten so viel einbilden. 
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Staat, Volk, Rasse & Erhaltung der Art

Hitler hat sich über sein Metier, den Staat und die Staatsführung, grundsätzliche Gedanken gemacht. Dabei hat er sich – wie seine demokratischen Antipoden – nicht um die wirklichen Gründe staatlicher Gewalt gekümmert; er hat aber auch nicht bloß die bestehende Herrschaft rechtfertigen wollen, sondern von den Maximen gehandelt, denen Herrschaft seiner Meinung nach zu genügen, an denen sich also gutes Regieren auszurichten hätte und denen die Demokratie, wie er sie vorfand, nach seiner Auffassung überhaupt nicht genügte. Vom banalen Geschäft der Herrschaft, dem Gebrauch der Macht, hatte er eine viel zu hohe Meinung, als daß er sich mit der Feststellung zufriedengegeben hätte, daß und welche Staatsinteressen da  zur Geltung gebracht werden und welche er zur Geltung bringen wollte. Wenn der Staat schon Gehorsam verlangt, dann sollte er auch für mehr gut sein als für irgendwelche Machtinteressen; mit deren Verfolgung sollte er „einer höheren Idee“ verpflichtet sein, die das Gehorsamsgebot rechtfertigt: einer „Mission“, die jenseits aller politischen Berechnungen angesiedelt ist und dadurch gewährleistet, daß der Staat denen zu Diensten ist, die ihm unterworfen sind. 

Unter diesem Blickwinkel eines sinnstiftenden Gebrauchs der Macht hat er an seinen demokratischen Gegnern und ihrer Art, Staat zu machen, eine entscheidende Kritik: Sie zeichnen sich durch „eine geradezu hündische Verehrung der sogenannten Staatsautorität“ aus:

„In den Köpfen solcher Leute wird im Handumdrehen aus einem Mittel der endgültige Zweck gemacht. Der Staat ist nicht mehr da, um den Menschen zu dienen, sondern die Menschen sind da, um eine Staatsautorität, die noch den letzten, irgendwie beamteten Geist umschließt, anzubeten... Die Staatsautorität hat für Ruhe und Ordnung zu sorgen, und die Ruhe und Ordnung hat der Staatsautorität umgekehrt wieder das Dasein zu ermöglichen.“ (MK S. 426)

Der spätere Führer erhebt hier gegen die demokratischen Staatsmacher ziemlich genau denselben Vorwurf, den die ihrerseits dem „Größenwahnsinnigen“ nachträglich gemacht haben: Sie würden die Staatsmacht zum Selbstzweck erheben; sie seien „Anbeter“ der Ordnung um ihrer selbst willen und würden „die Menschen“ zu bloßen Objekten der Gewalt entwürdigen; ihrem demokratischen Staat gehe also jede „Idee“ ab. Das ist ihm daran aufgegangen, daß demokratisches Regieren den Staat zum Diener falscher Ziele macht: zum Diener der Interessen selbstsüchtiger „Spießbürger“. Die alltäglichen Dienste des Staates für den Fortgang der kapitalistischen Konkurrenz, auf die Hitler damit anspielt, stellen in seinen Augen nämlich bloß eine „Sicherung von Ruhe und Ordnung zur friedlichen Ermöglichung gegenseitiger Begaunerei“ (MK S. 439), also unüberhörbar etwas ganz und gar Staatsunwürdiges dar. 

Bei dieser Polemik läßt sich Hitler erst gar nicht auf die Frage ein, welche Gegensätze in der kapitalistischen Gesellschaft existieren und von der öffentlichen Gewalt betreut werden, welche Interessen unter den Auspizien eines staatlich geförderten ‚Allgemeinwohls‘ denn zur Geltung kommen, welche dagegen beschränkt werden und auf der Strecke bleiben. Auch daß und wie der Staat selber aus den Erfolgen privater Reichtumsvermehrung die Grundlagen seiner Macht bezieht, ist ihm herzlich gleichgültig. Ihm reicht völlig aus, daß überhaupt ökonomische Belange der Gesellschaft den guten Grund für die öffentliche Gewalt liefern sollen. Das ist in seinen Augen eine durch und durch  unideale, also nicht staatsgemäße Aufgabenstellung, damit entzweit der Staat seine Bürger, statt sie zu einen; das ist also eine Zweckentfremdung der Staatsmacht, und die Parteinahme für einen solchen Staat deshalb ein geistloser Zirkel:

„In der Tatsache des Bestehens eines Staates liegt für sie allein schon seine geweihte Unverletzlichkeit begründet.“ (MK S. 426)

Der Staat, wie er sein soll, ist seiner Definition zufolge nämlich eines auf keinen Fall,

„eine Zusammenfassung wirtschaftlicher Kontrahenten in einem bestimmt umgrenzten Lebensraum zur Erfüllung wirtschaftlicher Aufgaben.“ (MK S. 164)

Damit aus „einem toten Mechanismus, der nur um seiner selbst willen da zu sein beansprucht, ... ein lebendiger Organismus“ wird, „mit dem einzigen Zwecke: einer höheren Idee zu dienen“ (MK S. 439), muß sich die Staatsgewalt ganz anderen Aufgaben widmen:

„Für was wir zu kämpfen haben, ist die Freiheit und Unabhängigkeit des Vaterlandes.“ (MK S. 234)

Der Gegner eines ‚blinden Staatsgehorsams‘ setzt hier der mißbilligten ökonomischen Zweckbestimmung seinen höheren, staatswürdigen Auftrag entgegen: die Selbstbehauptung der Nation nach außen; die ist ihm so wichtig, daß er die Ausrichtung der Staatsgewalt auf irgendwelche Dienste nach Innen für völlig unwesentlich hält und das Beharren auf solchen Diensten für verwerflich. Der nationale Souverän soll nicht die Bürger mit Rechten und Freiheiten ausstatten, sondern seine Rechte verteidigen, er soll sich vom Standpunkt einer Dienstverpflichtung gegenüber den Bürgern mit ihren gesellschaftlichen Bedürfnissen frei machen und sie für seine Machtbedürfnisse in die Pflicht nehmen, in denen er sich angegriffen sieht.

Seine „Mission“ staatlicher Politik entnahm Hitler also nicht der Rolle des Staates als ideeller Gesamtkapitalist, der die Konkurrenz innerhalb seiner Grenzen organisiert und betreut, sondern der Machtkonkurrenz, die die Staaten sich wechselseitig eröffnen. In dieser Konkurrenz hat sich nach seiner Auffassung eine anständige Nation zu bewähren, sonst hat sie ihren Zweck verfehlt; daran hat sich insbesondere Deutschland zu beweisen; vor dieser Aufgabe aber versagte seiner Meinung nach der demokratische Staat, den er vorfand, und die Demokratie überhaupt. Das war es, was er der demokratischen Mannschaft und ihrer Politik als „Anbetung des heutigen Legitimitätsprinzips“ vorwarf; deswegen bekämpfte er sie theoretisch als ideenlos und praktisch als Vaterlandsverrat: Er wollte den Staat in der Welt wieder stark machen – das war die politische Mission, die er meinte. 

Den Gedanken, daß der Staat Diener und nicht Selbstzweck zu sein hat, hat der Mann, der beschlossen hatte, Politiker zu werden, damit allerdings nicht verabschiedet, im Gegenteil: Er hat ihn wie kaum ein anderer gepflegt. Er war sich sicher, daß der Kampf um die Bewahrung und Stärkung staatlicher Macht, und nur er, der Dienst ist, den Bürger mit Fug und Recht verlangen können und deshalb letztlich – so sein Schluß – auch verlangen. Der ideelle Auftraggeber, der Bürger, so wie er ihn sah, war nämlich ein getreues Spiegelbild des staatlichen Selbstbehauptungsprogramms: Für ihn zählte der Bürger nicht in seiner Gestalt als bourgeois, als konkurrierendes Privatsubjekt, das den Staat für seinen alltäglichen Umgang mit Geld und Eigentum braucht und will, sondern nur in seiner pur politischen Gestalt, getrennt von dem ganzen Inhalt, der sein staatlich geregeltes gesellschaftliches Leben ausmacht: als citoyen, der in dem Kollektiv aufgeht, zu dem die politische Gewalt ihr Menschenmaterial zusammenschließt; als Staatsbürger mithin, der die Abstraktion von den Gegensätzen, welche die gemeinsame Unterwerfung unter eine Herrschaft an den Gesellschaftsmitgliedern hervortreibt, nachvollzieht und sich mit Willen und Bewußtsein auf den Standpunkt der „Allgemeinheit“ stellt, die der Staat verkörpert. So sehr Hitler die Bürgermannschaft in der einen Rolle verachtete, so sehr war er von ihr in der anderen Rolle begeistert: in der der Untertanen, die fordernd auf der Gewalt des Staates bestehen – als Volk also. 

Berufungsinstanz war dieses abstrakte Kollektiv für ihn aber nur nach einer Seite: als besonderes Volk im Verhältnis zu lauter anderen Völkern – und zwar in einem von vornherein feindlichen: So unterschiedslos die Bürger als Volksmitglieder sind, so unterschieden sollen sie vom Rest der Welt sein und damit ganz selbstverständlich vor allen politischen Interessen, allein durch ihre Eigenschaft, Volk zu sein, in Gegensatz zu anderen Völkern stehen. Aufgabe des Volkes ist es, sich zu behaupten, umgekehrt verteidigt ein Staat, der sich durchsetzt, damit nur sein Volk; er ist nichts anderes als 

„die souveräne Verkörperung des Selbsterhaltungstriebes eines Volkstums auf der Erde ... die Staatsautorität ... aber nur die gewaltige Waffe, der sich jeder zu fügen hat, weil sie nicht formal mechanistisch ist, sondern Ausdruck eines gemeinsamen Willens zur Lebenserhaltung.“ (MK S. 440)

Damit stellt Hitler das wirkliche Verhältnis auf den Kopf. Er nimmt die Tatsache, daß der bürgerliche Staat allemal in Konflikt mit seinesgleichen gerät, daß die Androhung und Anwendung von Gewalt Mittel des zwischenstaatlichen Verkehrs ist, daß er also auch sein Volk in Gegensatz zu anderen Völkern bringt, als Beweis für das Umgekehrte: Jedes Volk ist um seinetwillen mit der Frage Sein oder Nichtsein befaßt und verwirklicht in den Machthändeln und Durchsetzungskämpfen des Staates, für die er das Volk einstehen läßt, seine Bestimmung, weil es sich und seine Besonderheit verteidigt. Indem Hitler den Bürger als reinen Nationalisten zum Auftraggeber des Staates und damit Adressaten staatlicher Dienste erklärt, verschwindet also jede Differenz zwischen der nationalen Herrschaft und den Massen, die sie für ihren Erfolg einspannt. Die Volksgenossen stehen nicht als fordernde Privatindividuen dem Staat gegenüber, sondern behaupten sich gemeinsam mit ihrer Führung gegen das Ausland. 

Hitler wollte diese Einheit von Staat und Volk aber nicht bloß als eine politische und damit nach seinem Geschmack viel zu relative Bestimmung, sondern als eine elementare und absolute Gegebenheit verstanden wissen. Er war nämlich davon überzeugt, daß Volk, und zwar jeweils besonderes Volk zu sein, nicht bloß die politische Bestimmung eines jeden ist, sondern überhaupt den ganzen Menschen ausmacht, und zwar nicht bloß in einem höheren, mehr übertragenen, sondern in einem unmittelbar materiellen, die Volksmitglieder konkret auszeichnenden Sinn: Untertan einer Herrschaft zu sein, die das Volk durch den Umkreis ihrer ein- und ausgrenzenden Gewalt definiert und ihm ein ‚gemeinsames Schicksal‘ aufoktroyiert; mit seiner Volkszugehörigkeit sich von anderen Völkern abzusetzen, sich gegen sie durchsetzen zu müssen – das alles steckt im Menschen als solchem; das ist nicht bloß seine zweite, politische, sondern seine ganze wirkliche Natur; das ist verbürgt in seinen natürlichen Eigenarten, die ihn unverrückbar zum Teil eines Volks stempeln; er ist „Rasse“. Diese quasi-biologische Kategorie war Hitlers höchste Berufungsinstanz, auf die er seinen neuen Staat gründen wollte. In ihr suchte und fand er die Merkmale, die die abstrakte, von allen ökonomischen und politischen Inhalten getrennte Identität der Volksgenossen als ihre konkrete Wesensart greifbar werden lassen und die insofern auch die behauptete unverbrüchliche Identität von Staat und Volk nach innen und die daraus erschlossenen Gegensätze der Völker und ihrer Staaten nach außen als unmittelbare „menschliche“ Gegebenheit bezeugen. 

„Rasse“ bezeichnet also die Nationalität ohne den ganzen Inhalt, den sie in der modernen Staatenwelt hat, und versieht sie statt dessen mit der Bedeutung, jedes wirkliche oder zwecks tiefsinniger Stilisierung erfundene Volks-Charakteristikum wäre Symptom einer greifbaren National-Natur, die sich in dem ihr eigenen Staat Ausdruck gibt und sich in ebenso vielen Menschen“arten“ manifestiert, wie unterschiedliche Staaten die Szene beherrschen. Die Auseinandersetzung, die Volk und Staat gemeinsam führen, gewinnt damit endgültig die Qualität einer allen Interessenabwägungen enthobenen unumstößlichen Letztbestimmung. Das Volk betätigt in seiner politischen Gegnerschaft, im Kampf gegen andere Völker, und nur durch ihn, die Bestimmungen seiner besonderen Natur; es gehorcht einem unumstößlichen Naturgesetz: der Erhaltung der eigenen, bedrohten Art. Der Staat aber ist ausschließlich mit diesem natürlichen Lebenskampf befaßt; er vollstreckt mit seiner Gewalt dessen Gesetze; die Betätigung seiner Macht ist also ein einziges Lebens-, nämlich das Überlebensmittel des Volkes: 

„Der Staat ist ein Mittel zum Zweck. Sein Zweck liegt in der Erhaltung und Förderung einer Gemeinschaft physisch und seelisch gleichartiger Lebewesen...“ (MK S. 433)

„... zur besseren Ermöglichung der Forterhaltung ihrer Art sowie der Erreichung des dieser von der Vorsehung vorgezeichneten Zieles ihres Daseins. Dies und nichts anderes ist der Zweck und Sinn eines Staates.“ (MK S. 164 f.)

Wenn es die Natur des Menschen ist, bedrohte völkische Art zu sein, dann liegen die Konsequenzen auf der Hand. Staat und Bürger haben diese Naturbestimmung als ihren politischen Auftrag ernst zu nehmen:

„Politik ist die Kunst der Durchführung des Lebenskampfes eines Volkes um sein irdisches Dasein. Außenpolitik ist die Kunst, einem Volke den jeweils notwendigen Lebensraum in Größe und Güte zu sichern. Innenpolitik ist die Kunst, einem Volke den dafür notwendigen Machteinsatz in Form seines Rassewertes und seiner Zahl zu erhalten.“ (Hitlers Zweites Buch, S. 347)

Nach innen hat der Staat die Einheit zu organisieren und auf die Einigkeit zu dringen, derer es für diesen Kampf bedarf: Nichts darf gelten an Ansprüchen und gesellschaftlichen Belangen vor dem einen gemeinsamen Interesse, „sich“ zu behaupten. So erschließt sich Hitler, der seinen demokratischen Antipoden „Vergötterung“ des Staates ankreidet, die unbedingte Berechtigung staatlicher Verfügung über sein Volk. Jeder Bürger hat die Verpflichtung, nicht einfach so „dahinzuleben“, sondern sich als Teil seiner bedrohten „Rasse“ zu begreifen und sein wirkliches Leben bedingungslos für deren, das heißt ja: sein „Überleben“ einzusetzen. Daß ihre Mitglieder das ganz von allein wollen, zeichnet eine überlebenswerte Rasse aus.

Nach außen ist die rücksichtslose Anwendung von Gewalt erste Staatspflicht, weil sie das „Recht des Stärkeren“ durchsetzt, das im völkischen Überlebenskampf gilt. Der Wert der Rasse beweist sich 

„durch das siegreiche Schwert eines die Welt in den Dienst einer höheren Kultur nehmenden Herrenvolkes.“ (MK S. 438)

Umgekehrt gilt: 

„Unterliegt aber ein Volk in seinem Kampf um die Rechte des Menschen, dann wurde es eben auf der Schicksalswaage zu leicht befunden für das Glück der Forterhaltung auf der irdischen Welt.“ (MK S. 105)

Ein Volk ist also auserwählt zum Herrenvolk, wenn es besagten Kampf besteht; es erfüllt die „ihm vom Schöpfer des Universum zugewiesene Mission“ (MK S. 234), die „Erhaltung der Art“ und „Blut und Boden“, aber auch „Kultur“ und „Erhaltung und Förderung eines durch die Güte des Allmächtigen dieser Erde geschenkten höchsten Menschentums“ (MK S. 439) heißt, wenn sein Staat seine Macht erfolgreich ausweitet. 

Wann immer Hitler sich für den „rassischen Inhalt des Staates“ begeistert, ist dieser politische Kampfauftrag gemeint, die Staatsmacht habe sich allein auf die ihr selbst innewohnenden Potenzen zu gründen und damit gegen den Rest der Welt durchzusetzen. Insofern handelt er, wenn er über den Staat, sein Wesen und seine Aufgaben redet, genaugenommen überhaupt nicht vom Staat, sondern vom Krieg, bzw. noch genauer: vom existentiellen, das ganze nationale Leben bestimmenden, durch den Erfolg beglaubigten, also unbedingten nationalen Recht auf Krieg und seinen Konsequenzen. Mit seinen rassischen Gedankengängen liefert er eine Begründung politischen Handelns aus dem Geist eines kriegsbereiten Nationalismus, der einen imperialistischen Vormachtanspruch anmeldet – so grundsätzlich und apodiktisch, so selbstgerecht und unerschütterlich, so menschentümelnd und hochmoralisch, so feindselig und rassistisch, wie Nationalisten die Existenzfrage der Nation, ihre kriegerische Selbstbehauptung, eben zu behandeln pflegen.

Den Demokraten, die sich über Hitlers „Rassenwahn“ entsetzen, sind seine Argumente denn auch gar nicht so fremd. Auf ihren Internationalismus, der auswärtige Nationen anerkennt, auf gute Beziehungen aus ist und von ihren Völkern eine gute Meinung pflegt, halten sie sich zwar viel zugute. Wo aber die „globalisierten Wirtschaftsbeziehungen“, die „Teilnahme am Weltmarkt“ oder die „gemeinschaftlichen Weltordnungsmissionen“, die für aufgeklärte Demokraten an die Stelle von „Erbfeindschaften“ und „völkischem Existenzkampf“ getreten sind, wo also die Konkurrenz als nationaler Kapitalstandort und weltpolitische Mitaufsichtsmacht nicht zur prinzipiellen Zufriedenheit ausfällt, da meldet sich auch bei ihnen die Unzufriedenheit, die zwischen „uns“ und „unseren guten Rechten“ sowie „den anderen“ zu scheiden weiß und den Grund für das betrogene Recht auf internationalen Erfolg  immer schon kennt: Das Ausland ist der Schuldige. Demokraten, die über den immer enger werdenden internationalen Verflechtungen, über Gastarbeitern, Europa und gemeinsamem Westen nie das Bewußtsein der eigenen Volksgemeinschaft verloren haben, die durch Sprache, Tradition und anderes vor allen anderen ausgezeichnet ist, wissen dann wieder Bescheid: Die anderen sind gegen uns, weil sie so sind. Und selbst den Krieg, den Hitler zur allen Berechnungen vorausgehenden politischen ratio erhebt, kennen Demokraten als ultima ratio, wenn ihre Berechnungen nicht aufgehen. Daß sie bedingte Rassisten sind und einzig mit guten Gründen, wenn die nationalen Machtinteressen es nicht anders zulassen, anderen Staaten die Anerkennung aufkündigen und zur Gewalt greifen, das ist es also, worauf Demokraten so große Stücke halten. Der Unterschied fällt also ganz in die Lage.
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Versailles & Weltwirtschaftskrise

Für die Zunft der wissenschaftlichen Vergangenheitsbewältiger steht außer Frage, daß beide Ereignisse – die von den Siegermächten des Ersten Weltkriegs festgelegten territorialen Verluste und Reparationszahlungen ebenso wie der krisenbedingte Zusammenbruch großer Teile der deutschen Wirtschaft – gleichermaßen als „außergewöhnliche Belastungsproben für die Weimarer Republik“ zu verbuchen sind, die förmlich danach „schrieen“, von einer „starken politischen Kraft“ bewältigt zu werden. So heißt es zum Friedensvertrag, der mit dem Kriegsverlierer Deutschland abgeschlossen wurde:

„Versailles lag wie ein Alptraum bedrückend auf der deutschen Politik im Inneren wie im Äußeren und hat sie wie unter einer Zwangsvorstellung in die Bahnen nationalistischer Reaktionen geleitet.“ (G. Schulz, Revolutionen und Friedensschlüsse 1917 – 1920, S. 272)

Klar, für einen deutschen Patrioten, der sich seinerseits mit den Folgen einer erneuten Kriegsniederlage seiner Nation herumzuschlagen hatte, ist es wirklich keine schwere Übung, sich in eine nationale Stimmungslage zu versetzen, die sich mit der parteiübergreifenden Forderung nach der „Revision von Versailles“ schlußendlich zu der Partei hin orientierte, die besagtes Trauma aus der Welt zu schaffen versprach. Gleiches gilt für die Bewältigung der damaligen Weltwirtschaftskrise und der damit einhergehenden Massenarbeitslosigkeit: Was soll auch ein ausgewiesener Kenner des Faschismus, der angesichts heutiger gegen Ausländer gerichteter Gewalttaten jeden behaupteten „Zusammenhang von sozialer Not und Rechtsradikalismus“ für eine einleuchtende Erklärung hält, gegen ganz denselben nationalistischen Fehlschluß einzuwenden haben, mit dem sich die kapitalismusgeschädigten Massen der Weimarer Zeit ausgerechnet für das Versprechen einer staatsdienlichen Verwendung in diesem System vereinnahmen ließen. Wiederum klar: Da ist jede Menge Verständnis, wenn nicht gar Bewunderung, für einen „Demagogen“ namens Hitler angesagt:

„Instinktsicher wie kein anderer hat Hitler diese Bedürfnisse erfaßt und auf sich zu ziehen gewußt... Jetzt sah er endlich die Katastrophenkulisse erstehen, die seiner demagogischen Durchgängerei den dramatischen Hintergrund gab.“ (J.C. Fest, Hitler, S. 379)

Oder sind das etwa nicht lupenreine Argumente für das politische Programm besagter Un-Person, wenn derselbe Autor – hier bezogen auf den Umgang mit der „Belastungsprobe Versailles“ – der Weimarer Republik bescheinigt, sich als „unfähig erwiesen“ zu haben, „dem Lande die Härten und Entbehrungen dieses ‚Schanddiktats‘ zu ersparen“ (ebda. S. 121), und somit der „demagogischen Durchgängerei“ eines Adolf Hitler nicht nur lauter gute Gründe, sondern eine geradezu zwangsläufige Erfolgsträchtigkeit zu attestieren weiß.

Im Unterschied zu seinen heutigen demokratischen Bewunderern hat der faschistische Politiker Hitler allerdings von einem derartigen Automatismus einer nationalen „Katastrophenkulisse“ hin zu einem massenhaft verbreiteten Bedürfnis nach Rechtsradikalismus, das er nur „auf sich zu ziehen“ brauchte, gar nichts gehalten. „Instinktsicher“ war er nämlich in einem ganz anderen als dem von seinem Biographen Fest behaupteten Sinne: Aus der in der Weimarer Zeit gemachten Erfahrung, daß die allgemeine Krisenlage mit ihren sozialen Folgen auch noch andere, sogar als „undeutsch“ zu identifizierende, politische Deutungen zuließ, hat Hitler den Schluß gezogen, daß sich die gewünschten „nationalistischen Reaktionen“ gerade nicht zwangsläufig einstellen, sondern daß für deren Notwendigkeit massenwirksam agitiert werden muß. Und wegen dieser Ansicht hatte er auch nichts übrig für das nationalistische Lamento der Weimarer Politiker, die vom Standpunkt einer zutiefst beleidigten nationalen Ehre aus an den Folgen von Versailles ebenso wie an denen der Weltwirtschaftskrise „Machenschaften der Siegermächte“ und damit die „Ohnmacht“ des deutschen Reiches zu beklagen wußten. Hitler sah darin bloß die Erzeugung eines nationalen Betroffenheitsgedusels, mit dem sich die regierenden Demokraten um die einzig gebotene Aufgabe herumdrückten, die Kritik am „Schandvertrag“ von Versailles zu einem Hebel für die Herstellung einer kämpferischen „Aufbruchsstimmung“ im Volk zu machen:

„Jawohl, dazu kann ein solcher Friedensvertrag dienen. In der Maßlosigkeit seiner Unterdrückung, in der Schamlosigkeit seiner Forderungen liegt die größte Propagandawaffe zur Wiederaufrüstung der eingeschlafenen Lebensgeister einer Nation.“ (MK S. 715)

Hitler wollte sich nun einmal nicht darauf verlassen, daß der der Nation auferlegte Friedensvertrag seine Wirkung tun und die Bevölkerung in die „Bahnen nationalistischer Reaktionen“ treiben würde. Ohne daß sich die Nation den richtigen Reim darauf machte, so schien ihm, war die Tatsache „Versailles“ eher geeignet,  eine Stimmung der Ohnmacht zu verbreiten. Seine Botschaft an die Deutschen war deshalb eindeutig: Das andauernde Jammern über das dem Deutschen Reich von den alliierten Mächten zugefügte „Unrecht“ ist entschieden mitverantwortlich dafür, daß mit Deutschland ganz nach dem Belieben auswärtiger Mächte umgesprungen werden kann:

„Man hat alles versäumt und nichts getan. Wer will sich nun wundern, wenn unser Volk nicht so ist, wie es sein sollte oder sein könnte? Wenn die andere Welt in uns nur den Büttel sieht, den willfährigen Hund, der dankbar nach den Händen leckt, die ihn vorher geschlagen haben.“ (MK S. 715)

Mit dieser Kritik an den Politikern aller demokratischen Parteien, sich verantwortungslos der „Propagandawaffen“ begeben zu haben, zu denen die Folgen eines Siegerdiktats ganz genauso wie die einer Weltwirtschaftskrise gemacht werden müssen, war die in der Weimarer Zeit so exzessiv gewälzte (Kriegs-) Schuldfrage, sprich: die nationalmoralische Deutung der „trostlosen Lage“ Deutschlands, unverkennbar neu aufgemacht: Schuldig sind jene Politiker, die mit penetranten Verweisen  auf ein Übel, das allein „von außen“ über Deutschland hereingebrochen sei, nicht nur einen demoralisierenden Totschläger in die nationale Gesinnungspflege eingeführt haben, sondern damit zugleich von ihren politischen Fehlern abzulenken suchten. Die hatten es nach Hitlers Ansicht erst ermöglicht, daß der Nation besagtes „Unglück“ widerfahren konnte:

„Denn ich halte es für wichtig, vor allem mit der Auffassung der Weltbedingtheit unseres Schicksals grundsätzlich zu brechen. Es ist nicht wahr, daß unsere Not ihre letzte Ursache in einer Weltkrise, in einer Weltkatastrophe hat, sondern richtig ist, daß wir in eine allgemeine Krise hineingerieten, weil bei uns von vorneherein gewisse Fehler gemacht worden sind. Ich kann nicht sagen: ‚Nach fast allgemeiner Auffassung ist der Friedensvertrag von Versailles die Ursache unseres Unglücks‘... Nein, durchaus nicht ‚nach fast allgemeiner‘, sondern nur nach Auffassung derjenigen, die mitschuldig sind an seiner Abschließung.“ (Rede vor dem Industrieklub in Düsseldorf, 27.1.1932)

Mit „Ursachenforschung“ war diese Polemik gegen die Auffassung einer „Weltbedingtheit“ des nationalen „Unglücks“ nicht zu verwechseln. Sie ergab sich aus dem nationalsozialistischen Programm, das Hitler dem deutschen Reich für seinen Wiederaufstieg in den erlauchten Kreis der führenden Weltmächte verordnet hatte. Gerade weil er diesen Aufstieg, im Unterschied zu den imperialistischen Ambitionen der Weimarer Demokraten, weder mit den Mitteln einer berechnenden „Erfüllungspolitik“ noch mit denen der ökonomischen Konkurrenz der Nationen – deren für Deutschland so negatives Resultat er sehr wohl zur Kenntnis genommen, aber mangels militärischer „Schutz“-Gewalt für „unbeeinflußbar“ gehalten hat –, sondern mit der Eroberung neuen „Lebensraums“ für die Nation zu erreichen suchte, ergab sich Hitlers Lagediagnose sehr prinzipiell aus seiner politischen Willenserklärung: Weil er aus eigener nationaler Kraft heraus die Staatsnot wenden wollte, mußte es im Land selbst Schuldige für den ausgebliebenen Erfolg der Nation geben. Und weil er kein anderes Mittel zur Änderung der Lage kannte und hatte als die Potenzen seines Volkes, bestand für Hitler das Versäumnis seiner Widersacher darin, die nationalistischen „Lebensgeister“ in der Bevölkerung nicht mobilisiert zu haben:

„Ich muß also feststellen, daß auch in Deutschland eine unbedingte Schuld an diesen Vorgängen vorhanden sein muß, wenn ich überhaupt glauben will, daß das deutsche Volk noch Einfluß auf den Wandel dieser Verhältnisse ausüben könne.“ (ebda.)

Im deutlichen Gegensatz also zur politischen Themenvorgabe der Weimarer Demokratie war für Hitler weder der Friedensvertrag von Versailles noch die für Deutschland sich besonders negativ auswirkende Weltwirtschaftskrise das nationale Problem Nr. 1, sondern eben das, was die bürgerliche Politik aus dieser Problemlage gemacht oder besser: nicht gemacht hatte. Hier sah er den Ansatzpunkt einer massenwirksamen Agitation, welche mit der Polemik gegen die „Weltbedingtheit“ auf das – in moderner politischer Diktion ausgedrückt – „Hausgemachte“ dieser nationalen Affairen deuten wollte, um auf diese Weise im Innern der Nation mit dem Kampf gegen die für diese Lage Verantwortlichen die notwendigen Voraussetzungen für das Auftreten nach außen zu schaffen:

„So sehe ich denn das Mittel des deutschen Wiederaufstiegs im Unterschied zu unserer offiziellen Regierung nicht im Primat der deutschen Außenpolitik, sondern im Primat der Wiederherstellung eines gesunden, nationalen und schlagkräftigen deutschen Volkskörpers.“ (ebda.)

Auf die Feststellung, daß der angestrebte deutsche Wiederaufstieg in Gestalt einer gewaltsam zu erweiternden Machtbasis gen Osten mit einer „Revision von Versailles“ nicht zu verwechseln war, hat Hitler großen Wert gelegt. Das lag nicht nur daran, daß der angeblich so „größenwahnsinnige“ deutsche Kanzler die militärische Durchsetzung dieser außenpolitischen Zielvorgabe der Weimarer Republik angesichts der vorgefundenen imperialistischen Kräfteverhältnisse für ausgesprochen abenteuerlich hielt –

„Sie bringt uns zwangsläufig in Konflikt mit allen Staaten, die am Weltkrieg teilgenommen haben.“ (Hitlers Zweites Buch, S.132) –,

sondern auch und vor allem daran, daß sich die Rechtsansprüche einer Nation, die ihren Wiederaufstieg in die höchste Liga der Imperialisten erkämpfen will, der Natur der Sache nach nicht von den Grenzen bestimmen lassen, wie sie als Resultate früherer Kriege einmal gegolten haben. Mit einer derartigen nationalen Bescheidenheit läßt sich nun einmal keine „deutsche Zukunft gestalten“.

„Die Grenzen des Jahres 1914 bedeuten für die Zukunft der deutschen Nation gar nichts... Der Abstand von England wird nicht verkürzt, die Größe der Union wird nicht erreicht; ja, nicht einmal Frankreich würde eine wesentliche Schmälerung seiner weltpolitischen Bedeutung erfahren.“ (MK S. 738)

Von wegen also, Hitler habe sich bloß als Sprachrohr „nationalistischer Reaktionen“ betätigt. Daß er ein Revanchismusbegehren der deutschen Politik ausgenützt hat, ist nicht zu übersehen; allerdings ist es ebenso offenkundig, daß er sich in seinen politischen Zielen von diesem Revanchismus nicht festlegen lassen wollte.

Soviel politische Weitsicht hat Schule gemacht. Das Projekt „Europa 2000“ ist ja auch etwas anderes und etwas mehr als ein „Deutschland in den Grenzen von 1937“. Es befaßt sich mit der Herstellung einer neuen Lage, aus der sich ganz viele Rechte auf eine größere „weltpolitische Verantwortung“ ergeben sollen – was schließlich auch nicht mit einer rückwärtsgewandten Reise in der Zeitmaschine zu verwechseln geht.
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Weltanschauung

Wenn Hitler sich über den Geist im allgemeinen und das wissenschaftliche Denken im besonderen ausläßt, ist von ihm Bekanntes zu vernehmen. Er jedenfalls hat seinen Goethe intus und weiß um die Ödnis einer „Theorie“, welche stets „grau“ ist, weil alle besseren Farben für „das Leben“ reserviert sind. Er trifft auch in etwa den Tonfall, in dem in erkenntnistheoretischen Propädeutika die Frage aufbereitet wird, wie denn wohl die Theorie eines Stücks Wirklichkeit wieder mit der „Wirklichkeit“ zusammenfinden möchte, die sie ja „nur“ denkt. Nur daß hier eben eine Wortmeldung vorliegt, die vom Zweifel über die mögliche Erkennbarkeit der Welt offenbar nicht groß geplagt wird, vielmehr von erfolgreichem Vollzug kündet:

„Indem ich endlich so in der Lage war, die Wirklichkeit theoretisch zu begründen, die Theorie an der Wirklichkeit zu prüfen, wurde ich davor bewahrt, weder in der Theorie zu ersticken, noch in der Wirklichkeit zu verflachen.“ (MK S. 38)

Als wäre er in einer Universität gewesen, kann er sich Theorien vorstellen, die mit der Wirklichkeit, von der sie künden, nichts zu tun haben. Deswegen besteht er auf dem prüfenden Blick in die „Wirklichkeit“ – natürlich mit seiner „Theorie“ im Kopf, die diesen Blick verläßlich macht. Und siehe da: Die „Theorie“ bewährt sich, und die „Wirklichkeit“ kommt zu ihrem Recht. Der Führer hat sein Problem gelöst, in der gebotenen Kürze das Haben einer Weltanschauung als die einzig nützliche Form des Denkens vorstellig gemacht, die ihm die „Wirklichkeit“ zur Verfügung stellt. Die beiden Übel des Verflachens in der „Erfahrung des täglichen Lebens“ und des Erstickens beim „gründlichen theoretischen Studium“ (ebda.) können ihm nun nichts mehr anhaben; er ist mit der Waffe eines geistigen Vermögens begabt, das extrem treffsicher bei jeder Erfahrung im Prinzip immer schon genau Bescheid darüber weiß, womit man es da zu tun hat. Offensichtlich hat Adolf Hitler schon in seinen frühen Wiener Lehr- und Wanderjahren einen so genialen geistigen Wurf gelandet, einmal so gründlich und total in die „Wirklichkeit“ hineingedacht, daß er für den Rest seines intellektuellen Lebens ausgesorgt hat und auf eine recht einfache Weise von der „theoretischen Begründung“ zehrt, die er gebunkert hat: In der sieht er sich mit und in seinen „Erfahrungen“ nur immer wesentlich bestätigt; ihm ist ein- für allemal die „Wirklichkeit“ derart gründlich aufgegangen, daß er sich mit irgendwelchen Begründungen von diesem und jenem aus dem Schatz seiner Erfahrungen gar nicht mehr groß aufzuhalten braucht und nur noch an ihnen „zu prüfen“ hat, daß und wie goldrichtig er mit allem liegt, was er sich über die Welt, in der sie sich abspielen, schon alles zusammengereimt hat – schon ist er komplett im Bilde.

 Die Vorzüge der Theorie die von ihm vermeldet werden, verstehen sich so keineswegs als Empfehlung, sich im Wege tüchtigen Theoretisierens Einsichten zu verschaffen, damit man die hat und wenigstens weiß, warum die „Erfahrungen des täglichen Lebens“ so sind, wie sie nun einmal sind. Vielmehr will der junge Autodidakt in diesem Zusammenhang bedeuten, daß eine „Theorie“ nach seiner Auffassung dasselbe ist wie der positive Ertrag, den sie abwirft, also genausoviel taugt, wie sich mit ihr als Hilfsmittel der Reim auf die Welt fertigen läßt, der auf die paßt. Daher vernimmt man bei Hitlers kleinem Exkurs über den Nutzen des Wissens auch nichts von den ansonsten bei allen bürgerlichen Denkern so beliebten „Schranken der Erkenntnis“ oder von den anderen Titeln ihrer Skepsis, unter denen sie die notorisch begrenzte Reichweite des Vermögens ausloten, von dem sie hemmungslos Gebrauch machen. Und obwohl sie sich nach Form und Inhalt gar nicht so schlecht ausnimmt, will Hitler mit seiner Privatlösung aller heißen Probleme zum Thema Theorie & praktische Erfahrung – die ein Popper und ein „Wiener Kreis“ zur selben Zeit anhand von wider Erwarten doch möglicherweise schwarzen Schwänen wälzen – eben nicht als Erkenntnistheoretiker Eindruck machen. In der für ihn typischen Bescheidenheit will er mit dem Bericht, wie er für sich das Denken nützlich gemacht hat, klarstellen, daß anders als so das Denken nicht zu gehen hat. Gegen allen Skeptizismus, mit dem sich bürgerliche Denker in Belangen von Wissen und Erkenntnis für ziemlich untauglich und allenfalls dazu brauchbar erklären, mögliche Wege anzudeuten, auf denen sich dem Unfaßbaren der „Wirklichkeit“ doch nähertreten ließe, besteht Hitler entschieden darauf, daß das Denken jede Menge Sicherheit stiftet – vorausgesetzt natürlich, man versteht sich auf den richtigen Umgang mit dieser schwierigen Materie und orientiert sich bei allen neuen Fragen, die „das Leben“ aufwirft, ausschließlich an dem als Maßstab, was man über es grundsätzlich und schon seit jeher weiß:

„Legt nun das Leben plötzlich irgendeine Frage zur Prüfung oder Beantwortung vor, so wird ... das Gedächtnis augenblicklich zum Maßstabe des schon vorhandenen Anschauungsbildes greifen.“ (ebda.)

So wird „das Leben“ zur Schule des Denkens, indem es genau die Fragen aufwirft, für die das Denken die richtigen Antworten schon weiß, weil es die Prinzipien, die in diesem „Leben“ walten, schon vorher erfolgreich in Besitz genommen hat. Und was diese selbst betrifft, so hat Hitler auch da seine von keinerlei Skepsis getrübte Auffassung: Sie fallen für ihn haarscharf mit dem zusammen, was er im und mit dem „Leben“ vorhat und wofür er seine „Bewegung“ mobilisieren will, also „Sicherung des Bestehens und der Vermehrung unserer Rasse und unseres Volkes“, „Reinhaltung des Blutes“, „Unabhängigkeit des Vaterlandes“ sowie dessen „Mission“. Zu erkennen, daß das und nichts anderes das „Leben“ ist und bestimmt, ist deswegen der Zweck, dem das Denken zu gehorchen hat, und der Nutzen, den es dabei stiftet, liegt auf der Hand: Es haben nur alle, die mit dem Denken von Berufs wegen befaßt sind, die Sache so zu sehen wie der Führer, dann wissen auch alle anderen im Rest des Volkes, was Sache ist, und es gibt sie endlich, die „geistige Führung“. So lautet dann der Imperativ, den der faschistische Führer an seine Volksgenossen in den Elfenbeintürmen erläßt:

„Jeder Gedanke und jede Idee, jede Lehre und alles Wissen haben diesem Zweck zu dienen. Von diesem Gesichtspunkte aus ist auch alles zu prüfen und nach seiner Zweckmäßigkeit zu verwenden oder abzulehnen. So kann keine Theorie zur tödlichen Doktrin erstarren, da alles ja nur dem Leben zu dienen hat.“ (MK S. 234)

Nun ist als Ideal von Wissenschaft das Telos des nützlichen Beitrags – modern und methodologisch verquast: „Realitätsnähe“ – für die maßgeblichen Zwecke, die es in der Welt so gibt, auch den Brotgelehrten nicht fremd, die mit ihren Künsten die bürgerliche „Freiheit der Wissenschaft“ am Leben erhalten: Keine Theorie über Geist oder Gesellschaft, die sich nicht selbst darauf verpflichtete, über den Umweg von ersonnenen höheren Zweckmäßigkeiten den ordinären zu dienen, die es gibt; kein Gedanke, dem deswegen das Ethos der „Verantwortung“ fremd wäre, der das Denken gegenüber seinen Gegenständen zu gehorchen habe und die es in der Pflege von vielen „Ansätzen“ wahrnimmt, den „Problemen“ „gerecht zu werden“, die sie bereiten; und auch ganz ohne Diktat und Aufsicht machen diese Denker von ihrer Freiheit so fromm Gebrauch und liefern Lageberichte zum Zustand der Nation ab, in denen es von „Werteverfall“ und „Orientierungsnot“ nur so wimmelt. Aber einer wie Hitler findet in dem Pluralismus, in dem diese Wissenschaft ihre Verantwortung organisiert, eben nicht das Instrument vor, das er gebrauchen will. Was in dieser friedlichen Konkurrenz von Lehrmeinungen zustandekommt, sind ja lauter Denkmäler der forscherischen Partikularität, die sich da an ihren Gegenständen zu schaffen macht, und die Erkenntnisse, die sie abliefert, fallen dementsprechend aus: Sie sind von dem höchst subjektiven Interesse gar nicht zu trennen, das dieser oder jener Denker an diesem oder jenem Objekt nimmt und dann gleich als dessen Wesen ausbreitet. Sich daher mit seinem Interesse in diesen Reigen von einander zwar ausschließenden, aber immer friedlich nebeneinander gedeihenden Weltentwürfen einzuklinken; das, was er für die wesentliche Erkenntnis und Botschaft an die Deutschen hält, auf eine Stufe mit all dem zu stellen, was die munteren Forscher so für wesentlich zu erachten belieben – das erscheint einem Faschisten ziemlich absurd. Diese Relativierung duldet sein politisches Interesse einfach nicht, weswegen er mit seinem Sinn für praktische Vereinfachungen die bürgerliche Dialektik von „Erkenntnis und Interesse“ schlicht andersherum buchstabiert, zwischen beiden ein Gleichheitszeichen und sein Interesse vorwegsetzt: Er will ganz sichergehen, daß die deutschen Denker immer genau bei den Wesentlichkeiten und Werten landen, die für ihn als Staatsmann die höchsten sind, und um das sicherzustellen, legt er sie darauf fest, praktischerweise gleich von ihnen auszugehen und sie beim Denken nicht mehr aus den Augen zu lassen. Und er will vor allem, daß sie als die Fachmänner fürs Begründen sein Volk von den Notwendigkeiten überzeugen helfen, die tatsächlich anstehen – und ihre Verwurzeltheit im „Leben“ dadurch unter Beweis stellen, daß sie es geistig zu Kämpfern für die nationale Gemeinschaft erziehen: An dem Auftrag haben sie sich zu messen, werden sie geprüft und für tauglich befunden oder nicht.

Für diese politische Funktion, für die es da zu sein hat, erscheint freilich das wissenschaftliche Verfahren selbst, das die Welt immer beurteilen, also nicht unmittelbar alle ihre Einrichtungen immer für die Notwendigkeiten halten will, die es eh schon kennt, ein wenig umständlich – wenn nicht gar grundsätzlich verdächtig, am politischen Bildungsauftrag einfach vorbeizuzielen und in „weltfremder Spinnerei“ zu entarten. Und was das Versenken der nötigen Einsichten im Volk selbst betrifft, so braucht der Führer zur Abmessung der nötigen Dosierung des Wissens nur bei sich selbst und der Quintessenz seiner völkischen Lehre Maß zu nehmen – die läßt sich ja auch in einem Satz ausdrücken. Folglich ist sein Adressat mit genau den Brocken bestens bedient, mit denen ihm „erläutert“ wird, worauf es ankommt:

„Es ist dabei nicht nötig, daß jeder einzelne ... vollen Einblick und genaue Kenntnis in die letzten Ideen und Gedankengänge der Führer erhält. Notwendig ist vielmehr, daß ihm einige wenige, ganz große Gesichtspunkte klargemacht werden und die wesentlichen Grundlinien sich ihm unauslöschlich einbrennen, so daß er von der Notwendigkeit des Sieges seiner Bewegung und ihrer Lehre restlos durchdrungen ist.“ (MK S. 508)

Und wenn die Sache schon so ist und es allein auf das Einhämmern von „Leitsätzen“ ankommt, die „geeignet sind, eine breitere Menschenmasse auf sich zu verpflichten“ (MK S. 511), stechen dem Führer augenblicklich die Reize eines gleichfalls im bürgerlichen Geistesleben schon gut verankerten intellektuellen Brauchtums ins Auge:

„Der Glaube ist schwerer zu erschüttern als das Wissen ... ‚ und die Triebkraft zu den gewaltigsten Umwälzungen auf dieser Erde lag zu allen Zeiten weniger in einer die Massen beherrschenden wissenschaftlichen Erkenntnis als in einem sie beseelenden Fanatismus und manchmal in einer sie vorwärtsjagenden Hysterie.“ (MK S. 371)

Die Vorzüge des Glaubens sind für ihn als Staatsmann nur zu offensichtlich. Die Distanzierung von der Unmittelbarkeit, ohne die noch das verkehrteste Urteil der Wissenschaft einfach nicht zu haben ist, erscheint ihm als ein einziger Quell von „Unsicherheit und Zweifel“ (MK S. 512) – denkt er nur für einen Moment an das, was ihm so als Programm und Resultat einer gediegenen Volksaufklärung vorschwebt. Wer „Menschen mit blindem Glauben an die Richtigkeit einer Lehre erfüllen“ (ebda.) will, dem kommt noch die bescheidendste Nachfrage, welchem Wahrheitstest sich denn seine „Lehre“ unterzogen hätte, als Machenschaft vor, die ihm nur ins Handwerk pfuschen will. Der redet von „Richtigkeit“ und meint damit sein Ideal einer unbedingten Herrschaft über den Willen, die von einer einmal gründlich gefressenen „Lehre“ auszugehen hat und die ihm dann als jener „beseelende Fanatismus“ entgegenlacht, den er nur noch an die Hand zu nehmen braucht – das macht für Faschisten das überaus Rationale dieser absurden Geisteshaltung des Glaubens aus, die sich auf die Negation aller Objektivität als Methode festlegt, sich über sie Gewißheit zu verschaffen:

„Als verstandesmäßige Bejahung ... ist dieser Glaube rationaler Glaube, da er keinen Raum für Zweifel an der Möglichkeit des Angenommenen oder Vernommenen zuläßt... Dieser Glaube erfüllt den Menschen in seiner Ganzheit, bewegt seinen Willen und befähigt ihn zu Dienst und Leistung“. (Meyers Lexikon, Band 4, Stichwort „Glaube“, Leipzig 1938, S. 1588 f.)

Wenn dann „der Mensch“ so beieinander ist und sich seine Welt von dem Standpunkt aus besieht, daß zwischen deren Notwendigkeiten und seinen eigenen, zwischen dem, was sie erfordert und dem, was er will, gar keine Differenz mehr besteht, dann ist er erfolgreich im Besitz jener Weltanschauung, in der Hitler die unverzichtbare geistige Grundlage für den Erfolg des deutschen Aufbruchs entdeckt. Dann hat er im „politischen Glauben“ an die Mission seines deutschen Vaterlandes nicht nur die geistige Sicherheit zu wissen, worauf es ankommt und was wirklich zählt „im Leben“, sondern auch die Instanz, die seinen Willen zu Taten beflügelt: Von Deutschland „erfüllt“ und „bewegt“ setzt er sich ein für das, was ihm hoch und heilig ist, erklärt sich selbst zum Missionar seines politischen Glaubensinhalts, schwingt sich erst ideell zum Kämpfer für Deutschland auf, kämpft dann vielleicht auch noch wirklich und schreitet erst zum Ausmerzen von abweichenden Ideen, dann zu dem der übrigen Feinde der Nation...

So ist in der Denkstrategie einer Weltanschauung endlich alles überwunden, was auch noch das falscheste Wissen für den Zweck einer politischen Indienstnahme fraglich erscheinen läßt, wie sie Hitler im Sinn hat. Weil das Denken nach irgendwelchen Notwendigkeiten gar nicht mehr zu suchen braucht, sondern sich – wie der Name sagt – durch die bloße Anschauung der Welt nur immer bestätigt, was es über sie ohnehin schon weiß, ist der interessierte Blick in die Runde schon die komplette und jeden denkbaren Zweifel ausschließende Beglaubigung aller Prinzipien, von denen die Welt regiert wird. In allem, was man sieht, sieht man, was man vorher schon wußte – und entdeckt daher am laufenden Meter, daß es überall und ausschließlich um Blut, Boden, Rasse und Deutschlands Lebenskampf geht. Zusammen mit diesen Entdeckungen rückt man dann auch selbst ins Zentrum des Hauptgeschehens ein und holt sich aus der Welt seiner Vorstellung zusammen mit der auch gleich die entsprechende Motivierung ab. Eine gefestigte Weltanschauung löst eben nicht nur das Problem von Theorie & Empirie, sondern auch das von Theorie & Praxis: Als Überzeugung ist sie nämlich ein Diktat für den Willen. Und für den Willen eines Deutschen gibt es da jede Menge zu tun – was genau, sagt dann der Führer schon.

Umgekehrt setzt sich vom Standpunkt einer Weltanschauung aus jeder ins Unrecht und macht sich verdächtig, der all den Zeugnissen nicht abzulauschen versteht, was sie bezeugen: Das verweigerte Bekenntnis zum Offensichtlichen, daß es um Deutschland und nichts sonst geht, steht da für den Willen des Betreffenden, es zu verweigern. Sein Ausbleiben beweist finstere Absicht und fehlende Bereitschaft, für die deutsche Sache Partei zu nehmen – so daß sich schon über den Besitz der richtigen Weltanschauung die Guten von den Schlechten scheiden: Wer über sie nicht verfügt, grenzt sich selbst aus der nationalen Volksgemeinschaft aus, die ja im Glauben an und tatkräftigen Einsatz für Deutschland besteht, und daß er von der dann ausgegrenzt wird, ist nur folgerichtig.

Freilich hängt ganz viel davon ab, daß der „politische Glaube“, dieses griffig gefaßte „Deutschland!“ als die Essenz der Welt, erfolgreich in den Köpfen der Volksgemeinschaft versenkt wird. Und auch dafür, wie 

„jene große magnetische Anziehung, der die breite Masse immer nur folgt unter dem zwingenden Eindruck großer überragender Gesichtspunkte, der Überzeugungskraft bedingungslosen Glaubens an dieselben, gepaart mit dem fanatischen Kampfesmut, für sie einzustehen“ (MK S. 414),

ins Werk zu setzen geht, weiß Hitler den letzten 

Vorzug des weltanschaulichen Denkens zu nutzen. Solches Denken bewährt sich nämlich nicht, weil es stimmt, sondern durch seinen Test in der Praxis. Die gibt ihm Recht und bezeugt in ihren Erfolgen die Überlegenheit der Idee. Insofern sind Taten die Geburtshelfer der richtigen Überzeugung, und Hitler, der einiges auf die Macht der Rede gegeben hat, war für den kategorischen Imperativ: „Mußt nicht reden – mußt tun!“ allemal zu haben. Das war seine Lösung des „Wahrheitsproblems“, und mit der befindet er sich in der guten Gesellschaft all derer, die davon ausgehen, daß Erfolg dem Recht gibt, der ihn hat: 

„Diese Umsetzung einer allgemeinen weltanschauungsmäßigen idealen Vorstellung von höchster Wahrhaftigkeit“ - er meint natürlich den Aufbruch seiner deutschen Volksgemeinschaft – „in eine bestimmt begrenzte, straff organisierte, geistig und willensmäßig einheitliche politische Kampfgemeinschaft ist die bedeutungsvollste Leistung... Hier muß aus dem Heer von oft Millionen Menschen, die im einzelnen mehr oder weniger klar bestimmt diese Wahrheiten ahnen, zum Teil vielleicht begreifen, einer hervortreten, um mit apodiktischer Kraft aus der schwankenden Vorstellungswelt der breiten Masse granitene Grundsätze zu formen und solange den Kampf für ihre alleinige Richtigkeit aufzunehmen, bis sich aus dem Wellenspiel einer freien Gedankenwelt ein eherner Fels einheitlicher glaubens- und willensmäßiger Verbundenheit erhebt.“ (MK S. 419)

Der Führer selbst mit seiner „Bewegung“ also ist schon das fertige Argument, das in seinem Volk die Gesinnung weckt, auf die es ihm ankommt. An seinem bedingungslosen Einsatz für die Rechte der deutschen Nation soll das Volk sehen, daß es an Deutschland und an ihn als berufenen Retter der Nation einfach zu glauben hat. An seinem „Kampfesmut“ und an den Feinden, die er als Feinde Deutschlands ausmacht, soll sich das Volk die Maßstäbe seiner eigenen politischen Urteilsbildung abholen und mit denen die Welt so wiederentdecken, wie sie sich für den Führer darstellt: Ein ewiges Ringen der Rassen und Völker um Lebensrecht, der Arier im Kampf um seinen Lebensraum, gegen die jüdisch-bolschewistische Weltverschwörung, gegen England und alle anderen, die sich Deutschland in den Weg stellen...

Eine Weltanschauung braucht eben nur Erfolg, um glaubwürdig zu sein und zu „überzeugen“. Letzteres vermag sie – da sie ja das dezidierte Gegenprogramm einer Überzeugung durch Einsicht ist – umso besser, je wirkungsvoller sie ihren Anspruch vor Augen stellt. Daher übersetzt sich die „apodiktische Kraft“ des festen Glaubens an Deutschland in den Auftrag, allen noch fehlgeleiteten Schafen im Land die entsprechend eindeutigen Zeichen zu setzen und

„die gesamte gegnerische Ideenwelt mit allen Mitteln zu bekämpfen, d.h. deren Einsturz vorzubereiten.“ „Denn um einen Kampf handelt es sich hierbei, insofern die erste Aufgabe nicht heißt: Schaffung einer völkischen Staatsauffassung, sondern vor allem: Beseitigung der vorhandenen jüdischen.“ (MK S. 508, S. 505)

In Sachen „normativer Kraft des Faktischen“ ist der Mann einfach unschlagbar. Er hat seinen politischen Gegner, den „Marxismus“, streng nach der Logik der Weltanschauung ins Visier genommen, als konkurrierenden Glaubensverein, dem es um das Gleiche ginge wie ihm, nämlich auch um den Triumph von so einer mit „infernalischer Unduldsamkeit erfüllte(n) Weltanschauung“ (MK S. 506). Weil die „Marxisten“ ihm und dem Aufbruch seines deutschen Volkes entgegenstehen, definiert er sich ihren politischen Zweck und Willen dahingehend zurecht, ihm sein Monopol auf weltanschauliche Orientierung des Volkes streitig zu machen. Und wer die Sache so sieht, für den findet sich die favorisierte „völkische Staatsauffassung“ ganz von selbst, eben allein durch die „Beseitigung“ der Konkurrenz ein: Wem anderem als ihm sollten „die Massen“ dann noch folgen können – also wollen sie dann garantiert nur noch ihm folgen! 

Diese Behandlung von gleich zu gleich trifft zwar den politischen Willen, über den Marxisten verfügen, eher überhaupt nicht – eine Konkurrenz zu den Nazis über die Wege zur „Weltmacht Deutschland“ kann man ihnen nun wirklich nicht nachsagen. Das spielt aber genausowenig eine Rolle wie der Umstand, daß man sich auch in ihren Reihen recht gut darauf verstand, ausgerechnet den Kommunismus als „Lehre“ feilzuhalten, der das Volk – so, wie es geht und steht – sich doch anschließen möchte. Denn in dem Erfolg, den sie dabei immerhin auch noch hatten, sah ein Weltanschauungsfachmann wie Hitler immer nur eines: Für ihn war das Grundrezept von Weltanschauung verwirklicht, wie sie ihm für seine „Bewegung“ vorschwebte, nämlich dieses „vollendete Zusammenspiel von politischem Wollen und aktivistischer Brutalität“ (MK S. 596), bei dem beide Abteilungen wechselweise füreinander stehen und keine ohne die andere zu haben ist.

Daher sind in dem Respekt vor der Leistung des Gegners auch gleich die probaten Mittel angekündigt, mit denen der Führer ihn zu erledigen gedachte – sehr logisch für eine Weltanschauung, die viel auf sich hält.
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Weltmacht, Lebensraum & Europa

Mit der dramatisch vorstellig gemachten Alternative – 

„Deutschland wird entweder Weltmacht oder überhaupt nicht sein.“ (MK S. 742) –

wollte Hitler seine Landsleute auf einen Zustand der Nation aufmerksam machen, der nach seiner Ansicht die deutsche Politik vor eine grundlegende Entscheidung stellte: sich entweder dauerhaft darauf einzurichten, als ein bloßes Anhängsel der Interessen zu agieren, die die Geschicke auf dem staatlich gegliederten Globus bestimmen, oder aber eine politische „Wende“ mit der klaren Zielsetzung einzuleiten, Deutschland wieder zu einem bestimmenden Subjekt der Weltpolitik zu machen. Klar, daß für Hitler eine Politik, die zum Resultat hat, daß

„wir außenpolitisch zum Spielball der weltgeschichtlichen Ereignisse herabsinken, deren bewegende Kräfte dem Lebens- und Interessenkampf anderer Völker entspringen.“ (Hitlers Zweites Buch, S. 162),

genausowenig in Frage kam, wie das bei den heutigen Sachwaltern der deutschen Interessen der Fall ist, die sich bekanntlich von anderen Nationen auch nicht gerne vorschreiben lassen, welche Rechte ihnen in den „wichtigen Fragen der Weltpolitik“ zukommen und welche nicht. Bloß: Es macht einen nicht unerheblichen Unterschied, ob eine Nation auf Basis einer erfolgreichen Benutzung des Restes der Welt daherkommt, um das eigene Interesse in den Stand eines Rechts auf Beaufsichtigung der übrigen Staatenwelt zu erheben, oder ob sie sich – wie das bei Hitler der Fall war – vom Status einer zurückgestuften Nation aus anschickt, das ihr zustehende Recht auf Weltmachtgeltung anzumelden. Einen auch nur irgendwie vergleichbaren imperialistischen Erfolgsweg wie den des heutigen Deutschland hatte dasjenige der Weimarer Zeit nämlich nicht vorzuweisen. Im Gegenteil. Im Unterschied zum Angebot einer Beteiligung an der von dem überlegenen Kriegsgewinner USA eingerichteten Weltordnung, welche die Bundesrepublik mit dem Aufstieg zur Weltwirtschaftsmacht für sich zu nutzen wußte, hatten die Siegermächte des 1. Weltkriegs darauf bestanden, den Status des Deutschen Reiches als einer imperialistischen Verlierernation auch in der Folgezeit wirksam festzuschreiben. Nicht nur, daß mit der friedensvertraglich verlangten „Wiedergutmachung“ – darunter fielen solche Dinge wie die Enteignung deutschen Eigentums im Ausland, Ablieferungspflichten in natura sowie jährliche Tributzahlungen, die sich auf ca. 20 % des Staatshaushalts beliefen – erfolgreich dafür gesorgt war, daß das Verdienen von deutschem Geld ausschließlich dem Dienst an den Siegernationen verpflichtet war. Letztere wußten auch darüberhinaus ihre überlegene Macht dafür einzusetzen, mit handelsrechtlichen Beschränkungen aller Art die deutsche Teilnahme am Weltmarkt zu einem höchst einseitigen Vergnügen zu machen, zumal dem Deutschen Reich qua Verbot einer Wiederaufrüstung die Mittel der Souveränität fehlten, gegen die „Ungerechtigkeiten“ der neuen Weltordnung Einspruch zu erheben.

Angesichts der Notlage einer Nation, in der diese sich per weltwirtschaftlicher Konkurrenz zur Niederlage verurteilt, weil gar nicht erst gleichberechtigt zu ihr zugelassen sah, mußte sich für einen patriotisch denkenden Mann wie Hitler, der sich mit dieser „trostlosen Lage“ seines Deutschlands nicht abfinden wollte, zwangsläufig die Frage stellen, wie denn bloß, und das hieß: mit welchen von der Nation zu mobilisierenden Mitteln, ein deutscher Wiederaufstieg zur Weltmachtgeltung hinzukriegen war. Aufgrund seines desillusionierenden Befunds –

„Deutschland ist heute keine Weltmacht. Selbst wenn unsere augenblickliche militärische Ohnmacht überwunden würde, hätten wir doch auf diesen Titel keinen Anspruch mehr.“ (MK S. 729) –

war es jedenfalls klar, daß mit der Parole „Weiter so, Deutschland“, mit der deutsche Politiker ein paar Jahrzehnte später ihr Land zu neuer Größe und Macht zu führen versprachen, für den damaligen Führer kein Staat zu machen war. Weil diesem die souveräne Handlungsfreiheit abging, sich des Weltmarkts und seiner Quellen als Mittel nationaler Größe zu bedienen, machte sich Hitler – so die politische „Wende“, die er vorschlug – die „Wiedererringung der Freiheit“ der Nation zu dem bestimmenden Zweck deutscher Politik, um überhaupt erst die unerläßliche Voraussetzung dafür zu schaffen, die Erfolgsbedingungen der heimischen Ökonomie über die Landesgrenzen hinaus sichern zu können. Daraus, daß diese Zielsetzung die gewaltsame Ausdehnung des nationalen Hoheitsgebietes in Gestalt eines zu erobernden „Lebensraumes im Osten“ beinhaltete, hat Hitler kein Geheimnis gemacht. Dabei hatte er auf den schon zu seiner Zeit erhobenen Vorwurf, es sich mit der Entscheidung zu einem derartigen Kriegsprogramm wegen der darin enthaltenen Risiken zu leicht gemacht zu haben, die ebenso banale wie passende staatsmännische Antwort parat:

„Natürlich ist es eine Frage der Staatsklugheit, den Einsatz so zu wählen, daß ein möglichst hoher Gewinn herauskommt. Aus Angst aber, vielleicht das falsche Pferd zu erwischen, überhaupt nicht zu setzen, heißt auf die Zukunft eines Volkes Verzicht leisten.“ (Hitlers Zweites Buch, S. 141)

Er konterte seinerseits mit dem Vorwurf an diejenigen der national gesonnenen Politiker der Weimarer Zeit, die sich von einer Bewährung in der Weltmarktkonkurrenz eine Verbesserung der Lage der Nation versprachen, daß sie einem „Ausverkauf deutscher Interessen“ Vorschub leisteten:

– In Ermangelung von Lizenz und Gelegenheit, sich über den Aufstieg zu einer führenden Weltwirtschaftsmacht auch die Rechte einer veritablen Weltmacht zu verschaffen, hat Hitler die imperialistische Wahrheit geltend gemacht, daß die grenzüberschreitende Vermehrung des nationalen Reichtums nur auf Kosten des gleichgerichteten Interesses fremder Souveräne zu haben ist, daß es deshalb ein wirklichkeitsfremder Idealismus ist, die „wirtschaftsfriedliche Eroberung“ auf einem politisch umkämpften Weltmarkt für eine gewaltfreie Affäre zu halten:

„Da alle großen Völker heute Industrievölker sind, ist die sogenannte wirtschaftsfriedliche Eroberung der Welt nichts anderes als der Kampf mit Mitteln, die solange friedlich sein werden, solange die stärkeren Völker mit ihnen siegen zu können glauben, d.h. aber in Wirklichkeit mit friedlicher Wirtschaft die anderen töten zu können. Denn das ist das wirkliche Resultat eines Sieges eines Volkes mit wirtschaftlichen Mitteln über ein anderes Volk. Das eine Volk erhält durch sie die Möglichkeiten zum Leben, und dem anderen werden sie dadurch entzogen.“ (ebda. S. 61)

– Gerade weil nach Hitlers Ansicht dem Deutschen Reich alle erforderlichen Machtmittel dafür abgingen, die übrige Staatenwelt zuverlässig auf den Dienst an den eigenen Bilanzen zu verpflichten, hielt er ebenfalls nichts von einem nationalen Standortprogramm, dessen „soziale Folgekosten“ für die Masse der Bevölkerung er natürlich genausowenig scheute wie seine demokratischen Politikerkollegen heutzutage. Es waren ganz andere, ernstzunehmende Folgekosten, die das Deutschland seiner Zeit zu gewärtigen hatte, wenn es auf einem Weltmarkt, der weder eine allgemein verbindliche Konkurrenzordnung noch ein international geregeltes Verschuldungswesen kannte, die negativen nationalen Bilanzen auf Kosten der mächtigen Konkurrenz zu sanieren suchte:

„Man vergißt dabei nur vollständig, daß dieses ganze Problem für Deutschland ... gar kein Problem der Steigerung der Produktion ist, sondern eine Frage der Verkaufsmöglichkeit, daß aber die Schwierigkeit des Exports durchaus nicht behoben würde durch Senkung der deutschen Gestehungskosten, wie unsere bürgerlichen Schlauköpfe meinen... (So) würde eine Konkurrenzfähigmachung der deutschen Exportwaren durch Senkung der Erzeugungskosten etwa infolge eines Abbaus unserer sozialen Gesetzgebung ... uns nur dorthin bringen, wo wir am 4. August 1914 gelandet waren.“ (ebda. S. 122)

– Auch der schon nach der ersten Weltkriegsniederlage propagierten Idee, den deutschen Wiederaufstieg in den Kreis der imperialistischen Weltmächte durch eine Zusammenlegung der ökonomischen Potenzen in einer Vereinigung der Staaten Europas zu betreiben, erteilte Hitler ein deutliche Abfuhr, weil ein Europa, in dem sich Deutschland als inferiore Macht anderen Staaten hätte unterordnen müssen, ganz im Gegensatz stand zu dem Programm, das er der Nation verordnet hatte. Daß mit dem damals in Umlauf gebrachten „Europa-Gedanken“ darauf gezielt war, der aufstrebenden Weltmacht USA durch einen Zusammenschluß der europäischen Nationen gewachsen zu sein, hielt er zwar für gut gemeint:

„Da das Schicksal Deutschlands wirtschaftlich heute Amerika gegenüber zum Teil auch das Schicksal anderer Nationen in Europa ist, findet wieder besonders bei unserem Volk eine Bewegung gläubige Anhänger, die der Union der amerikanischen Staaten eine solche Europas gegenüberzustellen versucht, um dadurch einer drohenden Welthegemonie des nordamerikanischen Kontinents vorzubeugen.“ (ebda. S. 127 f.),

in der politischen Praxis aber für eine „geschichtlich unmögliche Kinderei“ (ebda. S. 129), weil er sich eine freiwillig berechnende Auflösung der Souveränität der europäischen Nationalstaaten weder vorstellen konnte noch wollte. Europa: Das war für Hitler ein Projekt, mit dem die Souveränität der konkurrierenden Nationen gebrochen werden mußte – also definitiv nichts, auf das man sich mit diesen hätte friedlich verständigen können:

„Der Versuch aber, durch einen rein formalen Zusammenschluß europäischer Völker den paneuropäischen Gedanken zu verwirklichen, ohne in jahrhundertelangen Kämpfen von einer europäischen Vormacht erzwungen zu werden, würde zu einem Gebilde führen, dessen gesamte Kraft und Energie genauso durch die inneren Rivalitäten und Streitigkeiten absorbiert würde, wie einst die Kraft der deutschen Stämme im Deutschen Bund. Erst als durch die Übermacht Preußens die innere deutsche Frage endgültig gelöst war, konnte ein vereinter Krafteinsatz nach außen erfolgen.“ (ebda. S. 130)

An Hitlers Einwänden gegen die politische Perspektive einer „wirtschaftsfriedlichen Eroberung“ wird ersichtlich, daß es keineswegs ein persönlicher Tick des Führers war, in dem angeblich so gewaltfreien Funktionalismus des Weltmarkts auf lauter höchste Souveränitätsfragen zu stoßen, die der Perspektive einer staatsnützlichen Bewährung auf diesem Weltmarkt sehr grundsätzlich im Wege standen. Den erhobenen Vorwurf, ein „gefährlicher Kriegsfanatiker“ zu sein, der das Wohl der Nation leichtfertig aufs Spiel setzen wolle, hat er deshalb an diejenigen Politiker weitergereicht, die mit der Forderung nach „Wiederherstellung der Grenzen des Jahres 1914“ das Risiko bewußt in Kauf nähmen, „stets aufs neue den zerfallenen Bund unserer Gegner zu festigen“.

„Dabei ist sie in zweifacher Weise unsinnig:

1. weil die Machtmittel fehlen, um sie aus dem Dunst der Vereinsabende in die Wirklichkeit umzusetzen und

2. weil, wenn sie sich wirklich verwirklichen ließe, das Ergebnis doch wieder so erbärmlich wäre, daß es sich, wahrhaftiger Gott, nicht lohnen würde, dafür das Blut unseres Volkes einzusetzen.“ (MK S. 737 f.)

 Dafür hat Hitler mit der Eroberung neuen „Lebensraums“ für die Nation ein Kriegsziel ausgemacht, das – allen anderslautenden Gerüchten zum Trotz – nur belegt, wie ernst er das vorgefundene imperialistische Kräfteverhältnis und damit die fundamentale Schwäche des Deutschen Reiches genommen hat. Das nach seiner Auffassung weniger risikoträchtige Kriegsprogramm –

„Es setzt ebenfalls große militärische Machtmittel zur Durchführung voraus, bringt aber Deutschland nicht unbedingt in Konflikt mit sämtlichen europäischen Großmächten.“ (Hitlers Zweites Buch, S. 163) –

war nämlich die Schlußfolgerung aus einer Lagebeurteilung, die für Deutschland in einer Weise negativ ausfiel, daß Hitler sich auf die Bilanzierung der Grundvoraussetzungen der staatlichen Souveränität zurückverwiesen sah:

„Was bedeutet heute auf dem Planeten ein Gebilde, das in seinem Verhältnis von Volkszahl zur Grundfläche so jämmerlich beschaffen ist wie das derzeitige deutsche Reich? In einem Zeitalter, in dem allmählich die Erde in den Besitz von Staaten aufgeteilt wird, von denen manche selbst nahezu Kontinente umspannen, kann man nicht von Weltmacht bei einem Gebilde reden, dessen politisches Mutterland auf die lächerliche Grundfläche von kaum fünfhunderttausend Quadratkilometern beschränkt ist.“ (MK S. 729)

Eine solche Rückbesinnung auf die geographische Dimensionierung des nationalen Hoheitsgebiets ergab sich geradezu zwangsläufig aus dem Hitlerschen Befund, daß dem Deutschen Reich jede Fähigkeit abging, die auf seinem Gebiet stattfindende Akkumulation von Kapital zu einem Hebel dafür zu machen, den internationalen Konkurrenzkampf um Kapitalreichtum und um den ordnenden Zugriff auf den Rest der Welt erfolgreich aufzunehmen. Ganz gleich, woran Hitler sich da im einzelnen gemessen hat – ob, wie im Fall der USA, an deren großräumigem Binnenmarkt:

„Die Größe und der Reichtum ihres Binnenmarkts gestatten dabei Produktionsziffern und damit Produktionseinrichtungen, die das Fabrikat so sehr verbilligen, daß trotz der enormen Löhne eine Preisunterbietung gar nicht möglich erscheint.“ (Hitlers Zweites Buch, S. 123),

oder an der billigen Rohstoffversorgung der heimischen Industrie, wie sie etwa England dank eines umfangreichen Kolonialbesitzes garantieren konnte –, angesichts der negativen Resultate der Weltmarktkonkurrenz sah er sich jedenfalls auf das Geltendmachen eines staatlichen Eigentumsstandpunkts zurückverwiesen, der mit der Erweiterung der nationalen Hoheitssphäre der Nation zugleich eine gesicherte Machtgrundlage verschaffen sollte. Solche Erweiterungen sind auch dann nicht unwillkommen, wenn eine Nation über eine gesicherte Position in den internationalen Benutzungsverhältnissen verfügt – wie die Angliederung der DDR an die BRD  zeigt. Hitler allerdings ging es darum, sich mit der Eroberung fremden Territoriums ein Fundament für die Entfaltung weltweiter Interessen überhaupt erst zu verschaffen, und zwar gegen den bislang gepflegten – von ihm als „wirtschaftsfriedlich“ verworfenen – Imperialismus des Deutschen Reiches:

„Deutschland entschließt sich, zu einer klaren weitschauenden Raumpolitik überzugehen. Es wendet sich damit von allen weltindustriellen und welthandelspolitischen Versuchen ab und konzentriert statt dessen alle seine Kräfte, um unserem Volk durch die Zuweisung eines genügenden Lebensraumes für die nächsten 100 Jahre auch seinen Lebensweg vorzuzeichnen.“ (ebda. S. 163)

Mit seiner „weitschauenden Raumpolitik“ wollte der nationalsozialistische Staat keineswegs eine dauerhafte Alternative zu einer kapitalistischen Weltwirtschaft institutionalisieren, in der die Staaten über die wechselseitige Anerkennung ihrer hoheitlichen Befugnisse die Erfolgsbedingungen ihrer nationalen Ökonomie zu sichern suchen. Daß Hitler sich um solch schöne Dinge wie das Völkerrecht nicht scherte, weil er um dessen Wahrheit wußte, daß es die Macht ist, die das Recht setzt, ist eine Sache:

„Die Tatsache des Gelingens eines unmäßigen Bodenerwerbs durch ein Volk ist keine höhere Verpflichtung zur ewigen Anerkennung desselben. Sie beweist höchstens die Kraft der Eroberer und die Schwäche der Dulder. Und nur in dieser Kraft liegt allein das Recht.“ (MK S. 740)

Die andere Sache ist die, daß mit der Eroberung neuen „Lebensraums“ das Erschließungsprogramm einer kapitalistischen Nation eingeleitet war, die sich mit ihrem neugewonnenen Besitztum in den Stand versetzen wollte, die Konkurrenz mit den anderen großen Staats-„Gebilden“ aufzunehmen, zu deren Bewältigung sie ihr Hoheitsgebiet für zu klein bemessen gehalten hat. Daß solche politischen Zielsetzungen wie die Sicherung einer „Ernährungs- und Rohstoffreiheit“ nicht mit dem bescheidenen Programm einer autarken Selbstversorgung zu verwechseln waren, lag angesichts eines Weltmarkts auf der Hand, auf dem sich Deutschland gerade dadurch erpreßbar machte, daß es im Unterschied zu den damaligen Weltmächten über diese Grundvoraussetzungen einer kapitalistischen Reichtumsproduktion nicht oder nur unzureichend verfügte. Aber eben verfügen wollte.

Mit der staatlich veranstalteten „Zuweisung eines genügenden Lebensraumes“ für das verehrte Volk sollten auch dessen Klassenunterschiede produktiv zur Geltung gebracht werden. In diesem Projekt durften sich die „kleinen Leute“ gleich in doppelter Weise für ihre Nation nützlich machen: Da die nationalsozialistischen Eroberer – im Unterschied zu einem „Glücksfall der Geschichte“ namens „Wiedervereinigung“ – in ihren Neuerwerbungen kein loyales Staatsvolk vorfanden, mußte dieses gemäß der Hitlerschen Parole,

„daß Germanisation nur am Boden vorgenommen werden kann und niemals am Menschen.“ (MK S. 428),

nicht nur in das neue Terrain exportiert werden, sondern es hatte auch die verantwortliche Aufgabe einer „Wehrbauernschaft“ zu erfüllen, welche sich – mit reichlich ideellem Lohn versehen – in feindlicher Umgebung für die landwirtschaftliche Erschließung ihres „Lebensraums“ verheizen lassen durfte:

„Viele werden sterben, die Arbeit wird rauh und hart sein. Aber immer muß uns bewußt sein, daß nur der Starke am Leben bleibt. Ein fleißiges und hochstehendes Volk hat immer das Recht, über andere zu herrschen. Ihm gehört das Land.“ (Rede Himmlers am 24.10.1939)

Da war die andere gesellschaftliche Klasse, die im Unterschied zum braven Ackersmann über anlagesuchendes Kapital verfügte, mit  besagter „Zuweisung eines genügenden Lebensraums“ natürlich weit besser bedient. Deren mahnender Worte –

„Die Besiedlung der eingegliederten Ostgebiete ist zwar eine vordringliche Aufgabe..., ist aber nur eine Teilaufgabe der großdeutschen Planung. Gesund ist die Wirtschaft im Osten nur dann, wenn sie auf die gesamtdeutsche Wirtschaft abgestellt ist und wenn die gesamtdeutsche Wirtschaft blüht.“ (Stellungnahme der Reichsgruppe Industrie) –

bedurfte es eigentlich gar nicht, um den nationalsozialistischen Staat dazu zu veranlassen, sich mit dem in etwa gleichen Instrumentarium, das Jahrzehnte später in einem deutschen Annexionsfall zur Anwendung gelangte – Einrichtung einer „Treuhandstelle Ost“, staatliche Infrastrukturmaßnahmen, Gründung von Ostmonopolgesellschaften für Eisen und Stahl, Chemie, Kohle u.a. –, neben aller Inanspruchnahme durch das aufreibende Kriegshandwerk als tatkräftiger Förderer des gesamtdeutschen Privateigentums zu erweisen:

„Den Ostmonopolgesellschaften wurde auferlegt, die Geschäfte so zu führen, daß der Übergang zu einer vom Wettbewerb getragenen Privatwirtschaft möglich ist, sobald die militärischen, politischen und wirtschaftlichen Voraussetzungen dafür vorliegen.“ (Reichswirtschaftsminister Funk)

 Möglich machte dieses ökonomische Erschließungsprogramm in der Tat so einiges, wenn auch die kriegswirtschaftlichen Bedürfnisse der Nation der großräumig erweiterten Freiheit des Geschäftemachens immer auch ein Stück im Wege standen. Die mit den Kriegserfolgen erweiterte Sphäre deutscher Macht wußten die Anschluß-Politiker darüberhinaus für ein ökonomisches „Angebot“ an die umliegende Staatenwelt zu nutzen, um in einer deutsch dominierten „Großraumwirtschaft“ auf Kosten der imperialistischen Konkurrenz nicht unbeträchtliche Teile der noch laufenden Weltmarktgeschäfte auf sich zu ziehen. Wenn sich die Nationalsozialisten rühmten, dank ihrer raumgreifenden militärischen Erfolge „die Grundlagen für die wirtschaftliche Neuordnung Europas unter deutscher Führung“ (Göring) geschaffen zu haben, um damit den politischen Einfluß Deutschlands in der Welt geltend zu machen, so zeigt dies schlagend, wie die von Hitler verkündete Abkehr „von allen weltindustriellen und welthandelspolitischen Versuchen“ gemeint war: Besagte „Abkehr“ war nichts anderes als das Votum für einen antiimperialistischen Eroberungskrieg, der mit der Ausdehnung des Zuständigkeitsbereichs deutscher Macht zugleich solche ökonomischen Sachzwänge etablieren wollte, die den imperialistischen Aufstieg zu einem „Europa unter deutscher Führung“ unabweisbar machen sollten.

Dieses deutsche Europa-Programm ist bekanntlich an der militärischen Überlegenheit der imperialistischen Konkurrenten, die dem deutschen Begehren nach einer „Neuordnung“ Europas nicht stattgeben wollten, gescheitert. Hitlers Überzeugung, daß die politische Vereinigung der Staaten Europas allemal eine Frage der gewaltsamen Unterordnung der Souveränität anderer Staaten ist, ist damit längst nicht widerlegt. Auch wenn die „guten Europäer“ von heute die europäische Neuordnung ein paar Jahrzehnte lang als ein Programm verfolgt haben, zu dem die „wirtschaftsfriedlich“ gestifteten Abhängigkeiten die europäischen Nationen gewissermaßen sachzwanghaft nötigten, kommen sie heutzutage unter Berufung auf die unterschiedlichen nationalen Bilanzen, die sie mit ihrer EU herbeigewirtschaftet haben, unmißverständlich auf den Kern der Sache Europa zu sprechen: entweder Unterordnung oder zurück zu Gegensätzen, die der deutsche Kanzler sich und anderen als „eine Frage von Krieg und Frieden im 21. Jahrhundert“ verdeutlicht.
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Wissenschaft, Kunst, Religion & völkische Erziehung

Nicht bloß die Juden, auch das deutsche Kultur- und Geistesleben soll Hitler verfolgt und ausgemerzt haben. Verachtung alles Geistigen, Barbarei und – genauso schlimm – schlechter Geschmack habe geherrscht. Der verhinderte Kunstmaler aus Braunau habe eben alles, was eine Kulturnation auszeichne, gründlich zerstört. 

Damit kreiden die Kritiker Hitler genau das an, was er der Weimarer Demokratie mit ihren ‚Berliner Kulturjuden‘ und ihrer ‚Schwabinger Bohème‘ vorgeworfen hat: Zersetzung alles Schönen, Guten, Wahren. Denn selten hat ein Politiker von Staats wegen soviel Bedarf nach einem blühenden Geistesleben angemeldet, selten eine politische Herrschaft sich so emphatisch als Kulturstaat präsentiert. Der Führer wollte Wissenschaft und Kultur nicht abschaffen, sondern „erneuern“. Er hat nicht den Geist bekämpft, sondern einen Kulturkampf geführt; und das ist das Gegenteil von Mißachtung des Geistes. 

Daß der Staat mehr ist als ‚bloße‘ Macht – Sachwalter einer nationalen ‚Sprach- und Kulturgemeinschaft‘ mit einer nur ihr eigenen geistigen Verfaßtheit; Organisator großer Kulturleistungen, die die politische Herrschaft adeln; Vertreter von menschheitlichen Fortschrittsprinzipien und höheren Ideen, die eine Nation zum politischen Subjekt im Weltgeschehen bestimmen, also zur Gewalt gegen andere berechtigen: davon war Hitler überzeugt wie jeder nationale Politiker. Geläufig war ihm auch die Auffassung, daß die Produkte individueller Sinnsuche und allgemeiner Erkenntnis Äußerungen eines nationalen Kollektivs sind, das sich in ihnen seinen besonderen, ihm gemäßen Ausdruck gibt. Und mit anderen geteilt hat er die Überzeugung, daß die Werke des Geistes für diesen ideellen Charakter der Macht sprechen und bei der Selbstdarstellung der Nation insofern auch gute Dienste leisten – eine „Instrumentalisierung“ der geistigen Sphären, die denen jedenfalls nicht fremd ist, die Berlin mit Reichtstagsverhüllungen, Kolossalbauten und einem repräsentativen Geistesleben zur würdigen Hauptstadt machen wollen. Worin sich Hitler von ihnen unterscheidet, ist nicht, daß er Wissenschaft und Kunst als politische Propagandainstrumente beansprucht und damit „mißbraucht“ hätte, sondern wie er sie für die Gleichsetzung von Macht und Geist eingespannt hat. 

Weil Hitler von der Würde der deutschen Nation die allerhöchste Meinung hatte – er wollte sie schließlich mit Deutschlands Macht wiederherstellen –, hat er dem Grundsatz gefrönt, daß das zu neuer Größe aufbrechende Deutsche Reich unmittelbar mit dem Reich des Ewig-Wahren zusammenfällt und die Geistesvertreter das auch sinnfällig zu machen haben. Er ließ es nicht dabei bewenden, die intellektuellen Erzeugnisse unabhängig von ihrem jeweiligen Inhalt als Ausdruck einer tiefen deutschen Kollektivseele zu interpretieren, auf einen speziellen Volkscharakter zurückzuführen und auf das Konto des Staates gutzuschreiben. Die Doppeldeutigkeit des nationalen Eigenschaftsworts „deutsch“, mit dem die Produkte der Geistessphären nach herrschaftlichen Gesichtspunkten qualifiziert werden, wie wenn sich ausgerechnet Erkenntnisse und Erbauliches durch die Staatszugehörigkeit ihrer Produzenten auszeichnen, wollte Hitler eindeutig machen: Es sollte nicht einfach jeder beliebige staatsbürgerliche Gedanke und moralische Standpunkt als Teil des Geisteslebens der Nation firmieren dürfen und jedes geistige Erzeugnis, das in den einschlägigen Kreisen Anerkennung findet, ihr auch schon zur Ehre gereichen. Daß es sich um „deutschen Geist“ handelt, sollte wirklich seine bestimmende Eigenart sein: Die Zuständigen für das Schöne, Gute und Wahre sollten mit ihren Einlassungen der nationalen Sache nicht bloß irgendeinen, sondern den von Hitler gemeinten kämpferischen Sinn verleihen und dadurch „zu einer wahrhaftigen Nationalbegeisterung“ (MK S. 471) beitragen. 

Deutschlands Entscheidungskampf um Aufstieg oder Niedergang spielte sich für Hitler also auch auf dem Feld der Ideen und Ideale ab:

„Eine Kultur kämpft um ihr Dasein, die Jahrtausende in sich verbindet und Griechen- und Germanentum gemeinsam umschließt.“ (MK S. 470)

Daran hat er alles geistige Treiben in der Nation gemessen und viel Untaugliches sowie manches Schädliche gefunden. ‚Zu wenig national gesinnt, also ungeistig!‘, lautete seine Diagnose, die er vorwärts wie rückwärts lesen konnte:

„Sie (sc. die liebe bürgerliche Mitwelt) sieht, wie in Theater und Kino, in Schundliteratur und Schmutzpresse Tag für Tag das Gift kübelweise in das Volk hineingeschüttet wird und staunt dann über den geringen ‚sittlichen Gehalt‘, die ‚nationale Gleichgültigkeit‘ der Massen dieses Volkes.“ (MK S. 34)

Auf das selbständige Bedürfnis des Intellektuellenstandes, sich um die geistige Führung der Nation zu kümmern, wollte er sich deshalb bei seinem Kampf für eine neue Staatsbürgermoral nicht verlassen und sich auch nicht mit der allgemeinen Festlegung auf die Verfassungsgemäßheit von Denken und Dichten begnügen; statt dessen hat er dem Stand Propaganda zur Pflicht gemacht und dabei gleich noch inhaltlich vorbuchstabiert. 

Der Wissenschaft hat er den Imperativ „deutsch denken!“ mit auf den Weg gegeben: 

– Deutsch denken, das hieß, das Staatsbürgerdasein zur einzig gültigen Bestimmung des Menschen zu erklären und die Unterordnung der Gesellschaft unter den Staat zu predigen. Dem Staatsdenker und -lenker Hitler waren Gedankengänge soziologischer Art zuwider, die funktionalistisch nach dem Gelingen von Ordnung fragen und die oberste Gewalt wie eine nützliche Orientierungshilfe für das Zurechtkommen einer Ansammlung von Individuen, „der Gesellschaft“ eben, behandeln. Das kam ihm wie eine Leugnung und Verunglimpfung des elementaren Übereinstimmungsverhältnisses von Staat und Volk vor.

– Deutsch denken, das hieß, in der Volkszugehörigkeit und den aus ihr entspringenden Rechten und Pflichten den wahren Wert der Persönlichkeit zu feiern. Von daher war ihm auch der Standpunkt der Psychologie verhaßt, der Mensch müßte als Privatsubjekt seinen komplizierten Seelenhaushalt von Bedürfnissen und moralischen Grundsätzen, Absichten und Erfordernissen unter Kontrolle halten und sich dadurch „im Leben“ bewähren. Die Anleitungen für Konkurrenzsubjekte zum Zurechtkommen mit sich und der Welt hielt er für einen Angriff auf das einzig wahre und persönlichkeitsbildende Bedürfnis, sich als Volksgenosse im Dienst am Ganzen zu bewähren.

– Deutsch denken, das hieß, in allen Geistesprodukten die deutsche Art aufzuspüren und hochleben zu lassen und sich nicht in – so schien es Hitler – Allgemeinmenschliches und Unverbindliches zu flüchten: 

„Es darf ein Erfinder nicht nur groß erscheinen als Erfinder, sondern er muß größer noch erscheinen als Volksgenosse.“ (MK S. 473)

Nicht einfach „der Mensch“, diese Chimäre der Geisteswissenschaften, aus dessen naturgegebenen Bedürfnissen nach Ordnung und Sinn sie Kapitalismus und Klassenstaat als einzig vernünftige Ordnung deduzieren, sollte es sein, sondern dieser Mensch in seiner ausschließlichen und aussschließenden Eigenschaft, Teil eines bestimmten Volkes zu sein: der Arier eben und sein Lebenskampf. Nationalismus im Denken war also in seiner kämpferischen Form verlangt, als Rassismus, der auch und gerade in den Werken der Kultur das Recht eines zum Herrschen berufenen Volkes feiert, weil „die Voraussetzung zur Bildung einer höheren menschlichen Kultur ... ausschließlich im Vorhandensein einer zur Kultur befähigten Rasse“ ( MK S. 431) liegt. 

– Deutsch denken, das hieß, sich vom skeptischen Abwägen wissenschaftlicher Standpunkte als auch irgendwie möglicher und berechtigter zu verabschieden und auf Verbindlichkeit zu dringen: nicht die Verbindlichkeit von richtig und falsch, sondern umgekehrt die des Bekenntnisses zu Rasse, Volk und Vaterland als Maß aller Dinge. Die berufsmäßigen Denker sollten mit Ideen und Idealen den Kampf für die Wiederaufrichtung des Deutschen Reiches rechtfertigen und zur Wiedererweckung des deutschen Volkes beitragen:

„Auch in der Wissenschaft hat der völkische Staat ein Hilfsmittel zu erblicken zur Förderung des Nationalstolzes.“ (MK S. 473)

Daher konnte Hitler der Pflege pluralistischen Meinungsstreits nichts abgewinnen, in dem die Gesichtspunkte verantwortlichen Denkens als wissenschaftliche Ansätze einer Gemeinde frei und originell vor sich hindenkender Subjekte nebeneinandertreten. Wissenschaft sollte politisch orientieren und einschwören, nicht diskutieren und relativieren.

– Deutsch denken, das hieß daher auch, sich all den Denkweisen entgegenzustellen, die sich als zu wenig dem Bekenntnis ‚Deutschland erwache!‘ verpflichtet, also als „undeutsch“ identifizieren ließen. Nicht Widerlegung stand an, sondern die Ausmerzung eines Gedankenguts, das die geforderte völkische Moral nicht fördert, und das war für Hitler dasselbe wie zersetzt und untergräbt.

Das war Hitlers Version von geistiger Führung, und die schloß eine Säuberung der Universitäten ein. Dabei haben sich die Nationalsozialisten meist gar nicht erst die Mühe gemacht, Wissenschaften und Wissenschaftler an ihren ‚unvölkischen‘ Theorien zu kritisieren, sondern sie anhand der Frage sortiert, ob sie als Staatsbeamte „nach ihrer bisherigen politischen Betätigung ... die Gewähr dafür bieten, daß sie jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat eintreten.“ (Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums, 7.4.33) – wie ein Staat das zu machen pflegt, wenn er die Geistesproduzenten verdächtigt, dem falschen Herren zu dienen. Daß sie dazu berufen sind, herrschaftlich passend zu denken, also auch herrschaftlich durchgemustert gehören, wenn Zweifel an der Staatstreue am Platz sind, das war ja nun wirklich kein originärer Einfall des Führers; das haben seine Nachfolgestaaten auch so gehalten.



Auch die Künste wurden zur Feier von Größe und Erhabenheit des neuen Staates und seines Volks, beim Aufbau von Kultstätten und ganzen Städten der Bewegung gebraucht und beschäftigt. An ihnen schätzte der Führer nämlich die Leistung über alles, durch schöne Sinnbilder von Idealen und Ideen erbauliche Vorstellungen und erhabene Gefühle zu wecken. Diese Fähigkeit wollte er in den Dienst der Bewegung stellen, die ja auf nationale Erhebung der Untertanen abzielte; denn er war überzeugt davon, daß der nationalsozialistische Aufstieg Deutschlands die schöne Idee ist, die Künstler zu gestalten haben:

„Das Unschönste, was es im menschlichen Leben geben kann, ist und bleibt das Joch der Sklaverei. Oder empfindet diese Schwabinger Dekadenz etwa das heutige Los der deutschen Nation als ‚ästhetisch‘?“ (MK S. 195)

Deshalb sollten die Künstler den Staat zum Gesamtkunstwerk ausgestalten und den „neuen Menschen“ bebildern: Jeder Deutsche sollte sich an den erbauenden Sinnbildern der Einheit von Volk und Staat erfreuen und erheben, im Genuß der Welt des schönen Scheins garantiert die zum faschistischen Aufbruch passenden Gefühle entwickeln. Die Zugehörigkeit zur arischen Rasse, das Aufgehen im selbstlosen Kampf für die völkische Sache als Soldat, Arbeiter, Bauer, Frau und Mutter, die Aufgabe der Individualität also, sollte mit den einschlägigen Figuren, Geschichten und Tönen zur höchsten Erfüllung der Individualität stilisiert werden. 

Verlangt war von den Künstlern also, sie sollten von sich aus und zuverlässig mit ihren Werken das leisten und ausdrücken, was das faschistische Kunstinteresse in sie hineindeuten wollte und in vergangene Kunstwerke auch nach Kräften hineingedeutet hat: den Ausdruck nationaler Wesensart, die „an die Stelle des Einzelmenschen und seiner Vergottung das Volk“ treten läßt (Joseph Goebbels). Auch wenn es nicht immer leicht war – für die phantasievollen Künstler, deutsche Art unmißverständlich zu bebildern; für die politischen Geschmacksrichter, die Erscheinungsweisen dieser höchsten Idee genau zu bestimmen: Das Verlangen nach einer Kunst, die „aus dem Volkstum steigt“ (ders.), war eindeutig, und für Klarheit wurde gesorgt. Auch die Nationalisierung des ästhetischen Empfindens überließen der kunstsinnige Führer und seine Reichskulturkammer nämlich nicht der Willkür künstlerischer Subjektivität, sondern erfanden selber Richtlinien für die passende Darstellungsweisen ihrer gemeinten Botschaften und unterschieden an ihnen entlang zwischen Kunst und Entartung. Bei den literarischen Erzeugnissen wurde auf völkische Botschaften und die Pflege der staatsmoralischen Konsequenzen gedrungen, die im neuen Deutschland herrschen sollten. Einen Unterschied zwischen Fiktion und Wirklichkeit, zwischen ästhetischen Grundsätzen und moralischen Prinzipien, und zwar seinen politisch verbindlichen, wollte der Führer nicht gelten lassen – auch das gar nicht so abwegig; jedenfalls nicht für einen literarischen Geschmack, der z.B. über die künstlerischen Qualitäten eines Grass-Romans in Streit gerät und die politische Botschaft, den moralischen Angriff auf die neue westdeutsche ‚Siegermentalität‘, meint. 

In den Kultursparten, in denen es nicht ums Wort ging, bewältigten die nationalsozialistischen Kunstrichter die staatsdienliche Sortierung über Stil- und Sujetfragen: Der Geschmack hatte ab sofort die Unterscheidung zwischen Entartung und Kunst zu klären. Was keinesfalls zur Erhebung nationaler Gemüter taugt, war leicht zu bestimmen: das einer positiven Deutung nicht sogleich Zugängliche, das Häßliche – außer als Abbild „des Juden“, versteht sich! –, das Abstrakte, das Unharmonische, das Unheroische... Deutsche Art fiel in diesem Fall zusammen mit der hemmungslosen Idealisierung der ästhetischen Anschauung, durch die rundum Positives vorstellig gemacht werden sollte: „Schönheit und Würde eines höheren Menschentums“ (MK, S. 434); heroische Größe und Monumentales; das Erhaben-Schöne an und für sich. Dabei nahmen die Faschisten an klassischen Vorbildern Maß, so daß sich dann doch ziemlich genau feststellen ließ, was gefällt:

„Was das griechische Schönheitsideal unsterblich sein läßt, ist die wundervolle Verbindung herrlichster körperlicher Schönheit mit strahlendem Geist und edelster Seele.“ (MK S. 453)

An solchen Geschmacksvorgaben wurden die zeitgenössischen schönen Künste gemessen und weitgehend verworfen; denn moderne Künstler mit ihrem Kult des Individuums setzen mit Vorliebe die Leiden und aparten Probleme einer zerrissenen Künstlerseele bzw. ihre originellen, gegen überkommene Schönheitsvorstellungen gerichtete Sichtweisen ins Bild; sie bringen eben viel lieber die angestrengte Sinnsuche, sich und ihre frei schweifende Originalität zum Ausdruck, als schlicht und ergreifend einen feststehenden Sinn, einen verordneten dazu, zur Anschauung zu bringen. In ihren Werken machten Hitler und seine Kulturpolitiker daher in Umkehrung der Gleichung von deutsch = schön den Geist ausfindig, der stets verneint, der das Häßliche liebt, der also das deutsche Wesen zersetzen will – den ‚Kulturjuden‘:

„Die Tatsache, daß neun Zehntel alles literarischen Schmutzes, künstlerischen Kitsches und theatralischen Blödsinns auf das Schuldkonto eines Volkes zu schreiben sind, das kaum ein Hundertstel aller Einwohner im Lande beträgt, ließ sich nicht wegleugnen ... aus der Sprache vernahm ich Laute eines fremden Volkes; der Sinn des Ganzen aber war dem Deutschtum so ersichtlich abträglich, daß dies nur gewollt sein konnte.“ (MK S. 62 f.)

Insofern war auf dem Feld der Kultur genau wie in der Wissenschaft die Umkehrung nicht schwer: Was das Werk nicht hergab, das war an den Personen auf jeden Fall zu unterscheiden.

Die nationalsozialistische Kulturpolitik hat nicht nur die hohen, dem Volk mit seinem Interesse an einfachen Botschaften entfremdeten Künste den Massen wieder näher kommen lassen. Sie hat auch die Künste volkstümlicher Unterhaltung keineswegs für „nieder“ eingeschätzt und ausgiebig zum Zuge kommen lassen. Geist und Witz des kleinen Mannes, die Kunst des Sich-Einrichtens in allen Lebenslagen, kamen da ebenso zum Zuge wie die heroischen Leidenschaften und Taten großer Männer und Frauen, altes deutsches Brauchtum und neue Volksvergnügungen. Daß das Leben lebenswert ist, zumal im neuen Deutschland, und – „Hoppla jetzt komm ich!“ – Miesmacherei nicht am Platz, das durften die einschlägigen Rühmänner den Deutschen ans Herz legen. Die geistige Truppenbetreuung vor dem und im Krieg sorgte für gesunde Abwechslung; denn die Laune seines zum Kampf an allen Fronten abkommandierten Volks wollte sich auch der faschistische Staatsmann nicht verderben lassen. Dem gefiel das bißchen Abwechslung mitten im schönsten Krieg. Und das meiste gefällt noch heute, weil die einschlägigen faschistischen Kulturprodukte die Mitmachercharaktere so überaus positiv lebendig werden lassen, die zu jeder Herrschaft passen. 

Nicht das Denken und die Kultur an und für sich hat Hitler also angegriffen. Angegriffen hat er die staatlich gewährte Freiheit pluralistischer Meinungsbildung und moralischer Ausdeutung der Welt, mit der Demokratien das Verlangen ihrer Intellektuellen bedienen und produktiv machen, sich um die Konstruktion von Prinzipien eines verantwortlichen Machtgebrauchs sowie um Sinndeutungen des privaten und politischen Lebens zu kümmern. Gegen diese demokratische Errungenschaft des Geistesbetriebs, in der Intellektuelle und Künstler sich wohl fühlen und kritisch-verständnisvoll – und im Normalfall folgenlos und selbstgenügsam – die Politik und das Leben an ihren Idealen messen, bestand Hitler darauf, daß der Intellektuellenstand nur der Verkünder der Staatsideen zu sein hat, die seine faschistische Bewegung verbindlich verkörpert. Damit hat er die Einbildung blamiert, an der das Selbstbewußtsein des Intellektuellenstandes hängt, den Glauben nämlich, die Vertreter des Geistes würden selbständig und in eigener Verantwortung der Politik die Maßstäbe und Richtlinien vorgeben, an denen die sich zu bewähren und kritisch überprüfen zu lassen hätte. Eine nicht geringe Herausforderung an die „Geistesschaffenden“ also.

Allerdings keine, mit der die nicht verhältnismäßig gut fertig geworden wären. Bei der Mehrzahl von Intellektuellen hat Hitler sogar offene Türen eingerannt. Daß die Kultur eine nationale Sache sei, daß sie aus lauter Werken nicht bloß einer schönen, sondern einer deutschen Seele besteht, das hat den meisten aus dem Herzen gesprochen. Daß den Deutschen Goethe und Beethoven im Blut liegen, und das Faustische mit anderen gegensätzlichen Kulturprinzipien zu ringen hat, das war verbreitetes Gedankengut in deutschen Universitäten. Die Mehrzahl geistig regsamer, kulturbeflissener Untertanen zollte den großangelegten staatlichen Kulturanstrengungen des Führers daher viel Respekt, zumindest solange dessen Erfolg anhielt. Viele trauten den neuen Herren bloß die Einlösung des Versprechens nicht zu, mit der nationalsozialistischen Herrschaft sei der „Triumph der Seele über alles Mechanische“ (Baldur von Schirach) angebrochen; wer darin Heuchelei witterte und heimlich oder offen den nationalsozialistischen Ungeist anprangerte, hielt damit gerade die sinnstiftende Übersetzung des staatlich Erzwungenen in ein menschlich Gebotenes und Gewolltes in höchsten Ehren. 

Die beamteten Geister stellten sich auf die neuen Karriereanforderungen in Forschung und Lehre ein, die sich ergeben, wenn eine staatsdienliche Korporation mit neuen Kriterien auf ihren Gesinnungsdienst hin durchgemustert und durchorganisiert wird. Den „Arbeitern der Stirn“ als Stand, der sich vorher wie nachher dem Staatsdienst verpflichtet wußte, wurde durch ihre „Gleichschaltung“ nämlich nur die Gewalt angetan, für ihre Idealisierungen des nationalen Lebens gewisse Sprachregelungen zu respektieren, auf Vorwörter zu achten, die dem Staat nationale Ergebenheit signalisierten, in die Partei einzutreten oder Staatsloyalität merken zu lassen – also zu zeigen, daß sie den Kampfauftrag verstanden haben. Nicht bloß die parteigelehrten Rassenkundler und Staatsmythologen: die Mitglieder der „Reichsprofessorenschaft“ waren den Nationalsozialisten im großen und ganzen völkisch genug, ohne daß sie ihre alten Auffassungen verraten mußten. Insofern blieb genügend Raum für einen sowieso verantwortlich und national denkenden Geist zur Betätigung der freien Subjektivität, wenn nur der Hitler-Gruß vor und nach der Vorlesung und der Arierpaß stimmten. Letzterer war allerdings auch mit den überzeugendsten Beweisen treuen Deutschtums nicht zu ersetzen, so daß viele bis dahin anerkannte Standesvertreter zu Opfern wurden, und seitdem für das Unrecht bürgen, das Hitler dem Stand angetan haben soll.

Von den Künstlern haben ebenfalls nicht wenige dem neuen Gemeinwesen ihre Talente zur Verfügung gestellt, und mancher, der nicht durfte, hätte es nicht ungern getan. Andere hat ihr künstlerisch-moralisches Bedürfnis, den schlechten Verhältnissen den Spiegel einer besseren, menschlicheren Welt vorzuhalten, ins Exil getrieben, oder auch nur der Wille, die Kultur weltläufiger und die Welt geistvoller ganz individuell sinnhaft oder sinnlos zu denken, in Distanz zu den Nationalsozialisten gebracht. Freilich, die meisten Künstler hätten getrennt von den politischen ‚Niederungen‘ künstlerisch mit dem Nationalsozialismus leben können, hätte er mit Bücherverbrennungen, Veröffentlichungs- und Ausstellungsverboten nicht auf Ausschluß gedrungen. Die Mehrheit hat es gleichwohl gekonnt, weil die Darstellung des Allgemeinmenschlichen in Worten und Werken die Künstler sowieso und die Nationalsozialisten in den meisten Fällen dann auch zufriedengestellt hat. Für die Stars der Unterhaltung fiel sowieso qua volkstümlichem Beruf eine Existenz als nationales Vorbild ab, ohne daß sie sich über ihre staatsdienliche Rolle hinaus unbedingt noch als Trommler der nationalsozialistischen Weltanschauung hätten bewähren müssen. Das haben viele als Zugabe gemacht.



Auch den Glauben, die Verwandlung aller moralischen Gebote und Verbote auf Erden in das Wirken einer höheren Instanz, hat Hitler hoch geschätzt, allerdings nicht die christlichen Glaubensinstanzen. Geschätzt hat er den „religiösen Fanatismus“ (MK S. 385), der die Menschen, wie z.B. die Urchristen, zum Kampf für eine höhere Idee beflügelt; geschätzt hat er auch die Leistung, dem Kaiser zu geben, was des Kaisers ist, nämlich die höheren Weihen; angegriffen aber hat er die andere Hälfte des Gebotes aus dem Römerbrief, soweit es in Gestalt von Staatskirchen auftrat, die im Namen des Allerhöchsten zur Mitentscheidung in staatsmoralischen Fragen befugt waren und sich im bestehenden Staatswesen entsprechend eingerichtet hatten. Der Führer und seine Gemeinde hatten ihren eigenen Glauben, den an die nationale Schicksalsgemeinschaft und ihr Lebensrecht, verbürgt durch eine eigene höhere Instanz namens Vorsehung, was nur notorische Anhänger des personalisierten Christengottes und seiner Kirchenherrlichkeit für einen Ausweis von Unglauben halten können. So kündigte Goebbels den „totalen Krieg“ mit dem Versprechen an, in ihn hineinzugehen „wie in einen Gottesdienst“. Die erzchristliche Interpretation des Opfers, zu dem die zuständige Gewalt ihr Menschenmaterial macht, zu einem Opfer, das diese Menschen um eines schlechthin Höheren willen bringen, hat Goebbels da genau erfaßt und dabei die deutsche Staatsmacht selbst in den Rang des Allerhöchsten eingesetzt. Und der Führer handelte genauso notorisch als Werkzeug der Vorsehung wie heutige Kanzler aus dem Geist christlicher Verantwortung. Er verfocht damit allerdings den Anspruch, eine neue Herrschaft, also auch eine neue Staatsmoral zu begründen, die dem Volk einen gewandelten Tugend- und Pflichtenkatalog diktiert. Seinem kämpferischen Staatsglauben gemäß lehnte er daher nicht nur manche christlichen Direktiven wie „Nächstenliebe“ und „Friedfertigkeit“ als untauglich für den arischen Schicksalskampf ab, sondern wandte sich überhaupt gegen den Anspruch der Kirchen auf das moralische Meinungs- und Prüfungsmonopol bei der Beurteilung des staatlichen Lebens: 

„Der Faschismus mag in Gottes Namen seinen Frieden mit der Kirche machen... Das wird mich nicht abhalten, mit Stumpf und Stiel, mit allen seinen Wurzeln und Fasern das Christentum in Deutschland auszurotten... Man ist entweder Christ oder Deutscher...“ (Gespräche mit Hitler, zitiert nach: W. Michalka, a.a.O., S. 82)

Hitler war eben davon überzeugt, daß das große nationalsozialistische Werk keiner weiteren Legitimation bedurfte und alle zu seiner Erfüllung notwendigen Mittel heiligte, also auch keine kirchlichen Ermahnungen und christlichen Vorbehalte vertrug. 

Allerdings führten die Nationalsozialisten im Vertrauen auf die Brauchbarkeit der Kirchenmänner in Sachen Gehorsamspflege ihren Weltanschauungskampf ziemlich berechnend. Nicht unbedingte Abschaffung, sondern – auch hier – „Gleichschaltung“ der Glaubensinstitutionen, also ihre Unterordnung unter die neuen Staatsgebote, war das praktische Programm. Die Faschisten begnügten sich damit, durch die Übernahme und Säuberung von Landeskirchenämtern, das Aufpflanzen der Hakenkreuzfahne im Gottesdienst und ein Konkordat mit dem katholischen Herren in Rom ihre Oberhoheit über die Seelen unter Beibehaltung der Kirchen zu etablieren. Denn Hitler ging davon aus, daß von den Kirchen eine ernsthafte Konkurrenz zu seinem moralischen Führungsanspruch sowieso nicht zu befürchten sei; mit seiner Verachtung gegen alle Halbheiten hat er die ins alte Staatsleben eingehausten Moralinstanzen taxiert und für keine ernsthafte Gefahr befunden:

„Die Pfaffen sollen sich selbst ihr Grab schaufeln. Sie werden ihren lieben Gott an uns verraten. Um ihr erbärmliches Gelumpe von Stellung und Einkommen werden sie alles preisgeben... Sie werden anstatt des Blutes ihres bisherigen Erlösers das reine Blut unseres Volkes zelebrieren.“ (ebda.)

Die kirchlichen Sachverständigen in Sachen letzte Dinge ließen sich durch die amtliche Beschlagnahme der religiösen Pflicht- und Ehrfurchtsgefühle wahrhaftig nicht in einen generellen Widerstand treiben, sondern legten Zeugnis von ihrer Anpassungsfähigkeit bezüglich des Verhältnisses zwischen weltlicher und geistlicher Macht ab. Die Reaktion der Kirchen auf die später als Verbrechen klassifizierten Leistungen des 3. Reiches bewegten sich durchaus im gediegenen Rahmen ihrer Glaubensüberzeugungen. Der Krieg war schon gleich kein Grund zum Widerstand, sondern forderte zu seelsorgerischer Betreuung der ihre Pflicht versehenden Patrioten heraus. Die Judenverfolgung war ein schwieriger Grenzfall und wurde weitgehend schweigend mißbilligt. Die Euthanasie schließlich wurde streng geahndet und als schädlich angesehen – für alles, was den Gottesmännern an der staatlichen Autorität lieb und teuer ist:

„Die obrigkeitliche Autorität als sittlicher Begriff erleidet durch die Vorgänge eine furchtbare Erschütterung ... und es wird durch solche nicht mehr geglaubte amtliche Mitteilungen der ethische Wert des Autoritätsbegriffes noch weiter beeinträchtigt ... Ich bitte Sie ergebenst, Herr Reichsminister, im Sinne der Denkschrift des Episkopats vom 16. Juli d. J. weitere Verletzungen des fünften Gebotes verhüten zu wollen.“ (Protestschreiben des Bischofs von Limburg Dr. Hilfrich an den Reichsminister der Justiz gegen die Vernichtung sogenannten lebensunwerten Lebens, 13.8.1941)

Angesichts derartiger Hirtenbriefe und Eingaben haben sich die faschistischen Rassenhygieniker zu gewissen Rücksichten bewegen lassen – gegenüber den kirchlichen Betreuungsanstalten. Das machte deren Betreibern den Gehorsam gegenüber der neuen Obrigkeit schon wieder bedeutend leichter. Wo die Nationalsozialisten den Kirchen ihre Gottesdienste ließen, wurde weiter gebetet; mit dem katholischen Amtseid auf den neuen Staat sowie staatstreuen evangelischen Bekenntnissen gaben sich die Kirchenmänner alle Mühe, Hitlers Auffassung zu widerlegen, daß ein „deutsches Christentum Krampf“ ist: 

„Deutschland ist unsere Aufgabe, Christus ist unsere Kraft! ... Wie jedem Volk, so hat auch unserem Volk der ewige Gott ein arteigenes Gesetz geschaffen. Es gewann Gestalt in dem Führer Adolf Hitler ... Ein Volk! – Ein Gott! – Ein Reich! – Eine Kirche!.“ (Das „Bekenntnis“ der „Deutschen Christen“, Michalka, a.a.O., S. 85f.)

Eine Minderheit verteidigte dagegen die Freiheit eines Christenmenschen in Gestalt ihrer überkommenen Kirche; „bekennende“ Evangelen verurteilten die „angemaßte Alleinherrschaft des Reichsbischofs“ als „in der Evangelischen Kirche unmögliches Papsttum“ und verkündeten „das kirchliche Notrecht“ (Botschaft der „Bekennenden Kirche“, Michalka, a.a.O., S. 87f.), das sie zur Verweigerung des eigentlich gebotenen Gehorsams berechtige. So wurden manche Gottesmänner und Gemeindemitglieder zu Opfern, während die Kirchenoberen mehrheitlich über unliebsame Gegebenheiten hinweggingen und sich mit bestem Wissen und Gewissen um die Kirchentreue ihrer Schäfchen sowie die Wahrung ihrer Stellung im Staat in „schwerer Zeit“ bemühten. Nach der Niederlage streuten sich die Kirchen, endlich wieder unbestrittene nationale Sittenwächter, angesichts des nun allgemeinen Entsetzens über die „menschenunwürdigen Untaten“ der Nationalsozialisten dann öffentlich etwas Asche aufs Haupt; dabei hatten sie aber allemal genügend Alibi-Pfaffen aufzubieten für den Beweis, daß dem NS-Regime trotz aller „menschlichen Schwächen“ kirchlicher Amtsträger ihre „Gleichschaltung“ nicht gelungen sei. Ausgerechnet der Katholizismus ist so in den Ruf eines einigermaßen prinzipienfesten Antifaschismus geraten. Seit dem bayrischen Kruzifix-Streit des Jahres 1995 weiß man wieder vom heldenhaften Widerstand, den diese Kirche damals geleistet hat: Mit dem standhaften Beharren auf dem Kreuz im Klassenzimmer hat sie – Dachau hin oder her – die Werte des christlichen Abendlandes gegen die Barbarei verteidigt.



Wie andere Politiker auch wollte Hitler sich die für seinen Staat brauchbaren Bürger heranbilden. Und wie jedem Bildungspolitiker kam es ihm deshalb bei Erziehung und Ausbildung nicht so sehr auf Wissen an, sondern darauf daß „fähige und willensstarke Persönlichkeiten herangebildet werden“ (MK S. 482), also Menschen, die als Ensemble von Tugenden, Eigenschaften und Fähigkeiten zu den Diensten taugen, für die sie vorgesehen sind. Er hatte auch hier die hohe Aufgabe vor Augen, für deren Gelingen das Staatsmaterial, das Volk, garantieren sollte.

Das war für ihn erstens eine Frage der rechten Gesinnung, einer nationalsozialistischen, versteht sich:

„Die gesamte Bildungs- und Erziehungsarbeit des völkischen Staates muß ihre Krönung darin finden, daß sie den Rassesinn und das Rassegefühl instinkt- und verstandesmäßig in Herz und Gehirn der ihr anvertrauten Jugend brennt.“ (MK S. 475 f.)

Also hat er Wert darauf gelegt, daß die staatsbürgerliche Unterweisung den ersten Platz im Unterricht einnimmt, um die „Kräfte“ zu fördern, „die für die Erhaltung der Nation immer noch wichtiger sind als alles technische und sonstige Können.“ (MK S. 469) 

Das war für ihn zweitens eine Frage der Fähigkeit, der für Deutschlands Kampf erforderlichen, versteht sich: Zur geistigen Wehrbereitschaft sollte eine entsprechende körperliche Wehrertüchtigung treten; denn – da dachte Hitler realistisch – nur mit Willen und Können zusammen ist die Welt zu bewegen: 

„Ein Volk von Gelehrten wird, wenn diese dabei körperlich degenerierte, willensschwache und feige Pazifisten sind, den Himmel nicht erobern, ja nicht einmal auf dieser Erde sich das Dasein zu sichern vermögen. Im schweren Schicksalskampf unterliegt selten, der am wenigsten weiß, sondern immer derjenige, der aus seinem Wissen die schwächsten Konsequenzen zieht und sie am kläglichsten in die Tat umsetzt.“ (MK S. 452 f.)

Deswegen wollte er – Pädagogen kennen dieses Bedürfnis nur zu gut – bei der Bildung des nationalen ‚Instinkts und Verstandes‘ auch nichts dem Zufall und der Willkür privater Interessen überlassen. Den national tauglichen Menschen wollte er nicht bloß erziehen, sondern verläßlich heranziehen. Bezüglich der erzieherischen Umwelt mißtraute der oberste Volkserzieher daher allen Erziehungsschritten, die nicht unmittelbar in staatlicher Regie vonstatten gingen. Der Familie, auf die auch Faschisten ansonsten nichts haben kommen lassen, wollte er die vor- und außerschulische Formung des „neuen Menschen“ ebensowenig überlassen wie die nachschulische dem Leben:

„Es ist ein Unsinn zu glauben, daß mit dem Ende der Schulzeit das Recht des Staates auf die Beaufsichtigung seiner jungen Bürger plötzlich aussetzt, um mit der Militärzeit wieder zu kommen. Dieses Recht ist eine Pflicht und als solche immer gleichmäßig vorhanden.“ (MK S. 458)

Mit Hitlerjugend und Arbeitsdienst kam der nationalsozialistische Staat dieser Pflicht nach. 

Und für die richtigen Anlagen wollte Hitler auch noch sorgen, damit die Erziehung auch anschlägt, die der Staat seiner Jugend angedeihen läßt. Er hat fest daran geglaubt, daß Dienst-, Opfer- und Kampfbereitschaft eine Frage der jeweiligen „Menschennatur“ sind, die in der Erziehung zum Tragen kommt und allen erfolgreichen Erziehungsanstrengungen vorausgeht. Diesen staatsgemäßen Menschenschlag, der gar nicht anders kann, als vor und jenseits aller Überlegungen und Zwecke „für das Ideal seines Volkstums das junge Leben hinzuwerfen“ (MK S. 328), wollte er stiften, die Übereinstimmung des Volkes mit seinem Staat wirklich „instinktmäßig“ begründen: Die Erziehung hat er deshalb um die Zucht ergänzt.

Das unterscheidet ihn von den heutigen Volkserziehern. Demokraten, die ‚den jungen Menschen‘ immerzu an den zur ‚Lebensaufgabe‘ umgedeuteten Zwangsverhältnissen des Klassenstaats, wachsen‘ sehen möchten, haben allerdings den wenigsten Grund, sich über Hitlers Utopie zu entrüsten. Im Erziehungsziel, national brauchbare Charaktere zu formen, trennt sie von Hitler nämlich nicht viel:

„Ohne ihn (sc. einen aufgeklärten Patriotismus) fehlt dem Bürger ein wesentliches Stück Geborgenheit und dem Staat eine Quelle der Kraft, die er braucht, um auf Dauer überleben zu können. Er ist sogar in guten Zeiten und erst recht in schlechten auf ein Mindestmaß an Opferbereitschaft angewiesen. Opferbereitschaft kommt aber nicht allein durch Zwang zustande, sondern setzt auch liebende Zustimmung zu einem leicht verklärenden Bild des Staats voraus, zum Mythos vom ‚Vaterland‘ jenseits aller konkreten Staatsorgane und ihrer Unzulänglichkeiten.“ (W. Brezinka, Erziehung in einer wertunsicheren Gesellschaft, S. 97)

Was sie und ihren demokratischen Auftraggeber von Hitler und seinen Bemühungen um einen brauchbaren Volkskörper scheidet, ist die Auffassung darüber, was man dafür zu tun hat, und ist die Methode, um solche mündigen Bürger zu stiften. Sie wollen herbeierziehen, was Hitler auch noch herbeizüchten wollte. Freilich, wenn alle pädagogischen Bemühungen nichts fruchten, wenn sich der Wille der Erziehungsobjekte gegen die Zumutungen sperrt, die Ausbildung und Auslese bescheren, dann schließen auch moderne Pädagogen vom mangelnden Erfolg ihrer Anstrengungen auf das Fehlen elementarer Voraussetzungen am Menschen, mit dem sie es zu tun haben: Dank seiner Anlagen ist er so. Intelligenz wird gemessen, kriminelle Energien und Verbrechergene werden aufgespürt. Auch die rassistische Wendung, daß solche Naturanlagen außer Individuen bestimmten Kollektiven eigen sind, gehört zum festen Inventar aufgeklärter Demokraten: Frauen haben ihre eigene Intelligenz und Schwarze manches im Blut.

Das hat Hitler nicht nur zu Ende gedacht, so hat er auch konsequent gehandelt. Dem pädagogischen Ideal, daß das staatlich Gebotene zur Natur wird, hat Hitler damit den höchsten Respekt gezollt; er hat es als materialistische Wahrheit über die Schaffung eines Staatsvolks aufgefaßt und es in Familienprogrammen, Zuchtprojekten und -anstalten in praktische Politik umgesetzt:

„Der völkischen Weltanschauung muß es im völkischen Staat endlich gelingen, jenes edlere Zeitalter herbeizuführen, in dem die Menschen ihre Sorge nicht mehr in der Höherzüchtung von Hunden, Pferden und Katzen erblicken, sondern im Emporheben des Menschen selbst, ein Zeitalter, in dem der eine erkennend schweigend verzichtet, der andere freudig opfert und gibt.“ (MK S. 449)
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Teil 3

Demokratische Faschismustheorie – oder:

,Wie konnte es dazu kommen?‘

A. Wie es zur Herrschaft der Nazis gekommen ist.

Eine sachliche Antwort

Der Faschist verlangt seinem Staat mehr Erfolg ab, als dieser hat. Er führt die Ohnmacht der Nation auf schwerwiegende Versäumnisse der amtierenden Staatsmacht zurück. An deren Stelle will er treten, um durch den ordentlichen Gebrauch aller Instrumente der öffentlichen Gewalt das Volk zu mobilisieren – damit es wieder seiner eigentlichen Bestimmung nachkommt. Unter seiner ordentlichen Führung hat es sich an die Erledigung seiner inneren und äußeren Feinde zu machen, die ihm die faschistischen Staatsretter als Urheber sämtlicher Miß- und Notstände präsentieren.

Mit diesem Programm sind die Nationalsozialisten in die Konkurrenz um die Macht eingestiegen, haben sich um Gefolgschaft bemüht und sich durchgesetzt. Wie ihnen das gelungen ist, ist wahrlich kein Rätsel, dem man mit der Frage nach der „Möglichkeit“ des Faschismus auf die Schliche kommen müßte.

Was das Deutschland der „Zwischenkriegszeit“ betrifft, so sind die Nationalsozialisten erstens mit ihrer Definition der Drangsale, unter denen Land und Leute so leiden, gut angekommen. Sie sind auf Mitbürger gestoßen, die ziemlich genau ihrer Meinung waren – und zwar ohne den Anflug eines demokratischen Gewissens: der schlaue Einwand, mit solchen Ideen wäre schon einmal unsäglicher Schaden über Deutschland gekommen, war ja noch nicht zu haben. Die Not der Massen, die von Arbeit leben müssen, aber keine finden, galt im ganzen Land als Ungerechtigkeit, welche die Obrigkeit zu beheben hätte. Selbst in linken Vereinen beheimatete Arbeiter sind in Hungermärschen mitgelatscht und haben „Arbeit!“ gerufen; da wollte kaum jemand bemerkt haben, daß der Staat selbst die Unterwerfung der Arbeiter unter die Gewinnrechnung des Kapitals in Kraft setzt, gegen deren Folgen er angerufen wird, und daß die Regierung, wenn sie mit den nationalen Erträgen unzufrieden ist, die Härten der Lohnarbeit nicht abschafft, sondern ihr eine Abteilung staatlicher Zwangsarbeit zur Seite stellt. Den wohltätigen Charakter dieser Maßnahme entdeckten die politisierten Proleten auch nicht im fürstlichen Lohn – auch da schlossen sie sich eher den faschistischen Lehren an: So hatten wenigstens Müßiggang und der die Nation zersetzende Sozialkampf ein Ende; und daß die „Beschäftigung“ nicht nur einen erzieherischen Sinn hatte, sondern auch ihren Zweck, die Herstellung nationaler Wehrkraft, wurde durchaus gebilligt. Denn die Auffassung, daß es mit der inter-nationalen Entwürdigung Deutschlands nicht mehr so weitergehen dürfe, war von demokratischen Volksfreunden längst erfolgreich verbreitet worden. „Unglaubwürdig“ wurden die Volksvertreter und politischen Parteien andererseits darüber, daß sie „nichts taten“ gegen die vielbeschworene Not des von ihnen regierten Volkes; hochanständigen Deutschen war eben die schlechte Meinung über Politiker geläufig, die im Streit um die Pfründe der Macht ihre Pflichten vernachlässigten. Das Bedürfnis nach ehrlicher und effektiver Führung, nach kompromißlosem Gebrauch der Macht, der an die Stelle des Mißbrauchs zu treten hatte, brauchte die NSDAP jedenfalls nicht zu erfinden, weil sie es im enttäuschten Gemeinsinn des politisierten Volkes vorfand. Zu dessen festen Überzeugungen gehörte auch längst die „Einsicht“, daß sich da volksfremde Schmarotzer und Schädlinge auf Kosten aller ehrlichen Deutschen breitgemacht hatten. In diesem Punkt wurden sich in ihrer nationalen Ehre gekränkte Werktätige locker mit Geschäftsleuten und der braunen Partei einig, die von allen Übeln des deutschen Kapitalismus den Schluß auf die kriminelle Energie und den betrügerischen Geschäftssinn von Juden bewerkstelligten. Kurz: Die Nazi-Bewegung hatte erst einmal deswegen Erfolg, weil sie mit ihrem Programm sämtliche Kritikpunkte der nationalen Moral einzulösen versprach. Das verschaffte ihr massenhaft Anhänger.

Zweitens sind die Nationalsozialisten mit ihren Gegnern fertig geworden. Der politischen Konkurrenz, den bürgerlichen Parteien, haben sie Anhänger abspenstig gemacht, indem sie deren Basis an sämtlichen Ärgernissen des nationalen Lebens den Verrat vorrechneten, den die unfähigen Führer am Gemeinwesen begingen. Unter Berufung auf sämtliche Ideale, welche die bürgerliche Politik bezüglich des Zusammenwirkens von Volk und Staat, der Gerechtigkeit im ökonomischen Leben und der historischen Mission Deutschlands so in Umlauf gebracht hatte, demonstrierte die faschistische Agitation ihre eindeutige Botschaft: Alle, denen an einem ordentlichen Leben in Deutschland und an dessen Erfolg gelegen war, mußten dessen aktuellen Verwaltern die Gefolgschaft kündigen. Und im Zuge der Eroberungen, die den Nazis im Volk gelangen, stellte sich heraus, daß die demokratische Elite an der neuen faschistischen Alternative gar keinen Gegensatz zu ihren Anliegen erkennen wollte. Die Konkurrenz um die Mandate und Ämter fand in Koalition und Zusammenarbeit ihre erzdemokratische Ergänzung; die sittlichen Betreuer des Volksgeistes, Professoren wie Kirchenleute, fanden Geschmack an der Erneuerung, die da verheißen wurde und in deren moralischen Imperativen sie unschwer ihre eigenen entdecken konnten.

Selbst die erklärten Feinde der NSDAP, die Linken, die es immerhin zu einer stattlichen Arbeiterbewegung gebracht hatten, zeigten sich von der faschistischen Bewegung beeindruckt. Unter Sozialdemokraten war es nach Jahren heißer Debatten über „Reform oder Revolution“, die zugunsten der „Reform“ entschieden waren und zur organisierten Spaltung der Arbeiterbewegung geführt hatten, sowieso üblich, den Sinn besagter Klassenkämpfe in der Verbesserung der kapitalistischen Ordnung zu sehen. Wer die Arbeiterklasse mit dem Recht von Bürgern ausstatten will, die einen gleichberechtigten Anspruch auf politische Repräsentation und Mitwirkung haben, ist von einem Hitler eben gar nicht so weit entfernt. Auch der wollte „den deutschen Arbeiter wieder dem deutschen Volke geben“ – und in ihren ersten Auftritten in der Rolle der amtierenden Staatsgewalt hatten Sozialdemokraten gezeigt, wie sie mit demonstrierenden und streikenden Arbeitern umgehen, die sich gar nicht „integrieren“ lassen wollen. Insofern war es auch nicht verwunderlich, daß führende wie geführte Sozis im Respekt Hitlers vor einem durch „Arbeit und Brot“ nützlich gemachten „deutschen Arbeiter“, der dann als ein Volk hinter seiner Reichsführung steht, zunehmend eine wählbare Antwort auf ihre brennendsten Fragen erblickten.

Leider sind auch die Kommunisten der Weimarer Republik, mit denen sich die Sozis partout nicht zum gemeinsamen antifaschistischen Kampf zusammentun wollten, nicht als Verhinderer des Faschismus, sondern als dessen Opfer in die Geschichte eingegangen. Was sie verkehrt gemacht haben, geht exemplarisch aus einer 1935 zu Protokoll gegebenen Selbstkritik hervor:

 „Der Faschismus entfacht nicht nur die in den Massen tief verwurzelten Vorurteile, sondern er spekuliert auch mit den besten Empfindungen der Massen, ihrem Gerechtigkeitsgefühl und mitunter sogar ihren revolutionären Traditionen. Warum spielen sich die deutschen Faschisten, diese Lakaien der Großbourgeoisie und Todfeinde des Sozialismus, vor den Massen als ‚Sozialisten‘ auf und stellen ihren Machtantritt als ‚Revolution‘ hin? Weil sie bestrebt sind, den Glauben an die Revolution, den Drang zum Sozialismus auszunutzen, der in den Herzen der breiten werktätigen Massen Deutschlands lebt.“ „Wir Kommunisten sind unversöhnliche grundsätzliche Gegner des bürgerlichen Nationalismus in allen seinen Spielarten. Wir sind aber keine Anhänger des nationalen Nihilismus und dürfen niemals als solche auftreten. Die Aufgabe der Erziehung der Werktätigen im Geiste des proletarischen Internationalismus ist eine der grundlegenden Aufgaben jeder kommunistischen Partei. Aber derjenige, der glaubt, daß ihm dies gestatte oder ihn gar veranlasse, alle nationalen Gefühle der breiten werktätigen Massen zu mißachten, der ist vom wirklichen Bolschewismus weit entfernt, hat von der Lehre Lenins und Stalins über die nationale Frage nichts verstanden.“ (G. Dimitroff auf dem Kongreß der Kommunistischen Internationale 1935; hier nach R.Kühnl (Hg.), Texte zur Faschismusdiskussion I, Reinbek 1974, S. 60, 74 f.)

Diese „grundsätzlichen Gegner“ des bürgerlichen Nationalismus haben sich bei ihrer „Unversöhnlichkeit“ eine ziemlich wuchtige Ausnahme genehmigt. Die „Spielart“ des Nationalismus, der sie mit Nachsicht begegnen, findet sich bei ziemlich vielen Leuten – und erschien ihnen ausgerechnet dadurch auch schon gerechtfertigt: Die „werktätigen Massen“, die sie als Kommunisten für nichts Geringeres als die Revolution zu gewinnen gedachten, gelangten in den privilegierten Genuß, ihre patriotische Einstellung nicht übel genommen zu kriegen. Offenbar ist diesen revolutionären Avantgardisten des Klassenkampfs noch nicht einmal aufgefallen, daß „nationale Gefühle“ eher die Bereitschaft zum Mitmachen verbürgen als dazu angetan sind, die Gegensätze auszutragen, die die Werktätigen im Rahmen der staatlichen Zwangsgemeinschaft auszuhalten haben. Die von Marx aus der politischen Ökonomie entnommene Bestimmung des revolutionären Subjekts war für diese Partei nie die schlichte, aber richtige Auskunft über den unabdingbaren Weg zur Beseitigung der ökonomischen Herrschaft des Kapitals und der politischen Macht des Klassenstaats. Daß die arbeitende Klasse dem Geld, von dem sie abhängt, ihre Dienste entziehen muß und damit ihren politischen Willen aufkündigt, sich den Belangen der Nation unterzuordnen, weil Kapital und Staat ihre Macht eben aus den Leistungen dieser Klasse beziehen, galt diesen Kommunisten als Aussage über den fortschrittlichen Charakter ihrer Adressaten. Statt diesen ihre nationale Gesinnung als Fehler vorzurechnen, der sie teuer zu stehen kommt, ergingen sich die Theoretiker und Agitatoren der KPD in einer abenteuerlichen Ehrenrettung manipulierter Moral – einer Moral, die sie ihrer prädestinierten Anhängerschar zurechneten. Ausgerechnet bei Arbeitern, die als Manövriermasse des Kapitals und gehorsames Staatsvolk auch noch selbstbewußte, fordernde Nationalisten werden, sollten die „nationalen Gefühle“ der zwar verdrehte, aber Ausdruck von klassenkämpferischem Streben und abgrundtief guten Traditionen sein! Statt mit Argumenten für den notwendigen Klassenkampf dem Verstand, über den auch Proletarier verfügen, die Absage an den schädlichen Nationalismus nahezubringen, scheuten sich die „revolutionären“ Linken vor solcher Kritik am vorgefundenen Bewußtsein der Klasse, die sie für ihren „natürlichen“ Parteigänger hielten. Als ob nicht das Gründen und Wirken einer kommunistischen Partei völlig überflüssig wäre, wenn die schiere Stellung in der Klassengesellschaft den klassenbewußten Willen zum Umsturz herbeiführen würde, ist man zum „Verständnis“ auch noch für die in die Irre geführten Arbeiter und ihre „verzweifelte Lage“ geschritten. Dabei wäre die Feststellung der Tatsache, daß die „Massen“ mit dem ihnen angedichteten „Glauben an...“ und „Drang zu...“ glatt Hitler mit der KPD verwechselten, dazu geeignet gewesen, mit der Lehre von Lenin und vor allem Stalin zur „nationalen Frage“ aufzuräumen. Aber „Theorie“ war in der Arbeiterbewegung längst nicht mehr zur Beantwortung und Erledigung von „Fragen“ üblich, sondern als Name für die Rechtfertigung alberner taktischer Berechnungen, die ein gediegenes Wissen über den kapitalistischen Zirkus, also auch über die eigenen Feinde gar nicht brauchen konnten. Der „proletarische Internationalismus“, der sich im „Lernen von der Sowjetunion“ seine Direktiven holte, gab im übrigen den nationalen Kalkülen der damaligen russischen Führung den Vorzug vor dem Klassenkampf, dessen Erfolg allein der Sowjetunion den Krieg erspart hätte...

Drittens hat sich Hitler weder auf den wachsenden Zuspruch im Land noch auf die Fehler seiner Widersacher verlassen. Mit terroristischen Angriffen der entsprechenden Abteilungen seiner Partei auf politische Gegner hat er etliche davon erledigt und die Gewalt des Rechtsstaats herausgefordert – nämlich dazu, das Vorgehen gegen „linke Staatsfeinde“ nicht allein den radikalen Freunden einer durchgreifenden Staatsgewalt zu überlassen. Nach seiner Amtsübernahme wurde es die bleibende Aufgabe der Staatsgewalt und ihrer Organe, die Einheit von Volk und Führung herzustellen. Die auf Minderheiten reduzierten Gegner seines Programms wurden konsequent verfolgt und um die Ecke gebracht. Dabei beschränkte sich die mit dem Säubern betraute Mannschaft, die der Führer aus Polizei und Justiz des demokratischen Weimar ebenso rekrutierte wie aus den Kampftruppen der Partei, keineswegs auf die brutale Ahndung von Widerstand. Es ging um „Gleichschaltung“, und die nötigte jedem Volksgenossen in jeder öffentlichen Lebenslage, in Worten wie Taten, ein positives Bekenntnis zur deutschen Sache ab. So machte sich mancher verdächtig und schuldig, der es am mehr oder minder demonstrativen Einsatz für die Partei fehlen ließ, auch wenn ihm gar nicht eingefallen war, aufständisch tätig zu werden. Amtshilfe fanden die Behörden und Schergen in der Überzeugung vieler Untertanen von der Gerechtigkeit der neuen Ordnung ebenso wie in der bürgerlichen Gewohnheit, sich um des eigenen Fortkommens willen den Bedingungen zu unterwerfen, die dafür von der Obrigkeit aufgemacht werden. Hitler hat auf das Mitläuferwesen ausdrücklich gesetzt – „Im Falle des Dominierens der Besten wird die breite Masse diesen folgen“ (MK S. 581) – und ist von seinen Deutschen nicht enttäuscht worden.

So ist „es dazu gekommen“.

Es hilft jedoch nichts. Die Frage, „wie es dazu kommen konnte“, ist mit einer sachlichen Beantwortung nicht bedient. Denn damit ist ihr Sinn verfehlt. 











B. Wie passieren konnte, was nicht passieren durfte. 

Eine rhetorische Frage aus patriotischer Betroffenheit

So, wie sie dem staatsbürgerlichen Gemüt der Deutschen beigebracht worden und geläufig ist, artikuliert die Frage nach den Bedingungen der Möglichkeit der nationalsozialistischen Herrschaft in Deutschland kein Interesse an Wissen, sondern Betroffenheit. Es äußert sich darin die peinliche Vorstellung, „irgendwie“ selber in eine Sache verwickelt zu sein, die nach allen, gerade auch vom Betroffenen selbst anerkannten Maßstäben nie hätte passieren dürfen. Nicht als ob, wer so fragt, sich persönlich für die nationalsozialistische Herrschaft haftbar fühlen würde. Das Bewußtsein einer gewissen eigenen Verstrickung in die wenig erbaulichen Taten des Nazi-Reiches ist vermittelt durch die Vorstellung einer gar nicht frei herausgesuchten, eher „schicksalhaft“ vorgegebenen Teilhaberschaft an der faschistischen Herrschaft – als Angehöriger des Volkes nämlich, des kollektiven Staats-Subjekts, das sich 12 Jahre lang dafür hergegeben und damit schiefgelegen hat, Hitler zu dienen. Als Deutsche fragen sich die Leute – oder müssen sich fragen lassen, weil die Frage sonst mit zunehmendem zeitlichem Abstand dahinschwinden würde –, wie „ihnen“, nämlich „ihrer“ Nation etwas dermaßen Blamables, moralisch Desavouierendes wie Hitler & Co samt Krieg und KZs hat widerfahren können.

Die Betroffenheit, die sich da meldet, ist also eine recht konstruierte Angelegenheit. Sie beschränkt sich keineswegs darauf, daß, wer die Unterdrückungs- und Vernichtungsleistungen Nazi-Deutschlands zur Kenntnis nimmt, darüber erschrickt – wer bloß in diesem schlichten Sinn betroffen, nämlich in seinem praktischen Empfinden angegriffen ist, der will auch wissen, wie der staatliche Wille, der sich da ausgetobt hat, beschaffen war, zustandegekommen und wirksam geworden ist; und der ist durch den Begriff des Faschismus hinreichend bedient. Eine ganz andere Sache ist es, wenn sich einer durch die Erinnerung an die Spitzenprodukte nationalsozialistischer Herrschaft beschämt findet, also moralisch in Frage gestellt sieht: Wer so reagiert, der bekennt sich als (mit) verantwortliches Subjekt des Geschehenen; der erteilt dem nationalen Kollektiv, das so zu Werke gegangen ist, keine Absage, sondern identifiziert sich im Gegenteil mit dem völkischen Verein, der seinerzeit Hitlers Befehlen beflissen nachgekommen ist. Seine eigene moralische Existenz subsumiert ein so Betroffener unter „seine“ Nation als kollektives Subjekt; und er tut dies einerseits freiwillig, andererseits in dem Bewußtsein, gar nicht frei zu sein in der Auswahl des nationalen Clubs, dem er sich da wie ein persönlich haftendes Mitglied einordnet. Die Betroffenheit, um die es hier geht, ist die des Patrioten, der ein gutes, womöglich das beste Stück seiner persönlichen Ehre in seine Volkszugehörigkeit legt, also ohne vernünftige Begründung und dementsprechend ohne Bedingung und Vorbehalt für „seine“ Nation parteilich ist – wie ein geborener Teilhaber der deutschen „Partei“ in der Weltgeschichte. Diese  Betroffenheit ist das Werk eines falschen, nämlich nationalen Selbst-Bewußtseins: des bis ins Gefühlsleben hinein selbstverständlich gewordenen stillschweigenden Bekenntnisses zu Volk und Staat; eines Bekenntnisses, das u. U. überhaupt erst an solcher Betroffenheit bemerklich, auf jeden Fall daran geschult und vertieft wird. Solche patriotische Scham kann mit sachlichen Erklärungen, mit Wissen über die Sache freilich nichts anfangen: Sie hat die Sache ja schon als die Ihre anerkannt, lehnt eine objektive Betrachtung, die zur Distanzierung vom nationalen Kollektivismus führen könnte – und mit dem tatsächlich unverträglich ist –, prinzipiell ab. Von diesem a priori parteilichen Standpunkt aus wird mit dem Seufzer, „wie es dazu kommen konnte“, keine theoretische Frage angemeldet, sondern moralische Verständnislosigkeit gegenüber der Tatsache, daß „es dazu gekommen“ ist: daß Deutschland und faschistische Verbrechen tatsächlich einmal bestens zusammengepaßt haben. Daß das Vaterland sich total vergangen haben soll, wird, weil als Faktum nicht zu leugnen, für „unfaßlich“ erklärt. Dieses parteiische Unverständnis sieht sich schon durch das Angebot einer sachlichen Erklärung angegriffen: Ihm droht ja der Nachweis, daß das angeblich Unvereinbare in Wahrheit nicht ohne Grund 12 Jahre lang zusammengegangen ist.

Die betroffene Frage: „Wie konnte es nur dazu kommen?“ steht also polemisch gegen ihre objektive Beantwortung. Sie ist selber die definitive Antwort auf die in Erinnerung gebrachten Herrschaftsleistungen der Nazis: Sie verkündet einen patriotischen Unvereinbarkeitsbeschluß gegen Taten des Vaterlands selber, denen das moralische Gemüt des Hinterbliebenen und Nachgeborenen nolens volens jedes Einverständnis versagen muß. Das, wozu „es gekommen ist“, so daß Verständnisverweigerung angezeigt ist, ist dadurch seinerseits auf den Begriff gebracht: Es handelt sich um Untaten, die zum Volk, wie es eigentlich ist, und zur Nation, wie sie heute, erschüttert und geläutert, auf 12 „unselige Jahre“ zurückblickt, schlechterdings nicht passen. Es gilt also streng zu scheiden zwischen Deutschland einerseits, nationalsozialistischer Versündigung andererseits; zwischen dem, was am Dritten Reich Staat, also gut, und dem, was daran böse, also unnational und antistaatlich war. Wo diese alles entscheidende Grenzlinie im einzelnen zu ziehen ist, bleibt dem demokratischen Pluralismus eines Volkes überlassen, das von sich selbst nach wie vor die gute Meinung hat, im Grunde immer national und bloß staatstreu geblieben zu sein,1) für das der Faschismus also allemal erst jenseits seines klassenstaatlich-deutschnationalen Alltags angefangen haben kann. In diesem Sinne wird der nationalsozialistische Staat im allgemeinen über seine bislang nicht wiederholten Spitzenleistungen definiert: seinen Unterdrückungsapparat, seinen Krieg und seinen Völkermord an Europas Juden. Dabei kommt es zu bemerkenswerten Abgrenzungen.



Das Regime

Das Unrecht, von dem betroffene Patrioten immer nicht fassen können, daß es möglich war, es „im deutschen Namen“ zu verüben, wird – von empfindlichen Gemütern – schon im Herrschaftsapparat der Nazis dingfest gemacht: Daß die Faschisten ein Terrorregime ausgeübt haben, steht einigermaßen außer Zweifel.

Dabei bleibt interessanterweise der staatliche Apparat selbst, den die nationalsozialistische Regierung bedient hat, von Bedenken verschont. Immerhin könnte es ja auch einem Demokraten zu denken geben, daß Hitler keine der Machtpositionen, auf denen seine Herrschaft über das Volk und sein flächendeckender Zugriff auf Abweichler und Gegner beruhte, erst hat schaffen müssen: Die Mittel souveränen Regierens brauchte er nicht zu errichten, er mußte nur – und wollte – erobern, was bereits die verachtete Weimarer Republik in dieser Hinsicht bot. Gegen Verwaltungsapparat und Justiz, Polizei und Geheimdienste, Militär und Wehrüberwachung usw. usf. richtet sich aber kein Vorwurf: Als von den Faschisten mißbrauchte Institutionen werden sie freigesprochen. Nicht einmal der Einwand fällt ins Gewicht, oder allenfalls bezüglich des seinerzeit amtierenden Personals: wie leicht sich alle diese ehrenwerten staatlichen Instrumente haben „miß“brauchen lassen. Im Gegenteil: Dem rechtlich denkenden Bürger gilt die Beachtung der juristischen Formen durchaus als Gütesiegel, das die politischen Maßnahmen unanfechtbar macht – juristisch unanfechtbar jedenfalls, und das zählt schon sehr viel. Jedenfalls dann, wenn den Maßnahmen selbst nicht alles politische Verständnis versagt werden kann:2) Daß Hitlers Behörden alles Marxismus-Verdächtige und jeden störend auffälligen Linken aus dem Verkehr gezogen haben; daß Volksfremden die Teilnahme am Erwerbsleben schwergemacht oder verboten worden ist; daß die Beamtenschaft nach dem Kriterium der jederzeitigen Gewähr, voll für die herrschende Grundordnung des Staates einzutreten, durchsortiert wurde – das alles steht nun wirklich nicht in Gegensatz zu ehrenwerten ordnungspolitischen Zielsetzungen des demokratischen Staates; insoweit mögen die meisten Nachkriegsdemokraten den Nazis deswegen auch gar keinen Vorwurf machen. Die Korrektheit und Verbindlichkeit des im Dritten Reich gesetzten und gesprochenen Rechts ist von Parlamenten und Justiz des demokratisierten Nachfolgestaats denn auch oft genug bestätigt worden. Und bei einiger Einfühlung in die Notstandslage des damaligen Staates, speziell dann später im Krieg, geht das Verständnis für nicht alltägliche „Maßnahmen“ mindestens bis hin zu Internierungslagern für Kriegsgegner und Todesurteilen gegen Deserteure.

Es endet in der Regel bei Hitlers Ermächtigungsgesetz – obwohl die Nazis sich gerade da ans parlamentarische Verfahren gehalten haben – und bei den Nürnberger Rassegesetzen – obwohl auch die rechtstechnisch nicht zu beanstanden sind –; da sind sich Demokraten im Nachhinein sicher, daß die Nazis sich „nur zum Schein“ an den erhabenen Grundsatz der Rechtsförmlichkeit staatlichen Handelns und an die Weimarer Verfassung gehalten hätten. Als bewiesen gilt dies vor allem dadurch, daß Hitlers Reichsregierung sich in vielen anderen Punkten gar nicht an den Buchstaben der Gesetze, noch nicht einmal der von ihr selbst erlassenen, gehalten habe. Und weil sie sich überhaupt nicht mit dem vorgefundenen Instrumentarium staatlicher Macht begnügte, sondern zusätzlich die entsprechenden Gliederungen ihrer Staatspartei für die politisch gewünschte Ordnung sorgen ließ, darf man dem Führer des Dritten Reiches den wuchtigen Vorwurf der Willkürherrschaft machen.

In diesem Anklagepunkt kommen zwei recht disparate antifaschistische Standpunkte auf einen sehr fragwürdigen gemeinsamen Nenner.	

– Auf der einen Seite machen frühere Opfer – bzw. deren spätere Sympathisanten – einen ernsten theoretischen und politischen Fehler, wenn sie die erlittene Verfolgung mit dem Vorwurf quittieren, damit hätten die Faschisten gegen ehrwürdige Grundsätze ordentlichen staatlichen Handelns überhaupt verstoßen. Es stimmt ja gar nicht, daß der Nazi-Staat sie aus Willkür verfolgt hätte, aus „bloß“ parteilichen statt aus überparteilich-staatlichen Gründen. Er hat sie vielmehr als Feinde seiner Staatsräson identifiziert, zum Abschuß freigegeben oder selber systematisch drangsaliert. Vielleicht haben sie noch nicht einmal in einem sehr entschiedenen Gegensatz zur Nazi-Herrschaft gestanden; umgekehrt hat der NS-Staat aber gegen sie einen politischen Kampf geführt und dabei manche sonst staatsüblichen Formalitäten außer Kraft gesetzt. Davon wird jedoch vornehm abgesehen, wenn die Anklage auf „Willkür“ und rechtsstaatlich unerlaubte „Übergriffe“ lautet. Es wird so argumentiert, als wäre das Vorgehen der Faschisten gegen ihre Gegner und Opfer erst dann so richtig kritikabel, wenn es den Rahmen des rechtsstaatlich Üblichen sprengt, und als ginge der Gegensatz der von Staats wegen Drangsalierten gegen die faschistische Obrigkeit nur unter dem Gesichtspunkt unanfechtbar in Ordnung, daß die amtierenden Herren der Nation üblicherweise gewährte Rechte verletzt hätten. Und das ist fatalerweise in ganz anderer Weise wahr, als diejenigen meinen, die diese Beschwerde führen. Gemeint ist nämlich, die schlechte Behandlung von Gegnern und Opfern des Faschismus durch den faschistischen Staat wäre nur als Willkürakt einer parteipolitisch zweckentfremdeten Staatsgewalt zu haben, durch den Formalismus des Rechtsstaats daher garantiert ausgeschlossen – und das ist eine rechtsidealistische Fiktion; das haben gerade die Antifaschisten aus der linken Ecke zu spüren bekommen, die von der demokratischen BRD ganz rechtsstaatlich zu politischen Feinden ernannt und eingesperrt oder um ihre berufliche Existenz gebracht worden sind, und das erfahren alltäglich die Nicht-Deutschen, die nach den formvollendeten Vorschriften des demokratischen Ausländerrechts heute als Belastung des deutschen Volkskörpers definiert und in das ihnen zustehende heimatliche Elend abgeschoben werden. An diesen Opfern rechtsstaatlicher Säuberungspolitik zeigt sich zugleich, was die Wahrheit der Übersetzung erlittener Drangsale in eine allgemeine Verfehlung der zuständigen Staatsgewalt ist: Bei der Reinhaltung seines Apparats von unzuverlässigen Elementen und bei seinem Einsatz für völkische Homogenität im Lande unterwirft sich der demokratische Rechtsstaat in juristisch nachprüfbarer Weise den gesetzlichen Regeln, die er sich dafür geschaffen hat...	

– Daß diese staatliche Selbstkontrolle für sich ein hohes Gut sei, an dem der NS-Staat sich zum Nachteil der staatlichen Ordnung – und letztlich sogar zu seinem eigenen Schaden – vergangen habe, ist das Argument der anderen Minderheit, die am Dritten Reich die terroristische Willkür kritisiert. Auch da wird voller Mitgefühl an die Opfer der Nazis gedacht und die Vorstellung gepflegt, die Beachtung rechtsstaatlicher Formen hätte ihnen ihr Schicksal erspart; allerdings hält man sich eher an die realen Rechtsverhältnisse und liest den Lehrsatz, wonach eine ordentliche Staatsmacht prinzipiell keine ungerechten Drangsale schafft und niemanden terrorisiert, ganz staatskonform so herum, daß eben niemand sich terrorisiert vorkommen und gegen schlechte staatliche Behandlung aufbegehren darf, wenn ihm nach Recht und Gesetz geschieht – deswegen kennt der Rechtsstaat grundsätzlich keine „unschuldigen Opfer“. Kritik verdient der nationalsozialistische Staatsterror daher genaugenommen vor allem unter dem Gesichtspunkt, daß er jede Rechtssicherheit zerstört hat, auf die die Bürger sich hätten einstellen können. Überhaupt hätten Ideologie und Praxis des Führerprinzips die Staatsautorität zersetzt: Parteibonzen und der Führer selbst hätten jeden ordnungsgemäßen Verwaltungsgang durcheinandergebracht, Parteigliederungen den ordentlichen Institutionen ins Handwerk gepfuscht – im Krieg dann sogar die SS der Wehrmacht –, zum Schaden der nationalen Schlagkraft; „Doppelherrschaft“ und sogar eine gewisse Anarchie wäre eingerissen, die Staatsmacht geradezu privatisiert worden... Vieles von dem Belegmaterial, das sie für diese Mängelrüge aufspießen, ist ehrlichen Chronisten natürlich aus jeder Demokratie bekannt. Eindeutig genug weichen immerhin die faschistische Führer-Ideologie, ihre Polemik gegen Parlamentarismus, Gewaltenteilung und ängstliche Staatsanbeterei, die Selbstdarstellung der Partei als revolutionäre Bewegung sowie in der politischen Praxis der bürgerkriegsmäßige Einsatz der Parteimiliz von den Prinzipien bürokratischer Rechtsstaatlichkeit ab, so daß ausgerechnet die Freunde einer durch und durch ordentlichen, in ihrem Gewalteinsatz konkurrenzlosen Staatsmacht handfeste Gründe für eine Absage an den Nationalsozialismus finden – sogar an ihrem eigenen Ideal, das Volk durchgreifend zu politisieren und auf Vordermann zu bringen, sollen die Nazis mit ihrem Chaotismus gescheitert sein.3) Man möchte lieber nicht die Probe aufs Exempel machen, wie haltbar ein solches staats-anwaltschaftliches Nein zu faschistischen Herrschaftstechniken bleibt, wenn die Rechnung mit der überlegenen Stabilität und Erfolgstüchtigkeit demokratisch-rechtsstaatlichen Regierens einmal nicht aufgeht.

Die relativ einhellige Verurteilung des nationalsozialistischen Terrorregimes stützt sich allerdings ohnehin nicht auf derartige rechtsstaatliche Bedenken, weder die idealistisch-berechnenden der Opfer noch die ordnungstheoretischen der Anwälte von Recht und Gesetz. Sie wäre mit Gewißheit gar nicht erst zustandegekommen, hätte Hitler sein Deutschland nicht noch ganz anders blamiert.

Der Weltkrieg

Nach seiner Zielsetzung wie der Art seiner Durchführung gilt Deutschlands zweiter Weltkrieg als verbrecherisch; offiziell bekennt sich die Nation im Nachhinein schuldig, „Leid über fremde Völker gebracht“ zu haben. So schlicht bleibt die Selbstbezichtigung freilich nicht stehen. Es drängt die nachträglichen Kriegskritiker zu Präzisierungen, die deutlich machen, daß sie zwischen dem Krieg als ehrenwertem Handwerk auf der einen Seite, unerlaubten Mitteln und Zwecken der Kriegführung auf der anderen Seite zu unterscheiden wünschen, und zwar auch an den Schlachten, die Hitlers Wehrmacht geschlagen hat.

So wird in jedem genaueren Rückblick der geläufige Unterschied zwischen normalem Kriegsgeschehen und Kriegsverbrechen bemüht. Diese Unterscheidung trifft jedes moderne Militär für seine eigene kämpfende Truppe, und zwar aus gutem Grund. Es muß nämlich mit einer gewissen Problemlage fertigwerden: Der Befehl, sich in Lebensgefahr zu begeben und zu töten, alltäglich befolgt, erzwingt ein einigermaßen rohes Rechtsbewußtsein, das gleichwohl um der Effektivität des Gesamtunternehmens willen vollständig unter Kontrolle bleiben muß. Dem Soldaten wird zugemutet, zwischen sich als uninteressierter Privatperson und dem Job des Vernichtens zu scheiden, der jederzeit und mit Engagement, aber bloß auf Abruf und ohne Mordlust zu verrichten ist. Weil das um so weniger geht, je handwerklicher der Krieg geführt wird, muß das persönliche Engagement in einer Anzahl definierter Fälle als eigenmächtiger Mißbrauch des staatlichen Handwerkszeugs verboten und geahndet werden. Diese Vorkehrung gegen dysfunktionale Gewaltanwendung findet im Prinzip auch beim jeweiligen Gegner Anerkennung, der mit seiner Truppe ja dasselbe Problem hat; selbst die Siegerjustiz, die am Ende die Militärgerichtsbarkeit ablöst und mit dem Verlierer abrechnet, hebt auf den Unterschied zwischen militärisch notwendiger und mißbräuchlich privatisierter Gewalt ab. Für die Moral der kämpfenden Mannschaft und ihrer Heimatfront gibt diese Unterscheidung vor allem in einer Hinsicht enorm viel her: Ausgerechnet da, wo Menschen sich zum jederzeit gehorsamen Tötungswerkzeug ihrer Befehlshaber erniedrigen, gibt das öffentliche Gewissen – und irgendwann auch das private – ihnen Recht. Gewalttaten im moralisch üblen Sinn läßt eine Armee sich und eine Nation ihrer Wehrmacht nicht nachsagen, wo sie sich an die Regeln gehalten und mit einer ordentlichen Militärjustiz darauf aufgepaßt hat – und ob das der Fall war, entscheidet ein patriotisches Rechtsbewußtsein allemal nach dem Grundsatz, daß beim Feind quasi persönliche böse Absicht ist, was auf der eigenen Seite die unbarmherzige objektive Logik effektiver Kriegführung gebietet.

Dieses notorisch gute Gewissen, das nicht einmal durch die erfahrene Brutalität des Krieges, auch des ordentlichsten, zu irritieren ist, läßt sich auch durch eine Niederlage nicht durcheinanderbringen; und auf deutscher Seite ist es sogar mit der moralischen Abrechnung der Sieger ganz gut fertiggeworden: Alle deutschen Kriegsgreuel, deren Leugnung unter der Besatzungsmacht verboten war, werden Hitler und seinen Nazi-Schergen angelastet, die Kriegführung als solche von verbrecherischen Verfehlungen im Großen und Ganzen wie auch im einzelnen und Persönlichen freigesprochen. Die Arbeitsteilung zwischen der Wehrmacht und den diversen Himmler unterstellten Verbänden und Polizeieinheiten gibt dafür lauter schöne Anhaltspunkte her – dafür nämlich, daß das Militär als solches immer nur für das unerläßliche Mindestmaß an Kriegshandlungen zuständig war, alles darüber Hinausgehende grundsätzlich von der SS verbrochen wurde. Jeder Kompetenzstreit zwischen einer auf militärischen Nutzeffekt bedachten Armeedienststelle und einer speziell mit Terror befaßten Sondereinheit verschönert das Bild. Ist an einer Wehrmachtsaktion doch einmal ein ungerechtfertigter Überschuß an Gewalt, eine „Unverhältnismäßigkeit der Mittel“ festzustellen, so gab es mit Sicherheit „eigentlich Verantwortliche“ „im Hintergrund“, die freilich schwer auszumachen sind – Parteileute jedenfalls, die den Profis der militärischen Befehlshierarchie ins Handwerk gepfuscht haben... Noch 50 Jahre nach Kriegsende läßt sich im demokratisierten Deutschland mit einer Dokumentation Aufsehen erregen, die der Hitler-Armee nachweist, daß sie die vorgestellten Grenzen moralisch unanfechtbarer Professionalität keineswegs eingehalten hat. Auf der anderen Seite findet sich eine antifaschistisch eingestellte Minderheit, die es für eine kritische Tat hält, mit einer solchen Dokumentation am guten nationalen Gewissen bezüglich der deutschen Kriegführung im engsten Sinne zu kratzen. Dabei übersehen beide Seiten glatt ihre tiefe Einigkeit; in der staatsbürgerlichen Überzeugung nämlich, daß persönlich desinteressiertes Töten im Krieg in Ordnung geht und erst mit der privaten Lust daran und den daraus erwachsenden „Übertreibungen“ das Böse anfängt. Ist das der gültige Leitfaden für die Beurteilung des Weltkriegs, dann muß sich die saubere Wehrmacht mancher Einheiten schämen – dann darf auf der anderen Seite aber auch die nationalsozialistische Elite nicht über einen Kamm geschoren werden: Die Waffen-SS, das gehört zum patriotischen Grundwissen, ist im Gegensatz zum kleinen harten Kern der Totenkopf-Truppe mehr den redlichen Vaterlandsverteidigern zuzurechnen; besonders verbrecherisch hingegen sollen sich auf deutscher Seite gewisse slawische Hilfstruppen aufgeführt haben... Überhaupt ist mit der Unterscheidung zwischen Krieg und Kriegsverbrechen das weite Feld des moralischen Aufrechnens eröffnet:4) des grob geschätzten Vergleichs, auf welcher Seite die bessere Bilanz aus militärischem Anstand und Gewaltüberschuß zu Buche steht. Daß die angestellten Schätzungen parteiisch ausfallen, ist kein Zufall, sondern liegt an der Absicht, in der sie angestellt werden. Am Ende des nationalen Bemühens, den Weltkrieg rückblickend noch einmal zu führen, wird daher jedesmal, wie zur Wiederherstellung der gebotenen Linientreue, die offizielle Erinnerung daran fällig, daß – selbst wenn die Bilanz der Kriegsverbrechen für die Nazi-Armee spräche, was dieser Ordnungsruf mehr unterstellt als dementiert! – Deutschland doch immerhin angefangen hat.

Dies: die ungerechtfertigte Aggression, ist der andere große Anklagepunkt gegen Hitlers Krieg. Unwidersprochen blieb diese (Selbst-)Bezichtigung natürlich nicht; alternative Kriegsschuldtheorien kursierten in sämtlichen Phasen des schwarz-rot-goldenen Geisteslebens, erfuhren aber eine Einordnung als spezielle, rechte Ansichtssache. Verständnis wurde ihnen insofern zuteil, als sie mit ihren mehr oder minder glaubwürdigen Behauptungen über die politischen Tendenzen und Konstellationen der „Zeit“ die Schuldfrage in den Hintergrund rücken. Geschichtsbewußte Deuter der nationalen Sache bequemen sich – gerade angesichts der eindeutigen „Rechtslage“ – nämlich gerne zu der Einsicht, daß Krieg drohte, wenn nicht fällig war. Das machte den Blick frei für die Besichtigung des Krieges, der stattgefunden hat – und an dem ist allemal bemerkens- und erinnernswert, wie prächtig zu Anfang die Blitzkriegsstrategie des Reiches aufgegangen ist. An der anschließenden Kriegsphase kritisiert die geschichtsbewußte Nation – belehrt durch den schließlichen Mißerfolg – stets von neuem die maßlose „Überdehnung“ der Fronten sowie Hitlers Fanatismus, dem die 6. Armee vor Stalingrad zum Opfer gefallen sei; auch die Kriegserklärung gegen die USA wäre gar nicht nötig gewesen... Daß soviel „Größenwahn“ nicht gutgehen konnte, gilt unter nachkriegsdeutschen Demokraten als solide, ehrliche Absage an das Unternehmen, das die letzte Auflage des Brockhaus im Dritten Reich unter dem Stichwort „Großdeutschlands Befreiungskampf“ abhandelt. Am schließlichen Abwehrkampf gegen die Rote Armee findet das nationale Geschichtsbewußtsein gar nichts, an dem gegen die westalliierte Übermacht hauptsächlich das Eine auszusetzen: daß Deutschland dabei gründlich verschlissen worden und buchstäblich kaputtgegangen ist. Von diesem Ende her bekommt die Anschuldigung gegen das Nazi-Regime, einen Angriffskrieg vom Zaun gebrochen zu haben, ihre wahre nationale Bedeutung: Weil Hitler seinen Krieg nicht gewinnen konnte, hat er Deutschland auf dem Gewissen. Die Anklage bleibt stehen, auch wenn im Rückblick immer von neuem die Frage aufgeworfen wird, ob nicht auch die Westalliierten eine gewisse Mitschuld am nationalen und globalen Desaster trifft, weil sie keine Initiativen zu einem gemeinsamen „Abwehrkampf“ gegen die siegreiche Sowjetmacht ergriffen haben... Die Kriegsschuld, die die Nazis unwiderruflich tragen, ist, auf den letztlich entscheidenden Punkt gebracht, die, daß sie Deutschlands Niederlage zu verantworten haben.

So ist es im Grunde auch allein sachgerecht. Denn wenn es schon auf die Unterscheidung ankommen soll, ob ein Kriegszweck in Ordnung geht oder ungerecht war, dann entscheidet mit nennenswerter Verbindlichkeit nur eine Instanz: der Erfolg. Daß der ausgeblieben, die Nation ihrem Führer in den Untergang gefolgt ist, das ist der Stachel im patriotischen Selbstbewußtsein und der entscheidende Gesichtspunkt, unter dem die Deutschen sich der Weltmeinung angeschlossen haben und ihren zweiten Weltkrieg insgesamt für ein faschistisches Verbrechen halten. Selbst das ist aber noch nicht der hinreichende Grund für den nationalen Beschluß, die Nazi-Herrschaft insgesamt als moralische Katastrophe des Vaterlands einzuordnen. Für diesen Konsens und ihre spezielle antifaschistische Betroffenheit brauchen die guten Deutschen noch einen zusätzlichen systematischen Genozid ganz eigener Art.

Die Judenvernichtung

Sogar noch an den „normalen“ KZs der SS scheiden sich die deutschen Geister: Soweit Staatsfeinde und Kriegsgefangene interniert wurden, finden die einen die faschistischen Lager im Staatenvergleich ziemlich normal und meinen das schon wieder nicht als Denunziation staatlicher Normalität, sondern als Widerlegung jeder Kritik; die andern können die außerordentliche Grausamkeit der faschistischen Lagerverwaltung gar nicht genug herausstreichen, so als hinge auch für sie die Verurteilung dieses Stücks Staatsterrorismus von dem gelungenen Nachweis ab, selbst hier hätten die Nazis eine an sich unkritikable staatliche Institution mißbraucht. Erst bei den eindeutigen Vernichtungslagern, bei den Gaskammern von Auschwitz-Birkenau und beim flächendeckenden Genozid an den Juden hat das Einerseits-Andererseits mal ein Ende, finden selbst hartgesottene Gemüter nichts mehr zu verharmlosen – weshalb die Minderheit, die auch nach der Kapitulation Hitler und seinem Reich meint die Treue halten zu müssen, sich in dieser Frage auch mehr aufs Leugnen des Tatbestands verlegt hat. Offiziell, für die große Mehrheit und nun auch gesetzlich geschützt liegt hier das große, nicht relativierbare Nazi-Verbrechen vor, das den „deutschen Namen“, in dem es verübt wurde, dermaßen beleidigt und beschädigt, daß die Anhänger einer deutschen Identität ganz betroffen sind, wenn und solange sie daran erinnert werden.

Daß eine Nation sich dazu entschließt, einer in ihrem Namen praktizierten Politik so vollständig jede Anerkennung zu versagen, ist bemerkenswert. Freilich nicht bloß deswegen, weil so etwas unter Patrioten ganz unüblich ist; noch bemerkenswerter ist, was alles zusammenkommen muß, damit ein nationales Gemüt mal tatsächlich mit dem Beschönigen aufhört, und wie extrem die Maßstäbe sind, die dabei zur Anwendung kommen: 5 oder sogar 6 Millionen Juden sind umgebracht worden, rein nach dem Kriterium der Volks- resp. Religionszugehörigkeit. Lauter Unschuldige hat es getroffen, insbesondere ganz unterschiedslos auch Frauen und Kinder. Bei den Männern hat es sich zu einem guten Teil um fraglos gute Deutsche gehandelt, sogar um mit Orden ausgezeichnete  Weltkriegsteilnehmer; kaum eine Erinnerung schenkt sich den Hinweis, viele Opfer seien allemal bessere, ausgewiesenere Patrioten gewesen als ihre deutschtumsbesessenen Verfolger. Widerständler waren sie auf alle Fälle nicht, vielmehr wehrlose Zivilisten, die für ihre Verfolgung durch die Nazis weder Grund noch Anlaß geboten haben. Gewiß, als fremd galten sie der nationalbewußten Mehrheit ihres „Wirtsvolks“ schon lange. Der Völkermord an ihnen hatte aber gar nicht den Charakter eines Pogroms, war nicht die blindwütige Aktion eines aufgehetzten Volkes, die demokratische Kenner der Volksseele zwar nicht billigen, aber verstehen können; er geschah vielmehr vorbedacht, planmäßig, bürokratisch, quasi industriell...

Keiner dieser Gesichtspunkte wäre für sich genommen ausreichend, um dem moralischen Gemüt einer Nation einen definitiven Abscheu gegen die Rassenpolitik der Nazis einzuflößen.

– Daß Menschen nach ihrer Volkszugehörigkeit unterschieden sind und sortiert gehören und ihnen demgemäß das Recht auf ein Dasein in einem bestimmten Land zusteht oder nicht, ganz gleich, wie eingehaust sie dort sind und wie nützlich sie sich dort machen: Das ist für Staatsbürger im Prinzip selbstverständlich. Aufruhr gegen „Überfremdung“ können demokratische Verantwortungsträger schon deswegen gut verstehen, weil sie die ersten sind, die da „Gefahren“ diagnostizieren und bei sich selbst vorbedachte und bürokratisch ordentliche Abhilfe anmahnen. In der ersten Nachkriegszeit war es in Westdeutschland beliebt, „die Engländer“ für das Scheitern des Plans haftbar zu machen, Europas Juden nach Israel, Madagaskar oder sonstwohin auszusiedeln: Mit einer solchen Rassenpolitik hätte sich eine Nation, deren Obrigkeit mittlerweile Asylbewerber ohne Federlesen dort wieder hinschickt, von wo sie gerade geflüchtet sind, leicht angefreundet. Nur umbringen hätte man sie nicht müssen, unschuldig wie sie waren...

– Freilich, auch das ist dem realistisch denkenden Staatsbürger geläufig und nur bedingt abscheulich, daß gelegentlich „Unschuldige“ von Staats wegen liquidiert werden: Im modernen Krieg trifft die Wucht militärischer Gewalt und Vernichtungskunst allemal wehrlose Patrioten, die weder dem eigenen noch irgendeinem feindlichen Staat je Grund und Anlaß geboten hätten, sie massenhaft umzubringen. Ohne eigenes Zutun werden sie dem Kriterium des „normalen“ politischen Rassismus subsumiert: Sie gehorchen einem zum Feind erklärten Staat, gehören also dem verkehrten Volk an. Die Vollstreckung des in dieser Subsumtion enthaltenen Todesurteils überläßt kein Staat einem spontanen Volkszorn; ein jeder bereitet sich mit einer eigenen Bürokratie und ganzen Industriezweigen geradezu planwirtschaftlich darauf vor und läßt die nötigen Aktionen mit perfektester Technologie durchführen. Und ob die Feinddefinitionen, die im Rahmen durchaus akzeptierter Kriege einem zum Gegner erkorenen Volk verpaßt werden, so viel anständiger sind als der Judenhaß der Nazis – den Feindbildern selbst ist das kaum zu entnehmen; das vietnamesische Volk jedenfalls war sicher nicht in höherem Maße Agent einer bolschewistischen Weltverschwörung, als welchen die USA es jahrelang bekämpft und dezimiert haben, als die Juden, deren Ausrottung unter einem ganz ähnlichen Motto stand.

Damit der deutsche Patriotismus Hitlers internen Säuberungsfeldzug nachträglich bedingungslos verwerflich finden kann, müssen schon beide Aspekte zusammenkommen: Mitten im zivilen Leben der Nation – das freilich schon gar nicht mehr sehr zivil, sondern nach staatlichen Notstandsgesichtspunkten militarisiert war – und dann an der „Heimatfront“ haben die Nazis einen Vernichtungs-„Krieg“ geführt, für den der heutige, an neue Staatsverhältnisse gewöhnte Bürger keinerlei handfeste Gründe entdecken kann, weder an den „unterschiedslos“ umgebrachten Opfern noch bei der Staatsgewalt, die hier doch nichts als ihre Notstandsdiagnose blutig wahrgemacht hat. Deren Berechtigung würde sich ein politisch aufgeklärter Mensch sogar noch einleuchten lassen – zumindest als Beweggrund, den man realistischerweise in Rechnung stellen muß, auch wenn er einem persönlich nicht paßt... –, hätte Hitler „wenigstens“ auf eine wirkliche feindliche Staatsmacht verweisen können, als deren „5. Kolonne“ die verstreuten Juden Mißtrauen und schlechte Behandlung verdient hätten; etwa so, wie im Falle der postjugoslawischen Staatsgründungen die Diskriminierung als „volksfremd“ erkannter Menschenmassen und das Bedürfnis nach „ethnischer Säuberung“ als „irgendwie“ wohl unvermeidlich akzeptiert wird. Was die Nazis so endgültig disqualifiziert, ist der Befund, daß sie für ihren Völkermord keine besseren Gründe gehabt haben als pur ideologische, an die heute, im Unterschied zu damals eben, kein Mensch mehr glaubt – es gibt ja auch die Staatsgewalt nicht mehr, die ihren Volksgenossen diesen Glauben abverlangt hat... Nicht zufällig kennt der antifaschistische Moralismus keinen schlagenderen Beweis für die völlige Abwegigkeit und deswegen so unbedingte Verwerflichkeit des nationalsozialistischen Judenmordens als den Zielkonflikt, in den der Nazi-Staat damit zu seinen anderen – und eigentlich doch viel wesentlicheren –  Kriegserklärungen geraten sei: Die Vernichtung so vieler unschuldiger Zivilisten habe Hitler ganz unnötigerweise Ressourcen an Arbeitskraft, recht geschickter sogar, namentlich für die Rüstungsindustrie, gekostet, außerdem politische Unterstützung im Innern, Sympathien im Ausland und vielleicht sogar die Chance zu rechtzeitigen Friedensverhandlungen; und ab 1942 sei in militärisch völlig unverantwortlicher Weise für den Abtransport der Juden Transportraum verschwendet worden, den die im Osten verzweifelt kämpfende Truppe unbedingt für ihren Nachschub gebraucht hätte! Hinderlich gewesen zu sein für andere, zwar genauso blutige Vorhaben des deutschen Reiches, die dem demokratischen Verstand aber immerhin als welche des nationalen Interesses unter Kriegsbedingungen im Prinzip einleuchten: Mit diesem Einwand gegen die massenhafte Judenvernichtung gibt die Verurteilung der nationalsozialistischen Unmenschlichkeit auf einmal sehr ehrlich zu erkennen, an welchem Maßstab ihr moralisches Unterscheidungsvermögen sich orientiert: Es ist der Materialismus der Staatsgewalt – auch und gerade der faschistischen, die einen nationalen Aufstand gegen beinahe die ganze Welt probiert und ihre Ressourcen entsprechend strapaziert hat –, an dem sich Hitler, Himmler & Co in ihrem Verfolgungswahn gegen die Juden vergangen haben, so daß der betroffene Deutsche sie endgültig nicht mehr verstehen kann.

Beim Rassenwahn als einzigem erkennbaren Beweggrund eines akribisch durchgeführten Völkermords an den Juden, da endlich, ist der betroffene Patriot sich also sicher, daß die Nazi-Herrschaft zu weit gegangen und nicht zu rehabilitieren ist – und sogar da muß die große Zahl und die absolute Unauffälligkeit der Mehrzahl der Opfer im zivilen Leben der Nation immer hinzugedacht werden: Der nicht minder total angelegte Genozid an Europas Zigeunern läßt saubere Deutsche schon wieder an eventuell doch akzeptable Beweggründe denken; und wäre die Zahl der Opfer nicht garantiert siebenstellig, dann hielte sich das nachträgliche Entsetzen auch schon wieder in den Grenzen eines mehr routinemäßigen Bedauerns über ein „dunkles Kapitel“ der Geschichte, wie es im Leben jeder Nation irgendwann vorkommt...

So steht also die moralische Verurteilung des Nationalsozialismus fest – und zugleich der gute Zweck, dem die Kündigung jeglichen Verständnisses für seine mörderischen Machenschaften dient. Mit „Auschwitz“ ist letztgültig geschieden zwischen Normalität und Perversion, zwischen dem normalen deutschen Staatsleben auch noch „unterm Hakenkreuz“ und der moralisch alles entscheidenden Grenzüberschreitung. Mit einer begrifflichen Unterscheidung – die zwischen alltäglicher klassenstaatlicher Ordnungspolitik und einem rassenpolitischen Vernichtungsunternehmen, zwischen imperialistischem Krieg und Völkermord an einem zum inneren Hauptfeind erhobenen Bevölkerungsteil durchaus zu treffen ist – hat diese Scheidung nichts zu tun. Ihr Zweck ist ein Dementi: die Zurückweisung des Verdachts, daß das Eine mit dem Andern überhaupt zusammenhängen, der blutig wahrgemachte Rassismus in den Umkreis politischer Optionen einer ihrem Volk verpflichteten Staatsgewalt hineingehören könnte. An der letzten grauenhaften Konsequenz des faschistischen Staatsrettungsprogramms soll ersichtlich werden, daß sie alles andere gewesen sei als eben das, was sie war: Konsequenz eines nationalen Rettungsprogramms, dessen Ziele und Mittel der Logik nationalen Denkens und Bemühens entstammen. Alles, was noch nicht dieser letzten Konsequenz zugehört, wird auf diese Weise pauschal gerechtfertigt und nebenbei auch noch von jeder Verwandtschaft mit seinen faschistischen Konsequenzen freigesprochen. Das gesamte demokratische Staatsleben geht in Ordnung, solange sich dort nicht wieder eine fanatische Mannschaft zum Ermorden von Juden verabredet – was ja wirklich nur selten zur Räson eines Staates und zu der des neuen Deutschland tatsächlich nicht gehört. Und aus der Kontinuität der nationalen Geschichte, auf die patriotische Volkserzieher so große Stücke halten, wird der Völkermord als das überhaupt nicht Dazugehörige hinausdefiniert; als unpolitisches Verbrechen wird er vom Konto der nationalen Politik abgezogen. So entlastet die Nation ihre „Identität“ und den Patriotismus ihrer Bürger von der moralischen Hypothek, die in so tiefer Betroffenheit übernommen wird. Der Beschluß, die Nazi-Greuel „unbegreiflich“ zu finden, ist am Ziel. Und damit fällt es auch nicht mehr schwer – zumindest den als kritischer geltenden Geistern –, in die Verurteilung des Nationalsozialismus seine sämtlichen Abweichungen vom vorgestellten Norm- und Idealfall demokratischer Politik einzuschließen, also auch bezüglich Krieg und Herrschaftstechnik das Rechten um eine gewisse Berechtigung des faschistischen Vorgehens einzustellen: Von „Auschwitz“ aus rückblickend angesehen, fällt der ganze deutsche Faschismus als Verbrechen aus der demokratisch revidierten nationalen Identität Deutschlands heraus – jedenfalls solange, wie das Bedürfnis, explizit an die eine oder andere, angeblich verlorengegangene völkische Errungenschaft der Nazis wieder anzuknüpfen, Sache einer kleinen, im nationalen Rahmen völlig unmaßgeblichen, staatsoffiziell bekämpften Minderheit bleibt.

Mit dieser erleichternden Definition des Nationalsozialismus ist die Voraussetzung geschaffen für eine nationalideologisch brauchbare Beantwortung der Frage, wie es zu dem, was nie hätte passieren dürfen, trotzdem hat kommen können.





1) Prominente BRD-Politiker haben für ihre Beamtenkarriere im NS-Staat die interessante Entschuldigung vorgetragen, sie wären beim Eid auf Hitler, den Führer, klammheimlich hinter eine Säule getreten, um ihren Treueschwur ganz unpersönlich dem deutschen Staat zuzuwenden und nicht dessen Chef.


2) Der Bundesgerichtshof hat im Herbst 95 letztinstanzlich einen DDR-Richter wegen zwar formell legaler, aus heutiger Sicht aber nicht gerechtfertigter Todesurteile verurteilt und in seiner Begründung festgelegt, daß die juristische „Abrechnung“ mit der Nazi-Justiz nicht als Präjudiz für die rückwirkende Bewertung der „proletarischen“ Rechtsprechung im realsozialistischen Arbeiter- und Bauernstaat gelten dürfe. Mit einem knappen Bedauern über seine frühere Milde distanziert das Gericht sich da von dem Rechtsgrundsatz, den es selbst für die rückwirkende rechtliche Bewertung der Terrorjustiz der Nazis aufgestellt hatte, daß nämlich von einer unanfechtbaren Rechtstreue der damals engagierten Richter auszugehen sei. Es stellt damit verbindlich die Bedingtheit des Grundsatzes klar, daß das Handeln eines Staates nur nach dessen eigener Rechtsordnung zu beurteilen sei; selbstverständlich ohne dem Gesichtspunkt der Sympathie in der Sache Raum zu geben:

	 „Zu der Zeit, als der Angeklagte die Taten beging, für die er jetzt verurteilt wird, und noch später waren Richter der NS-Justiz, die Todesurteile gefällt hatten, aufgrund der bereits skizzierten überaus einschränkenden Auslegung und Anwendung des Paragraphen 336 StGB von der bundesdeutschen Justiz nicht zur Verantwortung gezogen worden; sie waren hingegen teilweise sogar weiter in der Justiz tätig, zuweilen konnten sie auch in Staatsämtern Karriere machen... Hätte sich die Rechtsprechung schon damals bei der Prüfung richterlicher Verantwortung für Todesurteile an Kriterien orientiert, wie sie der Senat in seiner heutigen Entscheidung für Recht erkennt, hätte eine Vielzahl ehemaliger NS-Richter strafrechtlich wegen Rechtsbeugung in Tateinheit mit Kapitalverbrechen zur Verantwortung gezogen werden müssen. Naheliegend wären viele von ihnen nicht anders, als es dem Angeklagten in diesem Verfahren widerfährt, entsprechend zu verurteilen gewesen, und zwar vielfach, wie die Erkenntnisse über die NS-Justiz erweisen, angesichts des Mißverhältnisses zwischen Todesurteil und abgeurteilter ‚Tat‘ wegen noch weit schwererer Fälle. Darin, daß dies nicht geschehen ist, liegt ein folgenschweres Versagen bundesdeutscher Strafjustiz. Dies kann selbstverständlich nicht dazu führen, das Verhalten des Angeklagten nun nach den gleichen zu engen Maßstäben zu beurteilen. Daß ihm gleichwohl eine grundlegend veränderte Haltung der Rechtsprechung, ohne die seine Verurteilung nicht möglich wäre, kaum als gerecht zu vermitteln sein dürfte, liegt nicht fern...“ (nach Frankfurter Rundschau, 5.1.96)


3) Nicht zufällig gehört es im demokratischen Nachkriegsdeutschland zu den beliebtesten antifaschistischen Kunstgriffen, den Nationalsozialismus vor seinen eigenen Idealen zu blamieren. So meinte etwa – um nur ein besonders gelungenes von zahllosen Beispielen zu zitieren – das beliebte Wochenblatt „Bild am Sonntag“ seinen Lesern gelegentlich des 50. Jahrestags der „Machtergreifung“ mitteilen zu sollen, daß auch unter den Nazis nicht alles faschistisches Gold war, was wie solches glänzte:

	 „Fünfzig Jahre lang glaubte jeder, Hitler und seine ‚Reichsjugendführer‘ hätten die Jugend fest im Griff gehabt. Die Wahrheit ist: Viele flippten aus unterm Hakenkreuz.“


4) Auf dem Feld der Truppenbetreuung, die eine zivilisierte Nation auch in Friedenszeiten gewissenhaft erledigt, ist die Scheidung zwischen der Regel und der Ausnahme ziemlich produktiv geworden. In den Ansprachen, die die politische und kulturelle Elite nach dem Krieg ans deutsche Volk richtete, war die Ehrenrettung der vor lauter Anstand und aus purem Pflichtgefühl zum Mitmacher gewordenen Deutschen sowieso fällig – diesen Menschenschlag wollte die neue BRD ja zur Wiederverwendung von ihrem Rechtsvorgänger erben. Eine irgendwie geartete Verunglimpfung der Kriegsheimkehrer kam deshalb nicht in Frage; verächtliche Töne blieben auf einige Missetäter beschränkt, die sich beim Mißbrauch guter Deutscher, Soldaten zumal, hervorgetan hatten und nach dem Ehrenkodex des edlen Kriegshandwerks schuldig geworden waren.

	 Die andere Abteilung moderner Pflege der Volksmoral, die von der Unterhaltungsindustrie bestückte Massenkultur, fand in dieser Vorgabe der politischen Kultur ihren zuverlässigen Leitfaden. Die Kriegsfilme, in denen sich die altehrwürdigen Mimen des deutschen Films in die Herzen des Volkes spielten, sind feine Zeugnisse für die Relativität der autonomen Künste. Besetzt von Allegorien des guten deutschen Soldaten und seine Widerparts, dem in den Kriegshandlungen zu allerlei unmenschlichen Entgleisungen aufgelegten bösen Nazi, bildeten sie den Geschmack des Volkes an sich selbst, wo sie ihn trafen. Illustrierte und andere Heftchen bebilderten in nicht enden wollenden Fortsetzungen die Anwesenheit von lauter Tugenden, die sich mit der Not des Krieges so einstellen – und kontrastierten sie mit den Figuren, die sich ausgerechnet im Kampf nicht menschlich benahmen, andere schikanierten und dazu noch feige waren...











C. Wie es zum Unbegreiflichen kam.

Die Kunst der sittlich einwandfreien Faschismus-Deutung

Für alles Bemühen um die Gründe, Hintergründe und Bedingungen der Möglichkeit nationalsozialistischer Herrschaft in Deutschland steht das Eine von Anfang an fest: Mit Hitler und den Seinen ist nicht eine politische Partei an die Macht gelangt, die eine nationale Wiedergeburt, die Beseitigung innerer Feinde, die Eroberung von Lebensraum und den Aufstieg zur Weltmacht versprochen und dieses Versprechen nach Kräften gehalten hat, sondern eine Art Verbrecherbande, bei der von nationaler Sorge und politischem Wollen nicht die Rede sein kann. In der demokratischen Faschismustheorie wird diese Überzeugung nach allen Regeln der wissenschaftlichen Kunst elaboriert.1)

Das Dritte Reich – eine große Hitlerei:

Der biographische Ansatz

Gewollt hat den Nationalsozialismus eigentlich niemand, ausgenommen seine Macher und in letzter Instanz vielleicht bloß Hitler selbst; und dessen Wille zur Macht mag alles mögliche gewesen sein, nur politisch war er nicht. Damit wird zuallererst „der Führer“ zum Gegenstand eines ganz außerordentlichen Interesses: An ihm als Menschen möchte man den Grund für alles auffinden, was man seiner Herrschaft vorzuwerfen hat.2) Um eine bloße Biographie geht es da nicht – oder in genau dem Sinn, in dem Historiker auch sonst von „großen Gestalten der Geschichte“ berichten, nämlich in der Absicht, das, was unter deren Herrschaft geschehen ist, quasi natürlich aus den in deren Persönlichkeit angelegten Möglichkeiten hervorgehen zu lassen. Die angewandte Logik ist die des tautologischen „Schlusses“ von der politischen Wirklichkeit auf die menschliche Fähigkeit dazu – also die Kunst, das eine als das andere auszudrücken. Den ideologischen Leitfaden gibt im Falle Hitlers, anders als sonst üblich, das Verdikt der „Unmenschlichkeit“ her.

So werden vom Führer und seinen nächsten Helfershelfern Charakterbilder entworfen, die hauptsächlich darüber Auskunft geben, was der Gemeinsinn des Biographen für moralisch verdorben oder psychisch verkorkst erachtet und schon deswegen für die letzte Ursache faschistischer Politik. Um Monster soll es sich gehandelt haben, in die Macht um ihrer selbst willen vernarrt; um gescheiterte Existenzen, haltlos ohne den Halt an ihrer selbsternannten Bewegung; unstet und ohne Selbstdisziplin, dafür von Zwangsvorstellungen getrieben; aus dem bürgerlichen Geleise geworfen durch jugendlichen Müßiggang (Hitler), einen Klumpfuß (Goebbels) oder eine gar zu strenge Erziehung (Himmler); Möchtegern-Arier allesamt, die, ob mit oder ohne jüdischen Urgroßvater, es an all den Schönheiten haben fehlen lassen, die sie dem deutschen Menschen anerziehen wollten; Figuren ohne wirkliches geistiges, geschweige denn sittliches Format; wahre Karikaturen ihres eigenen Führerideals, die sich ihre Überzeugungen bloß angelesen haben, eklektisch noch dazu und aus billigen Büchern, also ohne jene Originalität, die der demokratische Kritiker sich offenbar von einem deutschen Diktator meint erwarten zu können; lebensuntüchtig und größenwahnsinnig zugleich; mit Obsessionen statt mit Überzeugungen ausgestattet, über die mit Attributen wie „übersteigert“ (Hitlers Nationalismus vor allem) und „krankhaft“ (so insbesondere sein Judenhaß) alles Wissenswerte gesagt ist; der Chef ein gescheiterter Kunstmaler, der mangels Anerkennung mit der ganzen Welt blutige Spiele aufgeführt hat; ein Teppichbeißer, der in seinen eigenen Untergang nicht weniger als ganz Deutschland und die halbe Welt mit hereinreißen wollte... Blamiert werden die Nazi-Größen, mal vor einem unterstellten Normalfall von Politik, mal vor ihren eigenen Idealen; gerade so, als käme der faschistische Idealismus im demokratischen Alltag noch am ehesten auf seine Kosten – was für die heutigen Demokratien ja irgendwie stimmen mag... – und bei seinen eigenen Urhebern am allerwenigsten.

Und wie der Führer samt Spießgesellen, so seine Bewegung – die Vorstellung, die nationalsozialistische Herrschaft hätte ihren wesentlichen Grund im Charakter ihres führenden Protagonisten, verschafft sich hier ihre erste Bestätigung. Also: Ohne klares Programm ist die NSDAP angetreten, entgegen Anspruch und Augenschein sogar ohne einheitliche, verbindliche Ideologie, stattdessen mit lauter wenig seriösen Angeboten und Versprechungen für jedermann und mit verschiedenen, untereinander rivalisierenden Flügeln – fast, möchte man meinen, das erste Vor- und Musterbild der bundesdeutschen „Volksparteien“! Zwischen Kaderprinzip und Massenorganisation hat die Partei sich nie recht entscheiden können; und eine Elite hat sie nur im negativen Sinn dargestellt, nämlich aus fanatischen „alten Kämpfern“ und opportunistischen Mitläufern – gerade so, als wären demokratische Parteien nicht aus Karrieristen und Opportunisten zusammengesetzt, und überdies ein Vorwurf, der glatt Hitlers eigener „Klassentheorie“ entstammen könnte, die das Volk in eine Auswahl des „besten“, eine Auslese des „schlechtesten Menschentums“ und eine große Masse schwankender Gestalten einteilt, die geführt sein wollen. Apropos Führung: Blinder Gehorsam hat geherrscht in der Partei statt „eigenem Denken“; gleichzeitig eine chaotische Konkurrenz der „Gaufürsten“ der Partei, die letztlich nur der absoluten Entscheidungskompetenz des Führers untergeordnet waren; Einheitlichkeit hat nur als Fassade geherrscht, nämlich in den theatralischen Inszenierungen der Parteitage und sonstiger öffentlicher Auftritte; andererseits kein „eherner Grundsatz“ der Partei, der nicht x-fach zynisch verraten wurde – lauter Kritiken, die sich zum einen in durchaus wohlwollenden Schilderungen etwa der Parteitage bundesdeutscher demokratischer Parteien und der dazugehörigen Intrigen wiederfinden lassen, für die zum anderen die faschistische Polemik gegen Schwäche und Unentschiedenheit der bürgerlichen Wahlvereine Pate gestanden haben könnte.

Freilich muß die Ableitung des Nationalsozialismus aus dem schlechten Charakter seiner Veranstalter irgendwie die Frage beantworten, wie es einem dermaßen wüsten Haufen gelingen konnte, die politische Macht zu erobern und die Nation für die Anstrengung eines Weltkriegs zu mobilisieren. Und dabei kann es gar nicht ausbleiben, daß sich in die Schilderung des menschlichen Abschaums, der sich da zur Herrschaft aufgeschwungen hat, unversehens bewundernde Töne mischen. Denn wenn es schon für eine Erklärung gelten soll, die Leistungen einer Politik als Fähigkeit dazu an ihren Machern auszudrücken, dann kommt der Hitler-Biograph nicht ganz um die „Schlußfolgerung“ herum, daß der „Führer“ „auf seine Art“ auch eine gewisse prädestinierende Eignung zum Diktator besessen haben, ja so etwas wie ein – natürlich böses – Genie der Macht gewesen sein muß. Zwar hat er sie ein für allemal nicht verdient; bei seinem Amtsantritt als Reichskanzler kann es sich nur um eine „Machterschleichung“ gehandelt haben. Aber immerhin: Für den staatsbürgerlichen Verstand, der an solche Dinge wie „Durchsetzungsfähigkeit“ und „Führungskraft“ glaubt, erweist Hitlers Erfolg seine Konkurrenten und Gegner als Leichtgewichte und Versager, den Sieger als Gewinnertyp. In Wirklichkeit brauchte Hitler in den entscheidenden Situationen zwar überhaupt nicht mehr zu tun – also auch nicht mehr zu „können“ –, als was allemal zu den Übungen und Gepflogenheiten demokratischer Politik gehört, nämlich durch Koalitionen an die Macht zu kommen und mit der so errungenen Macht – was dann wirklich überhaupt keine Kunst mehr ist! – die überflüssig gewordenen Partner nach Kräften auszumanövrieren. Als normales politisches Geschäft soll Hitlers „Machtergreifung“ aber gerade nicht gelten; also gehört ihm ein besonders teuflisches Geschick angedichtet, mit dem er die bisherigen Profis der Staatsgewalt aufs Kreuz gelegt hätte. Daß Hitler außerdem unleugbar das deutsche Volk hinter sich gebracht hat, in freien Wahlen zu über 40 Prozent und im Laufe der Jahre auch ohne Wahlen bis zur bedingungslosen Kapitulation vor einem übermächtigen Feind, das soll aus demselben Grund nicht unter den trivialen Normalfall des staatsbürgerlichen Gehorsams fallen, der allemal das, was Politiker zu sagen haben, danach bewertet, wieviel Gewalt dahintersteht. Ehe sie das zugibt, versteigt die demokratische Analyse sich lieber zur Vorstellung dämonischer Rednertalente desselben Adolf, dem sie in anderen Abteilungen ihres negativen antifaschistischen Personenkults schlechtes Schriftdeutsch und pomadiges Auftreten bescheinigt, phantasiert orgasmusgleiche Lüste in seinen Redefluß hinein und gibt damit noch jedem hysterischen Weibsbild recht, das bei Hitlers Stimme in Verzückung oder Ohnmacht gefallen ist.

Gleiches gilt für Hitlers Außenpolitik und Kriegführung. Wenn im besserwisserischen Rückblick etwa das Münchener Abkommen den westeuropäischen Mächten als grundverkehrte Zaghaftigkeit zum Vorwurf gemacht wird, so ist damit zumindest unausgesprochen Hitler ein genaues bis „geniales Gespür“ dafür attestiert, wie die wachsende Gewalt des Reiches nach außen zweckmäßig einzusetzen war und wie weit er dabei gehen konnte; und in der Gewißheit, daß die eindeutige Aburteilung Hitlers als gescheiterter Möchtegern-Weltherrscher noch nachkommt, wird die Machtentfaltung des Reiches bis zum Krieg oft genug auch ausdrücklich mit Komplimenten bedacht. Eine regelrechte nationale Außenpolitik – wie ein Demokrat sie an Stresemann durchaus geschätzt hätte! – soll zwar auch das letztlich nicht gewesen sein; im Namen und mit dem Recht der Kenntnis des schlechten Ausgangs wird seinem großdeutschen Imperialismus seit jeher „Ziellosigkeit“ bescheinigt, so als wäre „Lebensraum im Osten“ als Ziel nicht deutlich genug, sowie das Fehlen einer weltumspannenden „Herrschaftsidee“, so als hätte je eine Nation andere Staaten einer Idee und nicht ihrer Macht unterworfen oder, umgekehrt, als gäbe es in der modernen Staatenwelt eine andere imperialistische „Herrschaftsidee“ als den politischen Rassismus, mit dem eine Nation ihren Interessen den Rang eines weltweit zu respektierenden Rechts beimißt. Dem Respekt vor der Durchschlagskraft der Großmachtpolitik Hitlers wird mit diesem eigentümlichen Verdikt aber nichts genommen; vielmehr wird seiner nach außen gewendeten Arroganz der Macht, die sich auf ein diszipliniertes Volk und eine gediegene Rüstungsproduktion verlassen konnte und von der entsprechend wohlbegründeten Selbstsicherheit demokratischer Politiker nicht sehr unterscheidet, noch außerdem eine Aura des Geheimnisvollen zuerkannt, in der die patriotischen Sehnsüchte eines deutschen Betrachters ruhig auch Tragisches finden dürfen! Daß Hitler – bei allem Größenwahn – ein genialer Feldherr gewesen sei, an strategischer „Intuition“ seinem eigenen Generalstab weit überlegen, steht neben seinem Image als bloßer „Gefreiter“, bei dem die Biographen sich allerdings auch nur schwer entscheiden können, ob sie ihm seine Tätigkeit als Meldegänger und seinen Abtransport ins Lazarett als „Feigheit vor dem Feind“ oder Verletzung und Eisernes Kreuz als bewiesene Tapferkeit anrechnen sollen – faschistische Maßstäbe so wie andersherum! Umgekehrt stehen die stärkeren Bataillone der Alliierten, so wie vorher die überlegene Wehrmacht für Hitlers Kriegsgenie, per saldo wieder für das Urteil ein, ganz echt seien seine „Gröfaz“-Qualitäten letztlich doch nicht gewesen; so kommt bei aller heimlichen Bewunderung am Ende doch allemal die pflichtgemäße Verachtung seiner Person heraus...

Das Bild, das antifaschistische Biographen vom Charakter der führenden Nazis und ihrer Bewegung entwerfen, ist nach dem schlichten methodischen Grundsatz konstruiert, ihnen alles ab- und das Gegenteil von dem zuzusprechen, was der gültige Common sense für anständig hält. Daß auf diese Weise von der politischen Zielsetzung und Eigenart des deutschen Faschismus nichts übrigbleibt, ist beabsichtigt – genau das soll ihn ja erklären, eben als das Werk schlechter Menschen: So sieht es aus, wenn die Verkehrten die Macht haben und Politik machen dürfen. Dieselbe Gleichung, andersherum betont – so sieht Politik aus, wenn die Verkehrten sie machen –, beschert der Faschismustheorie einen neuen, ideologisch besonders ertragreichen weiterführenden Gesichtspunkt: Es werden politische Systeme verglichen.

Totalitarismus:

Der politologische Ansatz

Lange bevor sie sich in die historische Betrachtung des Dritten Reiches vertiefen und auch ohne sich überhaupt mit der NS-Herrschaft zu befassen, sind Demokraten sich sicher: Der Faschismus kann nur das Gegenteil der von ihnen bevorzugten Art des Politikmachens sein; das Faschistische am Faschismus ist die glatte Negation des Demokratischen an der Demokratie. Diese Gewißheit läßt sich dann schon durch die oberflächlichste Kenntnisnahme von 12 Jahren NS-Staat zum kompletten Feindbild ausbauen: Da wurde nach Parteivorschrift gegrüßt; von oben angeordnete Massenaufmärsche ersetzten den Parteienpluralismus, in den man sich in der Demokratie noch nicht einmal einzumischen braucht; ohne Mitgliedschaft in einer Parteigliederung war keine bürgerliche Karriere zu machen; das Parlament war aufgelöst; überhaupt: das Regime, die KZs, die Kriegshetze, die Judenverfolgung... Mit bisweilen doch auffälligen Parallelen zwischen faschistischen und demokratischen Herrschaftsmaximen wird diese Betrachtungsweise leicht fertig: Soweit nicht zu leugnen, belegen solche Übereinstimmungen nur, entweder daß auch am Faschismus nicht alles faschistisch war, oder daß es in der besten Demokratie die eine oder andere Geschmacksverirrung gibt. Soweit ist mit dieser Sicht der Dinge alles in moralischer Ordnung – nur eine Erklärung, „wie es dazu kommen konnte“, liefert sie nicht.

Das ändert sich sofort, wenn der demokratische Sachverstand „entdeckt“, daß er auf der linken Seite noch einen anderen Gegner kennt, dem er in vieler Hinsicht dieselben Abweichungen von der demokratischen Norm nachsagen muß. Zwar keinen Rassismus, keinen Genozid, noch nicht einmal einen imperialistischen Angriffskrieg; dafür fällt dem bürgerlichen Demokraten am realsozialistischen Staatswesen um so stärker alles andere ins Auge, was ihm ähnlich wie im Faschismus vorkommt: die Alleinherrschaft einer Partei – wenn auch einer ganz anderen –; die Okkupation des öffentlichen Lebens durch deren Führungsanspruch – wenn auch mit ganz anderen Inhalten –; der reichliche Gebrauch von Parolen und Fahnen – wofür auch immer die werben sollen –; die Beseitigung des bürgerlichen Parlamentarismus – wenn auch aus nicht ganz denselben Gründen –; der absichtsvolle Verstoß gegen die rechtsstaatliche Gewaltenteilung – wenn auch in ganz anderer Absicht –; und dergleichen Gewichtiges und Systembildendes mehr. Was da wie eine unvermutete Entdeckung begrüßt wird, ist gegen Richtigstellungen immun, weil die Entdeckung ihre sachliche Grundlage in der Entscheidung des demokratisch politisierten Sachverstandes hat, sich zur abstrakten Identität seiner zwei Feindbilder zu bekennen – genauer: zur Identität des methodischen Prinzips, nach welchem er sie konstruiert hat: „Rechts“ und „Links“ sind dasselbe nicht, nämlich die alleinseligmachende demokratische „Mitte“; „folglich“ sind sie dasselbe.

Was sind sie dann, die undemokratischen Extreme? Die Antwort entnimmt der Demokrat ohne Mühe seinem eigenen falschen Bewußtsein. In dem existiert die demokratische Herrschaftsform doppelt: einmal als die schnöde Realität eines Wahlzirkus, eines schmutzigen Intrigengeschäfts der zu Wählenden, der Eigenmächtigkeit der Gewählten usw.; daneben aber als das Ideal der Selbstbestimmung des Bürgers auf dem bequemen Umweg übers Parlament, als gesetzlich geschützter zwangloser Wettbewerb um den Aufstieg der Tüchtigsten und den Sieg der besten Lösung, als das Geschenk, sich eine eigene Meinung bilden und sie nach den Gesetzen der Toleranz ganz unverbindlich sogar äußern zu dürfen, und als Ensemble anderer ähnlicher Wohltaten, die glatt vergessen lassen, daß man in der Realität nichts zu melden hat und das auch weiß. Extremismus stellt der Demokrat sich vor als die Negation – nicht der erfahrenen Realität der Demokratie: Das wäre ja so furchtbar nicht; und außerdem wäre da ziemlich schnell klar, daß alles darauf ankommt, in welchem Sinn und mit welchen Argumenten die demokratische Ermächtigungstechnik, das darauf bezogene Parteileben und die daran orientierte Meinungsfreiheit kritisiert werden – darin  unterscheiden sich jedenfalls Faschisten und Kommunisten allemal mehr als, z.B., Demokraten und Nazis. Der vorgestellten Negation aller demokratischen Ideale hingegen läßt sich sogar ein positiver Name geben: Staatlicher Totalitarismus soll hier vorliegen – alldieweil die oberste Sorge der Demokratie doch wäre, ihre Bürger von Staats wegen in Ruhe zu lassen... Wie gesagt, an der Realität überprüfen – wie es der bürgerliche Verstand seinem Wissensdrang so gern als einzig wahre Methode vorschreibt – darf man diese Antithese nicht: Wo jedes materielle Interesse mit Gesetzeskraft aufs Geldverdienen durch Lohnarbeit oder Geschäftstätigkeit, aufs Konkurrieren und aufs vorhandene oder nicht vorhandene Eigentum als Konkurrenzmittel festgelegt, Materialismus also nur als berechnender Opportunismus erlaubt ist; wo die freie politische Selbstbestimmung sich im Ja zu einer von drei oder vier Führerfiguren erschöpft, die periodisch um das Recht zur gewaltmonopolistischen Exekution aller Sachnotwendigkeiten und Machtansprüche des Klassenstaats konkurrieren; wo sogar die freie Meinung nur soviel zählt, wie sie ihren Stoff und ihre Maßstäbe dieser Konkurrenz der Machthaber entnimmt – da ist die Vorstellung, diesem System ginge „Totalität“ ab und das wäre überhaupt sein (In)Begriff, schon ein wenig sachfremd. Eine parteiliche Betrachtungsweise ändert jedoch alles: Dem in der Demokratie auch geistig beheimateten Bürger fällt die Gewalt, nach der er sich richten muß, gar nicht mehr auf, eben weil er sich total darauf eingestellt hat; wohingegen ihm die abweichenden Sitten, die in anderen Systemen den Umgang mit vorgegebenen Gewaltverhältnissen prägen, leicht als Unterdrückungstechniken vorstellig zu machen sind – dort verfolgt sogar die Polizei grundsätzlich Unschuldige, während sie in der Demokratie die Unschuld beschützt und nur den Bösen nachstellt, weshalb es da auch gar nicht genug Ordnungshüter, Telefonüberwacher und Rasterfahnder geben kann... „Totalitär“ ist die Staatsgewalt jedenfalls nur in den von der Demokratie abweichenden Systemen; dort und nur dort ist sie als unkontrolliert alles kontrollierende Aufsicht allgegenwärtig; und das ist jenseits aller politischen Zwecke und Mittel deren Begriff.

Diese Erkenntnis bringt die Faschismustheorie ein gutes Stück voran. Nicht bloß ideologisch in der Weise, daß sie fortan den bürgerlichen Antikommunismus mit einem schönen Repertoire wissenschaftlich abgesegneter Denunziationen versorgen kann und überhaupt alle verkehrten Abstraktionen methodisch kontrolliert ins Recht setzt, mit deren Hilfe Demokraten ihrem Staatswesen jede Berechtigung zusprechen und ihre Feindbilder konstruieren. Daß die tiefere Wahrheit des Faschismus gar nicht in ihm, sondern in seiner Gleichheit mit seinem augenscheinlichen, in Wahrheit aber bloß scheinbaren Gegenteil liegt, diese Entdeckung können demokratische Politikwissenschaftler durchaus als – ihren Beitrag zur – Erklärung dieses „Phänomens“ einbringen: Zum Nationalsozialismus konnte es kommen, weil es „totalitäres“ Gedankengut und Bestreben gibt; und so etwas Schlimmes gibt es, weil die Demokratie das Gegenteil ihres Gegenteils ist, also Feinde der Demokratie immer dazugehören... So funktioniert sie eben, die bürgerliche Wissenschaft: Sie ist am Ziel, wenn es ihr gelungen ist, ihr moralisches Urteil über ihren Gegenstand theoretisch so zu verdoppeln – hier mit Hilfe der Dialektik von Identität und Differenz bei der Identifizierung des Faschismus als Totalitarismus –, daß es zur Definition der Sache gleich auch noch deren allgemeineren Grund hergibt.

Weiterforschen ist damit selbstverständlich nicht verboten; bürgerliche Wissenschaft ist pluralistisch und kennt viele Arten – sie nennt das „Ansätze“ –, eine Angelegenheit gemäß ihrem wertenden Bild davon durch dessen verallgemeinernde Verfremdung zur Ursache verständlich zu machen. Sie läßt z.B. die Forschungsfrage zu, warum Totalitarismus und Faschismus bzw. die faschistische Variante des Totalitarismus gerade am Ende der Weimarer Republik Erfolg hatten, und das nicht einmal bloß in Deutschland, sondern verschiedentlich in Europa, was auch mit dem biographischen Erklärungsansatz noch keineswegs zureichend erklärt ist. Mit Problemstellungen solcher Art eröffnet die antifaschistische Faschismustheorie ihr drittes Kapitel. Es handelt von „der Zeit“.

Weimar, Versailles, Weltwirtschaftskrise und 

andere gute Gründe für Hitlers Erfolg: 

Der zeitgeschichtliche Ansatz

Wo die Ableitung der epochemachenden (Un)Taten einer Nation aus der Fähigkeit ihrer führenden Leute eben dazu als noch unzureichend empfunden wird, da bietet die Geschichtsforschung eine tiefsinnige Fortsetzung derselben Logik an: Die Leistungen einer Herrschaft erklären sich aus ihrer Übereinstimmung mit einem allgemeinen, die Epoche prägenden Bedürfnis eben danach. Wie dieses Bedürfnis beschaffen ist und warum es wirksam wurde, das ergibt sich schlüssig aus den tatsächlichen historischen Ereignissen, die dadurch möglich geworden sind – andernfalls hätte die Geschichte sich ja nicht so zugetragen... In ihrem erhellenden Nachvollzug des Geschehenen reproduziert die Geschichtsschreibung also schlicht das „Urteil der Geschichte“, das mit dem Erfolg oder Mißerfolg einer historischen Partei oder Persönlichkeit hinreichend klar ergangen ist: Was sich durchgesetzt hat, setzt sie als die passende Antwort auf eine entsprechende Nachfrage „historisch“ ins Recht.

Dem Sieg des Faschismus begegnet der Zeitgeschichtler daher ohne spezielle ideologische Sympathie, rein aufgrund seiner methodischen Voreingenommenheit grundsätzlich affirmativ: Er entnimmt ihm die Erkenntnis, daß die unterlegene Machart von Staat und Politik zu schwach war; unfähig jedenfalls, das offenkundig dominierende Bedürfnis zufriedenzustellen, das sich durch den Faschismus so viel besser bedient sah, und insofern „zum Untergang verurteilt“. Der Polemik der Nazis gegen die Schwächlichkeit des sozialdemokratisch-bürgerlichen Staatsgebildes der 20er Jahre schließt er sich damit keineswegs einfach an; abgesehen davon, daß sich das schon aus ideologischen Gründen verbietet, ist eine so direkte Parteinahme gar nicht seine Sache. Der zeitgeschichtlich orientierte Betrachter sieht sich durch den Erfolg der Nazi-Propaganda nur rein sachlich genötigt, die Lage der Weimarer Republik als eine einzige große Erfolgsbedingung für faschistische Umtriebe zu interpretieren. Und das tut er – unter mehr oder weniger starker ideologischer Mißbilligung der „Zeitumstände“, die in seiner Sicht unabweisbar nach einem Hitler verlangt haben: Nur methodisch, als historisches Phänomen, wird dessen Herrschaft als das allein Zeitgemäße anerkannt.

So bekommen als erste alle diejenigen „Kräfte“ ein negatives Vorzeichen, die die Weimarer Demokratie abgelehnt und dadurch geschwächt haben; preußische Junker, reaktionäres Offizierskorps, Anhänger des untergegangenen Kaiserreichs und des besiegten deutschen Imperialismus haben in der Konkurrenz um historisches Verständnis meist schlechte Karten; mancher Vorwurf aus der Parteienpolemik der Weimarer Zeit lebt als Erklärung für den Niedergang der ersten deutschen Demokratie wieder auf. Das Verdikt trifft aber nicht bloß und nicht einmal in erster Linie die rechten Gruppierungen, bei denen eine Nachfrage nach Typen wie Hitler tatsächlich lebendig war. Mit seiner historischen Distanz zum Parteienkampf der damaligen Zeit erkennt der antifaschistische Theoretiker in Hitlers entschiedensten Gegnern, den radikalen Linken, eine mindestens gleichgewichtige Ursache für die Schwäche der Demokratie, die der Gang der Geschichte dann mit dem Sieg der Nazis beantwortet hat: Gemeinsam mit ihren nationalsozialistischen Todfeinden hätten die Marxisten sich als „Totengräber der Demokratie“ betätigt – eine schöne Nutzanwendung der „Totalitarismustheorie“. Diese Deutung steht wieder in einem interessanten Verhältnis zu der Polemik, mit der die Faschisten seinerzeit über die „marxistischen“ und die bürgerlichen Parteien hergefallen sind. Hitler und seine Gesinnungsgenossen haben gegen die Linke mit dem Vorwurf agitiert, sie hätte durch Klassenkampf und Internationalismus Volk und Staat zersetzt; den Weimarer Staatsparteien haben sie vorgehalten, in der Abwehr dieses Übels zu zögerlich und zu unentschlossen gewesen zu sein. Für die zeitgeschichtliche Analyse stellt es sich so dar, daß die extreme Rechte von den nicht unterbundenen Umtrieben kommunistischer Revolutionäre quasi automatisch profitiert habe – als verstände es sich von selbst, daß eine linksradikale Opposition bloß den Rechten nützt, nämlich die Staatsgewalt blamiert, die sie gewähren läßt, und die Massen denen in die Arme treibt, die die gewaltsame Eliminierung oppositioneller Machenschaften versprechen. Wo Faschisten sich herausgefordert gesehen haben, für ihren Antimarxismus zu kämpfen, und mit viel Gewalt einen Sieg errungen haben, da attestiert der antifaschistische Betrachter dem faschistischen Erfolg seine Unvermeidlichkeit: So hätte es kommen müssen, wo doch soviel Marxismus den Antimarxismus ins Recht gesetzt hat... Mit einem Zynismus, den Hitler sich in seinem Kampf um die Macht nicht leisten konnte, schließt der Historiker im Namen seines methodischen Dogmas von der Unausweichlichkeit des Erfolgs die Nazi-Partei und ihre heftigsten Gegner wie Wirkung und Ursache oder wie Reaktion und Reiz zum historischen Ensemble zusammen und gestattet sich die Freiheit, so belanglose Einzelheiten wie den Unterschied von linksrevolutionärem Weltverbesserertum und völkischem Rassismus, zwischen faschistischer und kommunistischer Demokratiekritik und dergleichen mehr unter die Komplementarität des erfolglosen linken und des erfolgreichen rechten Extremismus zu subsumieren, die ihm hier den Gang der Geschichte erklärt. Daß die siegreichen Faschisten ihre kommunistischen Gegner blutig niedergemacht haben, läßt sich in diesem Geschichtsbild auch noch gut unterbringen: So hätte sich an den Verlierern ihre Verachtung der demokratischen Freiheiten gerächt. Als Opfer finden die niedergemachten „Marxisten“ Anerkennung, sofern sie in dem feststehenden eigentlichen Opfer der seinerzeitigen Zeitläufte, der Demokratie, mit enthalten sind; als revolutionären Linken, als welche Hitler sie hat niedermachen lassen, ruft der Historiker ihnen nach, sie wären selber schuld: Das Schicksal hätten sie sich ersparen können, wenn sie ihre Sache rechtzeitig aufgegeben und stattdessen die Demokratie gestärkt hätten. In der Tat: Richtig bekehrt, hätten sie sogar noch unter Hitler ihre Chance gehabt...

Die zeitgeschichtliche Analyse läßt sich noch vertiefen. Man kann sich z.B. die Frage stellen, warum, wenn schon Rechte und Linke gemeinsam die Demokratie bekämpft haben, die Faschisten Erfolg haben mußten und nicht die Sozialisten. Also wird weitererklärt – nach dem gleichen Muster: Ohne den faschistischen Positionen ideologisch Recht zu geben, wird ihre Wirksamkeit als notwendig interpretiert und damit ihr Inhalt stillschweigend als selbstverständlich, jedenfalls für „die Zeit“, wie sie damals war, unwiderstehlich anerkannt.

So findet man es unter demokratischen Faschismusforschern völlig normal und plausibel, daß ein Volk sich durch nationalistisches Gezeter über die „Schande von Versailles“, die eine Niederlage der deutschen Staatsmacht besiegelt hat, aufs äußerste erregen läßt. Und das ist keineswegs so gemeint, daß sich an solch wahnhaftem Leiden der Untertanen unter den imperialistischen Konjunkturen der Obrigkeit wieder einmal zeigt, was für eine furchtbare Subsumtion der Massen unter die Macht in der Bestimmung „Volk“ enthalten ist. Im Gegenteil: Daß Völker unter den Mißgeschicken der nationalen Obrigkeit leiden, das ist für Historiker eine über jede Kritik erhabene, keiner Erklärung bedürftige, umgekehrt enorm vieles erklärende Grundkonstante der Geschichte. Ebenso fraglos selbstverständlich ist ihnen die automatisch wirkende Notwendigkeit, mit der eine allgemeine ökonomische Krise die Betroffenen nach einem „starken Mann“ in der Staatsführung seufzen läßt, der gewaltsam zwischen gerechterweise und ungerechterweise Geschädigten scheidet; erst recht, daß die beantragte Scheidung sich am Staatsbürger-„Privileg“, an der Zugehörigkeit zum staatlich zu betreuenden Volkskörper zu orientieren hat; daß also verschärfter Nationalismus die einzige historisch wirksame, also offenbar allein passende Antwort auf verschärfte „soziale Fragen“ ist. Dieser Fehlschluß des politisierten Untertanenverstandes – der in der Weimarer Zeit zweifelsohne massenhaft gezogen worden ist, freilich nicht ganz von selbst, sondern aufgrund entsprechender Indoktrination durch die staatstragenden Parteien und heftiger faschistischer Agitation – taucht in der zeitgeschichtlichen Faschismuserklärung nie als erklärenswerte Täuschung auf, sondern geht als keiner weiteren Beachtung werte Selbstverständlichkeit in die Gleichung ein, auf deren einer Seite Hitlers Erfolg, auf deren anderer – ausgerechnet, möchte man als Kommunist einwerfen – das Massenelend infolge der Weltwirtschaftskrise steht. Ebenso die Bescheidenheit, mit der die Arbeitslosen der Weimarer Republik dem neuen Führer ihre schäbige Nutzbarmachung im Arbeitsdienst, an Autobahnbaustellen z.B., gedankt haben: Offenbar haben nicht bloß Hitlers Wähler und Untertanen die nötige Gesinnungsfestigkeit aufgebracht, um das Interesse der Staatsgewalt an ihrem Menschenmaterial als Wohltat und Gnade zu nehmen; auch dem demokratischen Rückblick leuchtet soviel Untertänigkeit dermaßen ein, daß ihm die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik, zumindest der ersten Jahre, wie ein einziges großes Volksbeglückungsprogramm erscheint, um dessentwillen die guten Deutschen ganz zu Recht ihren Führer hätten schätzen müssen.

Gewiß, ein Problembewußtsein haben Zeithistoriker schon auch. So fragen sich manche – immer im Hinblick auf das spätere böse Ende –, warum unter allen starken Angeboten der demokratischen Republik ausgerechnet Hitler am überzeugendsten gewirkt hat, obwohl doch schon die letzten demokratischen Regierungen beispielsweise „den Aufschwung“ eingeleitet hätten, und wieso die Wählermassen nicht mit weniger extremen nationalen Rettungsprogrammen zufriedenzustellen waren. Das Wählerverhalten in den 15 Jahren der ersten deutschen Nachkriegsdemokratie wird analysiert, um mit den Mitteln der Statistik in der Nachfrage nach Hitler eine erklärende „Sozialstruktur“ aufzudecken oder zu leugnen. Die Vorlage dafür liefert die ehedem von enttäuschten Linken aufgebrachte These, das massenhafte Interesse am nationalsozialistischen Rettungsangebot wäre vor allem den von „sozialem Abstieg“ bedrohten „Kleinbürgern“ zuzuschreiben. Diese Schuldzuweisung wird mal so, mal anders entschieden; für fraglos selbstverständlich gilt dabei aber allemal, daß „Enttäuschung“ über die Politik das offenbar sowieso unabweisbare Bedürfnis nach Herrscherfiguren radikalisiert – also die staatsbürgerliche Täuschung über die Zwecke und Kriterien erfolgreicher Politik nur vertieft. So trägt auch der kluge Gedanke zur zeitgeschichtlichen Erklärung Hitlers bei, die Weimarer Demokratie habe es versäumt, einen anderen, besseren „starken Mann“ und nationalen Heilsbringer aufzubauen...

Problembewußt setzt sich die demokratische Faschismusforschung auch mit der anderen, schon im Weimarer Parteienstreit vorgebrachten These des linken Antifaschismus auseinander, hinter den Nazis steckten monopolkapitalistische Auftraggeber – genauer: sie hat sich damit herumgeschlagen, solange es noch realsozialistische Gelehrte gab, die diese Anklage mit allerlei Dokumenten zu belegen wußten. In der Regel wird sie – als „zu einfach“ – zurückgewiesen: Die speziell guten Beziehungen zwischen wichtigen Industrie- und Finanzgrößen und der NSDAP-Führung werden für quellenmäßig kaum belegbar oder, soweit doch nachweisbar, für ziemlich vereinzelt gehalten; jeder verächtliche Kommentar eines Managers über die „Nazi-Proleten“ und jede Meinungsverschiedenheit zwischen einem Unternehmer und einer NS-Dienststelle wird als Beleg für den – insgeheim noch viel weiter verbreiteten – Widerstand des Kapitals gegen die faschistische Herrschaft begrüßt. Und weil die ganz normale, grundsätzliche Dienstbarkeit der modernen Staatsgewalt für das kapitalismusgerechte Funktionieren der Gesellschaft nie Gegenstand linker Vorwürfe war, sondern immer nur die extreme Abweichung von den gewöhnlichen klassenstaatlichen Arrangements, brauchte die wirkliche politische Bedürfnislage des deutschen Kapitals insoweit noch nicht einmal dementiert zu werden.

Eine bemerkenswerte demokratische Adaption hat hingegen die andere alte linke Anklage erfahren, aus Furcht vor der in Rußland erstmals erfolgreichen proletarischen Revolution habe die reaktionärste, dem Weg der sozialdemokratischen Vereinnahmung des Proletariats abgeneigte Fraktion der Kapitalistenklasse die Faschisten auf die Arbeiterbewegung losgelassen. Nach der komplementären antikommunistischen Lesart soll Hitler die vakante Rolle des Kontrahenten der Bolschewiki im von diesen eröffneten „europäischen Bürgerkrieg“ übernommen haben. Mit dem Gestus, im Namen wissenschaftlicher Objektivität moralische Tabus zu brechen, dringt diese Neubesichtigung der Zwischenkriegszeit erstens auf gleiche moralische Verwerflichkeit beider Seiten – nämlich als Klassenmord dort, Rassenmord hier, Massenmord hier wie dort... –, um zweitens die „Bürgerkriegs“-Schuldfrage gegen die bolschewistische Seite zu entscheiden, weil die angefangen habe. Zumindest sei Hitler zugute zu halten, daß er die Lage so gesehen habe; und das zählt nach der Logik zeitgeschichtlicher Faschismusforschung schon als stichhaltiger Beleg dafür, daß das wohl auch die objektive historische Notlage war, der Hitler gerade mit seinem Extremismus, seiner – wie antirassistische Historiker ganz unbefangen etikettieren – „asiatischen Tat“ gegen die Kommunisten, die Juden als deren Helfershelfer und die Sowjetunion als deren Staat, so zwingend entsprochen habe... Diese bestechende antikommunistische Ableitung des Nationalsozialismus weist nur einen ideologischen Mangel auf: Sie leistet zuviel; vor lauter zeitgeschichtlichem Verständnis für Hitlers Sache bleibt die vom Ausgangspunkt her gebotene Verurteilung seiner Verbrechen auf der Strecke. Insbesondere darf der „Rassenmord“ an den Juden nicht in seiner vorgestellten Funktionalität für den historisch notwendigen antibolschewistischen „Gegenschlag“ aufgehen – für demokratische Analytiker wäre er damit nämlich glatt rehabilitiert.

Zumindest in dieser Hinsicht muß also die Frage offenbleiben, welcher erklärend-rechtfertigenden „Nachfrage“ Hitlers „Angebot“ entsprochen haben könnte. Jeder Versuch, sie für das abgründig Böse am Nationalsozialismus zu beantworten, unterliegt der Maßregel, daß die Antwort nicht zuviel Verständnis wecken darf – einigermaßen paradox für den bürgerlichen Verstand, der unter historischem Erklären gar nichts anderes versteht als die Kunst, verständlich zu finden und gute Gründe namhaft zu machen. Die einfachste und beliebteste Lösung heißt daher: Mit ihrem Verbrechen hat die NSDAP gar kein Bedürfnis bedient, das außerhalb ihres engsten Führungszirkels überhaupt existiert hätte; sie waren eine tatsächlich unerklärbare Spezialität, die den Nationalsozialismus vom gewöhnlichen, als Zeiterscheinung durchaus plausibel zu machenden Faschismus der Zwischenkriegszeit total unterscheidet. Weil sie nicht rechtfertigen darf, erklärt die Zeitgeschichte sich mit ihrem Ansatz für unzuständig, an Hitler mehr zu erklären als das, womit er sich verständlicherweise beliebt gemacht hat bei seinem Volk.

Manche Faschismustheoretiker werden freilich den Verdacht nicht los, Hitler könnte gerade mit dem, was der geläuterte Rückblick so unfaßlich findet, bei seinen Deutschen populär geworden sein; und darüber ist ein eigener zeitgeschichtlicher Forschungsgegenstand entstanden: Was haben die Deutschen gewußt? Ermittlungen werden angestellt, wer „Mein Kampf“ nicht bloß besessen, sondern durchgelesen hat, und ob Hitlers Zeitgenossen das darin niedergelegte Programm wirklich als Ansage von Krieg und Judenvernichtung haben verstehen können – da soll und darf eben nicht gelten, was aus dem demokratischen Alltag jeder kennt: Wähler und Parteien pflegen sich in den politischen Hauptsachen, die die Staatsmänner ihrem Volk als die wichtigsten nationalen Anliegen und als ihre höchste Pflicht und Verantwortung bekanntgeben, durchaus einig zu werden, ohne daß irgendein Wahlbürger sich die ideologischen Begründungen im Detail aneignen müßte, die ein Politiker seinen Vorhaben beizulegen pflegt. Also werden Befunde und Deutungen hin und her gewendet: ‚Wer hat Hitlers ungenießbaren Schinken schon durchstudiert?‘ – aber: ahnungslos waren die Leute doch sicher nicht. ‚Wer hat ein so abstruses Programm denn schon ernst nehmen können? Nicht einmal im Ausland ...‘ – aber: daß die Nazis es ernst meinten, war doch kaum zu übersehen. Und so weiter.

So scheiden sich die antifaschistischen Geister. Für die einen trennt sich der Faschismus als das unerklärbar Böse endgültig von der Geschichte des deutschen Volkes, das auch „unterm Hakenkreuz“ sein weitgehend „unpolitisches“ Leben im Großen und Ganzen fortgeführt haben soll, jenseits aller „Irritationen“ durch die „große Politik“. Die „kleinen Leute“ – wenn man sie entsprechend befragt – bestätigen gerne und mit Recht, daß sie zu großen Untaten gar keine Gelegenheiten bekommen haben und das Leben ansonsten nicht viel anders war als in der demokratischen Marktwirtschaft. In den Alltagssorgen der Regierten sind die großen Pläne der Regierenden ja wirklich nicht im Klartext aufzufinden. Bezieht man diesen Befund auf den Anspruch der Nazis, für ihre Sache flächendeckende Begeisterung zu wecken, so lassen sich dem Volksalltag im Dritten Reich sogar regelrechte Widerstandsqualitäten zuschreiben – als hätte das Volk sich den Ansprüchen seiner Herren versagt, wenn es der SS nicht zugejubelt, an seiner hergebrachten Normalität gegen die faschistische Umstürzlerei festgehalten, über die Obrigkeit Untertanenwitze gerissen und erfolgreich auf seinen Kruzifixen in bayrischen Schulzimmern bestanden hat. Im Grunde hat, dieser Forschungsrichtung zufolge, kaum etwas von dem, was die Nazis gewollt haben, das „wirkliche“ Volk wirklich erreicht; und was ihre Herrschaft im deutschen Volk tatsächlich bewegt und bewirkt hat, an „Mobilität“ z.B. und „Modernisierung“ – so die neutral verallgemeinernde Umschreibung für die faschistische Mobilmachung zum Arbeitseinsatz und zum Krieg –, das hat in seiner tieferen soziologischen Bedeutung wenig bis nichts mit dem zu tun, was Hitler und seine Leute eigentlich gewollt haben...

Andere Faschismusforscher mögen die Untaten des Dritten Reiches nicht so erratisch stehen lassen, manche auch Hitlers Untertanen nicht so einfach als unbeteiligte Zuschauer der Diktatur entschuldigt sehen – immerhin haben die sich mehrheitlich keineswegs durch Terror ihren Widerstand abkaufen lassen, sondern ihrem Führer zugejubelt, sich für dessen imperialistische Erfolge begeistert und den verordneten Judenhaß, wenn auch nicht unbedingt in seiner rohesten Form, ein gutes Stück weit geteilt. So wendet sich die demokratische Faschismustheorie in ihrer vierten Abteilung dem Widerspruch zu, wie ein eigentlich gutes Volk dann doch beim schlechthin Bösen mitmachen konnte: dem Problem der Anfälligkeit der Massen für „Verführung“ und „Rattenfängerei“.

Subjektiver Faktor und nationaler Charakterfehler:

Der sozialpsychologische Ansatz

Die antifaschistisch inspirierte „Rekonstruktion“ einer unterstellten Bereitschaft der Massen, sich durch die Nazis zum Bösen mißbrauchen zu lassen, hat mit einer Klarstellung, was das deutsche Volk sich von seinem Führer tatsächlich erwartet und von ihm gehalten hat und auf welchen Volkswillen dieser sich verlassen konnte, nichts zu tun. Ausgangspunkt der Untersuchung bleibt das Dogma, von einem politischen Verhältnis zwischen Staatsführung und Staatsbürgern könne nie und nimmer die Rede sein. Der Loyalität zu Hitler wird schlicht das Verständnis verweigert, das dem Gehorsam gegenüber dem demokratisch verwalteten Gewaltmonopol selbstverständlich zugebilligt wird; all die guten Gründe für Unterwerfung und Opportunismus, die sonst als rational durchgehen, weil sie den „Realismus“ des Bürgers bezeugen, gelten in diesem Ausnahmefall als irrational. Nicht weil es anders beschaffen gewesen wäre, sondern weil es Hitler galt, wird dem falschen affirmativen Staatsbürgerbewußtsein der faschistischen Volksgenossen der sonst geforderte und erteilte moralische Kredit vorenthalten.

Damit konstruiert sich die Faschismustheorie ein dunkles Geheimnis in der deutschen Volksseele; statt an der Treue zu Hitler einzusehen, wie ungemein belastbar die Tugend des Patriotismus ist, „schließt“ sie auf eine abgründige Bereitschaft, das schlechterdings Inakzeptable dennoch zu billigen. Den Beweis liefert wiederum der Erfolg der Nazis: Wenn sie das Volk für ihre Machenschaften hinter sich gebracht haben, dann müssen sie ja eine ihren Missetaten entsprechende „Disposition“ des Volkes erwischt haben. In diesem Sinne erfährt alles, was die Propagandastrategen der NSDAP sich an Show und demonstrativer Machtentfaltung, an patriotischer Rührseligkeit und nationalistischer Sprachregelung haben einfallen lassen, seine nachträgliche Würdigung als ungemein gelungene Ausnutzung einer irrationalen Schwäche des gemeinen Volkes: Mit ihrem Uniformwesen wie mit dem propagandistischen Gebrauch von Rundfunk, Flugreisen und sonstigen technischen Errungenschaften, mit ihrer Hetze gegen Volksfeinde wie mit ihrer demonstrativen Brutalität ernten die Nazis Jahrzehnte danach Komplimente wissenschaftlicher Volksseelsorger, sie hätten „es“ haargenau getroffen. Tatsächlich hätten die Nazis machen können, was sie wollen – dem zurückblickenden Analytiker übersetzt sich ihr Erfolg allemal in die zirkuläre Bestimmung des Volkes als anfällig für faschistische Politik und Propaganda; umgekehrt erweist sich die politische Willensbildung des Volkes durch die NSDAP als Ausnutzung eben dieser Anfälligkeit. In der Beantwortung der Schuldfrage ist damit immerhin der bedeutende Fortschritt erzielt, daß die Beschuldigung der Leute, irgendwie hätten sie das Nazi-Regime ja wohl doch gewollt, sich auflöst in theoretische Variationen über das Hauptthema, irgendwie hätten sie wohl auch nicht anders wollen können: eine wenig schmeichelhafte Entschuldigung der Volksseele, die ebensogut wieder zur Anklage gegen sie werden kann. Es braucht nämlich nur eine etwas andere Betonung, und das seinen bösen Trieben hörige Volk ist nicht mehr die hilflose Verfügungsmasse entschlossener Faschisten, sondern erweist sich als finstere Macht, in deren Dienst die Nazis sich gestellt hätten. So wird Hitler und den Seinen von demokratischen Wissenschaftlern auch der Vorwurf gemacht, sie hätten sich mit ihrer permanenten propagandistischen Aufregung und politischen Mobilmachung des Volkes in eine zunehmende Abhängigkeit von den schlechten Massenbedürfnissen hineinmanövriert, an die sie appelliert hätten; am Ende hätten sie nolens volens an die Einlösung der grausamen Versprechungen in Sachen Krieg und Rassismus gehen müssen, die sie dem Volk doch eigentlich bloß zu Werbezwecken gegeben hätten...

Auf alle Fälle ist damit der Gegenstand für eine antifaschistische Psychopathologie des Nazi-Volks geschaffen. Für die entsprechende Diagnose greifen nicht bloß linke Theoretiker gern auf Konstruktionen zurück, mit denen von ihrer vorgestellten Anhängerschaft enttäuschte, im antifaschistischen Kampf im Stich gelassene Sozialisten der Zwischenkriegszeit sich damals ihr Scheitern erklärt haben. Marx‘ Kritik am Kapitalismus hatten diese Parteileute ein hoffnungsfrohes Bild von den werktätigen Massen entnommen: vom Proletariat als per se revolutionär gestimmter Klasse sowieso, aber auch von allen anderen nützlichen Mitgliedern der Gesellschaft als einer „schwankenden Zwischenschicht“, die insgesamt froh ist, sich der siegreich voranschreitenden Arbeiterklasse anschließen zu können. Diese optimistische Vorstellung erwies sich für ihre Anhänger mit den wachsenden Erfolgen der Faschisten nicht als falsch, vielmehr als ergänzungsbedürftig; und das Bedürfnis befriedigte sich u.a. mit der Idee eines subjektiven Faktors, dessen Eigenart darin bestehen soll, daß er die Menschen dazu determiniert, anders zu sein und zu handeln, als es ihrer gleichfalls als Determination vorgestellten politökonomischen Berufung zur Revolution entsprechen würde. Da kommt dann etwa dem Urtrieb des Hungers, der im Falle seiner Nicht-Erfüllung zu Aufruhr und Umsturz treibt – dies die sozialpsychologische Lesart der linken Revolutionstheorie –, der Sexual- als zweiter Urtrieb in die Quere; der kommt im Kapitalismus zwar genausowenig auf seine Kosten wie der Appetit, reagiert darauf aber, jedenfalls bei der sexuell verklemmten „kleinbürgerlichen“ Mehrheit, genau entgegengesetzt, nämlich mit Selbstunterdrückung; und die auf diese Weise „gestaute Energie“ hätten die Nazis mit ihrer zwielichtigen Sexualsymbolik – Hakenkreuze, Massenhysterie, Lederstiefel... – weit geschickter auf ihre Mühlen zu leiten gewußt als die sozialistische Linke mit ihrem eindimensionalen Vernunftglauben...

Zeitlos verwendbar ist diese Konstruktion, weil sie zwei widersprechende Bedürfnisse der demokratischen Faschismustheorie zugleich befriedigt: den Glauben an die unverwüstliche Güte des Volkes und den Wunsch, den Faschismus als nachgefragtes Angebot zu verstehen, ohne ihn moralisch zu rehabilitieren. Gelegentlich wird zwar an der „marxistischen“ Kategorie des „Kleinbürgers“ Anstoß genommen, die als „politökonomisch objektiver“ Faktor unterstellt ist, wenn der ergänzende „subjektive“ Faktor hergeleitet wird. Doch schon bei ihrer Entdeckung hatte diese trostlose Figur wenig mit Ökonomie zu tun, um so mehr hingegen mit der Kategorie des Spießbürgers; und die kennt der moderne Demokrat auch, nämlich als Inbegriff der Charakterlosigkeit und Gegenbild zum demokratischen Ideal des „mündigen Bürgers“: Wo dieser nach linksliberaler Lehre aktiv, selbstbewußt und zielstrebig eine Bürgerinitiative nach der anderen anzettelt, sich von niemandem etwas sagen läßt und tagaus tagein den aufrechten Gang probt, soll es sich bei seinem „kleinen“ Bruder um einen eingeschüchterten Kriecher handeln, der, „perspektivlos“, „orientierungslos“, ohne Vertrauen in die demokratischen Institutionen und ohne Zivilcourage, geneigt ist, dem jeweils schlimmsten politischen Scharlatan hinterherzulaufen – der Ich, der Es und der Über-Ich gestatten ihm gar nichts anderes.

Mit ihrem sozialpsychoanalytischen Ansatz traut sich die NS-Forschung auch eine Theorie über das abgründigste Verbrechen der deutschen Faschisten, den Völkermord an den Juden, zu, die über den Hinweis auf Hitlers „krankhaften“ Judenhaß hinaus- und auf allgemeinere Ursachen geht, ohne damit ein unangebrachtes Verständnis an den Tag zu legen. Vor diesem Vorwurf vom Standpunkt der puren Moral, die als einzige Art der Beurteilung die Verurteilung zulassen möchte, ist die Psychologie zwar niemals sicher; gerecht ist er aber nicht. Tatsächlich ist es nämlich so, daß die antifaschistische Volks-Psychodiagnostik schon selber nur unter der festen Prämisse nach Ursachen fragt, daß Gründe und Motive aus dem Umkreis des gewöhnlichen Nationalismus ganz gewiß nicht in Frage kommen, vielmehr eine pathologische Abweichung vom Normalfall politischer Sittlichkeit aufgesucht werden muß.

Die wird dann auch gefunden – trivialerweise; die Fragestellung enthält ja schon alles Nötige. So soll das deutsche Volk mit seinem Antisemitismus in einen eigentlich längst überwundenen, vormodernen Geisteszustand zurückgefallen sein; in hexenwahnähnliche Einbildungen über „den Juden“ als „Sündenbock“ für alle Übel und Leiden der kapitalistischen Welt, von der in diesem Zusammenhang auch nicht-marxistische Forscher etwas gesichtet haben wollen. Zur Erklärung dieser Regression wird die psychoanalytische Metaphorik von „Verdrängung“ und „Verschiebung“ aufgeboten; sie macht die Vorstellung plausibel, ganz ebenso, wie „nicht verarbeitete“ Kindheitserinnerungen im defekten Unterbewußtsein des Erwachsenen ihr Unwesen treiben, wäre in Hitlers Deutschen die ganze antijüdische Geschichte des christlichen Abendlandes als determinierende Massenneurose oder -psychose „wieder aufgelebt“. Dazu wiederum soll es gekommen sein, weil speziell das deutsche Volk und noch spezieller dessen gesellschaftliche Mittelschichten – schon wieder also „die Kleinbürger“... – den angeblich viel zu rasanten Fortschritt von der feudalistischen Kleinstaaterei zum industrialisierten Berliner Imperium seelisch nicht verkraftet hätten; eine Überforderung oder ein Versagen – je nach dem Grad der Zuneigung des Diagnostikers zu seinem Analyseobjekt –, von dem bzw. von der eine Art Analogieschluß auf das Volksbedürfnis nach einem nationale Identität stiftenden Feindbild führt, als welches sich eben die längst eingehausten Juden angeboten hätten. Dies vor allem deswegen – so ein ernsthaftes Deutungsangebot –, weil sie den unter einem entfremdeten Leben seufzenden Massen wie Traumfiguren irdischen Glücks vorgekommen wären, dessen Ausbleiben in der eigenen schnöden Realität an den Projektionsfiguren gerächt werden „mußte“; womöglich handelte es sich beim Antisemitismus um ein antikapitalistisches Aufbegehren, das sich aufgrund psychischer Deformation im Objekt vergriffen hat...3)

So macht die Faschismusanalyse die rassistischen Großtaten der Nazis als Charakterfehler an deren Massenbasis fest; und damit stellt sie einiges auf den Kopf. Mittlerweile bezeichnet „faschistisch“ von vornherein einen sei es moralischen, sei es psychischen Defekt, der das Verhalten von Individuen und Kollektiven auf allen möglichen Gebieten prägen soll – vielleicht unter anderem auch in der Politik; als Schimpfwort ist „Faschismus“ aber, mitsamt seiner Abwandlung ins Ungefähre – „faschistoid“ –, längst vor allem in den Sphären der Kunstkritik, der nachbarschaftlichen üblen Nachrede, des Geschlechterkampfs – vor allem um Wortendungen und Pronomina – u.ä. zu Hause. Bei der Begutachtung dieses prinzipiellen charakterlichen Defekts kommen einige Diagnostiker über den Befund, daß er beim deutschen Volk in so extremer Ausprägung aufgetreten ist, einfach nicht hinweg – moralisch nicht, so als ließe die persönliche Betroffenheit durch „Auschwitz“ sie als Deutsche nicht mehr los, aber auch in theoretischer Hinsicht nicht. Die – verkehrte moralische – Erklärung der Nazi-Herrschaft und des Genozids an den Juden aus der darin kulminierenden Geschichte des deutschen Volksgemüts nehmen sie gleich als die Offenbarung eines unverbesserlich bösartigen Volkscharakters, an dem es weiter nichts zu erklären gibt, den es vielmehr unerbittlich, gegen alle Erklärungsversuche – die dieser Sichtweise zufolge ohnehin nie etwas anderes als Entschuldigungsversuche sein können –, zu konstatieren gilt. Was im Ausgangspunkt noch sozialpsychologische Faschismustheorie war, wird fortentwickelt zur Dienstanweisung für eine Zensur, die das methodische Prinzip der bürgerlichen Sozialwissenschaft, ihre Gegenstände mit der Angabe guter Gründe und rechtfertigender Gesichtspunkte zu erklären, mit einem negativen Vorzeichen ausstattet und jeden Gedanken über Deutschland und die Deutschen auf eine bedingungs- und insoweit auch begründungslose Parteilichkeit dagegen überprüft. Am Ende wird, wie schon „faschistisch“, so auch „deutsch“ zum Schimpfwort: Das Adjektiv kennzeichnet nicht mehr die Nationalität, der etwas Schlimmes nachzusagen oder nachzuweisen wäre, sondern gerät zum Synonym für habituellen Massenmord. Die demokratische Faschismusanalyse verordnet sich mit diesem erhellenden Ergebnis selber Schluß der Debatte.

Andere Theoretiker treiben das Bemühen um eine nicht-apologetische letzte Erklärung des Faschismus einschließlich seiner Untaten mit dem Übergang zu höchsten philosophischen Abstraktionen weiter voran und in sein fünftes und letztes Kapitel hinein.

Dialektik der Aufklärung und biblischer Holocaust:

Der philosophisch-theologische Ansatz

In ihrem Bemühen, zwischen den abgründigen NS-Verbrechen, insbesondere an den Juden, und einer allgemeineren Bedürfnisstruktur – der Zeit, der Volksseele oder von wem auch immer – eine erklärende Entsprechung aufzudecken, wird die Faschismustheorie konsequenterweise selber immer abgründiger. Die NS-Herrschaft bekommt eine Bedeutung, und die wird mit dem Versuch, sie auszuloten, um so tiefer. In etwas so banal Politischem wie einem Herrschaftssystem im Klassenstaat, einem zur Korrektur der imperialistischen Klassenverhältnisse angetretenen Nationalismus mit internem Säuberungswahn, geht der Faschismus, zumindest der deutsche, immer weniger auf. Stattdessen gerät er zum Stoff für das Lieblingsthema der „Königin der Wissenschaften“: den Sinn der Geschichte.

Ziemlich nah an den Problemstellungen des zeitgeschichtlichen Ansatzes sind dabei noch Fragen wie die, ob Auschwitz und Weltkrieg nicht einen Epochenbruch markieren. Die Definition der auseinandergebrochenen Epochen operiert dann aber schon mit denkbar generellen moralphilosophischen Vorstellungen – von einem Zeitalter der (relativen) Unschuld etwa, das mit Hitlers 12 Jahren zuendegegangen sei und mit ihm der geschichtsoptimistische Glaube an eine im Grunde gute Natur des Menschen. Beliebt ist auch die Idee eines Zivilisationsbruchs, mit der die Diagnose einer psychischen Regression des deutschen Volkes zu dem Befund verallgemeinert wird, der die vorangegangenen Jahrzehnte bis Jahrhunderte prägende Fortschrittsglaube habe eine Katastrophe erlitten. Und so weiter – sogar das Dichten, pars pro toto für die Sphäre des geistigen Luxus überhaupt, soll „nach Auschwitz“ unmöglich geworden sein: der GAU für antifaschistische Kulturphilosophen.

Eine sozialwissenschaftliche Schule knüpft für diesen Übergang ins Grundlegende an die zitierten linken Faschismus-Deutungen an: Als „Marxisten“ überzeugt, daß, „wer vom Kapitalismus nicht reden will, vom Faschismus schweigen soll“, mit „bloßem Ökonomismus“ aber nicht zufrieden, am Begriff des Klassenstaats und seiner Rechtsordnung ohnehin nicht interessiert, mit psychoanalytischen Phantombildern vom „subjektiven Faktor“ aber nicht gut genug bedient, entwerfen die kritischen Theoretiker ein eigenes Bild von „kapitalistischer Entfremdung“. Das hat mit Kapitalismus nicht so sehr viel zu tun; um so mehr mit Gesichtspunkten, unter denen „im Falschen“ – dies das erschöpfende Kürzel für eine Gesellschaft, die sich vor allem dadurch disqualifizieren soll, daß in ihr Bedürfnisbefriedigung mit Macht zusammenfällt und Genuß mit Entbehrung einhergeht – ein „richtiges Leben“ unmöglich ist. Das System der Lohnarbeit kommt durchaus vor; über den Zwischenschritt, daß mit dem Kapital die im Eigentum an den Produktionsmitteln vergegenständlichte, also ihrem tieferen Begriff nach „tote“ Arbeit über die „lebendige“ herrscht, wird daraus der philosophische Skandal einer Herrschaft der „Verdinglichung“, die ihren letzten Grund im „objektivierenden“ Zugriff von eindimensionaler Sprache und technischer, also vereinseitigter Rationalität auf die so gar nicht begreifliche Subjekt-Objektivität des wahren Daseins hat. Dieses ist dadurch einerseits unwiederbringlich verlorengegangen, im Eingeständnis des Scheiterns aller Rekonstruktionsversuche jedoch negativ dialektisch lebendig... Wer das nicht verschweigt, der hat natürlich auch zum Faschismus einiges zu sagen: Der „subjektive Faktor“, der eine bestimmte, nämlich nicht von Haus aus zum revolutionären Neubeginn ausersehene, vielmehr dem Status quo verfallene Klasse von Opfern der gesellschaftlichen Verdinglichung zum Bösen geneigt macht, läßt sich im Lichte dieser Entfremdungs-Metaphysik darauf zurückführen, daß der Verblendungszusammenhang des objektivierenden Denkens – die „tote“ Rationalität – in seiner undialektisch-reaktionären Negation ganz besonders krass: als „autoritärer Charakter“ mit einem Hang zur Vernichtung des eigentlich Ersehnten sich reproduziert. Kein Wunder, daß am Ende die Vernunft unter Einsatz ihres technischen Verstandes ihre negative Dialektik selbst negiert – das soll, so ungefähr, der Begriff von Auschwitz-Birkenau sein. Wer sich dadurch an die christliche Frohbotschaft von der menschlichen Hybris erinnert fühlt, die am durchrationalisierten Massenmord schuld sein soll, der liegt genau richtig...

Das unverwüstliche Bedürfnis, gerade in den größten Brutalitäten der Nazi-Herrschaft einen tieferen Sinn aufzudecken, kennt noch einen anderen Weg, sich zu befriedigen: Es hält sich an die Opfer. Natürlich nicht an die erst ausgegrenzten, dann drangsalierten, schließlich systematisch umgebrachten wirklichen Juden – und schon gar nicht an die politisch nur allzu leicht verständlichen Objekte des faschistischen Säuberungswillens wie Kommunisten, Zigeuner und andere Volksfeinde –; an deren Elend gäbe es nicht viel Erbauliches festzuhalten. Nachträgliche Sinnstifter kennen eine tiefere Bedeutung, die schon Hitler an den Juden ausgemacht und nicht ertragen haben soll: daß diese Gemeinde das von Vater Abraham herrührende Tötungsverbot repräsentiert. Damit hätte sie das Projekt einer rücksichtslos gewaltsamen Welteroberung moralisch blockiert; dieses Hindernis hätte Hitler durch Eliminierung ihrer Mitglieder für sich und sein Volk aus der Welt schaffen müssen, um seiner Offensive den entscheidenden strategischen Vorsprung vor skrupulöseren Konkurrenten zu verschaffen. So erfährt sogar die nationalsozialistische Ideologie vom Kampf der Weltanschauungen, in dem der germanische Ehrbegriff sich u.a. gegen das biblisch-christliche Mitleidsgebot durchsetzen müsse, eine tiefsinnige Bestätigung vom entgegengesetzten moralischen Standpunkt aus. Auch diese Botschaft ist für fromme Gemüter übrigens einfacher zu haben: Wer sich der Sprachregelung anschließt, wonach die Judenvernichtung ein „Holocaust“ gewesen sei, der bescheinigt den Opfern eine quasi religiöse Opferrolle und braucht diese Einordnung nur zuende zu denken, um Hitler als Handlanger der Heilsgeschichte des auserwählten Volkes zu durchschauen.

Daß die demokratische Faschismustheorie sich am Ende in philosophisch-religiösem Tiefsinn verläuft, ist nur konsequent. Es geht schließlich darum, den Nationalsozialismus in einen erklärenden – und das heißt für den bürgerlichen Verstand allemal: sinnvollen, Verständnis weckenden Zusammenhang zu rücken, ohne ihn zu entschuldigen. Da geht die Suche nach Sinnzusammenhängen ganz von selbst in die Richtung trostspendender Generalabrechnungen mit dem irdischen Dasein; und in dieser Disziplin haben Religion und Metaphysik zweifelsfrei die längste Erfahrung. Deren Sinnglaube verträgt sich außerdem bestens mit allen anderen Ansätzen der Faschismusforschung, sofern da nur nichts verabsolutiert wird.

*

Welche Leistungen des pluralistischen Bemühens um die Frage, wie es zu den Scheußlichkeiten der Nazi-Herrschaft hat kommen können, wieviel Geltung erlangen und für wie lange, das entscheidet sich ohnehin weder an deren Stimmigkeit noch an Kriterien wie ‚Reichweite‘, ‚Trennschärfe‘, ‚Überprüfbarkeit‘ und dergleichen, mit denen die bürgerliche Wissenschaft das schlichte Bedürfnis nach richtiger Erklärung ersetzt hat. Auch der anerkennende Beifall einer Zunft konkurrierender Gelehrter – erkenntnistheoretisch: das Fazit eines herrschaftsfreien Dialogs der Fachleute – ist in diesem Fall nicht maßgeblich, wo es um einen Beitrag zu dem gewichtigen nationalideologischen Projekt einer ‚Vergangenheitsbewältigung‘ geht: zu der Anstrengung des besiegten Deutschland, sich zu rehabilitieren, d.h. vor sich und der Welt wieder das gute Bild einer zu allem berechtigten Macht abzugeben. Hier dreht sich für den Theorieproduzenten gleich alles darum, öffentlich zu Ehren zu kommen, an den Schulen gelehrt, in der Erwachsenenbildung angeboten, auf Gedenkveranstaltungen zitiert und zu Talk-Shows gebeten zu werden. Welche Auswahl aus dem breiten Angebot der faschismustheoretischen Ansätze und Errungenschaften da getroffen – und wieviel Aufmerksamkeit dieser schwierigen Abteilung der nationalen Selbstbespiegelung überhaupt gewidmet wird, das richtet sich ganz nach der jeweils aktuellen ideologischen Bedürfnislage der Nation, also nach den Aufgaben, die die Staatsmacht ihrer Manövriermasse stellt, genauer: nach dem moralisch überhöhten Bild einer historischen Auftragslage, das sie davon vermitteln möchte bzw. das eine grundsätzlich verständnisvoll mitdenkende demokratische Öffentlichkeit sich davon macht.

An der Geschichte der bundesdeutschen ‚Vergangenheitsbewältigung‘ ist die bemerkenswerte Koinzidenz von gemachter Politik, ideologischer Selbstempfehlung und ‚Aufarbeitung‘ der 12 „dunkelsten Jahre der deutschen Geschichte“ deutlich abzulesen.



1) Wer eine Sammlung gängiger Faschismustheorien sucht, möge sich bei Nolte oder Kühnl einen Überblick verschaffen. Die folgende Kritik zitiert keine einschlägigen Werke, sondern will der ideologischen Folgerichtigkeit des demokratisch inspirierten Bemühens um eine Erklärung der NS-Herrschaft gerecht werden.


2) Was dem „biographischen Ansatz“ im folgenden nachgesagt wird, läßt sich nicht nur ausgiebig nachlesen: Das ZDF hat das alles in einer mit vielen Komplimenten bedachten Serie zum Thema Hitler gegen Ende des Jahres 1995 als Quintessenz eines halben Jahrhunderts demokratischer Forschung ins Fernsehbild gesetzt.


3) Man sieht: Sehr konsequent täuscht sich die antifaschistische Psychoanalyse des Judenhasses über den schlichten Zusammenhang, den jeder „Deutschland den Deutschen!“-Schreier ganz geradlinig vorführt: Das staatsbürgerliche Rechtsbewußtsein, das im Namen des real existierenden und ideell parteilich anerkannten staatlichen Zwangszusammenhangs auf der Zugehörigkeit zu diesem höchsten Gewaltsubjekt als unveräußerlichem Privileg besteht, hat immer die – bloß mehr oder weniger betonte – Kehrseite, „Fremden“ mit der Dazugehörigkeit auch sonst ziemlich viele Rechte abzusprechen. „Fremdheit“ ist also wie „nationale Identität“ eine Kategorie des nationalen Rechtsempfindens und sonst gar nichts. Wem es auf die Betätigung dieses Empfindens ankommt – bei sich oder bei anderen –, dem genügen die äußerlichsten Hinweise auf Nicht-Zugehörigkeit zum nationalen Ensemble, um Zeitgenossen als fremd zu erkennen und als leibhaftige Störung des Rechtsfriedens zu identifizieren. Werden die Indizien, an denen dieses Subsumtionsverfahren sich orientiert, als objektive Merkmale des eigentlich volksfremden Bevölkerungsanteils fixiert, ist der moderne Rassismus des sauberen Volkskörpers fertig. Zum Antisemitismus gehört dann nicht mehr, als daß dem längst fertigen Feindbild vom nicht hergehörigen volksfremden Element der entsprechende Steckbrief ausgestellt und so die „kriminelle Energie“, die im patriotischen Rechtsbewußtsein steckt, auf „den“ Juden gelenkt wird.

	 Daß die Nazis auf die jüdische als die undeutsche „Identität“ inmitten der deutschen Nation verfallen sind, liegt also in keiner Hinsicht an den Leuten, die sich als Juden bekannt haben oder auch nicht, sondern am Unterscheidungs- und Sortierungswillen der Nazis, der sich an diejenigen völkischen Abgrenzungskriterien – Religion, Sprache, Sitten und Gebräuche als angeblich vorgegebene, schicksalhafte, die persönliche Identität determinierende Eigenschaften – gehalten hat, über die noch jeder Nationalist verfügt. Daß ihr Säuberungswahn zur Massenvernichtung ausgeartet ist, liegt erst recht nicht an den Opfern, sondern an der Notstandsdiagnose, die die Faschisten ihrem Staat und dessen Volk gestellt, und an dem kriegerischen Erneuerungsprogramm, dem sie ihre guten Deutschen unterzogen haben.











Teil 4

Demokratische 

Vergangenheitsbewältigung

Ein halbes Jahrhundert nach der Niederlage des Faschismus ist es auch mit dem Antifaschismus in Deutschland vorbei. Die Distanzierung vom nationalsozialistischen Massenmord an den Juden ist zum festen Bestandteil der nationalen Politkultur geworden wie der Kranz, den die Oberbefehlshaber bei passender Gelegenheit an den überall vorhandenen Grabmälern des unbekannten Soldaten niederzulegen pflegen, und enthält soviel Faschismuskritik wie ein solcher Kranz Kritik am Krieg. Die Betrübnis über den verlorenen Weltkrieg hat sich mit dem 50. Jahrestag der deutschen Kapitulation endgültig zu dem Bewußtsein geläutert, nach der Wiederaneignung der ehemals kommunistischen Ostzone und dem Untergang der Sowjetunion zu den Gewinnern der Weltgeschichte zu gehören. Und mehr, als daß die restdeutsche Nation dem untergegangenen NS-Staat den verlorenen Krieg übelnahm und darunter litt, daß Himmlers Gaskammern die Niederlage auch noch moralisch rechtfertigten: mehr ist am demokratischen Antifaschismus der BRD nie drangewesen. 

Ein politisches Programm in dem Sinn, daß mit dem Bekenntnis zur nachträglichen Absage an Hitler verbindliche Festlegungen getroffen worden wären, deren „Einlösung“ der amtierenden Staatsmacht abzufordern, deren „Nicht-Einlösung“ ihr als sittliches Versäumnis vorzuwerfen wäre, war der Antifaschismus ohnehin nicht – kann er übrigens auch gar nicht sein. Denn erstens funktioniert Politik überhaupt nicht so, daß da von Staats wegen nach der Verwirklichung sittlicher Wertvorstellungen gestrebt und eine moralische „Lehre aus der Geschichte“ beherzigt würde. Wenn irgendwo, dann geht es in der Staatenwelt materialistisch zu, nach Interessen und Konkurrenzmitteln; ihre Hierarchie ist ein für allemal nicht moralischer Art. Die Illusion, die „höchsten Gewalten“ hätten sich – wenn schon nicht wirklich, dann um so mehr „eigentlich“ – vor noch höheren Instanzen zu verantworten, gehört ganz in die Sphäre der politischen Kultur; sie begründet nämlich eine unsachliche Beurteilungsart, bei der auch dann nichts als Schönfärberei des politischen Geschäfts herauskommt, wenn den Mächtigen dieser Welt lauter schlechte Zensuren im Fach gutes Benehmen ausgestellt werden. Als Forderung an die Politik ist der Antifaschismus zudem – zweitens – von äußerster Bescheidenheit. Nicht nur, daß das Anti gar nicht angibt, welchen Geschäften die Staatsmacht sich widmen sollte – geschweige denn, welchen sie tatsächlich nachgeht: Es richtet sich noch nicht einmal gegen irgendetwas von dem, was Staaten normalerweise planen und tun, also wenn sie gerade keine großangelegten „Säuberungs“-Aktionen und Eroberungen im Programm haben. Aus dem dürftigen Antrag, die Obrigkeit möge gewisse extreme Notstandsübungen unterlassen, folgt gar nichts – außer einer ideologischen Rechtfertigung alles dessen, was Staaten ohne Übergang zum Faschismus zustandebringen. Denn wenn die moralische Überwachung sich mit dem Nein zum Faschismus begnügt, dann ist enorm viel gebilligt: der gesamte gewöhnliche Gebrauch staatlicher Macht.

In genau diesem Sinn ist der Antifaschismus im Nachkriegsdeutschland denn auch „eingelöst“ worden: als moralisches Begleitprogramm zum Neuaufbau – hier eines kapitalistischen Gemeinwesens, da einer realsozialistischen Teilnation –, der selber nach den gegebenen Machtverhältnissen, den erteilten Lizenzen, den erworbenen Mitteln und sonst gar nichts vonstatten ging. Als wichtiges Element im politkulturellen Überbau hat er in West wie Ost für die denkbar billigste Legitimation der jeweiligen neuen Herrschaft und ihrer Machtansprüche gesorgt und dafür nur einen ideologischen Preis gefordert, mit dem die auf Wiedergewinnung alter Größe programmierte Westrepublik sich freilich erheblich schwerer tat als die von vornherein zur Defensive gezwungene DDR: Ein gewisses nationales Schuldbekenntnis war in das verbindliche Selbstbild der jeweiligen Nation aufzunehmen, wo dieses doch ausschließlich dazu da ist, Machtansprüche in angestammte Rechte zu übersetzen, die Staatsräson als Ehrenfrage vorstellig zu machen und dem Nationalstolz Gesichtspunkte zu liefern.

Dieser ideologische Stachel: die Belastung der nationalen Moral der Deutschen mit dem Ansinnen, die erlittene Niederlage auch noch einzugestehen, hat die Korrektur des für die Nation schlimmsten Kriegsergebnisses, ihrer Aufteilung, logischerweise nicht überdauert. Um so weniger, als mit der DDR auch deren Antifaschismus untergegangen, also historisch ins Unrecht gesetzt worden ist, der vom Klassenstaat und seinem Imperialismus als Gründen der Nazi-Herrschaft wissen wollte und die BRD mit dem Vorwurf behelligte, sie hätte sich weder von den Ursachen des Faschismus noch von dessen Personal so richtig freigemacht. Über alle antifaschistischen Anklagen und Bedenken gegen den Nachfolgestaat des Dritten Reiches triumphiert, 50 Jahre „danach“, dessen siegreicher antikommunistischer Revisionismus – und bringt damit den Sinn des demokratischen Antifaschismus auf den Punkt.

Übrigens auch den jenes demokratieidealistischen Antifaschismus, den ein paar Gewissenswürmer der westdeutschen Republik immer gegen die offiziellen Inszenierungen und inoffiziellen Dementis eines Scheins von nationalem Schuldbewußtsein vertreten haben. Die Freude an moralischen Abrechnungen mit schlechteren Deutschen, die sich darin betätigt hat, hat im nachträglichen Zerfleddern der DDR und ihrer „Staatssicherheit“ ein viel lohnenderes und vor allem auch offiziell und öffentlich beliebtes Betätigungsfeld gefunden.1)

Die Kritik der deutschen Vergangenheitsbewältigung handelt also von einem rechtzeitig vor der Jahrtausendwende abgeschlossenen Kapitel der deutschen Nationalideologie.





1) Was an Abneigung gegen den von 40-jähriger Beschränkung freigesetzten deutschen Staat übriggeblieben ist, hat sich zu einem moralischen Deutschland-Haß verstiegen, der politische Argumente weder brauchen kann noch vorbringen will; der der Staatsräson des neuen Gesamtdeutschland mit der gleichen entschlossenen Ignoranz begegnet wie der nationalen Politik der Faschisten – ein abstrakt negatives, daher sehr getreues Spiegelbild jenes gesamtdeutschen Patriotismus, auf den die demokratische Führung der Nation wieder so besonders viel Wert legt. Eine ausführliche Kritik dieses Unsinns findet sich in GEGENSTANDPUNKT 3-95: Anmerkungen zur neuesten Auflage des Anti-Faschismus – Wie radikal sind die Anti-Deutschen?











A. Entnazifizierung und Revanchismus: 

Die Staatsräson der Bonner Republik

Vom politischen Gehalt des „Persilscheins“

Die westlichen Siegermächte des 2. Weltkriegs haben es sich nicht nehmen lassen, vom Zeitpunkt der Kapitulation an das unterworfene deutsche Volk nachdrücklich mit ihrer Kriegsideologie bekanntzumachen: der Deutung ihres Krieges gegen den wüsten imperialistischen Konkurrenten als Befreiungskampf aller guten politischen Kräfte auf dem Erdball gegen einen verbrecherischen Diktator und seine Spießgesellen. Gediegene Untertanen, die sechs ziemlich brutale Friedens- und sechs Kriegsjahre hindurch bewiesen hatten, daß auf ihren Patriotismus, ganz gleich wie sie selbst ihn betätigt hatten, für jeden regierungsamtlichen nationalen Zweck unbedingt Verlaß war, mußten sich ebenso wie die Diener und Repräsentanten ihrer Obrigkeit nach Art und Umfang ihres staatsbürgerlichen Mittuns in Hitlers Reich befragen und in mehr oder minder große Sünder sortieren lassen. Daß den bis zuletzt treu gebliebenen Deutschen mit einer solchen „Entnazifizierung“ nichts anderes abverlangt wurde als ein demonstrativer Akt antinationalsozialistischer Heuchelei – einer Minderheit wurde eine Chance zu persönlicher Rache geboten – und daß mehr auch nicht zustandekam, beeinträchtigte den Zweck der Aktion überhaupt nicht. Denn auf den Schein einer moralischen Läuterung der besiegten Nation im antifaschistischen Sinn kam es den Veranstaltern eben wirklich nur zum Schein an.

Praktisch klargestellt wurde mit der Prüfung früherer Schuld und aktueller Gesinnung nämlich, daß politische Autonomie und nationale Eigenständigkeit für Deutschland ausschließlich zu den Bedingungen der demokratischen Siegermächte zu haben waren. Diese Klarstellung richtete sich an jedermann, der angesichts der Niederlage den Entschluß gefaßt hatte, trotzdem wieder oder nun endlich oder jetzt erst recht „Politiker zu werden“. Den ambitionierten Machern aus der alten wie aus einer nachdrängenden neuen Garnitur – an denen kein Mangel war und auf die die alliierten Behörden auch setzten – wurde das rückhaltlose Bekenntnis zur westlich-demokratischen Sicht der Dinge als erste und Hauptbedingung einer politischen Karriere abverlangt. Die Anerkennung demokratischer Verlaufsformen des politischen Geschäfts als entscheidendes Kriterium jeglichen politischen Wollens und Unternehmens war gefordert; gerade so, als käme nach der Logik des neu einzurichtenden Staatswesens zuerst die Staatsform und dann erst die „nationale Sache“, die Staatsmacht. Irgendwelche Zweifel über den praktischen politökonomischen Sinn und weltpolitischen Zweck dieses vorgeschriebenen Idealismus – und damit auch über seine in der politischen Praxis nur höchst bedingte Gültigkeit – ließen die Besatzungsmächte erst gar nicht aufkommen; wer immer in den Westzonen des Reiches die Teilhabe an der Herrschaft über das verbliebene Volk, zunächst im Dienst der Alliierten, anstrebte, wußte auch, wie es gemeint war. Die verlangte demokratische Gesinnung war das offizielle ideologische Gütesiegel der Bereitschaft, nationale Souveränität ausschließlich im quasi-supranationalen Rahmen des von den USA aufgemachten Blocks der kapitalistischen Demokratien des „Westens“ anzustreben. Erfüllungsgehilfen der von der Siegermacht Nr.1 durchgesetzten und auf sie zugeschnittenen, immer entschlossener antisowjetischen neuen „Weltfriedens“- und Weltwirtschafts-„Ordnung“ waren gefragt. Wer sich als westdeutscher Möchtegern-Staatsmann dieser weltpolitischen Anforderung vorbehaltlos zur Verfügung stellte, der hatte damit den über jeden Zweifel erhabenen Beweis für die Lauterkeit seiner antinationalsozialistischen Gesinnung erbracht, auf den sich eine demokratische Karriere gründen ließ – die Entschuldigungen für Mitgliedschaft und sogar für prominente Aktivitäten in der NSDAP ließen sich bei Bedarf allemal noch zusätzlich nachliefern.

Wie perfekt die neue westdeutsche Politikergarnitur diese Auftragslage in eigenständige nationale Politik umzusetzen verstand, zeigte sich, sobald die Besatzungsmächte sie ihren Staat machen ließen.

Die eine „Lehre aus der Geschichte“: 

Nie wieder eine schwache Demokratie!

Bei der Wiederherstellung einer souveränen Staatsmacht und geordneter Verhältnisse im Innern wurde genau eine „Lektion“ aus der Geschichte des Faschismus beherzigt, die dafür um so konsequenter: Gerade der demokratische Staat dürfe sich keinesfalls auch nur die kleinste Schwäche leisten! Wenn der Auftrag auf Demokratie lautete, dann durfte es sich nur um ein solches politisches System handeln, das Faschisten keine Angriffspunkte bot – so wie die Weimarer Republik mit ihrer „inneren Zerrissenheit“. Der Beweis war zu erbringen, daß mit den Mitteln des Parlamentarismus und der rechtsstaatlichen Selbstkontrolle durchaus die machtvolle Führung im Staat und die erfolgreiche Unterdrückung aller „sozialen Konflikte“ herzukriegen war, die die erste Demokratie auf deutschem Boden hatte vermissen lassen, so daß das Angebot der Faschisten, mit anderen Methoden Ordnung zu schaffen, am Ende unabweisbar geworden war. Und der Beweis wurde erbracht. Ausschlaggebend waren dafür nicht die 5 %-Klausel im Wahlrecht und das konstruktive Mißtrauensvotum, wie es Generationen von bundesdeutschen Schulkindern beigebracht worden ist; auch nicht so sehr die Führerpersönlichkeit des ersten Bundeskanzlers, der seine zunehmend begeisterten Anhänger den gescheiterten Gröfaz schnell vergessen ließ. Entscheidend war, daß dem entschlossenen Einsatz der staatlichen Macht sowie eines von der großen Führungsmacht gestifteten neuen Geldes für die Runderneuerung und Exportorientierung des nationalen Kapitalismus Erfolg beschieden war, so daß die faschistisch sauber geordnete Klassengesellschaft sich in ihre altgewohnten Dienst- und Nutzungsverhältnisse hineinsortieren konnte – nicht einmal bei den Firmennamen brauchte sie sich groß umzustellen. Freilich ging das nicht ab ohne die nachdrückliche Klarstellung, daß „sozialistische Experimente“ von vornherein nicht in Frage kamen und daß ein freies Gewerkschaftswesen, ebenso wie die Zulassung eines freien Meinungspluralismus, unter der Bedingung des „sozialen Friedens“ stand, die gewährte Freiheit sich als Beitrag zu dessen Stabilisierung zu bewähren hatte. Sie fand verständnisvolle Adressaten. Kommunistische Opposition war mit der nationalen Befreiung durch die kapitalistische Weltmacht ebenso unvereinbar wie mit dem Beschluß, die „Wiederkehr Weimarer Verhältnisse“ um jeden Preis zu verhindern; die Kriminalisierung der KPD setzte den folgerichtigen Schlußpunkt, wie ihn schon Hitler hinter eben jene „Weimarer Verhältnisse“ gesetzt hatte.

Ein paar andere „Lehren aus dem Faschismus“ hatten deutlich kürzer Bestand – wie z.B. die Vorstellung, den Kriegstreibern und -gewinnlern aus der deutschen Schwerindustrie und Hochfinanz müßte das Handwerk gelegt werden: Sie hatte soviel und sowenig Gewicht wie das Drängen der westeuropäischen Alliierten, die Rüstungsindustrie ihres bedrohlichen Nachbarn durch „Entflechtung“ gründlich zu zerschlagen. Die aufstrebende Republik mit NATO-Auftrag hatte da andere Pläne, verstand sie auch durchzusetzen – und das Mißverständnis, mit der Neusortierung der alten Konzerne sollte womöglich im Ruhrgebiet und anderswo ein Stück Sozialismus verankert werden, war ausgeräumt.

Die andere „Lehre aus der Geschichte“: 

Nie wieder einen Krieg verlieren!

Daß es „das ganze Deutschland sein“ sollte, was die politische Führung der neugeschaffenen BRD zu regieren beanspruchte, verstand sich für die Adenauer-Republik von selbst. Ohne moralische Bedenken ernannte sie sich, bei aller Neuerung im formellen Staatsaufbau, zum – und zwar alleinigen – Rechtsnachfolger des untergegangenen deutschen Reiches; in ihrer sehr viel beschränkteren Größe erklärte sie sich zum bloßen Provisorium; die Revision des bedeutendsten Kriegsresultats, der Aufteilung des Hitlerstaats zwischen „Ost“ und „West“, war damit offiziell als höchstes Staatsziel angesagt. Zwar stand dieses Ziel unter dem Vorbehalt, daß es nicht auf eigene nationale Rechnung, in einem neuerlichen Versuch einer nationalen Emanzipation Deutschlands gegen den ganzen Rest der Welt, anzustreben war, sondern nur als untergeordnetes Teilziel im Gesamtzusammenhang des mit „containment“ und „roll back“ gegen die Sowjetunion eröffneten Kalten Krieges der westlichen Staatengemeinschaft unter US-Führung, als zugestandenes Sonderinteresse innerhalb der neuen Weltkriegskonfrontation, die die Reichweite der bundesdeutschen Machtmittel um Größenordnungen überstieg. Dieser Vorbehalt bedeutete und bewirkte aber keine Beschränkung des von der BRD proklamierten nationalen Revisionismus, sondern dessen Vereinseitigung und Steigerung zugleich: Unterwürfig nach Westen hin, beflissen und opportunistisch um einen Platz im System des demokratischen Imperialismus und um ihre Wiederbewaffnung im Kontext der antisowjetischen Frontstellung bemüht, richtete die Bonner Republik die ganze Wucht ihres nationalen Wiedervergrößerungswillens gegen den östlichen Hauptfeind und dessen konkurrierende Schöpfung, die auf dem Boden der sowjetischen Besatzungszone installierte DDR.

Ganz selbstverständlich und alternativlos war diese Einseitigkeit übrigens nicht. Immerhin schloß sie die Anerkennung amerikanischer Vormundschaft und eine Fremdbestimmung der strategischen Lage der Teilnation ein; vor jedem Willen zur Revision der Kriegsergebnisse und als dessen Bedingung wurde die nach Westen orientierte Bundesrepublik vom sowjetisch okkupierten Rest der Nation erst einmal gründlich getrennt, gegen alle östlichen Vorschläge zu einem strategisch und politisch neutralisierten Gesamtdeutschland. Die neuen westeuropäischen Verbündeten machten auch kein großes Geheimnis aus ihrem zusätzlichen Kalkül, durch die möglichst definitive Aufteilung ihres alten Kriegsgegners auf zwei Staaten endlich Sicherheit vor dessen Imperialismus zu gewinnen. Die andere Fraktion westdeutscher Demokraten fand darin Grund genug, den „Kanzler der Alliierten“ abzulehnen, trotz vorbehaltloser Befürwortung seines klaren Westkurses; die SPD, die aus ihrer Verfolgung im Hitlerreich ein moralisches Recht ableitete, das ganze Deutschland zu regieren, entdeckte in den Berechnungen der Adenauer-Partei eine antinationale Verzichtspolitik. Ihre Alternative blieb freilich in der Minderheit. Durchgesetzt wurde die alsbald zum NATO-Vorposten ausgebaute „Teil“-Republik mit ihrer so kennzeichnenden Kombination von revanchistischer Frechheit gegen den „Osten“ und berechnender Servilität gegenüber dem „Westen“. Der Traum jener Hitler-Generäle, die dem verlorenen Krieg gegen die Rote Armee durch einen Friedens- und Schulterschluß mit den gleichfalls antikommunistischen Gegnern im Westen gerne noch kurz vor Schluß eine Wendung zum Guten gegeben hätten, wurde nachträglich im großen Stil wahrgemacht – allerdings auf Kosten der nationalen Einheit; dafür mit dem Lohn, im strategischen Ringen der imperialistischen Großmächte nicht schon wieder allein und am Ende als Verlierer dazustehen, sondern endlich auch einmal in den Genuß der Partnerschaft mit der großen westlichen Weltmacht zu kommen.

Mit dem Aufstieg der BRD vom Trümmerhaufen zum zunehmend einflußreichen Teilhaber der kapitalistischen Weltwirtschaft und der NATO-Weltherrschaft mußte sich der Wille zur Wiederherstellung der deutschen Macht in ihren alten Staatsgrenzen dann zwar immer weiter vertagen lassen. Dafür kam der Wille zur Restauration deutscher Macht in der Welt gut genug auf seine Kosten, so daß Alternativen zum eingeschlagenen Erfolgsweg gar nicht mehr in Frage kamen. Die zwei Essentials der westdeutschen Republik: die „Entnazifizierung“, also die Umfunktionierung des westlichen Deutschland zum Vorposten, Teilhaber, Reichtumslieferanten und Nutznießer des westlichen „Weltsystems“, und ihr nationaler Revisionismus, wurden dank NATO, Kaltem Krieg und Deutscher Mark nahtlos deckungsgleich.

Die „Wiedergutmachung“ – 

ein Meisterstück revisionistischer Diplomatie

Der tief beeindruckten Staatenwelt wurde diese bundesdeutsche Staatsräson mit einer großen antinationalsozialistischen Bußaktion vorgestellt: der „Wiedergutmachung an den Juden“. Ab 1953 zehn Jahre lang wurden von der Bundesregierung etliche Milliarden gezahlt: an überlebende Juden als Entschädigung für den Verdienstausfall während der unrechtlichen Internierung, an Hinterbliebene für den Ausfall ihres wirklichen oder potentiellen Ernährers, an den Staat Israel als den ideellen Gesamthinterbliebenen aller umgebrachten Juden ohne Erben, die in Analogie zu den allgemein üblichen Staatshaftungsgesetzen Ansprüche hätten anmelden können. Mit diesem freiwilligen Akt sorgfältig berechnender „Großzügigkeit“, nach zähen Verhandlungen mit Israel in Vertragsform gegossen, führte sich die Regierung Adenauer in die Welt der Diplomatie jenseits der Vier-Mächte-Zuständigkeit ein. Und damit ist über den politischen Zweck dieser Aktion auch schon alles gesagt. Mit Geld, also überzeugend, zugleich ohne jede verfängliche Anknüpfung an das Dritte Reich, vielmehr mit einem Akt der Reue, aber ohne irgendeinen Anspruch auf Reparationen zuzugestehen, meldete sich die neue Bundesrepublik weltweit zur exklusiven Rechtsnachfolge des Hitlerstaats an und begründete so ihren „Alleinvertretungsanspruch“, an dem dann auf Jahrzehnte hinaus die Staatenwelt speziell deutschnational in Freunde und Feinde sortiert wurde. Die moralischen Unkosten, die die BRD sich durch ihren Anspruch auf Kontinuität zum Nazi-Staat einhandelte, um sie durch einige Milliarden abzugelten, waren der Preis für die weltpolitische Negation der DDR; die Politik des „Offenhaltens der nationalen Frage“ gegen die Sicherheitsinteressen der Sowjetunion wurde damit international respektabel und beachtlich gemacht.

Daß diese Milliarden auf Israels Devisenkonten nicht nur moralisch und diplomatisch, sondern auch im gemeinsamen strategischen Interesse der Freien Welt gut angelegt waren, verstand sich dabei am Rande. Es wäre auch gar zu albern gewesen, hätte die Bundesregierung mit ähnlichen Zahlungen womöglich genau die Sowjetunion für den Verlust von 20 Millionen Bürgern „entschädigen“ wollen, der von der BRD ihr Interesse an einer verbündeten DDR bestritten und vom Westen ein atomarer Weltkrieg angedroht wurde. Und mit gleichartiger „Großzügigkeit“ gegen die genauso konsequent ausgerotteten Zigeuner Europas hätte die BRD weder ein beachtenswertes diplomatisches Zeichen gesetzt – noch die USA bei der Alimentierung ihres nahöstlichen Vorpostens entlastet...













B. Antifaschismus als Antikommunismus:

Die Staatsideologie der BRD

Die Staatsräson, der Erfolgsweg einer Nation ist die eine Sache; eine andere ist das Bild, das eine Nation von sich und ihrem besonderen Recht in der Welt entwirft, damit andere Völker und vor allem das eigene den nötigen Respekt bekommen. Der BRD ist hier eine bemerkenswert konstruktive Kombination ihrer eigenen deutsch-nationalen Bedürfnisse mit den ideologischen Imperativen der demokratischen Entnazifizierung gelungen.

Nation, Tradition, Revanchismus

Wenn Staaten kundtun, mit was für großartigen und respektgebietenden Erscheinungen man es in ihnen zu tun hat, dann legen sie allergrößten Wert auf die Erinnerung, daß es sie schon lange gibt, daß sie viel mitgemacht, Gewaltiges zustandegebracht und einiges weggesteckt haben: auf ihre Geschichte. Nicht weil ihnen an den paar trübseligen bleibenden Wahrheiten läge – über die allgemeine Gewalt und ihre Opfer, über den gesellschaftlichen Reichtum und seine Unkosten, über den Zusammenhang von Herrschaft und falschem Bewußtsein u.a.m. –, die sich der Vergangenheit der modernen Nationen bei sachlicher Betrachtung entnehmen ließen. Im staatlichen Gedenken betätigt sich „die Geschichte“ als Lehrmeister – auffälligerweise für genau die Botschaften national-moralischer Art, die die Staatsmacht aktuell beherzigt sehen möchte, von ihren Bürgern wie von auswärtigen Politikern. Und wenn es einmal auf eine bestimmte Botschaft – von der Art, daß das Sudetenland schon immer deutsch war oder daß die deutsche Nation aufgrund ihrer eigenartigen Geographie schon immer zu einer Politik der Dominanz über ihre Nachbarn genötigt war oder daß Deutschland noch nie soviel Kritik zugelassen hat und schon deswegen sowenig Kritik verdient wie heute – so direkt nicht ankommt, dann kommt nur um so mehr die eigentliche und entscheidende Mitteilung zum Tragen: daß hier eine landesweite 1. Person Plural in ihre Lebensgeschichte zurückschaut; daß sie und alle ihre Mitglieder, noch bevor sie in irgendeiner Weise für oder gegen das Geschehene Partei ergreifen, Partei sind; daß also der einzelne nur richtig liegt, wenn er die Taten und Leiden „seiner“, nämlich der für ihn zuständigen Staatsmacht als seine „zweite Natur“ akzeptiert.

Staatlich befohlener Massentotschlag wird bei solcherart Gedenken keineswegs schamhaft verschwiegen, sondern ganz besonders gern ins rechte Licht gerückt: als denkbar nachdrücklicher Beleg für die Solidargemeinschaft, die „das Schicksal“ zwischen Volksgenossen wie sonst zwischen niemandem stiftet; außerdem für die Größe der Sache, die dermaßen viele Menschenopfer wert ist – denn die Opfer, die die Nation in den eigenen Reihen gefordert hat, haben sich geopfert, für „die Gemeinschaft“, wohingegen die Opfer der jeweils anderen Seite geopfert worden sind, für eine sinnlose Sache. Im Falle von Niederlagen, die das nationale Gedenken ebenfalls keineswegs ausspart, kann die patriotische Einschätzung in rückblickender Sorge um einen besseren Verlauf des nationalen Schicksals durchaus auch in eigener Sache auf „sinnlos“ lauten; negative Konsequenzen sind aber auf alle Fälle erlittenes Unrecht, das Wiedergutmachung fordert – also genausogut eine nationale Anspruchshaltung begründet wie Siege, in denen das „kollektive Gedächtnis“ das nationale Recht auf die Unterwürfigkeit anderer Staaten feiert. Und so weiter.

Weil das so ist, hat in einem gepflegten nationalen Geschichtsbewußtsein eines definitiv keinen Platz: das Eingeständnis einer moralischen Niederlage. Es ist kein Problem, Zeiten nationaler Schwäche zu diagnostizieren und mit (Selbst)Vorwürfen zu überhäufen; der Maßstab ist schließlich allemal der Erfolg, auf den die Nation ein Recht hat, zu dem sie sich womöglich sogar historisch verpflichtet weiß. Es kommt auch vor, daß eine Nation vieles an ihrem Lebenslauf für verunglückt und sich selber für eine problematische geschichtliche Persönlichkeit hält; auch in solcher Selbstkritik ist das Ideal besseren Gelingens leitend. Aber als gerecht zu akzeptieren, daß die Größe und Reichweite der nationalen Macht dauerhaft geschädigt und verkleinert worden sind; das nationale Recht auf Erfolg als unberechtigt zu verneinen und zu verabschieden: Das ist im Rahmen staatlicher Selbstdarstellung schlechterdings unvollziehbar. Denn das wäre auf dem Feld der Ideologie die Abdankung der nationalen Souveränität höchstpersönlich.

Auch Deutschland war dazu nie bereit; nach dem zweiten Weltkrieg sowenig wie nach dem ersten. Daß sein nationaler Bestand de facto und kraft Siegerrecht aufgelöst war, wurde politisch nicht hingenommen – von den Siegern ja auch praktisch zurückgenommen – und erst recht ideologisch nicht anerkannt. Ihrem Selbstbild zufolge bestand in der BRD das ganze alte Deutschland fort, auch wenn sie in Wirklichkeit neu gestiftet und viel kleiner war. Zur Rechtsnachfolge im staatsrechtlichen und diplomatischen Sinn gehörte die Idee, in ihr würde sich das gesamtnationale Unternehmen ungebrochen und ohne bleibende Beeinträchtigung fortsetzen. Ein Bruch mit der nationalen Vergangenheit, eine Kündigung der Kontinuität in Sachen „Leben der Nation“, kam für die BRD nicht in Frage, im Gegenteil: Lieber übernahm sie – bekenntnishaft und mit der „Wiedergutmachung an den Juden“ auch materiell – die ideelle Verantwortung für einen ganzen Völkermord, als daß sie das dafür verantwortliche „historische Subjekt“, die deutsche Nation, für beendet erklärt und sich mit ihrer Neugründung als geschichtsloser Kleinstaat angefreundet hätte – sie wäre sich als rechtloser Außenseiter der Staaten-„Familie“ vorgekommen; eben als das, wozu sie die DDR unbedingt herabsetzen wollte.

Ein blanker revisionistischer Protest gegen die Folgen der deutschen Niederlage, eine bruchlose Anknüpfung an Hitlers Reich und als Nationalidee der Glaube an eine glanzvolle Revanche: Das kam für das staatliche Geschöpf der USA andererseits auch nicht in Frage. Dazu war die Niederlage in diesem Weltkrieg dann doch zu total, der von den Siegermächten erkämpfte Schlußpunkt hinter die Karriere des deutschen Reiches zu definitiv, das moralische Verdikt der Besatzungsmächte und zeitweiligen neuen Herren über das besiegte Nazi-Deutschland zu stark. Die Nationalideologie vom fortbestehenden Gesamtdeutschland mit einem „historischen Recht“ auf Wiederherstellung der alten Grenzen wäre mit Hitlers Leichen ganz gut klargekommen – daß die sich ganz anders als gegen Deutschland aufrechnen lassen, hat das bundesdeutsche Geschichtsbild ja trotz allem nachdrücklich demonstriert –; am Recht der Siegermächte, ihren besiegten Feind ganz und gar ins Unrecht zu setzen, kam sie nicht vorbei, weil der bundesdeutsche Staat selbst auf deren Lizenz beruhte. Doch immerhin: Die Lizenz war da und wurde tatkräftig wahrgenommen; und so waren die Nürnberger Kriegsverbrecherprozesse auch ideologisch nicht das letzte Wort in der deutschen Sache.

Nationaler Revisionismus, 

durch demokratischen Antikommunismus geläutert

Mit dem Gründungsbeschluß der BRD und ihrer Karriere zum demokratisch verfaßten Weltmarkt- und NATO-Partner des Westens war schon der Weg gewiesen, wie der gesamtdeutsche Nationalismus mit dem Verdikt der Sieger über die besiegte Nation ideologisch in Einklang zu bringen war. Der Wechsel in der politischen Methodik und etlichen Formbestimmungen der Staatsmacht, der Übergang zur gefestigten Demokratie westlichen Musters, stand – ganz im Sinne der antifaschistischen Kriegsideologie der Alliierten – für den totalen und definitiven Bruch mit allen Schattenseiten des alten Deutschland, für die Läuterung vom damit vergangenen Bösen. Mit ihrem Grundgesetz erteilte sich die BRD den umfassenden Freispruch von aller Kontinuität mit Nazi-Deutschland, so daß die beanspruchte Kontinuität mit dem Deutschland der Nazis moralisch voll in Ordnung ging. Und dies vor allem gegen diejenige, nämlich die östliche Siegermacht, die nach bundesdeutscher Lesart die Wiederherstellung der alten Grenzen verhinderte. Die fiel jetzt nämlich, zusammen mit ihrer konkurrierenden Staatsgründung, vom gesamtwestlichen Standpunkt aus unter dasselbe ideologische Verdikt wie noch kurz zuvor der gemeinsame faschistische Feind: Sie war keine Demokratie und folglich – weil Demokratie ja der Inbegriff des politisch Guten – böse. Auch ideologisch erwies sich der bundesdeutsche Gesamtnationalismus als deckungsgleich mit dem Antikommunismus, den die USA zur Bündnisdoktrin der NATO erhoben hatten – und der im Selbstverständnis des nationalsozialistischen Reiches und dessen Kriegsideologie bereits eine Hauptrolle gespielt hatte. So war der gesamtdeutsche Nationalismus ausgerechnet durch den vom Faschismus her vertrauten Antikommunismus gerechtfertigt – nämlich als durch seine Demokratisierung geläuterte und somit glaubwürdig antifaschistische Staatsgesinnung. Die Sowjetunion war, auch nicht viel anders als in Hitlers Hauptfeindbild, gleich doppelt ins Unrecht gesetzt: als Gegner des allein wahren politischen Systems wie der zutiefst berechtigten Sache der deutschen Nation.

Die nationalideologische Genugtuung darüber, dem verordneten Antifaschismus die Rechtfertigung des vertrauten und revanchistisch verstärkten Antikommunismus – und sonst nichts – entnehmen zu dürfen, fand in der Totalitarismus-„Theorie“ ihre akademische Anerkennung. Während die Praktiker der bundesdeutschen Demokratie alles taten, um den faschistischen Vorwurf, demokratische Herrschaftspraktiken wären zur entschlossenen und erfolgreichen Durchsetzung des national Notwendigen untauglich, handfest zu widerlegen, verkündeten ihre Theoretiker ungerührt das Märchen vom in der Demokratie garantierten unbedingten Vorrang der privaten Freiheit vor dem staatlichen Zugriff aufs Volk und konstruierten dazu das genauso fabelhafte Gegenbild umfassender Unterdrückung der Privatperson durch die Staatsmacht, um den Kommunismus genauso wie den Faschismus darunter zu subsumieren – „totalitär“ alle beide. Ob es zwischen den beiden politischen Richtungen vielleicht noch ein paar Differenzen gibt – immerhin haben ja beide Seiten Gründe gesehen, einander zu bekämpfen; die einen mit einem vorgestellten Klassenkampf, die anderen mit Terror und einem wirklichen Krieg –, ist für diese „Theorie“ genauso irrelevant wie die Ermittlung des tatsächlichen Ausmaßes, in dem das bürgerliche Staatswesen, auch in demokratischer Verfassung, seine Mitglieder von sich abhängig macht, dem Privatinteresse Inhalte und Formen seiner freien Betätigung vorgibt und es für sich funktionalisiert, dysfunktionale Abweichungen erstickt usw. Worauf es ankommt, ist das „begriffliche Instrumentarium“ für einen moralischen Qualitätsvergleich der politischen „Systeme“, bei dem die Demokratie von vornherein gewonnen hat, der Kommunismus im Unrecht ist und der Antifaschismus den Kampf gegen die sowjetische Macht rechtfertigt. So ließen sich in Deutschland am Ende noch die reaktionärsten Nationalisten ihren Verzicht auf den Nationalsozialismus als ideologischen Gewinn einleuchten...

Demokratische Umerziehung: Kontinuität und 

Aufrüstung des Nationalismus von unten

Der Adenauer-Staat hat es geschafft, auch sein Volk auf eine moralische Absage an Hitlers Reich festzulegen und dabei für seinen deutlich geschmälerten Bestand den ungeschmälerten Patriotismus der Untertanen Hitlers zu erben.

Das war in der einen Hinsicht eine unkomplizierte Angelegenheit. Eine durchschlagende Ernüchterung bezüglich der „Werte“ Nation und Vaterland war nicht eingetreten und sollte auch nicht stattfinden: Sie galten als mißbraucht, hatten ihre Verwirklichung durch die Faschisten also unbeschädigt überstanden. Die massenhafte Enttäuschung über das ruhmlose Ende eines zunächst so außerordentlich erfolgreichen deutschen Krieges gegen den Rest der Welt war auch etwas ganz anderes als die Einsicht, daß die Staatsgewalt ihr Volk als menschliches Material zu behandeln pflegt und zu dessen Nachteil auf Loyalität und staatsbürgerliche Dienste Anspruch erhebt. Und daß sie mit ihrem vorschriftsmäßigen Rassismus und der Ausrottung der Juden etwas soviel Schlimmeres verbrochen haben sollten als andere Nationen mit ihren geschichtsträchtigen Gemetzeln, das haben die braven Deutschen sowieso nie anerkannt – geschweige denn eingesehen, daß die Sache ja keineswegs besser wird, wenn sie noch nicht einmal die ersten gewesen sind, die bei einer derartigen völkischen „Säuberungsaktion“ mitgemacht haben. Antinationale revolutionäre Umtriebe gab es in den westlichen Besatzungszonen denn auch nirgends zu bekämpfen. Was als staatsfeindliche Opposition niedergemacht wurde, war ein Protest gegen die Restauration des Klassenstaats, der sich nie zur Absage an die politische Herrschaft verstand, die die Klassen auf ihre jeweiligen Dienste am nationalen Reichtum – am eigenen Eigentum die einen, an fremdem Eigentum die anderen – festlegt, vielmehr gegen eine ungerechte Bevorzugung der Interessen der einen Seite vor den wohlverdienten Ansprüchen der anderen Beschwerde einlegen wollte. Was an Wünschen nach „Sozialismus“ laut wurde, bis in die Reihen des politischen Katholizismus hinein, hatte weit mehr mit dem Idealismus einer erneuerten Volksgemeinschaft ohne die alten und neue Profiteure, dem Anspruch auf Anerkennung einer selbstlos erbrachten Aufbauleistung, einem eher faschismusverdächtigen Lob der Arbeit und dergleichen zu tun als mit Klassenkampf und einer Absage ans Nationale. Daß in der rauhen Wirklichkeit Dienst und Unterordnung, Einsatzbereitschaft und Opportunismus verlangt waren wie bisher, das zählte zu den staatsbürgerlichen Selbstverständlichkeiten, auf denen die neue Republik aufbauen konnte.

Eben deswegen gab es bei der Umwidmung des Patriotismus an die neue Bonner Adresse in einer anderen Hinsicht doch ein Problem zu überwinden. Erstens läßt sich nämlich ein Volk – solange es Volk bleibt – nie und nimmer nachsagen, es hätte mit seiner Herrschaft, der es bedingungslos gefolgt ist, insgesamt und grundsätzlich falsch gelegen; an dieser Tatsache des falschen Bürgerbewußtseins sind alle weitergehenden antifaschistischen Umerziehungsversuche am deutschen Volkskörper gescheitert. Zweitens sind Völker zu allem möglichen fähig, aber nicht zum widerstandslosen Verzicht auf staatliche Größe; das hat schon mancher „Verzichtspolitiker“ zu spüren bekommen. In beiden Punkten geht es um nichts Geringeres als den ideellen Lohn, auf den tüchtige Patrioten ein unbedingtes Recht haben: den Stolz auf die Macht, der sie dienen. Und genau den hat die BRD ihrem Volk ein Stück weit versagt; sie hat ihm ein offizielles national-kollektives Schuldbekenntnis sowie eine ungewohnte nationale Bescheidenheit zugemutet. Nicht bloß, daß die braven Bürger sich mit ihrer Hoffnung auf ein wenig materiellen „Dank des Vaterlands“ gründlich verrechnet hatten; nicht bloß, daß ihr vorbildlicher soldatischer Einsatz vergeblich gewesen sein sollte; sie sollten auch noch hinnehmen, daß sie sich für eine moralisch verwerfliche Sache engagiert hätten. Statt sich an seinem Heldentum zu erfreuen – was sonst auch noch in Niederlagen Trost spendet und revanchistische Hoffnungen nährt –, sollte ein ganzes Volk sich schämen... Das alles freilich nicht so ganz im Ernst: Erstens hat die christlich-demokratische Republik ihre Leute mit den entsprechenden Botschaften nicht übermäßig drangsaliert. Zweitens und vor allem war die Zumutung mit einer großen Öffnungsklausel versehen – die Rede ist schon wieder vom Antikommunismus und seiner gesamtdeutschnationalen Nutzanwendung:

– Mit der Niederlage mußte man sich abfinden; aber nur zur Hälfte und nur vorläufig. Gegen die Sowjetunion und ihre Ostzone blieb alles in Geltung, wofür ein Anhänger Hitlers sich eingesetzt hatte; der Rückhalt beim andern großen Sieger eröffnete sogar die Aussicht auf Teilhabe an einer großen gesamtwestlichen Revanche. Mit dieser Perspektive konnte selbst die Unterwerfung unter die alten westeuropäischen Erbfeinde wenn schon nicht bejaht, so doch hingenommen werden. Halbwegs freigegeben war damit auch das private revanchistische Aufrechnen; was bezüglich der Verwüstung der deutschen Städte durch englisch-amerikanische Luftangriffe nur gedämpft zu erfolgen hatte, das kam bezüglich der Flucht vieler Ostdeutscher vor der Roten Armee und der Abtrennung der Ostprovinzen des alten Reiches sowie vor allem der neuen Ostzone um so greller zu seinem Recht.

– Daß Hitler mit den Juden zu weit gegangen war, durfte man nicht leugnen – viele taten und tun es dennoch nach Kräften –; doch das Geständnis von Verbrechen „im deutschen Namen“ ließ sich moralisch ausbalancieren. Ein wenig schon dadurch, daß die Hinterbliebenen bzw. stellvertretend der jüdische Staat unter dem Titel „Wiedergutmachung“ Geld bekamen und tatsächlich auch nahmen; damit hatte man sich doch mindestens das Recht auf einen „Schlußstrich“ erkauft – die wirklichen diplomatischen Berechnungen gingen das in seinem ehrlichen Rassismus beleidigte Volk weiter nichts an. Vor allem aber brachte der CDU-Staat alle moralischen Bilanzen durch die frohe Botschaft ins Lot, daß die Deutschen als tapfere Schützlinge und tatkräftige Helfershelfer der größten Demokratie auf Erden gegen das neue „Reich des Bösen“ als voll rehabilitiert gelten durften. Es gab eben keine alliierte Politik zur Verhinderung neuer deutscher Macht und deswegen kein Interesse bei den Siegern, mit dem fortwährenden Verweis auf die Nazi-Greuel jedes deutsche Recht auf nationale Restauration zu negieren, stattdessen die „Einladung“, auf der richtigen Seite voll mitzumachen; und das war natürlich der moralische Freispruch. Westdeutschlands patriotisches Volk nahm seine Erhebung zum antikommunistischen Bündnispartner jedenfalls als Freibrief, vom Nationalsozialismus, den es bis neulich noch sehr deutsch und gut gefunden und mitgemacht hatte, schlicht zu abstrahieren und sich bezüglich der eingestandenen Nazi-Verbrechen, entgegen der unmittelbaren Erinnerung aller Beteiligten, auf den Standpunkt zu stellen, das wirklich Böse an Hitlers Politik wäre ihm glatt entgangen.

Damit war die Umerziehung und demokratische Läuterung des Nationalismus fertig: Im Namen des Antikommunismus und einer zukünftigen Revanche an der Seite der westlichen Sieger hielt die gesamtdeutsche Vaterlandsliebe dem Bonner „Provisorium“ die Treue. Und was die schlimme Vergangenheit betraf, so verzichtete das gute Volk auf Drittes-Reich-Nostalgie ebenso wie auf ein schlechtes Gewissen: Erstens wollte man – “endlich!“ – in Ruhe gelassen werden mit – “den ständigen!“ – Schuldvorwürfen; zweitens hatte man von den wirklich schlimmen Dingen nichts gewußt – bei skeptischen Nachfragen zurück auf erstens; drittens kannte man sich um so besser in den mindestens gleich großen Greueln aus, die „die andern auch“ anderen Völkern und vor allem dem deutschen zugefügt hatten... 



Oppositioneller Antifaschismus in der BRD: 

Die Entdeckung „brauner Flecken“ auf „weißen Westen“

In irgendeinem anderen als im antikommunistisch-nationalistischen Sinn hat es Antifaschismus in der Staatsgesinnung der neuen BRD nicht gegeben. So konnte es gar nicht ausbleiben, daß die Heuchelei des pflichtgemäßen bundesdeutschen Antinationalsozialismus einer kleinen Schar von Anhängern einer ernsthafteren Läuterung von Staat und Volk unangenehm auffiel. Die höchst überflüssige „Entlarvung“ „brauner“ Überbleibsel wurde zur kritischen Begleitmusik beim „Wiederaufbau“ – beinahe zur einzigen.

Was die Sphären des politischen Geschäfts betraf, den Politikerberuf, so erwies sich die Entnazifizierungs-Maxime einer prinzipiellen Unvereinbarkeit von Nationalsozialismus und ordentlicher bürgerlicher Staatsverwaltung, die Stilisierung des Dritten Reiches zum Antitypus demokratischer Volksbeglückung, sogleich als Lüge. So viele „unbelastete“ Experten und Agenten einer effektiven politischen Herrschaft und ihrer überdauernden Institutionen – von Geld und Kredit bis zur Polizei, von der Rechtspflege bis zur Armutsverwaltung in Arbeits- und Sozialämtern, vom Schul- und Hochschulwesen bis zum Geheimdienst –, geschweige denn so viele politische Führerfiguren ohne „braune Vergangenheit“ waren gar nicht zu haben, wie die demokratischen Besatzungsmächte für ihr Projekt eines prowestlich wiederverwendbaren Teil-Deutschland benötigten. Erst recht mochte die neue Republik auf die alten Profis nicht verzichten; um so weniger, seit es auf Wiederbewaffnung, NATO-Mitgliedschaft und volle Souveränität zuging. Umgekehrt brauchten die durch die Niederlage des alten Staates abgebremsten Karrieristen nicht groß umzulernen, um ihre Karriere im Dienst, also beim Gebrauch der staatlichen Gewalt unter den neuen Vorzeichen fortzusetzen. So wurde die demokratisch-antifaschistische Ideologie vom unüberbrückbaren Wesensunterschied zwischen demokratischer Politik und nationalsozialistischer Gewaltherrschaft tausendfach in personis widerlegt.

In der Sache völlig gerecht – aber natürlich war soviel Kontinuität allemal für einen demokratischen Meinungsstreit gut. Denn die moralische Absage an die Nazizeit blieb eine unerläßliche Zugangsbedingung für die politischen Ämter, die die neue Republik zu vergeben hatte; und weil deren Besetzung nun auf dem Wege demokratischer Konkurrenz geschah, wurde die Entlarvung von Nazi-Karrieristen, bei denen die offiziell verlangte Heuchelei einer antifaschistischen Gesinnung zur vollen Rehabilitation nicht ausreichen dürfe, zum festen Bestandteil der sachlichen Auseinandersetzung, aus der heraus in der Demokratie bekanntlich Politik gestaltet wird. Und natürlich blieben auch die Idealisten des demokratischen Qualifikationsmerkmals „unbelastet“ nicht aus, die die personelle und – durch führende Persönlichkeiten greifbar verkörperte – gesinnungsmäßige Kontinuität zwischen dem Dritten Reich und dem demokratischen Aufbruch der neuen Republik für die „Anfänge“ einer Wiederkehr des Faschismus hielten, denen unbedingt zu „wehren“ sei. Mit einer Kritik an der tatsächlichen Staatsräson der BRD – ihrem Programm eines exporttüchtigen Kapitalismus sowie der Teilhabe an der amerikanischen Weltkriegsstrategie – und an ihrem wirklichen Revisionismus – der nicht den Faschismus, sondern Deutschlands Macht wiederherstellen wollte, als wäre nichts gewesen – hatte diese antifaschistische Besorgtheit von Anfang an nichts zu tun. Ihre saubermännischen Vertreter kamen noch nicht einmal auf den respektlosen Gedanken, aus der allenthalben aufgedeckten Personalidentität der alten und neuen Machthaber auf die prinzipielle Identität der politischen Aufgabenstellung zu schließen. Im Gegenteil: Im Sinne der staatstreuen Lüge vom Mißbrauch der öffentlichen Gewalt durch die nationalsozialistischen „Gewaltherrscher“ wurde die Fehlbesetzung hoher und höchster demokratischer Ämter beklagt, der jeweilige Posten also – ohne Prüfung, ob er nicht vielleicht gerade für einen alten Nazi wie geschaffen ist – gegen die Figuren in Schutz genommen, die sich durch ihre Hitler-Treue dafür disqualifiziert hätten. Der Moralismus der antinationalsozialistischen Heuchelei stritt da gegen deren praktischen Sinn und Zweck – und erlitt seine absehbaren Niederlagen.

Denn wo das Staatsamt und seine Herrschaftsfunktion nicht nur nicht kritisiert, sondern zu einer hochgradigen moralischen Anforderung an den Inhaber hinaufstilisiert werden, da verfängt umgekehrt auch der Verdacht, in der Person sollte das Amt schlechtgemacht und so das ganze Herrschaftssystem um seinen guten Ruf und damit um seine Stabilität gebracht werden – und das, wo gerade die Demokratie doch angesichts der Erfahrungen mit „Weimar“ und im Hinblick auf den kommunistischen Feind Stabilität so ganz besonders nötig hatte! Den Beleg für derartige böse Absichten noch der konstruktivsten Personenschelte entnahmen Staatsführung und Öffentlichkeit umstandslos der Tatsache, daß manche Entlarvung den „Braunbüchern“ aus der DDR entstammte – die SED bildete sich ja tatsächlich ein, sie könnte mit Hilfe der in Ostberlin verbliebenen Archive ihren überlegenen westdeutschen Gegner beim eigenen Volk und weltweit in Mißkredit bringen. So unterlag der alternative radikalere Antifaschismus in der BRD – auch wenn schon einmal der durch seine Recherchen ausgelösten Parteienkonkurrenz die eine oder andere Figur zum Opfer fiel – insgesamt dem maßgeblichen Imperativ des Antikommunismus: Wie alle Nörgler und Kritiker der alten BRD, so mußten sich eben auch die Idealisten einer antifaschistischen Säuberung des Staatsapparats mit der Aufforderung abschmettern lassen: „Geh doch nach drüben!“

Sorgen um den demokratischen Reifestand 

des deutschen Volkes

Was für die Häupter des kapitalistischen Geschäfts und der politischen Gewalt in der Nation, das galt natürlich genauso für die nationale Gesinnungstreue ihrer Untertanen. Worin sollte sich auch für einen „kleinen Mann“, auf dessen Wohlergehen es den neuen Gewalten genausowenig ankam wie der alten Herrschaft, die neuerdings geforderte „Mündigkeit“ und „Mitverantwortung“ von den „soldatischen Tugenden“ unterscheiden, nach deren Idealbild er sich bislang seine dreckigen Dienste hatte zurechtlegen sollen? Worin war der Zwang, mit den staatlich garantierten Gewaltsamkeiten eines wirtschaftswundermäßigen Kapitalismus zurechtzukommen, neu und anders – außer darin, daß der Krieg vorbei und das Wählen wieder geboten war? Welcher anderen stichhaltigen Kritik war der alltägliche Patriotismus: die höchst unmaterialistische Bereitschaft, der „Sache der Nation“ zur Verfügung zu stehen, unterzogen worden – als dem Vorwurf, für eine schmachvolle Niederlage benutzt, also mißbraucht worden zu sein? Wenn nun für den normalen Bürger nichts anderes anstand als ein nach demokratischen Regeln und unter westlich-amerikanischer Vormundschaft eingerichteter Gebrauch seiner nationalistischen Dienstbereitschaft, dann brauchte er sich eben auch bloß hinsichtlich einiger maßgeblicher Sprachregelungen umzustellen – und noch nicht einmal mit seinem vier harte Kriegsjahre hindurch gepflegten Feindbild vom barbarischen Sowjetrussen.

Eben weil er so problemlos umzustellen war, zog der entnazifizierte Westzonesier und frischgebackene Bundesbürger den Verdacht auf sich, er hätte sich gar nicht umgestellt. Demokratisch inspirierte Filmemacher, Schriftsteller, Kabarettisten und andere Kulturkritiker spürten der charakterlichen Identität des alten faschistischen Untertan mit dem neuen Bundesbürger nach und brauchten nirgends erst lange zu kratzen, um sie sinnfällig zu machen – wie auch. Doch auch daraus zog kein Antifaschist einen kritischen Schluß auf die Rolle, die die vielen Leute im bürgerlichen Staat allemal zu spielen haben, oder auch nur auf die Qualität des Freiheitsakts, den ihnen die Demokratie mit dem geheimen Wahlrecht einräumt und mit dem diese sich so grundsätzlich vom Faschismus unterscheiden will. Der Zweifel am entnazifizierten Volk bestand im Gegenteil in der Prüfungsfrage, ob die ideologische Gleichsetzung von demokratischer mit unzweifelhaft guter Herrschaft die Billigung fand, auf die diese Herrschaftsform nach der totalitären Ansicht ihrer Anhänger ein Recht hat.

In dieser Sorge trafen sich die unzufriedenen Antifaschisten der BRD sogar mit manchen anderen Instanzen ihrer Republik. Ohne jede praktische Not zweifelten Parteien und Meinungsmacher die demokratische Gesinnungsfestigkeit des westdeutschen Untertanen an – und zwar mit Hilfe des lupenrein faschistischen Maßstabs, ob die gewünschte Bereitschaft zum Mitmachen auch frei sei von jedem Anflug opportunistischer Berechnung, ob auch in „schweren Zeiten“ auf sie Verlaß wäre oder womöglich bloß solange, wie die neue Republik sich als ökonomisch erfolgreiche „Schönwetterdemokratie“ darstellte. Eine aus Amerika importierte neue akademische Disziplin, die Politologie, widmete sich diesem „Problem“, das praktisch keines war, theoretisch: Ohne Scheu vor Widersprüchen wendete sie das demokratische Ideal, wonach eine frei gewählte Herrschaft gleich gar keine Herrschaft mehr wäre, sondern dem Volk seine Freiheit ließe, gegen das so beglückte Volk und fragte, ob es denn wohl auch reif sei für soviel Gewaltlosigkeit. Eine nicht abreißende Kette wundervoller Wahlergebnisse ließ aus dieser zusätzlichen demokratieideologischen Volkskontrolle dann bald jedes Moment ernsthafter Sorge schwinden.













C. Konjunkturen des Antifaschismus 

in der alten BRD

In den 40 Jahren zwischen Gründung der BRD und Annexion der DDR hat die antifaschistische Volksmeinung manche Wandlungen durchgemacht; die erwachsen werdenden Kinder von Leuten, die vom Nationalsozialismus nichts gemerkt haben und nichts wissen wollten, konnten sich auf einmal nicht sattsehen an bunten Filmen über „den Holocaust“. Dieser Fortschritt hatte seine Logik; die hat allerdings nichts mit einer Zunahme an Alter und Weisheit zu tun. Der Wandel folgte geradezu sklavisch genau den Neuerungen im Selbstbild der Republik, in denen diese die jeweiligen Konjunkturen ihrer Staatsräson kundtat.

„Die 68er“: Das antifaschistische Gewissen 

der sozialliberalen Reformpolitik

Es war eine Minderheit der seinerzeit studierenden Minderheit, die nach zwei Jahrzehnten CDU-Staat den reaktionären Moralismus ihres Gemeinwesens, dessen Komplizenschaft mit dem völkermordverdächtigen Vietnameinsatz des großen Amerika, sein „Establishment“ überhaupt und den bildzeitungsmäßigen Zuschnitt der demokratischen Öffentlichkeit im Land nicht mehr vertrug. Nach einem anerkannten politischen Wert, mit dem sich ihre Unzufriedenheit drastisch ins Recht setzen ließ, brauchte sie nicht lange zu suchen: Bei der Republik war – jedenfalls für kritisch gestimmte Intellektuelle – nur allzu offensichtlich, daß Antifaschismus und demokratische Werte jedenfalls nicht ihr Leitfaden waren. Was die Staatsform versprach – wenn man sie mit ihren Idealen verwechselte –, das löste die „Verfassungswirklichkeit“ nicht ein; und daß die „Vätergeneration“ ein Vorbild an antifaschistischer Läuterung und radikaldemokratischer Gesinnung abgegeben hätte, konnte wirklich niemand behaupten. Ein wenig Aufruhr gab es auch; und so wurde diese Minderheit eine Zeitlang als „APO“ wichtiggenommen.

Erklärt – und entschuldigt... – wurde diese Protestwelle u.a. mit dem Hinweis, hier hätte eine „unbelastete“ Nachwuchsgeneration sich die Freiheit herausgenommen, eine Art Zwischenbilanz des bundesdeutschen Aufbauwunders zu ziehen. Das kann freilich nicht die ganze Wahrheit sein – eine Generation „unbelasteter“ Nationalisten hätte durchaus auch den Standpunkt der „verratenen“ gesamtdeutschen Nation einnehmen können, so wie es die unversehens in die Opposition gedrängte Staatspartei der Adenauer-Republik und deren rechtsradikale Ableger im Kampf gegen die sozialliberale Ostpolitik dann ja getan haben. Deren Motto „Willy Brandt an die Wand!“ hat den Zeitgeist der 20 Jahre alt gewordenen BRD dann aber doch weniger bestimmt als, wenigstens für das eine oder andere Jahr, das radikalisierte Ethos eines – mit der Gründung der Bundesrepublik eigentlich gewollten, dann aber verdrängten und verschütteten – demokratischen Neubeginns; ein Ethos, das sogar in der deutschen Wissenschaft für einen ziemlich gründlichen „Paradigmenwechsel“ hin zum pluralistischen Probieren als einzig nicht-dogmatischer Erkenntnisart sorgte... Die öffentliche Meinung wurde jedenfalls um die Auffassung bereichert, nicht nationale Größe, sondern demokratischer Anstand wäre die wahre Auftragslage eines modernen Staates; fast so, als wäre die Verfassung wichtiger als die „verfaßte“ Sache selbst, die Nation. Der Nationalsozialismus gab dafür als abschreckendes Gegenbeispiel ein paar schlagende moralische Argumente her.

An denen lag es allerdings auch nicht, daß in der sozialliberal reformierten Republik mehr Protest und Antifaschismus zum Zuge kam als zuvor. Die BRD machte mit dem Regierungswechsel insgesamt eine beträchtliche politische Umstellung durch: Mit den Programmpunkten „Reformpolitik“ und „Neue Ostpolitik“ stellte sie ihre Staatsräson auf das Ergebnis von zwei Jahrzehnten Kaltem Krieg und Wirtschaftswunder ein. Aus dem Status des Provisoriums war die westdeutsche Teilnation herausgewachsen; sie kam nicht darum herum, hatte andererseits längst die Mittel dafür erworben, sich als politische Dauereinrichtung auf westdeutschem Boden zurechtzu“reformieren“. Ebenso hatte sie nach außen hin, auch in den politisch verteufelten „Ostblock“ hinein, eigene ökonomische und politische Interessen entwickelt, einschließlich schlagkräftiger materieller Mittel, die mit dem Vorhaben, die „innerdeutsche“ Grenze zu revidieren, gar nichts mehr zu tun hatten; ihr Gebrauch wurde im Gegenteil durch den zäh festgehaltenen „Alleinvertretungsanspruch“, der in die durch die Weltmächte eröffnete „Entspannungsära“ gar nicht mehr hineinpaßte, bloß noch behindert. Es war schon so, wie die Revanchisten vom alten Schlag es befürchteten, bloß neu war es im Grunde nicht: Die westdeutsche Republik leitete – je länger, je mehr – ihre Staatsräson nicht aus dem nationalen Revisionismus ab, sondern aus ihrer bewaffneten Macht als NATO-Vorposten in Europa und aus ihrem kapitalistischen Reichtum als westeuropäische Weltwirtschaftsmacht. Der nationale Vergrößerungswille war faktisch zum virtuellen Anspruch herabgesetzt, der nur im Rahmen des eigentlichen, auf den Bonner Staat zugeschnittenen Erfolgswegs seine bedingte Bedeutung hatte. Die sozialliberale Erneuerung bestand im Grunde darin, diese bundesrepublikanische Staatsräson ausdrücklich vom erreichten Stand aus und im Hinblick auf veränderte weltpolitische Bedingungen zu definieren – und dabei die BRD als die nationale Sache oder die deutsch-nationale Sache als BRD zu bestimmen.

Folgerichtig wurde auch das Bild zurechtgerückt, das die sozialliberale Republik in der Welt und vor ihren Bürgern abgeben wollte. Gegenstand des bundesdeutschen Nationalismus sollte nicht mehr das „auf ewig ungeteilte“ geteilte deutsche Reich sein, sondern die Bonner Republik selbst; und dies – nach dem Motto „Mehr Demokratie wagen!“ – um der demokratischen Qualität willen, die sie ihren Bürgern zu bieten hätte. Sogar die antikommunistische Gründungsideologie der BRD wurde in diesem Sinn zu einem systematischen Systemvergleich ausgearbeitet, der sich nicht einfach mit dem Totalitarismusvorwurf an den Feind in Pankow und Moskau begnügte, sondern so etwas wie eine Legitimation der westdeutschen Republik aus ihrer Überlegenheit in der Konkurrenz mit dem nationalen Systemgegner herleiten sollte. Der Systemvergleich nach rückwärts, mit dem Faschismus als dem anderen Gegenbild zur neuen demokratischen Tugend, bekam darin auch sein Plätzchen – schon allein wegen der „Volksverräter“-Agitation der deutschen Rechten gegen den Bundeskanzler, der, statt Hitler zu dienen, Deutschland bekämpft und aus dem Exil die Kapitulation ehrlich und ernstlich begrüßt hatte.

Die berüchtigten „68er“ waren mit ihrem radikaldemokratischen Idealismus ein Echo dieser Verschiebung im gültigen Selbstbild der BRD: Sie haben sie ideologisch übertrieben – und sind dabei einer Absage an den Nationalismus so nahe gekommen, wie das ohne richtige, kommunistische Kritik wohl überhaupt möglich ist. Patriotismus verträgt sich nämlich nicht mit dem Standpunkt, der Staat hätte sich die Zustimmung seiner „mündigen Bürger“ erst und immer neu durch seine Offenheit für immer weiter führende radikaldemokratische „Entwicklungen“ zu verdienen; „Verfassungspatriotismus“, wie ihn die „Frankfurter Schule“ der „Kritischen Theorie“ forderte, ist entweder die Negation der bedingungslosen Parteilichkeit, in der der ganze Gehalt von Patriotismus liegt, oder eben bloß, wie bei Habermas & Co, der Schwindel, mit dem Idealisten der demokratischen Form zur Unterwerfung unter die vaterländische Sache überredet werden sollen. Natürlich entsprach die sozialliberale Politik überhaupt nicht dem Ideal, das die Protestbewegten dem Versprechen, „mehr Demokratie zu wagen“, so gern entnommen hatten. Sie galt ihnen daher als un- bis antidemokratisch – und weil sie mit dem Sowjetsozialismus erst recht nichts gemein hatte, lag der Verdacht auf Faschismus nahe. Ein Grund mehr für das Interesse an einem Systemvergleich, einer politischen Systemtheorie in kritischer Absicht, mit der die enttäuschten Kinder der sozialliberalen „Wende“ deren staatstreue Ideologen zunehmend entnervt haben.

Die systemkritische Absicht und den Versuch, sie organisiert wirksam werden zu lassen, hat die wehrhafte Demokratie dann endgültig nicht mehr durchgehen lassen. Ohne Scheu davor, den Faschismusverdacht gegen ihre Verfassungswirklichkeit zu bestätigen, zogen die regierenden Antifaschisten mit dem „Radikalenerlaß“ die Grenze, die sie im Sinne ihrer elementaren „Lehre aus dem Faschismus“ für geboten hielten. Und mit der BRD-kritischen Protestwelle ließ dann auch das politische Interesse an Faschismustheorie wieder nach.

Das „Modell Deutschland“: 

Über jeden Faschismus-Vergleich erhaben

Je länger und erfolgreicher an der Regierung, desto nachdrücklicher haben die Sozialliberalen ihre Unzufriedenheit mit der beschränkten Reichweite bundesdeutscher Macht geltend gemacht. Das Stichwort dafür war die Kennzeichnung der BRD – nicht mehr als Provisorium, vielmehr – als „ökonomischer Riese, aber politischer Zwerg“. Hinreichend klar umrissen war mit diesem Bild das politische Programm, in der Hierarchie des westlichen Bündnisses, bei der Definition westeuropäischer und gesamtwestlicher Weltordnungsinitiativen und für deren Durchsetzung die entscheidende Rolle zu spielen, die die Nation sich mit ihrer D-Mark auf den Welt-Devisenmärkten sowie mit ihrer breitgefächerten Angebotspalette, insbesondere an politisch so interessanter Exportware wie Atomkraftanlagen, Waffen und Waffenfabriken, auf dem globalen Warenmarkt längst erobert hatte. Für die Behebung der beklagten politischen Defizite wurde nicht zuletzt mit dem Ostblock einschließlich der DDR als speziell bundesdeutscher Einflußsphäre kalkuliert; das jedoch nicht in dem Sinn, daß für den Zuwachs an politischer Macht auf die Wiedergewinnung der DDR oder gar der „deutschen Ostgebiete“ gesetzt worden wäre. Als erfolgreicher westdeutscher Staat wollte die BRD weiter Karriere machen, alte Beschränkungen ihrer Souveränität und neu aufgetauchte Schranken ihres politischen Einflusses und auch ihres militärischen Status überwinden; es gab niemanden, der im Rückgriff auf die einstige Größe, in der Mobilisierung des gesamtdeutschen Revanchismus, ernsthaft die bessere Staatsräson entdeckt und einen entsprechenden Schwenk gefordert hätte. Das „Modell Deutschland“ – wie die Republik von ihrem Chef mit sozialliberalem Stolz vorgestellt wurde, ungeachtet aller Unzufriedenheit mit ihrer Zwerg-Riesenhaftigkeit – reklamierte uneingeschränkte Anerkennung als fertige neue deutsche Nation und bekam sie auch.

Fürs offizielle Geschichtsbewußtsein hatte das zunächst einmal die Folge, daß die Nation an alten deutschen Traditionen verhältnismäßig wenig zu pflegen fand – „das freiheitlichste Gemeinwesen, das je auf deutschem Boden existiert hat“, war über die vorangegangene Nationalgeschichte ziemlich grundsätzlich erhaben. Diese BRD brauchte nicht an die – scheinbar unwiederbringlich – verspielte frühere Größe anzuknüpfen, um auf Gleichrangigkeit mit den Siegern von neulich zu pochen, denen man sogar „Modell“-haftes Vorbild sein wollte; sein Antikommunismus benötigte auch keinen Systemvergleich, um die DDR als sowieso konkurrenzunfähigen, fremdartigen Kleinstaat zu verachten und an der Sowjetmacht Maß zu nehmen. Sich, seine Erfolgsgeschichte und deren Perspektiven – und nicht einen noch unbefriedigten Revisionismus – feierte das Deutschland H. Schmidts in der neubelebten Tradition der öffentlichen Rekrutenvereidigungen samt „Großem Zapfenstreich“. „Demokratie“ war weder „Wagnis“ noch Verheißung, sondern in Gestalt der FDGO so selbstverständliche Verlaufsform des politischen Geschäfts, daß sie gleichbedeutend war mit „Staatsgewalt“ und deren uneingeschränkter Durchsetzungsfähigkeit; „demokratische Gesinnung“ war das Synonym für bundesdeutschen Nationalismus; alle Momente von kritischer oder auch bloß skeptischer Distanz zur „Verfassungswirklichkeit“ waren aus dem „Verfassungsanspruch“ getilgt. Für die alte Schuld&Scham-Ideologie, die im Adenauer-Staat mit allen Vorbehalten als Überbau zur berechnenden Einordnung der halben Nation in „den Westen“ fungiert und danach die Emanzipation der Republik vom Status des national Provisorischen begleitet hatte, war in diesem gefestigten Selbstbild kein Raum; für sorgenvolle oder bedenkliche Vergleiche zwischen Heute und Gestern erst recht nicht.

Für den Rückblick auf den Nationalsozialismus wirkte sich diese nationale Selbstgewißheit so aus, daß dem faschistischen Vorgängerstaat die Vergleichbarkeit mit dem „Modell Deutschland“ abgesprochen wurde; so konsequent, daß er überhaupt nicht mehr als Staatswesen in dem Sinn, als Variante politischer Herrschaft anerkannt wurde; am besten sollte man noch nicht einmal von Faschismus reden, weil das noch die Assoziation nahelegte, es hätte sich bei diesem Unstaat doch um etwas Politisches gehandelt. Die Lüge von der absoluten Diskontinuität zwischen den Verbrechen Hitlers und dem modernen deutschen Staat wurde so perfekt, daß jenes unaussprechliche Stück Vergangenheit ein ganz neues Interesse fand: Nachdem sie jede wirkliche, politische Betroffenheit durch das vergeigte Welteroberungsunternehmen der Nazis abgeschüttelt hatte, gefiel sich die BRD-Nation in einer neuen unpolitischen, moralisch-ästhetischen Betroffenheit durch die Größe der nationalsozialistischen Untaten. Eine Sprachregelung wurde für diesen Übergang kennzeichnend: Das offensivste Stück faschistischer Säuberungspolitik, die Vernichtung des als Volksfeind identifizierten internationalen Judentums, soweit man seiner habhaft werden konnte, wurde als „Holocaust“, als letztlich nur religiös faßbarer „Leidensweg des jüdischen Volkes“ zur total apolitischen Grausamkeit umstilisiert. Die billige, vom Begreifen denkbar weit entfernte Übung, in der Einbildung mit den Opfern von einst mitzuleiden, ersetzte nicht bloß die Überbleibsel von nationalem Schuldbewußtsein, wo es sie noch geben mochte; öffentlich propagiert und gefordert, wurde sie vor allem nach und nach zum Verbot kritischer Fragen nach den politischen Beweggründen der Täter – so als müßte die Ermittlung eines politischen Interesses am Völkermord unweigerlich ein entlastendes Verständnis für die Nazis begründen. Dermaßen entpolitisiert, entschwindet natürlich mit der Kategorie des Opfers auch die des Täters ins Metaphysisch-Unverbindliche. In dieser Form ließ sich der Großangriff der deutschen Staatsmacht auf den Bestand des jüdischen Volkes als moralisch ergreifendes Spektakel im Film genießen – auch und besonders gern vom deutschen Publikum, soweit dem nicht doch noch die Erinnerung im Gemüt steckte, daß man als Deutscher für diese Verbrechen neulich noch irgendwie politisch haftbar gemacht werden sollte; da kam dann der alte Abwehrreflex – „in Ruhe lassen“, „nichts gewußt“, „die andern auch“ – wieder hoch. Und weil der noch ziemlich lebendig war, kam sich ausgerechnet die mitleidige Beschau des „Holocaust“ auch noch als der einzig senkrechte Antifaschismus vor.

Die „geistig-moralische Wende“: 

Mit neuen „Lehren aus dem Faschismus“ 

hinein in den Endkampf gegen das „Reich des Bösen“

Die Selbstdarstellung des „Modell Deutschland“ als fertige Nation mit eigenen, durch jahrzehntelange Erfolge wohlerworbenen Macht- und Geltungsansprüchen – das war für Bundesdeutschlands patriotische Rechte dann doch zuviel der Geschichtslosigkeit, so sehr sie auch mit der Arroganz einer etwas verspäteten Siegermacht sympathisierte. Ihre „geistig-moralische Wende“ – weg von einer nationalen (Un-)Moral, die das Vaterland wie eine politökonomische Zuerwerbsgesellschaft ansah, hin zu der bedingungslosen Parteilichkeit, die sich nur im Glauben ans Volk als geschichtsmächtige und entsprechend verpflichtende Gemeinschaft sicher und wohlfühlt – schloß das Bedürfnis ein, auch die „dunklen Kapitel“ der deutschen Geschichte, so gut es gehen mochte, in das Selbstbewußtsein der Republik von ihrer errungenen Gleichrangigkeit mit den ehemaligen Siegermächten einzubeziehen. Pläne für ein zentrales deutsches Kriegerdenkmal wurden gefaßt, ein „Haus der Geschichte“ in Auftrag gegeben, dem Geschichtsunterricht in der Schule sein Recht gegen „abstrakte“ Gesellschaftskunde wiederverschafft, der 40. Jahrestag des Kriegsendes mit einem Händedruck des deutschen Kanzlers und des amerikanischen Präsidenten über den Soldatengräbern von Bitburg, Gedenksteine für SS-Männer inklusive, begangen. Und nicht nur das. Ausgerechnet zu dem im Nachkriegsdeutschland nie offiziell strittig gewesenen Thema der Kriegsschuld steuerte die große Regierungspartei eine neue historische Einsicht bei: Verantwortungslose Gesinnungspazifisten hätten seinerzeit beim „Münchner Abkommen“ über die Aufteilung der Tschechoslowakei die Westmächte zur Nachgiebigkeit gegenüber Hitler gedrängt; der wäre, dadurch ermutigt, immer weiter gegangen und hätte schließlich mangels energischen Widerstandes den großen Krieg gewagt. Dies nicht ohne sich vorher noch mit dem anderen großen Politverbrecher des Jahrhunderts, mit Stalin, abzusprechen; der sei durch seinen Pakt mit Hitler zum dritten Schuldigen am Weltkrieg geworden.

Der Anlaß, aus dem diese nationalideologische Klarstellung erfolgte, gibt Aufschluß über die politische Neuorientierung der Republik, die sich so hanebüchen ins Recht setzen wollte. Es ging H. Geißler und seiner Partei darum, die Friedensbewegung mit ihren – durchaus patriotischen und insoweit nicht gleich unpopulären – Protesten gegen die NATO-„Nachrüstung“ zurückzuweisen: gegen die Ausstattung der BRD mit euro-strategischen Atomwaffen, die die Erpressungsoffensive des westlichen Lagers unter US-Präsident R. Reagan gegen die von diesem als „Reich des Bösen“ etikettierte Sowjetunion massiv voranbringen sollte. Ein Verzicht auf die neue atomare Erstschlagswaffe, so die neue christdemokratische „Lehre aus dem Faschismus“ und seinem Weltkrieg, würde die Gegenseite nur zum Krieg ermuntern; diesen Fehler der Demokraten im Umgang mit Hitler dürfte man gegen einen Gorbatschow, den der deutsche Kanzler gerade erst als PR-Talent von Goebbels‘schem Schlag durchschaut hatte, keinesfalls noch einmal begehen. Die Bundesrepublik, das war damit klargestellt, nahm also teil an dem Kampf um das Kräfteverhältnis auf der Welt und um die politische Landkarte Europas – die „Ordnung von Jalta“ wurde nachdrücklich als nicht mehr haltbar bezeichnet –, den der Westen eröffnet hatte. Zwar rückte die christlich-liberale Regierung deswegen nicht von dem so erfolgreich gewesenen und weitere Erfolge versprechenden ostpolitischen Verfahren ab, auf Basis westlicher Kriegsdrohungen, mit der NATO-„Nachrüstung“ und dem amerikanischen SDI-Programm im Rücken, als die relativ entgegenkommendste westliche Macht aufzutreten, insbesondere mit ökonomischen Angeboten – etwa dem von F.J.Strauß eingefädelten, für seine Partei so skandalösen Milliardenkredit an die DDR –; für E. Honecker wurde sogar der erste Staatsempfang eines DDR-Chefs in der Bonner Republik ausgerichtet. Die Entschlossenheit der NATO-Partner, die Verhältnisse in Europa zu ändern, wurde dadurch aber überhaupt nicht relativiert; strittig war, wie produktiv der besondere Bündnisbeitrag der Bonner Ostpolitik einzuschätzen wäre. Der Westen machte sich daran, die Ergebnisse des 2. Weltkriegs praktisch in Frage zu stellen; Bonn war dabei. Kriegsbereitschaft war verlangt – natürlich nur, um diese Offensive ohne Krieg durchzustehen. Damit stand der letzte Krieg, an dem Deutschland beteiligt war, samt Nach- und Vorgeschichte natürlich auch fürs nationale Erinnerungsvermögen ganz neu zur Debatte.

Die für die moralische Aufrüstung der Deutschen offiziell Verantwortlichen haben dabei nicht zu der Methode gegriffen, das Dritte Reich im Namen seiner antisowjetischen Kriegsmoral gleich vollends zu rehabilitieren – soviel Anknüpfung an einen dann doch verlorenen Krieg wäre ihnen inopportun vorgekommen und außerdem ein Affront gegen die einstigen Alliierten der Sowjetunion gewesen. Das hat aber eine ganze Fraktion von Fachleuten des nationalen Gedenkens nicht gehindert, eine solche Sichtweise vorzuschlagen – selbstverständlich mit der Bescheidenheit des forschenden Geistes, aber auch mit der Freiheit des Wissenschaftlers, sich über polit-moralische Tabus hinwegzusetzen und auch bei Hitler nach einem erklärenden „Kausalnexus“ zu fragen. Mit der Forderung, der Forscher müßte sich von den Denkverboten der „Holocaust“-Hysterie freimachen dürfen, hatte die wissenschaftliche Objektivität freilich auch schon ausgedient. Mit der großartigen Entdeckung, Hitler habe, sogar noch bei seinem Vorgehen gegen die Juden, einen „europäischen Bürgerkrieg“ gegen die von ihm gesehene bolschewistische Gefahr führen wollen – was der Mann in seinem Hauptwerk nun wahrlich bis zum Erbrechen klarstellt; aber dahin hatte es der demokratische Antifaschismus gebracht, daß nicht einmal das mehr allgemein bekannt war –, wurde nämlich bloß die „Bürgerkriegs“schuldfrage aufgerollt; und zwar um sie, zumindest im Sinne einer Putativ-Notwehr, zu Hitlers Gunsten zu entscheiden: Das von Deutschland ausgehende Gemetzel wäre eine präventive Reaktion gewesen, als „asiatische Tat“ der wahrgenommenen Bedrohung angemessen. Der „wissenschaftlich unvoreingenommene“ Blick aufs Kriegsende ergab den ergänzenden Befund, daß der Abwehrkrieg der Wehrmacht gegen die Rote Armee da erst recht eine durchaus ehrenwerte nationale Sache gewesen sei – zumindest aus der Sicht der tapfer kämpfenden Truppe, der man nicht im besserwisserischen Rückblick jede Berechtigung absprechen dürfe.

Natürlich war dieser Vorschlag, den Faschismus doch einfach mal aus dessen eigener Perspektive zu betrachten und das für die ganze oder jedenfalls entscheidende geschichtliche Wahrheit über ihn gelten zu lassen, ein Angriff auf den Standpunkt des blinden moralischen Abscheus, der vom Antifaschismus der bundesdeutschen Demokratie am Ende bloß noch übriggeblieben war; und zwar ein sehr konjunkturgemäßer. So wurde er von den Exponenten dieses sozialliberalen Politmoralismus auch verstanden – der Regierungsmoralist der Sozialliberalen, der Frankfurter Sozialphilosoph J. Habermas, bezeichnete die engagierten Faschismusforscher um E. Nolte und J. Fest als christlich-liberale Regierungshistoriker – und zurückgewiesen; und das denkbar schlecht. Statt – wenn schon, denn schon – auf wissenschaftlicher Objektivität zu bestehen, haben sie ausdrücklich die demokratiehygienische Funktion einer alle Fragen erledigenden Totalverurteilung des Nationalsozialismus eingeklagt, dem Vorwurf also Recht gegeben, Sittenwächter eines wissenschaftlich haltlosen politmoralischen Tabus zu sein. Im Interesse der zu rettenden antifaschistischen Sittsamkeit haben sie die Kontroverse auf den abstrusen Streitpunkt zugespitzt, daß man dem nationalsozialistischen Völkermord historische Beispiellosigkeit und Einzigartigkeit bescheinigen und damit begriffliche Erfaßbarkeit grundsätzlich absprechen müsse – als wäre der demokratische Sachverstand sich seines unversöhnlichen Abscheus gegen Hitler und Konsorten schon nicht mehr sicher, müßte er zur Kenntnis nehmen, daß andere Nationen durchaus Ähnliches unternommen haben; tatsächlich ist ihm ja auch die schlichte Wahrheit fremd, daß die faschistischen Exzesse des Nationalismus diese Staatstugend insgesamt und grenzüberschreitend charakterisieren. Den revisionistischen Historikern wurde, als wäre das ein sachlicher Einwand, der Vorwurf gemacht, sie hätten sich nicht an den Konsens über die weltgeschichtliche Einmaligkeit des „Holocaust“ gehalten – was die Inkriminierten leicht mit dem Hinweis kontern konnten, für Historiker wäre genaugenommen jedes Ereignis einzigartig und unwiederholbar...

Die als „Historikerstreit“ in die Ideologiegeschichte der BRD eingegangene Kontroverse ist seinerzeit übrigens entschieden worden; in der einzigen Form, in der so ein schöner Streit nur zu entscheiden ist, nämlich durch den Schiedsspruch der höchsten moralischen Instanz im Lande: Der Bundespräsident v. Weizsäcker hat gemeint, als Deutscher sei man schon gehalten, den „Holocaust“ für einzigartig und unfaßlich zu halten. Er hat damit eine Sprachregelung in Kraft gesetzt, die die deutsche Vergangenheitsbewältigung vollendet: Mit großem Gestus wider alle Verharmloser wird jeder Gedanke zum Faschismus auf das Bekenntnis festgelegt und eingeschränkt, ihn im Namen seiner Opferbilanz unbegreiflich zu finden. In polemischer Wendung gegen den Versuch, Hitler zu rehabilitieren, verbittet sich die demokratische Nation tatsächlich jede Befassung mit dem politischen Zweck des Nationalsozialismus, weil das die Nazis nur allzu normal erscheinen ließe. So gestehen Demokraten mit ihrer unendlichen antifaschistischen Empörung ein, daß Demokraten an Faschisten bei objektiver Betrachtung politisch gar nichts zu kritisieren finden – weshalb sie es in dieser Hinsicht lieber bei geheuchelter Fassungslosigkeit belassen.

Zwei hohe Wendepolitiker haben diese Quintessenz des demokratischen Antifaschismus mit verteilten Rollen abschließend vorgeführt. Der eine wollte als Parlamentspräsident zum 50. Jahrestag der „Reichspogromnacht“, des flächendeckenden Überfalls der deutschen Faschisten auf die Juden im Land, eine besinnliche Rede halten und den Bundesbürgern vorführen, wie wenig sich die Deutschen des Jahres 1938 von ihren Nachkommen unterschieden haben – ausgenommen eben die im Nachhinein erworbene Kenntnis des Abscheulichen an den Nazis; dies nicht, um im Sinn des alten Antifaschismus die heutigen Deutschen wegen ihrer nach wie vor fragwürdigen, faschismusanfälligen Gesinnung anzugreifen, sondern um gerade umgekehrt bei den als Bundesbürger über jeden Verdacht erhabenen Zeitgenossen Zurückhaltung bei der moralischen Aburteilung ihrer Vorläufer anzumahnen. Dabei hat P.Jenninger es an der korrekten Betonung jenes moralischen Trennungsstrichs fehlen lassen, mit dem klargestellt werden muß, daß die Völker zwar immer dieselben, nämlich unverwüstlich gut, dafür die politischen Verhältnisse um so unvergleichlicher sind, nämlich damals furchtbar böse und heute einfach bestens. Die Empörung war groß; der Mann mußte gehen. Was er gemeint hatte, hat sein Parteichef dann exakt auf den Punkt gebracht: Er sei dankbar, hat er gemeint, für die „Gnade der späten Geburt“, die es ihm – wie allen Deutschen seines und jüngeren Alters – erspart habe, ungewollt, aber unvermeidlich zum Mitläufer unter Hitler zu werden. Stattdessen dürfen nun alle Deutschen Mitläufer unter H.Kohl sein und sich dafür glücklich schätzen. Denn Volk bleibt Volk; es kann sich gar nicht ändern und braucht es auch nicht; die Regime kommen und gehen sowieso, wie die Geschichte es will. So ist alles richtig: Die Nazi-Herrschaft ist unmißverständlich abgelehnt, ohne für irgendeinen kritischen Gedanken über sie – geschweige denn über den Fehler, den ein Volk mit seiner Loyalität begeht – den geringsten Raum zu lassen; ganz zu schweigen von irgendeinem Ansatz zur Kritik an den Verhältnissen, in die die Gunst der Geschichte Kohls Bundesbürger hat hineinpurzeln lassen. Der Mann mußte Kanzler bleiben – und hat in diesem Amt sogar noch ein ganzes Volk dazugeerbt.

Mit dem deutschen Gesamtvolk ist dann die gesamte demokratische Vergangenheitsbewältigung noch einmal neu und verschärft durchgenommen worden.













D. Die realsozialistische Alternative: 

Der Antifaschismus der DDR

Das Programm einer naturwüchsig antifaschistischen 

Klassengemeinschaft

Im Gegensatz zur BRD hat die sozialistische Führung im sowjetischen Machtbereich Deutschlands mit der deutschen Nationalgeschichte gebrochen. Nicht nur, daß sie jede auch nur formalrechtliche Kontinuität zum Dritten Reich abgelehnt hat: Mit der Staatsräson aller bisherigen Staatsbildungen auf deutschem Boden hat sie Schluß gemacht. Kapitalismus und junkerliche Latifundienwirtschaft wurden nicht renoviert, sondern durch die Institution des „Volkseigentums“ an den Produktionsmitteln ersetzt; die ererbte und neu aufgebaute Wirtschaft samt „Geld“ und „Kredit“ wurde nach dem Vorbild der damaligen Sowjetunion unter das Kommando staatlicher Planungsbehörden gestellt; alle gewohnten ökonomischen Einrichtungen und Instrumente nahmen darüber den neuartigen Charakter von wirtschaftslenkenden „Hebeln“

an.1) Die staatlichen Instanzen selbst standen nicht unter der Kontrolle eines bürgerlichen Parlaments, bei dessen Wahl und in dessen Entscheidungen die Parteienkonkurrenz sich konstruktiv austoben durfte; die Einheitspartei aus Kommunisten und Sozialdemokraten nahm das Gewaltmonopol exklusiv in ihre Hände und benutzte es zur Unterwerfung der überkommenen Klassengesellschaft unter die neuen Richtlinien fürs Produzieren und Verbrauchen. Imperialistische Interessen waren dem so zustandegebrachten „Arbeiter- und Bauernstaat“ fremd; seine weltpolitische „Räson“ war durch die Sicherheitskalkulationen der Sowjetmacht mitdefiniert. Zum nationalsozialistischen Reich stand das alles genauso in Gegensatz wie zur Staatsräson der Weimarer Republik und erst recht zu der der konkurrierenden Staatsgründung im Westen, der BRD.

An dieser Politik des radikalen Neubeginns fällt freilich auf, daß von der zielstrebigen Verwirklichung eines offen erklärten Umsturzprogramms nicht die Rede sein kann. Zunächst sollte überhaupt nur aus allen vier deutschen Besatzungszonen ein friedliches, mit institutionellen Garantien gegen einen neuen Faschismus und die Wiederkehr des alten Militarismus ausgestattetes, politisch in jeder Hinsicht neutralisiertes Gesamtdeutschland erstehen, womit jedem Wunsch nach „sozialistischer Umgestaltung“ ziemlich enge Grenzen gezogen waren. Dieses Projekt mußte erst an der Zielstrebigkeit scheitern, mit der die USA an die Errichtung eines westdeutschen Satellitenstaats herangingen und mit der dessen christdemokratische Führung den Kurs der West-Integration durchsetzte, bevor als Gegengründung die DDR in Gang kam. Und deren Konsolidierung als eigenständiges Staatswesen stand auch noch längere Zeit unter dem Vorbehalt, Chancen für die eventuell doch mögliche Herstellung eines zwischen „Ost“ und „West“ neutralen Gesamtdeutschland nicht zu verderben.

Aber nicht nur das. Die Einführung neuer gesellschaftlicher Lebensbedingungen und politischer Verkehrsformen ging selber gar nicht unter der klaren Zielvorgabe vonstatten, den „totalitären Bolschewismus“ durchzusetzen, geschweige denn, das aus dem alten Reich überkommene Volk dafür zu agitieren. Das Ziel eines kommunistischen Umsturzes wurde den ostdeutschen Landesbewohnern von den an die Macht gelangten Kommunisten der SED überhaupt nicht angeboten; das wäre den DDR-Gründern und ÿ2DLenkern zuerst „voluntaristisch“, also im Klartext: zu revolutionär vorgekommen, und später, als „Planwirtschaft“ und die „führende Rolle der Einheitspartei“ fest etabliert waren, erschien es ihnen überflüssig. Stattdessen erklärten sie ihre Neuerungen eigentümlich zurückhaltend als praktizierten Antifaschismus, als Gegensatz nicht zur bürgerlichen Welt und deren kapitalistischer Verfassung und demokratischer Ordnung, sondern als einzig wahre „antifaschistisch-demokratische Grundordnung“. Selbst die Enteignung des Großgrundbesitzes und die Beseitigung der privaten Verfügungsmacht über den produktiven Reichtum im Land galten als Mittel zu dem bescheidenen Zweck, so die „Wurzeln des Faschismus“ auszurotten und seiner Wiederkehr vorzubeugen.

Die Wahrheit über das Staatsprogramm des sog. Realen Sozialismus war das nicht und kann es auch gar nicht sein. Die Absage an den Faschismus gibt ja noch überhaupt keine positive politische Zielbestimmung her, sagt gar nichts über die Verhältnisse, die stattdessen einreißen sollen – noch nicht einmal darüber stiftet sie Klarheit, was man am Faschismus auszusetzen hat und aus der Welt schaffen will, und noch viel weniger darüber, was man aus dessen Niederlage zu machen gedenkt. Wie wenig ein antifaschistisches Bekenntnis – ohne das man sich im von der Anti-Hitler-Koalition besetzten Land ohnehin politisch nicht sehen lassen konnte – in dieser Hinsicht aussagt, das war unmittelbar abzulesen an der bundesdeutschen Kombination von Antifaschismus und Antikommunismus; und auch im Osten wurde eine Vielzahl von organisierten Interessen und Parteistandpunkten geduldet, die im Grunde gar keinen gemeinsamen politischen Nenner hatten. Umgekehrt: Die für ihr neugegründetes Staatswesen konstitutive politische Linie haben die ostdeutschen Sozialisten sowenig wie die westdeutschen Demokraten aus dem Faschismus, seiner Niederlage und ihrem ‚Nein‘ dazu hergeleitet; für nichts von dem, was die einen wie die anderen wirklich veranstaltet und ihrem jeweiligen Volk aufgetragen haben, war Hitler der Grund.

Der erklärte unversöhnliche Gegensatz zu den Nazis und ihren Machenschaften hatte auch bei den deutschen Kommunisten, die in der sowjetischen Besatzungszone erstmals Sozialismus realisieren durften, den Stellenwert eines Berufungstitels: eines vorgeschobenen guten Grundes für Loyalität zu ihrer Herrschaft, eines besseren jedenfalls als ihre politischen Leistungen selber. Nicht anders als ihre bürgerlichen Gegner hielten sie die Absage an die Greuel des Faschismus für die beste Empfehlung, die sie ihrem Projekt mitgeben konnten – was für Kommunisten in jeder Hinsicht eine Schande ist. Den regierenden DDR-Kommunisten kam die polemische Erinnerung an den untergegangenen alten Staat jedoch als das denkbar passendste und überzeugendste Argument für ihre Sache vor – und das sagt einiges über diese Sache: Als Staat haben sie ihre sozialistische Republik mit dem Dritten Reich verglichen, ihre DDR als die grundlegend verbesserte Fassung eben des Vaterlands angepriesen, das von Hitler und seiner Mannschaft so zum Schlechten regiert worden war, als den einzig wirklich geläuterten Teil der Nation. Der Bruch mit der Staatsräson, mit Deutschland und dessen Erfolg als letztem Kriterium aller Politik, war – bei aller Systemtransformation – so radikal und definitiv dann doch nicht; der revolutionäre Umsturz der Klassengesellschaft und ihrer national definierten Staatsgewalt fand weder statt, noch war er im Programm. Insofern paßte in der Tat die legitimierende Bezugnahme auf Deutschlands böse Vergangenheit zur Sache: Deutschen Patrioten wurde die DDR als das Beste aus Deutschlands Vergangenheit und für Deutschlands Zukunft ans Herz gelegt – eine Legitimation, die nur als politkulturell-taktisches Manöver geläuterter Nationalisten verständlich ist, die selbst den Sozialismus nur nationalstaatlich denken können.

Die Rechnung, so wäre dem neuen Teilstaat eine nationale Legitimation zu verschaffen, konnte freilich auch nicht glatt aufgehen. Denn alles beim Alten gelassen hat der frisch eingerichtete „Arbeiter- und Bauernstaat“ ja auch nicht. Im Gegenteil: Zu allem, was die bürgerlichen Erneuerer der deutschen Nation an Aufbauprogrammen zu bieten hatten – und im Westen des untergegangenen Reiches praktizierten –, stand die sozialistische Volksdemokratie in schärfstem Gegensatz. Eben diesen Gegensatz wollten die Gründer und Führer des neuartigen Gemeinwesens aber um keinen Preis wahrhaben: Sie waren von dem Widerspruch überzeugt, ihr Bruch mit den Gepflogenheiten des Klassenstaats und dementsprechend mit allen der bürgerlichen Welt zugehörigen Interessen und Standpunkten wäre ein Bruch bloß mit den scheußlichen Entartungen der bürgerlichen Herrschaft, und zwar der allergründlichste und radikalste; deswegen zwar mit ein paar einschneidenden Änderungen verbunden, eben deswegen aber auch allgemein einleuchtend und akzeptabel als die antifaschistische Alternative, nach der sich alle guten Menschen sehnen, die aber nur eine siegreiche sozialistische „Partei aller Werktätigen“ wirklich hinkriegt. Daß zwischen ihrem Neuaufbauprogramm und den Zielen anderer aufrechter Antifaschisten Differenzen existierten, die auf alle Fälle erst einmal klarzustellen und dann entweder auszuräumen gewesen wären oder sich als unüberbrückbar erwiesen hätten – das sahen die DDR-Kommunisten nicht so eng.

Sie konnten sich das leisten. Für sie war es eben tatsächlich so, daß mit dem Sturz der Nazis und dem Ende der faschistischen Gleichschaltung nicht bloß der Klassengegensatz samt seinen politischen Fortsetzungen neu eröffnet war und der Klassenkampf, dessen Notwendigkeit sie gerne beschworen, an einem neuen Ausgangspunkt angekommen, sondern das Spiel im Prinzip gewonnen und der Weg zum Sozialismus eingeschlagen – nicht, weil der allgemein verbindlich gewordene Antifaschismus das hergegeben hätte, sondern weil sie die Macht bekommen hatten, ohne die Massen für einen wirklichen Umsturz und den dann auch noch gewinnen zu müssen. Diese Macht wußten sie umgekehrt für nichts besseres einzusetzen als für den realsozialistischen Neuaufbau der Nation und dessen Legitimation durch das Angebot an jedermann, sich ihnen anzuschließen, ohne eigene Werte und Überzeugungen aufgeben zu müssen, einfach vermittels einer Absage an den Faschismus, um die sowieso niemand herumkam im besiegten Reich. Statt Kommunismus zu propagieren, wollten sie allgemeine Zustimmung zu ihrer neuartigen Republik herstellen, und zwar eben dadurch, daß sie keinen Standpunkt aus- und alles eingrenzten, was politisch anständig und ehrlichen Herzens für ein friedfertiges Deutschland war. Ganz anders als demokratisch konkurrierende Parteien, die vor lauter Einigkeit in der Sache Gegensätze untereinander notfalls sogar erfinden, um einander die Staatsmacht streitig zu machen, und die mit der offenen Ausgrenzung linker, erst recht kommunistischer Standpunkte und Organisationen nie Probleme haben, waren die Führer der ersten sozialistischen, also wirklich abweichenden Republik auf deutschem Boden auf eine „Front“-Bildung ohne Gegner bedacht.

Daß ein kerniges ‚Nein!‘ zum Nationalsozialismus völlig ausreichen müßte, um ihnen die patriotische Zustimmung der ganzen Gesellschaft zu ihrem neuartigen, von allen vaterländischen Gewohnheiten abweichenden Gemeinwesen zu sichern: Dessen waren sich die regierenden DDR-Sozialisten ganz sicher. Und zwar nicht bloß in dem zynischen Sinn, wie bürgerliche Politiker sich darauf verlassen, daß der Opportunismus ihrer Untertanen ihnen die nötige Loyalität schon sichert und nationalideologische Sprachregelungen zur Gewohnheit werden läßt. Sie rechneten gar nicht bloß auf staatsbürgerliche Loyalität im allgemeinen, sondern auf ausdrückliche Anerkennung ihrer Parteiherrschaft durch alle, die unter Hitler gelitten oder ihn aus anderen Gründen gefürchtet hatten oder ihn nachträglich nicht mehr leiden konnten: Die mußten doch – meinten sie – gemerkt haben, daß nur die klassenkämpferisch gesinnten Kommunisten in der Lage gewesen wären, das Volk hinreichend gegen die Nazis zu mobilisieren, daß sie also besser daran getan hätten, sich deren Führung anzuvertrauen. Daß demzufolge der Kampf um Sozialismus die einzige wahre und wirksame nationale Antithese zum Faschismus war, das kam für die antifaschistischen Klassenkämpfer beinahe einer Definition gleich: Seinem wesentlichen Gehalt nach war Sozialismus für sie tatsächlich dasselbe wie Antifaschismus, nämlich die große, fast niemanden – bloß die Faschisten und deren „monopolkapitalistische“ Hintermänner – ausschließende Volkseinheit, natürlicherweise und unter allgemeinem Beifall angeführt durch die kämpferischste antifaschistische Kraft, die Arbeiterklasse resp. deren entschlossen voranschreitende Avantgarde. Zwar hatten, nach Ansicht der antifaschistischen Vorhut selbst, die anderen Volkskräfte und sogar die meisten Mitglieder des Proletariats nichts geringeres als die gemeinsam erlittene Unterdrückung durch die Nazis, also eine extrem negative Einheitserfahrung gebraucht, um zu merken, was sie am proletarischen Klassenkampf haben bzw. gehabt hätten. Diesen Befund hat die Partei der sozialistischen Volkseinheit aber nicht als Widerlegung ihres Glaubens an einen natürlichen Hang aller guten und nützlichen Mitglieder der menschlichen Gesellschaft zur Unterordnung unter die Sache der Arbeiterklasse begriffen. Sie hat umgekehrt den Faschismus, als wäre er eine List der zum Sozialismus hinstrebenden Weltgeschichte, als eine Art Geburtshelfer ihres Sieges in ihr Weltbild eingeordnet und sich den Antifaschismus als Handhabe fürs Einsammeln all derer zurechtgelegt, deren Interesse im Grunde ohnehin aufs Sammeln ginge:

„Da der Faschismus, die offene Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen und imperialistischen Kreise des Finanzkapitals, sich gegen die Lebensinteressen des gesamten Volkes richtet, besteht sowohl die Notwendigkeit als auch die Möglichkeit, weite Kreise der Bevölkerung für die antifaschistische Bewegung zu gewinnen und sie um die Arbeiterklasse und ihre revolutionäre Partei zu sammeln.“ (Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 1973, Stichwort ‚Antifaschismus‘, S. 35 f.)

Im Sinne dieser Dialektik von Notwendigkeit und Chance haben die von der Roten Armee an die Macht gebrachten Klassenkämpfer als erstes die unselige Spaltung der deutschen Arbeiterbewegung in einen reformistisch-sozialdemokratischen und einen kommunistisch-revolutionären „Flügel“ „überwunden“, ohne zuvor die schwer zu übersehenden programmatischen Differenzen zwischen Umsturz und Verbesserung des Klassenstaats auszutragen und ohne groß danach zu fragen – wahrscheinlich wäre ihnen das zu nachtragend vorgekommen –, warum die notwendige und angeblich für jeden einsichtige kämpferische Einheit eigentlich nicht rechtzeitig zustandegekommen ist. Aus dem gemeinsam erlittenen Leid sollte jedes Mitglied der Arbeiterklasse die Erkenntnis mitgenommen haben, daß die parteiische und parteiliche Spaltung als solche, wie auch immer begründet, das denkbar größte Übel sei, nämlich Ursache der Niederlage gegen die Faschisten war, und die Lehre ziehen, daß man sich niemals wieder, durch welche inhaltlichen Gegensätze auch immer, auseinanderdividieren lassen dürfe. Das Ergebnis war die SED, und deren Emblem traf es genau: Der Händedruck war sowohl Taktik und Mittel zum Zweck als auch die Sache selbst, um die es ging. Nach dem gleichen Muster wurden zweitens alle übrigen gutwilligen Kräfte im Volk unter Respektierung ihrer jeweiligen sozialen und ideologischen Eigenarten in die „nationale Front“ einsortiert, die sich dann in volksdemokratischen Wahlen den 99- bis 100- %igen Applaus der Massen abholen durfte.

Mit einer richtigen, zweckmäßigen Abrechnung mit dem nationalsozialistischen Staat hatte der Antifaschismus der DDR also nichts zu tun – sowenig wie der der westdeutschen Demokraten. Er lieferte vielmehr die höheren Wertgesichtspunkte, mit denen die neu gestiftete Republik ihren Anspruch auf die Loyalität ihres deutschen Volksteils auskleidete – so wie das jede Staatsideologie im Bemühen um gute Gründe für eine politisch monopolisierte und durchorganisierte höchste Gewalt tut. Dabei war dieses Manöver für die monopolistisch regierende sozialistische Staatspartei der DDR gar nicht bloß der idealisierende Überbau zu einer Generallinie, die ansonsten und „in Wirklichkeit“ den zweckmäßig in Kraft gesetzten Sachzwängen nationalökonomischer Konjunkturen als „der Realität“ gefolgt wäre und die staatsmaterialistischen Kalkulationen eines nationalen Gewaltapparats wahrgemacht hätte – so wie es in jedem bürgerlichen Vaterland der Fall ist. Der parteioffizielle Antifaschismus der SED gehörte zu einem Fortschrittsprogramm, das sich in Gegensatz zu allen sonst anerkannten bürgerlichen „Realitäten“ stellte; nämlich als Variante oder auch Konsequenz des Fehlers, mit dem die verbündeten Staatsparteien des Sowjetblocks das marxistische Vorhaben einer proletarischen Revolution theoretisch revidiert und praktisch kaputtgemacht haben: Die Rede ist von der Einbildung, alle anständigen Menschen wären sowieso, naturwüchsig, für „den Sozialismus“, weil der nichts anderes wäre als die Verwirklichung der in allen Gemütern beheimateten Ideale sozialer Gerechtigkeit. Wo die diesem Idealismus verfallenen Arbeiterparteien die Macht erobert und die Ökonomie in ihrem Sinn umgestaltet hatten, ist die falsche Konzeption von Grund und Ziel eines kommunistischen Umsturzes freilich umgekippt in eine bloße Ideologie der Macht. Einer Macht jedoch, die sich auch dann nicht einfach zynisch mit dem Gegensatz zwischen „Idealen“ und „Realität“ der Politik legitimiert und Kritik entwaffnet hat, die vielmehr das behauptete tiefe Einvernehmen der Massen und ihrer Avantgarde in der Organisation des politischen und gesellschaftlichen Lebens „real“ werden lassen wollte. So widersprüchliche Konstruktionen wie eine „nationale Front“, mit der ein gesellschaftlicher Pluralismus, sogar in Gestalt eigenständiger Parteien, zugleich anerkannt und auf Anerkennung der einen, „proletarischen“ Parteilinie festgelegt wurde, waren das Ergebnis solcher Bemühungen um eine dem sozialistischen Ideal gemäße Realität. Die ostdeutschen Staatskommunisten haben ihre einschlägigen Manöver unter das Motto „Antifaschismus“ gestellt und damit ideologisch in die Geschichte ihrer Nation eingewoben, nämlich als die vorwärtsweisende Negation ihres „düstersten Kapitels“. Mit dieser Sorte Traditionspflege haben sie sich als Charaktermasken nationaler Macht geoutet – und verdienen deswegen auch eine etwas andere Kritik als bürgerliche Politiker, die bei ihren ideologischen Selbstlobpreisungen nach dem gleichen logischen Muster verfahren: Da haben die Führer einer antikapitalistischen Arbeiterbewegung den Sozialismus, indem sie ihn „real“ gemacht haben, endgültig auf ein Ideal nationalstaatlichen Anstands heruntergebracht.



Exkurs zur Herkunft des Antifaschismus der DDR: 

Die verkehrte Faschismus-Theorie 

der Kommunistischen Internationale

Deutschlands Kommunisten haben in der DDR ein Projekt verwirklicht, mit dem sie gescheitert sind, solange es darauf angekommen wäre, nämlich dem Faschismus eine machtvolle Abwehrfront entgegenzusetzen. Für sich genommen kein schlechtes oder falsches Vorhaben; freilich auch nur so richtig wie der Begriff, den die Kämpfer gegen den Faschismus sich von ihrem Feind machen, und nur so gut wie die Gründe, mit denen sie Mitkämpfer gewinnen. Und da lagen die deutschen Kommunisten ebenso wie ihre internationale Dachorganisation leider ziemlich daneben.

Ganz sicher waren sie sich über den „Klasseninhalt“ des Faschismus, d.h. über seinen Stellenwert im Klassenkampf zwischen Bourgeoisie und Proletariat:

„Der Faschismus an der Macht, Genossen, ist, wie ihn das XIII. Plenum des EKKI (sc. Exekutiv-Komitee der Kommunistischen Internationale) richtig charakterisiert hat, die offene terroristische Diktatur der reaktionärsten, am meisten chauvinistischen, am meisten imperialistischen Elemente des Finanzkapitals.“2)

Vom politischen Ordnungswillen, der im Faschismus zur Herrschaft gelangt ist, will diese Definition nichts wissen:

„Der Faschismus – das ist nicht eine Form der Staatsmacht, die angeblich ‚über beiden Klassen, dem Proletariat und der Bourgeoisie, steht‘, wie zum Beispiel Otto Bauer behauptet hat. ... Nein, der Faschismus – das ist nicht eine über den Klassen stehende Macht, auch nicht die Macht des Kleinbürgertums oder des Lumpenproletariats über das Finanzkapital. Der Faschismus – das ist die Macht des Finanzkapitals selbst. Das ist die Organisierung der terroristischen blutigen Niederhaltung der Arbeiterklasse und des revolutionären Teils der Bauernschaft und der Intellektuellen.“ (ebd.)

Die „Niederhaltung“ der Volksteile, die die Kommunisten als ihre Sympathisanten verbuchten, ist zweifellos eine Herrschaftsleistung anderer Art als der zweckmäßige Gebrauch des zinstragenden Kapitals und der Privatmacht, die der bürgerliche Staat dem Geld beilegt. Den – vorgestellten Haupt- – Nutznießer der faschistischen Staatsmacht und deren – politisches – Subjekt mochten die Genossen aber nicht weiter unterscheiden. Sie meinten zu wissen, wer faschistische Unterdrückungsleistungen braucht und wofür; und damit war ihnen schon alles klar:

„Als die äußerst schwere Wirtschaftskrise hereingebrochen war, die allgemeine Krise des Kapitalismus sich heftig verschärft und die werktätigen Massen sich revolutioniert hatten, ging der Faschismus zum breiten Angriff über. Die herrschende Bourgeoisie sucht immer mehr ihre Rettung im Faschismus, um die schlimmsten Ausplünderungsmaßnahmen gegen die Werktätigen durchzuführen, um einen imperialistischen Raubkrieg vorzubereiten, um die Sowjetunion zu überfallen, China zu versklaven und aufzuteilen und durch alle diese Schritte die Revolution zu verhindern.“ (S. 91 f.)

Allzu kindlich darf man sich diesen Funktionalismus zwar nicht vorstellen:

„...man darf sich den Machtantritt des Faschismus nicht so glatt und einfach vorstellen, als faßte irgendein Komitee des Finanzkapitals den Beschluß, an dem und dem Tage die faschistische Diktatur aufzurichten. Tatsächlich gelangt der Faschismus gewöhnlich in gegenseitigem, zuweilen scharfem Kampf zwischen dem Faschismus und den alten bürgerlichen Parteien oder einem bestimmten Teil dieser Parteien zur Macht...“ (S. 94)

Das ändert aber nichts daran, daß hier letztendlich das Finanzkapital die Zähne zeigt und damit das Entscheidende gesagt ist über die faschistische Art, Staat zu machen. Faschistischer Terror ist das offensive Kampfmittel einer Bourgeoisie, die – insbesondere nach dem epochalen Sieg der proletarischen Sache in der Sowjetunion – ihre Herrschaft anders nicht mehr zu behaupten vermag. Er „bringt“ insofern einerseits

„die Schwäche der Bourgeoisie selbst zum Ausdruck, die die Herstellung der Kampfeinheit der Arbeiterklasse fürchtet, die Revolution fürchtet und nicht mehr imstande ist, die Diktatur über die Massen mit den alten Methoden der bürgerlichen Demokratie und des Parlamentarismus aufrechtzuerhalten.“

Daß die Bourgeoisie mit dem Übergang zu faschistischen Methoden Erfolg hat, „zeigt“ andererseits

„die Schwäche des Proletariats, das durch die Spaltungspolitik der Sozialdemokratie, durch ihre Arbeitsgemeinschaft mit der Bourgeoisie desorganisiert und paralysiert wurde.“ (S. 92)

– so daß man glatt meinen könnte, sie hätte durchaus bei ihrer altbewährten Methode bleiben können... Insgesamt jedenfalls entsteht das Bild eines hin und her wogenden Kampfgeschehens zwischen der Arbeiterklasse, die im Prinzip dabei ist, zu ihrer klassenmäßigen Einheit zu finden, die fortschrittlichen Teile des übrigen Volkes um sich zu scharen und so den revolutionären Sieg vom Oktober 1917 fortzusetzen, und einer Kapitalistenklasse, deren Herrschaft immer angefochtener und zugleich immer gieriger wird, die sich dabei auf immer kleinere und extremistischere Minderheiten konzentriert und folglich nur noch mit nacktem Terror aufrechtzuerhalten ist.

Das war der Erkenntnisstand der KI zum Faschismus, als der bereits in Italien und Deutschland erfolgreich war. Sie hatte also weder eine richtige Vorstellung von ihrem geschworenen Feind noch ein zutreffendes Bewußtsein von der Klasse, die sie zum Abwehrkampf zusammenschließen wollte.

a) Das Proletariat: 

Die gute Hälfte der Klassengesellschaft

Das „proletarische Klassenbewußtsein“, in dessen Namen die Parteien der KI antraten, war – absurd für kommunistische Umstürzler! – grenzenlos affirmativ. Die für Lohn arbeitende Klasse galt diesen Freunden des Fortschritts als die gute Seite der kapitalistischen Gesellschaft, als die vorwärts-, nämlich zu einer Zukunft ohne Ausbeutung und Unterdrückung hintreibende Kraft – und diesen Idealismus vertraten sie ausgerechnet unter Berufung auf Marx, der die Notwendigkeit einer proletarischen Revolution gerade daraus begründet hat, daß das Lohnsystem eine arbeitende Klasse als funktionellen Teil des Kapitals hervorbringt, als abhängig veränderliche Größe in den Händen von Geldbesitzern, und erwachsenen Menschen die hoffnungslose Berechnung aufzwingt, fürs Überleben und im Ergebnis zum eigenen Schaden auf die Nützlichkeit der eigenen Person fürs Kapital zu setzen. Daß der Lohn eine dem Kapitalismus eigene Revenuequelle ist, und zwar die denkbar schlechteste, die mit der Produktion von Reichtum den Ausschluß davon, also Armut und Abhängigkeit reproduziert – diesem marxistischen Befund entnahmen die Anwälte der Arbeitersache nicht die Notwendigkeit, mit dem Rechnen in Lohn als Kostenfaktor, mit der Arbeit als Produktionsmittel und mit der Sorte Reichtum, die abstrakt im Geld existiert, systematisch Schluß zu machen; sie folgerten daraus den Auftrag an die Staatsmacht, den Lohnarbeiter gewaltsam besserzustellen und dafür bis zur Enteignung der Kapitalisten zu gehen. Denn daß Lohnarbeiter, soweit ihnen nichts anderes übrigbleibt, als sich den Bedingungen ihrer Revenuequelle anzupassen, selber ein systemgemäßer Teil der kapitalistischen Gesellschaft sind und noch dazu der armseligste, das war für die Radikalen in der Arbeiterbewegung nicht das schlagende Argument für die Abschaffung des Proletariats – also des Klassenstaats samt seiner Geschöpfe –, sondern bedeutete ihnen soviel wie ein vorenthaltenes Recht, das der wahre sozialistische Volksstaat seinen werktätigen Massen zu verschaffen wissen würde. Wenn sie von Revolution sprachen, dann meinten sie eben dies: Gerechtigkeit für die Klasse, die die ganze (Lohn-)Arbeit tut; und das ist eben etwas anderes als der radikale Umsturz derjenigen Regeln, Recht und Gerechtigkeit inklusive, nach denen die wirtschaftende Menschheit als Funktionär von Geldgrößen und Geldströmen antritt und sich demgemäß in Klassen scheidet. Deswegen war diesen Kommunisten sogar die Selbstverständlichkeit fremd, daß kommunistische Politik nicht im Einsammeln selbstbewußter Lohnarbeiter bestehen kann, sondern auf deren einsichtigen Willen setzt, eben das nicht länger zu sein. Der Befund, daß die Lohnarbeiter sich selber schaden, also einen entscheidenden Fehler machen, wenn und solange sie auf den Lohn für Arbeit als ihr Lebensmittel setzen, war deswegen auch nicht der Auftakt zu der agitatorischen Bemühung, gegen diesen Fehler anzukämpfen, sondern begründete im Gegenteil die tröstliche Gewißheit, im Grunde wären die Lohnarbeiter schon fertig mit dem System der Lohnarbeit und dessen geborene Gegner, denen nur der Sieg noch nicht gelungen wäre. Die Einsicht, daß einzig die lohnarbeitende Klasse nicht bloß einen Nutzen von der Überwindung der Klassengesellschaft hat, sondern in der Abhängigkeit des kapitalistischen Verwertungsprozesses von ihrer Arbeit auch das Mittel, sie abzuschaffen, war für die Vorkämpfer der Arbeiterbewegung erst recht nicht der Grund, alle Umsturzbemühungen auf diese Klasse und gegen deren fatale Fügsamkeit zu richten, sondern Anlaß zu freudiger Erregung über die Macht der im Grunde längst antikapitalistischen Klasse, die nur noch gebündelt und richtig eingesetzt werden müßte, um den Klassensieg zu erringen. Jedes Stück proletarischen Standesbewußtseins, auch wenn es noch so eindeutig nichts als falsches Einverständnis mit der ertragenen Ausbeutung, sogar Stolz auf die in fremden Diensten erbrachte Leistung zum Inhalt hatte, signalisierte ihnen die naturwüchsige menschliche Güte der Gesellschaftsschicht, die sie „zum Sieg“ zu führen gedachten; daß dieser Stolz sich darauf reduzierte, ziemlich Unzumutbares pünktlich und unverdrossen auszuhalten, erschien ihnen – in der Nachfolge Lenins – glatt als Ausweis der revolutionären Disziplin der Massen, das Fabrikregime als Ursprung der charakterlichen Eignung zum Kommunismus.

Die Agitation gegen das selbstbewußte Sich-Einrichten, mit dem Kommunisten nolens volens anzufangen haben, wenn sie den Kapitalismus kippen wollen, war diesen Kommunisten mit ihren ins Optimistische revidierten Auffassungen vom Klassenkampf jedenfalls überhaupt kein Anliegen. Als ihre „Aufgabe“ im Dienst am „sozialen Fortschritt“ legten sie sich stattdessen die Entwicklung, aktualisierende Anpassung und Durchführung einer Taktik des Klassenkampfes zurecht, der nur in ihrer Vorstellung vom Proletariat als sowieso antikapitalistisch kämpfender Klasse existierte. Und diese Taktik erschöpfte sich in der wunderbaren Maxime, sich „an die Spitze zu setzen“, wo immer „gekämpft“ wurde, und dem Kampf eine „revolutionäre Perspektive“ zu geben, die es erlaubte, die Ergebnisse „richtig einzuschätzen“ – meist optimistisch als „konkreten Teilerfolg“, auch wenn die Niederlage kaum zu übersehen war. So wurde jedes Stück Arbeiterbewegung grundsätzlich gutgeheißen – im Namen von Zielen, die die Beteiligten gar nicht hatten, und als „Etappe“ im Klassenkampf. Problematisch kamen ihnen eigentlich nur solche Kämpfe vor, die unter wirklich revolutionären „Losungen“ angezettelt wurden: Mit denen wurden die Massen regelmäßig „überfordert“, und die Kommunisten hatten Anlaß zu der Selbstkritik, „die Umstände“ falsch eingeschätzt zu haben...

b) Der Klassenfeind und seine Fraktionen: 

Monopole contra Demokratie

So verkehrt wie die Vorstellung von der „eigenen“ Klasse geriet logischerweise das Bild vom „Klassenfeind“, der mit dieser Taktik geschlagen werden sollte.

Bei aller Polemik gegen „das Finanzkapital“: Über den Grund und den Inhalt seiner Macht in der kapitalistischen Gesellschaft hatten Dimitroff, Stalin, Pieck und Genossen keine brauchbare Erkenntnis anzubieten. Sie hatten mitbekommen, daß von den Entscheidungen der Großbanken und Finanzmagnaten enorm viel abhängt; sie waren damit konfrontiert, daß Streiks und andere proletarische Kampfaktionen – insbesondere die von ihnen angezettelten – mit polizeilicher Gewalt niedergeschlagen wurden, wenn sie zu weit gingen; und daraus zogen sie ihre Schlüsse: „Offenbar“ befehligten, zumindest letztendlich, die Großbanker den staatlichen Unterdrückungsapparat – etwa so, als wäre die bürgerliche Staatsgewalt nichts weiter als eine Art Privatarmee der großen Konzerne des Finanzgeschäfts. Da hatte sich Marx also wieder vergeblich angestrengt mit seiner Aufklärung über die eigentümlich „sachliche“ Natur der kapitalistischen Klassengesellschaft und ihrer Herrschaftsverhältnisse: daß das Geld hinreichendes Mittel privater Macht, Kommandomittel über gesellschaftlichen Reichtum und vor allem dessen Erzeugung ist, weil die Staatsgewalt in ihrer Fürsorge für Person und Eigentum alles Produzieren und Verbrauchen vom Geld abhängig gemacht hat; daß umgekehrt, wenn alles vom Geld abhängt und dessen kapitalistischer Vermehrung dient, die Akkumulation des Kapitals das sachzwanghaft wirkende Lebensgesetz der Gesellschaft ist und als Allgemeinwohl Anerkennung erfährt; schließlich: daß die spezielle Macht des Finanzsektors im kapitalistischen Geschäftsleben auf der Verfügung über das Geld der Gesellschaft und der darauf begründeten Freiheit der Kreditschöpfung beruht und schlicht darin besteht, über den Zugriff der Geschäftswelt auf ihr erstes und entscheidendes Geschäftsmittel: Geld, unter dem Kriterium der Kreditwürdigkeit zu entscheiden. Die Theoretiker der KI hätten ja gar nicht so falsch gelegen mit ihrer Diagnose, daß „das Finanzkapital“ die kapitalistische Klassengesellschaft beherrscht – aber nicht deswegen, weil es außer Kredit oder mit seinem Geld auch noch die Polizei kommandiert, sondern weil es über das ökonomische Lebensmittel dieser Gesellschaft, insgesamt und in allen ihren Teilen und sogar einschließlich ihrer politischen Obrigkeit, gebietet. Daß die Staatsmacht ihr Werk tut und alle Teile der Klassengesellschaft zu systemgemäßem Funktionieren zwingt, ist eine Voraussetzung, auf die die Geldkapitalisten selbstverständlichen Anspruch erheben; müßten sie darum fortwährend politische Kämpfe führen, dann könnte von einer halbwegs funktionstüchtigen Klassengesellschaft keine Rede sein, geschweige denn von einem machtvoll die Geschäftsszene beherrschenden Kreditgewerbe.

Für die Kämpfer der KI war genau umgekehrt Klassengesellschaft gleichbedeutend mit Klassenkampf; und so, wie in ihrem Weltbild die Arbeiter nicht so sehr mit Dienst am Kapital ausgelastet, vielmehr mit Kämpfen gegen bösartige Kapitalisten befaßt waren, so gingen auch die Geldkapitalisten weniger ihrem Kreditgeschäft als vielmehr dem des Niederhaltens der Arbeiterklasse sowie imperialistischen Eroberungen nach, also einem zugleich defensiven und offensiven Machtkampf nach innen und außen. Statt mit der Technologie des Geldverdienens waren sie mit Strategie und Taktik des erfolgreichen Unterdrückens beschäftigt – und lagen darüber auch untereinander bzw. mit ihrer kreditnehmenden Kundschaft im Streit. Zu diesem imaginären Streit bzw. seinem im 20. Jahrhundert erreichten Stand hatten die kommunistischen Theoretiker ihre eigene Auffassung, angedeutet mit dem anklagenden Etikett „Monopolkapital“. Das war nämlich nicht die Überschrift über eine Diagnose des ökonomischen Konkurrenzkampfes und seiner Ergebnisse, etwa mit besonderer Berücksichtigung des Interessengegensatzes zwischen Finanzkapital und kreditbedürftigen Unternehmen. „Monopol“ stand vielmehr für eine kühne Theorie vom Niedergang der bürgerlichen Demokratie: Die hätte mit ihrem Pluralismus bürgerlicher Parteien zu den Zeiten funktioniert, als die kapitalistischen Unternehmer, große und kleine, noch massenhaft untereinander konkurriert hätten; diesem freiheitlichen Konkurrenzkampf, der auch den Arbeiterparteien die Chance geboten hätte, sich legal einzuklinken in den Kampf um die Macht, hätte der Siegeszug der „Monopole“ ein Ende bereitet; deren Herrschaft wäre, weil die einer ziemlich geschrumpften Clique großer Strippenzieher, nicht mehr auf parlamentarisch-pluralistischem Wege abzuwickeln, sondern nur noch mit einer Klassenkampftaktik, die sogar mit den politischen Gepflogenheiten der Mehrheit der Bürgerlichen Schluß machen müßte: von der Interessenlage her besonders imperialistisch, im Vergleich zur – nie dagewesenen – Idylle bürgerlicher Demokratie besonders reaktionär, beim Versuch der Vereinnahmung des Volkes besonders chauvinistisch. Einen sachlichen, im spezifischen Geschäftsinteresse des Kreditgewerbes liegenden Grund für diese in der Tendenz faschistische Ausrichtung des Finanzkapitals in Erfahrung bringen zu wollen, wäre bei dieser Monopol-„Theorie“ ganz deplaziert: Daß ganz wenige die ungeteilte Herrschaft wollen, das war schon die ganze Diagnose übers zeitgenössische Bürgertum und sagte den kämpferischen Kommunisten alles.

Insbesondere nämlich für ihre Taktik; darin lag überhaupt der Sinn, also der ideologische Grund dieser verkehrten Sicht der bürgerlichen Dinge. Angebliche divergierende und konkurrierende bourgeoise Kampftechniken und Herrschaftsstrategien wurden bestimmten Kapitalistenfraktionen zugeordnet, die nicht wirklich ökonomisch, aber mit Verweis auf ihre jeweiligen Funktionen im kapitalistischen System und die dementsprechende Interessenlage unterschieden wurden, so als ergäben sich aus der politischen Ökonomie des jeweiligen Gewerbes mit objektiver Notwendigkeit bestimmte spezielle Positionen im Klassenkampf; und damit meinten die Parteitheoretiker eine Handhabe für ihre Kampftaktik zu besitzen. Nämlich erstens ein unschlagbares Argument für ihren Entschluß, den proletarischen Kampf für die Demokratie zu führen, von der sie als Kommunisten gleichzeitig verkündeten, daß sie nur das Herrschaftsinstrument der Bourgeoisie für gute Zeiten wäre; zweitens nützliche Gesichtspunkte für eine politische Spaltung der Gegenpartei, für partielle Bündnisse gerade im Namen der Verteidigung „demokratischer Errungenschaften“, fürs Ausspielen einer vorgestellten Unterabteilung der feindlichen Klasse gegen die andere, insbesondere der Verlierer der Konkurrenz gegen die „Monopole“, um den Gegner durch Entzweiung zu schwächen – nach eben dem Muster, nach dem sie sich die Schwäche ihrer Seite im Klassenkampf erklärten.

Im Sinne dieser Kampftaktik legten sich die kommunistischen Parteien dann auch ihre politischen Gegner zurecht: die feindlichen Parteien, mit denen sie es – keineswegs bloß im demokratischen Meinungsstreit, sondern sehr handfest – zu tun bekamen.

c) Die Sozialdemokraten: 

Arbeiterverräter und Bündnispartner

Daß die Bourgeoisie, u.a. in Gestalt ihrer politischen Parteien, mit lauter erlaubten Gewaltmitteln und unerlaubten Bösartigkeiten gegen das „sich revolutionierende“ Proletariat ankämpfte, war dessen kommunistischen Führern klar und kein Problem – sie war eben der Feind, also natürlicherweise und aus Eigennutz böse und – noch – im Besitz der staatlichen Zwangsmittel. Was sie gar nicht verstehen konnten, weder moralisch noch sachlich, das war die Politik der Sozialdemokratie und der reformistischen Gewerkschaften. Denn in dieser Partei und in den Arbeitervereinen hatte sich doch, gemäß ihrer Vorstellung von der Klassengesellschaft als Klassenkampf, die unzweifelhaft gute Seite, das kämpferische Proletariat, organisiert. Das Ergebnis war jedoch alles andere als eine machtvolle Front gegen den Klassenfeind, die auch die noch Unorganisierten sowie manch „schwankende Zwischenschicht“ mitgerissen hätte. Stattdessen herrschte ein – natürlich „nur formell“ – demokratischer Staatsapparat, der unter maßgeblicher Beteiligung sozialistischer Führer die Interessen des Kapitals insgesamt gut, den Wunsch nach revolutionärem Fortschritt hingegen gar nicht bediente, vielmehr sogar dessen kommunistische Vorkämpfer fertigmachte; und eine genauso systemstabilisierend operierende Gewerkschaftsbewegung beherrschte die Szene innerhalb und außerhalb der Betriebe und trug das Ihre zum Scheitern der kommunistischen Klassenkampftaktik bei.

Was auch sonst – hätten gelernte Marxisten sich sagen können: Die linken Reformer organisieren die Arbeiterklasse eben so, wie sie sie vorfinden, also wie sie vom Kapital gebraucht, geschaffen, benutzt, reproduziert und verelendet wird, nämlich als Mannschaft von Dienstkräften, die auf den Lohn als ihr Lebensmittel setzen und vom nationalen Klassenstaat Anerkennung als unentbehrlicher, ehrbarer Stand einfordern. Deren unausbleibliche Erfahrung, daß der Lohn zum lebenslangen, geschweige denn anständigen Lebensmittel nicht taugt und der Nationalstaat seinen Massen deutlich mehr Dienste abverlangt als leistet, verarbeiten Sozialdemokratie und Gewerkschaften konstruktiv zu der einzig systemkonformen Reaktion, die Lohnarbeit um einen zusätzlichen Kampf für gerechte Entlohnung und um die Forderung nach angemessener staatlicher Würdigung der geleisteten Dienste zu ergänzen. Ihr Programm lautet nicht auf Abschaffung des Lohnsystems, sondern – was schon Marx an der Arbeiterbewegung seiner Tage erfolglos kritisiert hat – auf „gerechten Lohn für ein gerechtes Tagwerk“, den die Gewerkschaften unter ehrlicher Anerkennung aller geschäftlichen „Nöte“ und Interessen mit den Kapitalisten aushandeln sollen; „soziale Sicherheit“ für die Klasse der unsicheren Existenzen suchen sie bei der übergeordneten Gewaltinstanz, der Staatsmacht, die alle Klassengegensätze herbeiführt, unter Kontrolle hält und durch rechtliche Regelung perpetuiert. Für den Erfolg, als Tarifpartner anerkannt und an der Staatsmacht beteiligt zu werden, nehmen gewerkschaftliche und sozialdemokratische Arbeiterorganisationen gerne alle „berechtigten Forderungen“ der „Arbeitgeberseite“ sowie den gesamten Katalog staatlicher Ordnungsaufgaben in ihr Programm auf – einschließlich der Unterdrückung systemwidriger Arbeiterunruhen. Letzteres gilt ihnen noch nicht einmal als Preis, den sie für ein Stück Teilhabe an der Macht zahlen müssen, sondern als Bestätigung der politischen Reife, mit der sie ein Recht auf Beteiligung am politischen und wirtschaftlichen Geschehen erworben haben.

Diesen Übergang zur – nötigenfalls militanten – Systemtreue haben die Kommunisten ihren „Klassengenossen“ zutiefst übelgenommen, ohne seinen Grund und seine Folgerichtigkeit zu begreifen. Die Einsicht, daß die Politik der Beteiligung am Klassenstaat, bis hin zur Bewilligung von Kriegskrediten und zum Polizeiaufmarsch gegen aufständische Arbeiter, nichts anderes ausnutzt als das verkehrte affirmative Klassenbewußtsein des Proletariats, wäre ihnen als glatter Bruch mit „der Arbeitersache“ vorgekommen, als Absage an ihre eigene alles entscheidende Berufungsinstanz – und wäre das ja in der Tat gewesen. Das heißt freilich auch, daß diesen kommunistischen Umstürzlern der Inhalt des „Klassenstandpunkts“, so wie Sozialdemokraten und Gewerkschaftler ihn vertreten haben: der Wunsch nach voller rechtlicher und politischer Anerkennung der Lohnarbeiter, nicht besonders verkehrt vorgekommen sein kann. Jedenfalls haben sie am Verlangen der „Entrechteten“ nach Recht und Gerechtigkeit nicht die Unterwerfung unter die Verhältnisse kritisiert, die vorgeben, was ein jeder „Stand“ gemäß seiner ökonomischen Bestimmung als sein gutes Recht zu reklamieren hat; vielmehr haben sie diese Forderung geteilt – und ihre Empörung über angetanes Unrecht für dasselbe wie den Willen zur Revolution gehalten. Ihr Gegensatz zu den sozialdemokratisch-reformerischen „Renegaten“ lag gar nicht im Inhalt ihrer Kapitalismuskritik – und dann auch, konsequenterweise, in den Vorstellungen, wie mit diesem System fertigzuwerden sei –, sondern bei gleichlautender Unrechtsdiagnose in dem bloß quantitativen Unterschied, beim Aufbegehren gegen „Erniedrigung und Beleidigung“ die Radikaleren zu sein – so wie die Sozialdemokraten und Gewerkschaftsreformisten sich als die realistischeren und vernünftigeren Vertreter der Arbeitersache vorkamen. Denen schleuderten die Anhänger der Leninschen Oktoberrevolution den Vorwurf entgegen, sie würden ihr an sich richtiges Anliegen nicht konsequent genug verfolgen. Die tiefschürfende Kontroverse über die Alternative „Reform oder Revolution“ ist über derlei fruchtlosen Streit um das passende Maß an Radikalität nicht hinausgelangt. Der Streit wurde allerdings mit größter moralischer Erbitterung geführt – von kommunistischer Seite mit dem moralischen Verdikt, die Kämpfer für mehr Arbeiterfreundlichkeit des bürgerlichen Staates ließen es an Treue zur gemeinsamen proletarischen Sache fehlen.

Für die „revolutionäre Taktik“ ließen sich aus diesem Vorwurf die unterschiedlichsten praktischen Konsequenzen ableiten, und die Parteien der KI haben auch keinen Fehler ausgelassen. Von der Absage an die Führung der gegnerischen Arbeiterpartei, die „das Proletariat verraten“ hätte, bis hin zu Bündnisangeboten zugunsten der „gemeinsamen Sache“, für deren Erfolg die Kommunisten selber ihren Radikalismus „verrieten“ und sozialdemokratische Ordnungspolitik duldeten; vom Versuch einer Spaltung zwischen den „von der Bourgeoisie bestochenen“ Anführern der Sozialdemokratie und ihrer für gemeinsame Kämpfe zu begeisternden Basis bis zum Angriff auf die vielen „kleinen Zörgiebels“, nämlich das sozialdemokratische Fußvolk, das sich von dem SPD-Polizeipräsidenten Berlins, dem berüchtigten Veranstalter des Berliner „Blut-Mai“, angeblich gar nicht unterschied: Alles wurde probiert, für unzweckmäßig befunden, mit moralischen (Selbst)Vorwürfen mal an „sozialdemokratische Memmen“, mal an „linksradikale Sektierer“ in den eigenen Reihen revidiert, bis zur nächsten Enttäuschung die jeweils andere Linie befolgt... Dabei blieb das entscheidende, wenn nicht einzige Agitationsmittel der kommunistischen Avantgardisten stets dasselbe, egal ob es galt, die Sozialdemokraten als Feiglinge zu blamieren, als Verräter zu denunzieren oder als Mitkämpfer zu gewinnen: Sie übten keine Kritik, sondern präsentierten sich als die entschlosseneren Kämpfer, als Vorbilder an Charakterfestigkeit und Mut im Einsatz für „die Arbeitersache“, als Musterproletarier im Sinne ihrer Ideologie vom naturwüchsig fortschrittlichen Lohnarbeiter. Es gab manche Dichter, denen sie mit dieser eigentümlichen Angeberei Eindruck gemacht haben. Die Einheitsfront mit den Sozialdemokraten, wenigstens zur gemeinsamen Abwehr des Faschismus, haben sie so nicht zustandegebracht – was nicht nur an ihnen lag. Ihr Fehler war, daß sie gar keinen anderen Gegensatz zur Sozialdemokratie hingekriegt haben als eben die Beschwerde, die andern würden die Einigkeit und Geschlossenheit des Proletariats verhindern, deren Notwendigkeit doch jedem aufrechten Arbeiterdemokraten einleuchten müßte – und daß ihnen nicht einmal angesichts der politischen Siege des Faschismus ihr selbstbetrügerischer ‚revolutionärer Optimismus‘ vergangen ist:

„Ferner ruft der Sieg des Faschismus den tiefen Haß und die Empörung der Massen hervor, begünstigt ihre Revolutionierung und gibt der Einheitsfront des Proletariats gegen den Faschismus einen mächtigen Anstoß.“ (S. 106 f.)

So sah ihre „Theorie“ über den faschistischen Feind dann auch aus.

d) Die Faschisten: 

Rattenfänger mit vorbildlichen Rezepten

Daß die Faschisten die „Sache des Klassenfeindes“ vertraten, das haben die Kommunisten in der „Zwischenkriegs-“ und Kriegszeit am eigenen Leib zu spüren bekommen. Warum sie das taten, das hat die betroffenen Klassenkämpfer, bei allem „wissenschaftlichen Sozialismus“, bloß in einem sehr engen moralischen Sinn interessiert. Ein positives politisches Programm, überhaupt so etwas wie ein staatsbürgerliches Bewußtsein und einen nationalen Gestaltungswillen, haben sie ihrem politischen Hauptfeind erst gar nicht zuerkennen mögen – noch weniger als ihren sozialdemokratischen Gegenspielern, deren Diagnose mit den Etiketten „Spalter“ und „Verräter“ schon so gut wie fertig war. Stattdessen haben sich die Theoretiker der KI gefragt, wie eine „Bewegung“, die ohne erkennbares eigenes Profitinteresse ans Werk ging – denn aus einer „jeunesse dorée“ oder sonstigen kämpferischen Bourgeois rekrutierte sich der Massenanhang der Faschisten ja nicht! –, nur so schlecht und böse sein konnte, mit allen, vor allem unerlaubten, von der bürgerlichen Staatsmacht schändlicherweise jedoch geduldeten Mitteln die kämpferische Arbeiterbewegung fertigzumachen. Und wie das bei derartigen moralischen Rätseln der Fall zu sein pflegt, war die Fragestellung schon die Antwort: In den faschistischen Parteien waren eben die aus kommunistischer Sicht schlechtesten Elemente der vergammelnden kapitalistischen Gesellschaft versammelt – so wie in den Arbeiterparteien die guten: Lumpen, die sich anheischig machten, für ein bißchen Teilhabe an Macht und Reichtum der Bourgeoisie deren schmutzigste Geschäfte zu erledigen.

Freilich umfaßte dieses Lumpenpack eine Menge Fußvolk, auf dessen politische Führung eigentlich die Avantgarde des Proletariats Anspruch erhob; aus jenen „schwankenden Zwischenschichten“ nämlich – Bauern, Angestellten, Intellektuellen –, die eine entschlossen kämpfende Arbeiterklasse davon zu überzeugen gehabt hätte, daß sie nur an deren Seite, im Sozialismus, eine Zukunft hätten; und sogar aus der Arbeiterschaft selbst – nicht einmal die Industriearbeiter im engsten Sinn waren ganz immun! –, die per se als geborene Massenbasis des sozialistischen Fortschritts verbucht war. Zu diesen Massen fiel den kommunistischen Klassenanalytikern nichts besseres ein als zur Anhängerschaft der Sozialdemokratie: daß sie, wenn sie ihrer wahren Avantgarde der Gefolgschaft verweigerten, sich sogar gegen ihre natürliche Vorhut aufwiegeln ließen, nur verführt sein konnten. Die Faschisten traf dementsprechend der harte Vorwurf der betrügerischen Manipulation eines an sich zum Guten tendierenden Volkes, nämlich mit den Mitteln einer „beispiellosen Demagogie“. Das ist nun allerdings eine sehr aufschlußreiche Anklage – nicht, was die Agitationsleistungen der Nazis betrifft; entlarvend vielmehr für die politischen Fehler dieses Antifaschismus. Der Demagogie-Vorwurf will nämlich – in mehr besteht er nie! – eine Ehrenrettung der Moral der Massen, die sich doch so offenkundig blamiert, nämlich von den ärgsten Schwindlern „mißbrauchen“ läßt. Denen wird vorgeworfen, sie hätten in verwerflicher Absicht haargenau denselben Ton angestimmt, den die revolutionäre Linke nach wie vor für ihr unverwechselbares Gütesiegel hielt. Ihnen wird damit nichts weiter als das Recht bestritten, sich in der Rolle des Anwalts aller berechtigten Anliegen des guten Volkes vorzuführen, die doch nur bei den ehrlichen Klassenkämpfern in guten Händen wären.

In seiner „großen Rede“ auf dem VII. Kongreß der KI hat der Genosse Dimitroff diesen Fehler exemplarisch und in aller Ausführlichkeit vorgemacht:

„Wo liegt die Quelle des Einflusses des Faschismus auf die Massen? Dem Faschismus gelingt es, die Massen zu gewinnen, weil er in demagogischer Weise an ihre brennendsten Nöte und Bedürfnisse appelliert. Der Faschismus entfacht nicht nur die in den Massen tief verwurzelten Vorurteile, sondern er spekuliert auch auf die besten Gefühle der Massen, auf ihr Gerechtigkeitsgefühl und mitunter sogar auf ihre revolutionären Traditionen. Warum spielen sich die deutschen Faschisten, diese Lakaien der Großbourgeoisie und Todfeinde des Sozialismus, vor den Massen als ‚Sozialisten‘ auf und geben ihren Machtantritt als ‚Revolution‘ aus? Weil sie bestrebt sind, den Glauben an die Revolution, den Drang zum Sozialismus, der in den Herzen der breiten werktätigen Massen Deutschlands lebt, auszunutzen.“ (S. 95)

Eine Kritik der „demagogischen“ Argumente, mit denen die Faschisten in der Tat an die „Nöte“ des Volkes „appelliert“ haben, findet nicht statt. Man wartet vergeblich auf ein klares Wort gegen das völkische Gemeinschaftsideal, mit dem die Vertreter einer „nationalen“ Auffassung von „Sozialismus“ geworben haben. Gegen das „Gerechtigkeitsgefühl“ der Massen, diese hartnäckigste Unsitte gedeckelter Untertanen, auf die Macht höherer moralischer Gesichtspunkte zu vertrauen, wird kein Verdacht laut. Keinerlei Widerspruch finden die linken Umstürzler in ihrer hoffnungsvollen Vorstellung, den deutschen Werktätigen wäre das Revolutionieren als Tradition vertraut und lieb. Guten Glauben und „die besten Gefühle“ attestieren sie ihren Adressaten, auch wenn diese Gefühlswelt offenbar dazu führte, daß ihre Inhaber Hitler nicht bloß mit der KP verwechselten, sondern sogar für den besseren Vertreter ihrer Herzenssache hielten. Statt den Verstand, den auch ein deutsches Proletariat hat, an das Interesse zu erinnern, das es gegen die Faschisten durchzusetzen gilt, bestätigte die linke Avantgarde sich ihren Glauben an ihr Menschenbild vom revolutionsgläubigen Werktätigen, der zwar den Makel gewisser „tief verwurzelter Vorurteile“ aufweist, ansonsten aber gerade in seiner Anhänglichkeit an falsche Propheten seine unverwüstlich bessere Natur beweist, auf die die Kommunisten als ihren Anknüpfungspunkt bei den Massen exklusiven Anspruch erhoben. Entsprechend groß geriet ihre Empörung darüber, daß die Faschisten von sich ein Bild entwarfen, in dem die radikalen Linken ihre eigenen Agitationsknüller wiederzuerkennen meinten:

„Der Faschismus handelt im Interesse der extremen Imperialisten, aber vor den Massen tritt er unter der Maske des Beschützers der erniedrigten Nation auf und appelliert an das verletzte Nationalgefühl, wie zum Beispiel der deutsche Faschismus, der mit der Losung ‚Gegen Versailles‘ die kleinbürgerlichen Massen mitriß.

Der Faschismus erstrebt die zügelloseste Ausbeutung der Massen, tritt aber mit einer raffinierten antikapitalistischen Demagogie an sie heran, macht sich den tiefen Haß der Werktätigen gegen die räuberische Bourgeoisie, gegen die Banken, die Truste und die Finanzmagnaten zunutze und stellt Losungen auf, die im gegebenen Moment für die politisch unreifen Massen am verlockendsten sind: in Deutschland – ‚Gemeinnutz geht vor Eigennutz‘; in Italien – ‚Unser Staat ist kein kapitalistischer, sondern ein Korporativstaat‘; in Japan – ‚Für ein Japan ohne Ausbeutung‘; in den Vereinigten Staaten – ‚Für die Aufteilung der Reichtümer‘ usw.

Der Faschismus liefert das Volk den korruptesten, käuflichsten Elementen auf Gnade und Ungnade aus, tritt aber vor dem Volk mit der Forderung nach einer ‚ehrlichen und unbestechlichen Regierung‘ auf. Der Faschismus, der auf die tiefe Enttäuschung der Massen über die Regierungen der bürgerlichen Demokratie spekuliert, entrüstet sich scheinheilig über die Korruption...

Der Faschismus fängt im Interesse der reaktionärsten Kreise der Bourgeoisie die enttäuschten, den alten bürgerlichen Parteien den Rücken kehrenden Massen ein. Er imponiert diesen Massen durch die Heftigkeit seiner Angriffe gegen die bürgerlichen Regierungen, durch die Unversöhnlichkeit seines Verhaltens gegenüber den alten Parteien der Bourgeoisie.“ Und so weiter... (S. 95 f.)

Den von der bürgerlichen Politik enttäuschten Massen mit Radikalität imponieren, an den Skandalen der anderen das Bild vom eigenen Verein als einer Versammlung von Ehrenmännern schärfen, den Reichtum weniger unter Berufung auf das Ideal der nationalen Solidargemeinschaft als Diebstahl geißeln, den Patriotismus des Volkes mit zündenden Parolen bedienen: Nichts davon meinen die Faschisten ehrlich; bei ihnen ist alles das nur Maskerade, was die Kommunisten offenkundig für das Gegenteil von Imperialismus, Ausbeutung und Reaktion halten, wenn es nur ernst und ehrlich gemeint wäre. Dieser Befund wirft natürlich die Frage auf, warum die Faschisten mit ihrer verlogenen Maskerade und einem „Zynismus“, der „alle anderen Spielarten der bürgerlichen Reaktion in den Schatten“ stellt (S. 96), beim Massenpublikum besser ankommen als die guten Menschen von links, bei denen das ehrliche Original zu haben wäre. Die Antwort ist selbstkritisch und besteht aus drei Gedankenschritten:

„Es ist eine der schwächsten Seiten des antifaschistischen Kampfes unserer Parteien, daß sie ungenügend und nicht rechtzeitig auf die Demagogie des Faschismus reagieren und bis auf den heutigen Tag fortfahren, die Fragen des Kampfes gegen die faschistische Ideologie geringschätzig zu behandeln. Viele Genossen glaubten nicht, daß eine so reaktionäre Abart der bürgerlichen Ideologie wie die Ideologie des Faschismus, die sich in ihrer Unsinnigkeit häufig bis zum Wahnwitz versteigt, überhaupt fähig ist, Einfluß auf die Massen zu gewinnen. Das war ein großer Fehler. Die weit vorgeschrittene Verwesung des Kapitalismus dringt in das Innerste seiner Ideologie und Kultur, und die verzweifelte Lage der breiten Volksmassen macht gewisse Schichten dafür empfänglich, von den ideologischen Abfällen dieser Verwesung angesteckt zu werden.“ (S. 149)

Der korrekte ideologische Abwehrkampf besteht also erst einmal darin, daß man die faschistische Ideologie mit besonders abwertenden Metaphern beschimpft, zweitens aber für die Massen, die sich vom faschistischen Verwesungsgeruch betören lassen, Verständnis entwickelt nach der absurden Maxime: Wenn es den Massen immer schlechter geht, kann man es ihnen nicht verdenken, wenn sie sich ihre Lage immer verkehrter erklären lassen.3) Ist mit dieser einfühlsamen Verelendungstheorie die Schuldfrage zugunsten der immer leichter verführbaren Massen geklärt, so steht drittens fest, was die wahrhaftigen Führer der Massen zu tun haben:

„Wir dürfen auf keinen Fall dieses Wirkungsvermögen der ideologischen Seuche des Faschismus unterschätzen. Wir müssen im Gegenteil unsererseits einen breiten ideologischen Kampf entfalten, uns dabei einer klaren, populären Argumentation bedienen und richtig, verständnisvoll an die Eigenart der nationalen Psychologie der Volksmassen herangehen.“ (S. 149 f.)

Wenn Faschisten es schaffen, ein geistig verwirrtes Volk mit verwerflichen Tricks zu manipulieren, dann müssen selbstverständlich „wir“ als kommunistische Aufklärer „unsererseits“... Denn was bezüglich des faschistischen Bazillus eine durch Verwesung verursachte Seuchengefahr, das ist, wenn Linke sich dessen annehmen, „nationale Psychologie“. Und wenn Nazi-Verbrecher dem Volk mit ihren verlogenen Losungen Eindruck machen, dann fordert das den radikalen Klassenkämpfer zu einer „klaren“ Sprache heraus. Denn es gilt, den Vorsprung der Faschisten in Sachen Volksverführung durch den berechnenden Einsatz einer „populären Argumentation“ wettzumachen. Natürlich ist das kein bloßes Stilproblem; die Selbstkritik der KI gilt einem falschen politischen Standpunkt, nämlich allen Parteimitgliedern, die den „proletarischen Internationalismus“ mit einem Nein zum Nationalstaat verwechselt haben:

„In Deutschland haben unsere Genossen lange Zeit das verletzte Nationalgefühl und die Empörung der Massen gegen den Versailler Friedensvertrag nicht genügend berücksichtigt. ... Sie sind mit dem Programm der sozialen und nationalen Befreiung zu spät hervorgetreten.“ (S. 104)

Nicht einmal der militante Nationalismus der Faschisten hat diese Kommunisten davon überzeugen können, daß die „Befreiung der Nation“ mit Klassenkampf unverträglich ist; nicht einmal der Nationalsozialismus hat sie darüber belehrt, daß nur unter völkischen Vorzeichen, bei gewaltsamer Abstraktion vom Klassengegensatz, „soziale“ und „nationale Befreiung“ ineins gehen. Sie haben im Gegenteil aus dem Massenerfolg der Faschisten gelernt, daß es außer dem bösen Nationalismus der Bourgeoisie, die damit das Volk für ihre Interessen einspannt, auch noch ein gutes Massenbedürfnis nach Nationalem gibt, weil die Nazis es sonst ja nicht hätten betrügerisch ausnutzen können. Und dazu wurde ein klares Bekenntnis abgelegt von den Moskauer Internationalen:

„Wir Kommunisten sind unversöhnliche, grundsätzliche Gegner des bürgerlichen Nationalismus in allen seinen Spielarten. Aber wir sind nicht Anhänger des nationalen Nihilismus und dürfen niemals als solche auftreten. Die Aufgabe, die Arbeiter und alle Werktätigen im Geiste des proletarischen Internationalismus zu erziehen, ist eine der grundlegenden Aufgaben jeder kommunistischen Partei. Aber derjenige, der glaubt, daß ihm dies gestatte oder ihn gar veranlassen dürfe, auf alle nationalen Gefühle der breiten werktätigen Massen zu pfeifen, der ist vom wirklichen Bolschewismus weit entfernt, der hat von der Lehre Lenins und Stalins über die nationale Frage nichts verstanden.“ (S. 151)

Inwiefern die affirmative Stellung zum national abgegrenzten staatlichen Zwangszusammenhang der Klassengesellschaft etwas Besseres sein soll, wenn nicht die Bourgeoisie sie praktiziert und den Massen abverlangt, sondern die Werktätigen Vollzug melden können, weil sie es sogar fertigbringen, als national eingefärbte Rechtssubjekte zu empfinden – das behält der Theoretiker des Antifaschismus für sich. Daß die verehrten Massen derartige Gefühle hegen, ist ihm schon Grund genug, diese zum „tief verwurzelten Vorurteil“ gewordene Ideologie nicht bloß nicht zu bekämpfen, sondern zu ehren und seiner Partei – nach der für jeden reaktionären Übergang guten Maxime, daß ein Linker keine staatliche Brutalität und keine staatsbürgerliche Verrücktheit einfach dem politischen Feind überlassen dürfe – die folgende Aufgabe zu stellen:

„Natürlich muß man überall und in allen Fällen den Massen vor Augen führen und konkret beweisen, daß die faschistische Bourgeoisie unter dem Vorwand, die gesamtnationalen Interessen zu verteidigen, ihre egoistische Politik der Unterdrückung und Ausbeutung des eigenen Volkes sowie der Ausplünderung und Versklavung anderer Völker betreibt. Man darf sich aber nicht darauf beschränken. Man muß gleichzeitig durch den Kampf der Arbeiterklasse selbst und durch Aktionen der kommunistischen Parteien zeigen, daß das Proletariat, das sich gegen jede Knechtschaft und gegen jede nationale Unterdrückung auflehnt, der einzige wirkliche Kämpfer für die nationale Freiheit und Unabhängigkeit des Volkes ist.“ (S. 152)

Denn nur wenn jeder Nationalist überzeugt ist, daß die Sache mit dem Klassenkampf dem nationalen Besten dient und keineswegs widerspricht; wenn es den Kommunisten also gelungen ist, den Nazis das Nationale wegzunehmen, so wie die den Marxisten den Glauben an die Revolution geklaut haben: nur dann läßt sich die breite Kampffront herstellen, die gerade der Erfolg der Faschisten dringlicher denn je macht. Um so schlimmer einerseits, daß – schon wieder – der erste Ansprechpartner für eine solche Politik, die Sozialdemokratie, sich dem kommunistischen Werben entzog; andererseits nur um so alternativloser die Politik der nationalen Bündniseinheit und um so kompromißloser die Kompromißbereitschaft der KI-Parteien. Die kamen nämlich mit ihrem Antifaschismus zu dem Schluß, daß ihre gesamte kommunistisch-revolutionäre Zielsetzung in dem Programm aufzugehen habe, das große vereinheitlichende Bündnis herbeizutaktieren, und zwar ohne jeden Hintergedanken:

„Gerade weil die Frage der politischen Einheit für uns kein Manöver ist, wie für viele sozialdemokratische Führer, bestehen wir auf der Verwirklichung der Aktionseinheit als einer der wichtigsten Etappen im Kampf um die politische Einheit.“ (S. 160)

e) Statt kommunistischer Umtriebe:

Volksfrontpolitik für Frieden mit dem Sowjetstaat

Daß diese Politik der bedingungslosen Bündnispartnerschaft letztlich unweigerlich der „Revolutionierung“ der Massen und dem Sieg des Kommunismus zugute kommen müßte, stand für die Führer und Anhänger der KI felsenfest. Nicht, weil sie noch ein paar bessere Argumente für die Zusammengehörigkeit von nationaler Befreiung und kommunistischer Revolution, für den Übergang von der Selbstverleugnung in der Aktionseinheit zur Führung beim Umsturz in der Hinterhand gehabt hätten; das Gebot der Anpassung an die Massen war schon und blieb ihr ganzes „Argument“. Ihre letzte Sicherheit, richtig zu liegen, bezogen sie aber ohnehin nicht aus – sei es falschen oder richtigen – Begründungen für ihren antifaschistischen Kampf und dessen unweigerlich revolutionäre Qualität, sondern aus einem externen Gesichtspunkt: dem Erfolg der Revolution in Rußland und dem Überlebensinteresse der daraus entstandenen Sowjetunion. Hier hatte „das Proletariat gesiegt“; an diesem Sieg – so die kurzschlüssige Folgerung der mit der KPdSU verbündeten Parteien – hatte der Kampf der Kommunisten in aller Welt Maß zu nehmen und konnte nicht mehr auf Abwege geraten, wenn er der Sowjetmacht von Nutzen war.4)

So richtig überzeugt war man da also nicht – entgegen allen offiziellen Beteuerungen –, daß mit dem Sieg in Rußland die proletarische Weltrevolution in Gang gekommen wäre und eine erste feste Bastion erobert hätte; sonst hätte ja eher die Konsequenz angestanden, den Umsturz in den anderen Nationen voranzutreiben. Aber nicht nur das: Auch zu der Einsicht waren die Moskauer Internationalisten nicht bereit, daß es für die Sicherheit der Sowjetmacht, wenn es denn schon um den epochalen Sieg des revolutionären Proletariats und dessen Sicherstellung gehen sollte, nur ein wirklich wirksames Mittel gab, nämlich kommunistische Umsturzerfolge in den großen imperialistischen Staaten, von denen die wesentliche Gefahr für die erste „Diktatur des Proletariats“ ausging. Vielmehr übersetzten die Führer und Freunde der Sowjetmacht in Rußland die Not, den Erfolg der Oktoberrevolution zu sichern, umstandslos in ein Programm nationalstaatlicher Selbstbehauptung, für die sich der proletarisch-revolutionäre Charakter des neuen Moskauer Gemeinwesens als einerseits schlechte, andererseits gute Bedingung darstellte: schlecht, weil der Sowjetstaat sich dadurch die Feindschaft der bürgerlichen Welt, Kriegsdrohungen und die Gefahr eines konterrevolutionären Überfalls von außen zuzog; günstig, weil er auf die Kommunisten in aller Herren Länder als tatkräftige, antisowjetischer Kriegspolitik widerstrebende Sympathisanten zählen durfte.

Die kommunistischen Parteien in aller Welt hatten damit ihren eindeutigen Auftrag – allerdings einen, der mit der Zielsetzung einer gründlichen Umwälzung der national verfaßten Klassengesellschaft nicht mehr zu vereinbaren war: Statt die verehrten Massen gegen ihre Obrigkeit aufzuwiegeln, sollte es nun darum gehen, auf sozialdemokratische und bürgerliche Regierungen einzuwirken, nämlich im Sinne einer wohlwollenden Außenpolitik gegenüber der Sowjetunion. Das mochte zwar noch gelegentlich in der Form geschehen, daß das Proletariat Dienste für den Kampf gegen die Sowjetmacht verweigerte; aber es gehörte schon viel optimistische Fehldeutung dazu, solche Aktionen als Zwischensiege im Klassenkampf auszugeben; denn in jedem Fall war ihre Zielsetzung gar nicht umstürzlerischer Natur, sondern dem Zynismus der außenpolitischen Kalkulationen imperialistischer Staaten untergeordnet. Kommunismus wurde nicht mehr als das Programm propagiert, den Krieg abzuschaffen, nämlich durch Beseitigung seiner Subjekte, der Nationalstaaten mit ihrem allerhöchsten totalitären „Egoismus“, sondern als Friedenspolitik vorbuchstabiert: als die antikritisch-idealistische Vorsorge gegen den letzten Umschlag der imperialistischen Konkurrenz der Staaten in die offene Gewaltanwendung; und dies vor allem anderen im Verhältnis der jeweils eigenen Nation zur Sowjetunion. Den Kommunisten außerhalb Rußlands wurde die Absurdität auferlegt, unter der „zentralen Losung: Kampf für den Frieden und Verteidigung der Sowjetunion“ (S. 202) die außenpolitischen Interessen der Staatsmacht, zu der sie in radikaler Opposition standen, einvernehmlich mitzudefinieren, und zwar dahingehend, daß sie sich mit den Sicherheitsbedürfnissen einer auswärtigen Macht, der sowjetischen eben, grundsätzlich vertragen sollten – ein Unding wenn schon nicht für die folgsamen Kommunisten, die sich noch einbilden mochten, die Interessen der Weltrevolution vor ihr Interesse an einem nationalen Umsturz zu stellen, so doch auf alle Fälle für jeden echten Patrioten; der würde sich selbst nämlich aufgeben, würde er Interessen einer fremden Nation grundsätzlich als Prämisse für die Ansprüche der eigenen anerkennen. Für die normale staatsbürgerliche Auffassungsgabe, die Politik ohnehin als Konkurrenzkampf zwischen Nationen versteht und entsprechend parteilich zur Kenntnis nimmt, entlarvten sich die Kommunisten mit ihrem Schwenk zu prosowjetischer Friedenspolitik nur, zusätzlich zu ihrer revolutionären Staatsfeindschaft, als Agenten einer fremden Macht; nach geltenden politischen Maßstäben nicht einmal zu Unrecht. Daran war auch durch den weiteren, explizit und endgültig antirevolutionären Auftrag an die Schwesterparteien der KPdSU nichts mehr zu ändern, an sich selbst und mit ihrer gesamten nationalen Propaganda den Beweis zu führen, daß ihr in der Sowjetunion zur Macht gelangter Sozialismus keinem einzigen nationalen Interesse widersprach, für das sozialdemokratische und bürgerliche Regierungen und Parteien anderswo sich einsetzten: Sie gaben jeden Gegensatz zum nationalen Konsens auf, unterwarfen sich restlos der „Sache der Nation“ und blieben trotzdem unter dem Verdacht, als „5. Kolonne“ des Sowjetstaats landesverräterisch zu wirken.

Der Überfall des faschistischen Deutschland auf seine Nachbarn in Ost und West, sein Krieg um „Lebensraum“ im Bereich der Sowjetmacht und gegen die imperialistische Aufteilung der Welt und Rangordnung der Nationen, hat für ein paar Kriegsjahre die antifaschistische Allianz erzwungen, die mit dem Programm einer uneingeschränkt kooperations- und kompromißbereiten prosowjetisch-antifaschistischen Friedenspolitik nie hinzukriegen war, weder innerhalb der entscheidenden Nationen noch international. Die maßgeblichen Instanzen der kommunistischen Weltbewegung haben sich trotzdem den gemeinsamen Krieg und Sieg als durchschlagenden Erfolg ihrer antifaschistischen Bündnispolitik zurechtgeschwindelt. Die erreichte Allianz als „widernatürlich“ zu empfinden und zu denunzieren und nach Niederkämpfung der faschistischen Kriegsmaschinerie aufzukündigen, haben sie den bürgerlichen Partnern überlassen. Und danach mochten sie erst recht nicht auf den genialen, freilich völlig vergeblichen politischen Kunstgriff verzichten, ihren Realen Sozialismus als fortdauerndes Friedens- und Versöhnungsangebot an die imperialistische Welt hinzustellen. Den Antiimperialismus der Kommunisten haben die Sowjetsozialisten auf das absurde Programm heruntergebracht, veredelnd und befriedend auf die Konkurrenz der Nationen einzuwirken, um so den Bestand des „sozialistischen Lagers“ zu retten. Auch das hat ihnen der Imperialismus nicht gedankt...



Deutschlands Kommunisten haben sich bei der Gründung der DDR ausdrücklich auf die Kontinuität mit dem Kampf der KI gegen die Nazis berufen, den Aufbau ihrer Republik als Gespensterkampf gegen die längst abservierte NSDAP inszeniert und dabei sämtliche Fehler ihres antifaschistischen Gutmenschentums wiederholt. Insbesondere den, Sozialismus als Tugend eines gerechten Staatswesens zu buchstabieren und sich als berufene Führer auf dem Weg zum wahren, nämlich proletarischen Vaterland zu empfehlen. Als Gegenbild zur Nazi-Herrschaft sollte ihr sozialistischer Teilstaat den Beifall der von Hitler enttäuschten Massen finden und die moralische Konkurrenz gegen die westdeutsche Bundesrepublik um die Ehre des gründlicher gebesserten Deutschland gewinnen – ein Angebot für geläuterte Volksgenossen, das wirklich nur besonders geläuterten Patrioten in den Sinn kommt.



Recht und Moral im Realen Sozialismus der DDR: 

Im Namen der antifaschistischen Volkseinheit 

gegen die selbstgeschaffene Unzufriedenheit der Massen

Es kam, wie es kommen mußte. Mit ihrem „Antifaschismus“, nämlich dem Projekt eines der Sowjetunion nachgebildeten „Arbeiter- und Bauernstaats“, stand die führende Staatspartei der DDR in Gegensatz zu den verschiedenen Standpunkten und Interessen, die sie unter dem Zeichen des scheinbar allumfassenden „Anti“ einsammeln wollte; und dieser Gegensatz wurde nur um so hoffnungsloser, je entschiedener sie ihn verleugnete und den Sozialismus als gemeinsamen Nenner aller ehrlichen Gegenpositionen zum Faschismus dekretierte.

Das war eben der Unterschied zum „Konsens der Demokraten“ im bürgerlichen Staat: Der beruht auf der formell gleichmäßigen Unterwerfung aller Interessen unter das Machtmonopol des Rechtsstaats, der mit der Garantie von Person und Eigentum alle quasi-objektiven gesellschaftlichen Unterschiede und Gegensätze stiftet und mit der Freiheit, die er den konkurrierenden Bedürfnissen und Ansprüchen gewährt, auch die Bedingungen setzt, unter denen die Charaktermasken der Klassengesellschaft ihre Konkurrenz abwickeln, so daß der Laden funktioniert; auf der soliden Basis einer dermaßen negativen Einheit aller gesellschaftlichen und politischen Gegensätze hat die Beschwörung eines positiven Gemeinschafts-„Geistes“ tatsächlich den Charakter eines „Überbaus“, von dessen Überzeugungskraft weder Geschäft noch Gewalt abhängen; da ist es sogar von Nutzen, wenn die Moral des volkssolidarischen Zusammenwirkens selber zum Objekt ideologischer Konkurrenz wird. „Sozialismus“ dagegen, wie schlecht und moralisch dieser „Wert“ auch immer definiert oder auch nur ausgemalt sein mag, meint allemal, daß ein positiver, inhaltlicher Konsens der Betroffenen über Art und Weise des Produzierens und Verbrauchens, über Prioritäten und Nebensächlichkeiten, über Notwendigkeiten und Luxus als verbindende Grundlage des gesellschaftlichen Lebens her muß. Um seine Herstellung haben die Realen Sozialisten sich nie bemüht; dafür hätten sie ja auch eine ganz andere Kritik am Kapitalismus und an den Konkurrenz- und Unterordnungsgewohnheiten der gesellschaftlichen Klassen durchziehen müssen, als sie überhaupt gehabt haben. Gegensätze zu den angestammten Interessen und Rechten der diversen Fraktionen in ihrem Volk haben sie gar nicht aufmachen wollen, stattdessen für alle ihre Neuerungen ein tiefes Einverständnis der Massen unterstellt – und standen doch mit ihrer „Hebel“-Ökonomie und ihrer Partei-gelenkten Politkultur in Gegensatz zu ihrer Basis: zuerst zu den klassengesellschaftlichen Gepflogenheiten, den konkurrierenden Interessen und Standpunkten wie den als Freiheiten begriffenen Gewohnheiten des Konkurrierens, die sie in ihrem Volk antrafen; dann, nachdem ihr Sozialismus fertig war und die Massen sich daran gewöhnt hatten, zu all den Bedürfnissen, die sie als berechtigt anerkannten, deren Befriedigung ihr „System“ aber schuldig blieb. Dieser Gegensatz wurde dadurch, daß die herrschenden Einheitssozialisten ihn ignorierten und jedem vorgefundenen Bedürfnis – mit Ausnahme der privaten „Profitgier“ und anderen asozialen Lastern – eine innere Tendenz zum Sozialismus andichteten, nicht ausgeräumt und noch nicht einmal kleiner, sondern zum unaufgelösten Widerspruch des ganzen wundervollen Neubeginns im Zeichen der „Gemeinschaft aller Werktätigen“. Und er wurde erst recht nicht dadurch behoben, daß diese „Gemeinschaft“ mit Nachdruck auf die wunderbare Errungenschaft verwiesen wurde, nicht mehr von Faschisten regiert zu werden. Mit jedem Schritt in Richtung auf das schöne Ziel, hin zur Morgenröte des Sozialismus, eröffneten die Realen Sozialisten eine der innergesellschaftlichen „Fronten“, durch deren Leugnung sie zugleich ihren Herrschaftsanspruch legitimierten:

– Das ökonomische „System der Planung und Leitung“, das die SED vom sowjetischen Vorbild übernahm, beseitigte eben nicht bloß unter allgemeinem antifaschistischem Beifall die Basis für ungerechte Ausplünderung und Militarismus, sondern setzte alle überkommenen Konkurrenzinteressen außer Kraft, definierte die Mittel zur Befriedigung aller materiellen Bedürfnisse neu und sollte doch nicht als revolutionärer Bruch mit den alten Nöten und Chancen des Geldverdienens gelten, sondern von den nach wie vor anerkannten und aufrechterhaltenen „Klassen“ und „Schichten“ des Volkes als Erfüllung ihrer herkömmlichen klassen- und schichtspezifischen Interessen akzeptiert werden. Das hätten die sich vielleicht ja noch gefallen lassen, wenn die Lohnarbeit ohne private Arbeitgeber, die Bauern- und Handwerksarbeit ohne freie Konkurrenz und der Dienst am sozialistischen statt am bürgerlichen Staatswesen im Vergleich erkennbar mehr Ertrag abgeworfen hätten als die Anstrengungen, die das System der kapitalistischen Konkurrenz erzwingt. Tatsächlich war das neue ökonomische System, das „sozialistisch“, aber auch wieder nicht allzu revolutionär sein sollte, so widersprüchlich konstruiert,5) daß materiell genausowenig Überzeugendes zustandekam wie in der realsozialistischen Ideologie, die sich zwischen Umsturz und Verbesserung der kapitalistischen Klassengesellschaft ein für allemal nicht entscheiden wollte, sondern den Aberwitz einer revolutionären Verbesserung des Gewohnten propagierte. Den mit arbeiterfreundlichen Phrasen eingedeckten werktätigen Massen traten die regierenden Klassenkämpfer praktisch überhaupt nicht als Kommunisten und Klassenkämpfer gegenüber, sondern als alternative und als solche eher fragwürdige politische Obrigkeit. Gerechterweise mußten sie erleben, daß sie von ihrer Arbeiterklasse nicht als Befreier, sondern als bürokratische Arbeitgeber ein- und keineswegs übermäßig hochgeschätzt wurden; ihr Anklang bei den übrigen Werktätigen und den Zwischenschichten, die sie „mitreißen“ wollten, war gleichfalls im besten Fall ambivalent: ein sehr folgerichtiges Ergebnis des Versuchs, die vom Kapitalismus hervorgebrachten Klassen mit der Macht der proletarischen Staatsgewalt besser zu bedienen als der bürgerliche Klassenstaat.

– Noch schlechter als um die materiellen Erträge des Sozialismus in seiner antifaschistischen Billigausgabe stand es mit dem ideellen Lohn, auf den loyale Staatsbürger Anspruch erheben: mit der Bedienung der patriotischen Unterwerfungsbereitschaft durch eine respektgebietende, weltweit erfolgreiche Staatsmacht. Mit dem Beschluß, die Konsolidierung des westdeutschen Staates mit der definitiven Eigenstaatlichkeit der sowjetischen Besatzungszone zu beantworten und eine realsozialistische Republik aufzumachen, eröffneten die proletarischen Internationalisten den denkbar schärfsten Gegensatz gegen die erste und elementare Bestimmung der „nationalen Sache“, auf die der Patriotismus sich bezieht, nämlich die räumliche Größe. Sie unternahmen aber gar nicht erst auch nur den Versuch, die Massen, die sie nun regieren durften, von ihren „nationalen Empfindungen“ abzubringen. Die „nationale Sache“ der Deutschen als den schädlichen Kollektivismus, der sie ist, zu kritisieren – das wäre ihnen nicht bloß viel zu umstürzlerisch vorgekommen; das hatten diese Kommunisten, die den Spruch von der Vaterlandslosigkeit des Proletariats längst durch die Parole vom schleunigst zu gründenden „Vaterland der Werktätigen“ ersetzt hatten, gar nicht im Programm. Die Entscheidung für einen separaten Arbeiter- und Bauernstaat auf deutschem Boden brachte dessen Gründer daher in eine ideologische Zwangslage: Sie mußten ihre Absage an den Fortbestand der einen deutschen Nation und ihrer alten Größe vor dem Nationalismus ihrer Bürger rechtfertigen. Probiert haben sie es wieder mit Antifaschismus – aber noch nicht einmal mit dem Argument, daß sich doch wohl kein vernünftiger Mensch aus freien Stücken zu einem Kollektiv bekennt, das für seinen weltgeschichtlichen Erfolg dermaßen brutal über Leichen geht. Sie haben die Zerstörung Deutschlands durchaus als geschichtliche Schuldfrage aufgefaßt und ihrem Volk die folgende apologetische Schuldzuweisung angeboten:

„Das Ende des zweiten Weltkriegs war auch gleichzeitig das Ende des Deutschen Reiches, das seit seiner Entstehung den Keim des Unterganges in sich trug. Es zerbrach 1945“ – nicht etwa an einer Kündigung durch die zur Macht gelangten Kommunisten, sondern – „an den maßlosen Welteroberungsplänen der über Deutschland herrschenden Großbourgeoisie.“ (Kleines politisches Wörterbuch, Berlin 1973, Stichwort ‚Deutsches Reich‘, S. 158 f.)

Auf der gleichen Linie lag die Polemik gegen den größeren deutschen Teilstaat: Wenn der Bonner Republik in zahllosen „Braunbüchern“ jede Menge personeller Kontinuität mit der Nazi-Herrschaft nachgewiesen wurde, dann ging es den Ostberliner Staatsgründern und -lenkern um den Nachweis einer höheren, nämlich von der nationalen Geschichte und ihrem „dunkelsten Kapitel“ selbst erteilten Berechtigung, durch die deutsche Gesamtnation eine scharfe Grenze zu ziehen. Beweisen wollten sie dieses Recht einem Volk, dessen Nationalismus sie nie kritisiert hatten, weil sie ihn, antifaschistisch geläutert, für sich funktionalisieren wollten. Zur Zufriedenheit hätte ein solcher Nachweis freilich nur verfangen können, wenn der so gerechtfertigte Teilstaat dem Nationalgefühl seiner Bürger eindeutige Konkurrenzerfolge gegen die westdeutsche Republik auf ganz anderen Feldern als dem der antifaschistischen Moral hätte bieten können. Umgekehrt war die materielle Überlegenheit der bundesdeutschen Macht durch mehr und besseren Antifaschismus überhaupt nicht zu kompensieren. So stand die ostdeutsche Staatspartei, ganz gleich ob zu Recht oder zu Unrecht, gerade mit ihrer vereinnahmenden antifaschistischen Staatsideologie vor allen deutschen Patrioten als Spalterin der Nation da.

– Es kam hinzu, daß die DDR-Führung die Verehrung der Sowjetunion als Befreier Deutschlands und Vorbild der neuen Republik zum Hauptposten ihrer politischen Nationalkultur erhob. Damit mutete sie einem nazistisch verhetzten Volk, das sich gerade im Osten alles andere als befreit vorkam, eine staatsoffizielle Heuchelei zu, die vielleicht nicht größer war als die verlogene Selbstverleugnung, die die Westdeutschen mit ihrer „Entnazifizierung“ und verordneten Freundschaft mit Amerika und den europäischen „Erbfeinden“ zu vollbringen hatten. Nur fehlte der „deutsch-sowjetischen Freundschaft“ die entscheidende Öffnungsklausel, die dem Westzonesier und Bundesbürger die Umstellung vom Feind- aufs Freundbild vom westlichen Alliierten akzeptabel machte, nämlich die überzeugende Verknüpfung mit dem nationalen Revisionismus und dessen altvertrautem neuem Feindbild. Stattdessen wurden die altehrwürdigen Losungen der Arbeiterbewegung von der internationalen Solidarität und der glorreichen proletarischen Sowjetmacht ihrer definitiven Bestimmung als ideologischer Überbau zu einem zwischenstaatlichen Unterwerfungsverhältnis zugeführt, so daß die guten patriotischen Deutschen im Osten noch einen Grund mehr für ihren Antikommunismus wußten.



Der materiellen und nationalistischen Unzufriedenheit, die aus den Widersprüchen ihrer eigenen Politik resultierte, eröffnete die SED ein paar Betätigungsfelder; so etwa mit der dauerhaften Installierung alternativer Parteien nach dem Muster des westdeutschen Parteienspektrums – grundsätzlich sollte eben keiner demokratischen Stimme ihre Berechtigung bestritten werden, auch wenn sie sich nicht umstandslos als proletarische Kampfgesinnung bekennen mochte. Von wirklichen Differenzen wollten die Aufseher der „nationalen Front“ gleichzeitig aber nichts wissen. So muteten sie ihren „Bündnispartnern“ den seltsamen Widerspruch zu, Bekenntnisse zum Sozialismus und zur führenden Rolle der SED abzuliefern, ohne die einzig normale Konsequenz zu ziehen und gleich in der Staatspartei aufzugehen, die sowieso alles dirigierte und letztlich „immer Recht“ hatte. Die Einheitspartei wollte ein zustimmendes Echo von ehrenwerten „gesellschaftlichen Kräften“ außerhalb des von ihr selbst organisierten „fortschrittlichsten Teils“ der Bevölkerung hören, so als wäre dann die allgemeine Zustimmung über jeden Zweifel erhaben und zugleich jede mögliche Unzufriedenheit und Abweichung bestens bedient – also hat sie auch das noch selbst organisiert... Die Geschichte hat bekanntlich ein ironisches Ende gefunden: Ganz am Schluß bewährte sich der fiktive Parteienpluralismus der „nationalen Front“ als Hebel für die blitzartige Zersetzung des politischen Systems der DDR und seine Ersetzung durch den bundesdeutschen Parlamentarismus.

Wo die Unzufriedenheit im Volk und oppositionelles Widerstreben sich nicht so bequem einbinden ließen, blieben die sozialistischen Volksfreunde nur um so unerbittlicher ihrer Parteilinie der nichts ausschließenden Vereinnahmung treu, nämlich so: Im Namen der großen, naturwüchsig nach ihrer Leitung verlangenden Volkseinheit sprachen sie allen auftretenden Differenzen und widerstrebenden Standpunkten jegliche Berechtigung ab. Statt sich mit gegnerischen Anliegen und Meinungen auseinanderzusetzen, sie gar zu kritisieren – womöglich mit regelrechten Argumenten... –, meinten sie Abweichler von einem ebenso unwidersprechlichen wie für anständige Bürger unwiderstehlichen Gemeinschaftsgeist vor sich zu haben, die folglich nicht zu überzeugen, sondern zu bekämpfen waren. Und zwar nicht als Vertreter des Standpunkts, den sie eben hatten und geltend zu machen versuchten – sei es ein Lohninteresse, sei es ein „verletztes Nationalgefühl“ –, sondern als Feinde der unanfechtbar guten Gründe, die die herrschenden Staatssozialisten für ihr Projekt in Anschlag brachten. In diesem Zusammenhang kam die patriotisch werbende Deutung, die die regierenden Sozialisten als selber gutgläubige Patrioten ihrer Herrschaft beigaben: ihr Antifaschismus, auf fatale Weise zum Zug. Dieses höchste Gütesiegel ihrer Politik, das nach ihrer Meinung auch solche Bürger akzeptieren mußten, die sich zur Parteilichkeit für den Sozialismus noch nicht so recht hatten entschließen können, und das dem sozialistischen Bekenntnis der anderen seine letzte nationalstaatliche Würde verlieh, wurde Abweichlern um die Ohren geschlagen. Es lieferte die schönste moralische Rechtfertigung für die Abrechnung mit Gegnern, die diese antifaschistischen Machthaber ganz genauso mit den wenig argumentativen Mitteln staatlicher Gewalt vornahmen wie ihre bürgerlichen Kollegen, sobald denen eine organisierte Unzufriedenheit zu weit geht.

Der antifaschistische Abwehrkampf gegen die BRD

Die sozialistische Republik im Osten Deutschlands hatte nicht bloß im Innern um Respekt zu kämpfen. Vom großen Nachbarn im Westen wurde ihr jedes Existenzrecht bestritten; weltweit sah sich die DDR hartnäckigen Initiativen der BRD gegenüber, dritte Staaten an jedem diplomatischen Verkehr mit dem sozialistischen „Gebilde“ zu hindern. Ihre Führung reagierte darauf auf denkbar unkommunistische Weise. Statt an eine Kündigung des von diplomatischen Respektbezeugungen begleiteten zwischenstaatlichen Konkurrenzkampfes auch nur zu denken – und so furchtbar „isoliert“ wäre man in Ostberlin gar nicht einmal gewesen, wenn der gesamte Sowjetblock sich auf diesen Aspekt der einstmals angestrebten Weltrevolution besonnen hätte; aber für den stand überall längst die Nation im Mittelpunkt –, hat sie jahrzehntelang um die Zulassung ihres Staatswesens zum Weltmarkt der ökonomischen und politischen Erpressungen und Unterwerfungen gerungen, als hätte der Sozialismus in Ostdeutschland ausgerechnet in den weltweit ausgreifenden Machenschaften der imperialistischen Mächte sein unverzichtbares Lebensmittel. Eine Nebenfront in diesem Kampf, deren Wichtigkeit für die DDR-Regierungen bloß ihre Unterlegenheit in allen substantiellen Machtfragen belegt, war die politmoralische Konkurrenz mit der westdeutschen Republik um den Ruf, der gründlicher vom Faschismus gereinigte deutsche Staat zu sein. Die Blamage der BRD als Refugium alter Nazis, die Sammlung von Pluspunkten für die DDR, in der Faschisten samt „monopolistischen“ Hintermännern nichts mehr zu melden hatten: Das sollte den Weg zur diplomatischen Anerkennung ebnen.

Genützt hat diese sittliche Schönheitskonkurrenz nur in einer Hinsicht: Die SED hat sich damit ein paar zusätzliche Argumente für ihre Werbung um den Respekt ihrer Bürger verschafft. Nicht bloß ihre Absage an jedes Zusammengehen mit dem größeren deutschen Staat hat sie – wie schon erwähnt – mit dem mangelhaften Antifaschismus der BRD legitimiert. Hierin hatte sie auch einen guten Grund dafür, daß sie mit ihrem als antifaschistischer Abwehrkampf deklarierten Vorgehen gegen innere Feinde immer nicht fertig wurde, obwohl jeder einschlägige „Sumpf“ eigentlich längst „ausgetrocknet“ sein mußte: Die entsprechenden „Umtriebe“ gingen vom Westen aus.

Auch das war noch nicht einmal ganz verkehrt. Tatsächlich bestritt der große Nachbar im Namen der nationalen Kontinuität und der Rechtsnachfolge zum ganzen Hitlerreich der DDR das Existenzrecht; jede abweichende Meinung und jeder kritisch-oppositionelle Standpunkt in der DDR wurde vom Westen aus unterstützt; die BRD bot sich allen sozialen und vor allem politischen Interessen, die die SED weder kritisieren noch bedienen, nur vereinnahmen oder ausgrenzen konnte, als die bessere Heimat an; wo die DDR-Bevölkerung für den bundesdeutschen Geschmack parteischädigende Umtriebe schuldig blieb, wurde vom Westen aus nachgeholfen. Es reichte den regierenden Sozialisten aber nicht, gegen den nationalen Revanchismus der BRD und ihren Antikommunismus zu agitieren: Immer sollte sich der demokratische Frontstaat im Westen als Feind des in der DDR zum real existierenden Gemeinwesen gewordenen Antifaschismus entlarven und damit als Fortsetzung des Faschismus in neuer Form. 

Widerspenstigkeit im eigenen Laden ließ sich so als von außen in die nationale Einheitsfront hineingetragener Anti-Antifaschismus denunzieren. Sogar ihre gewaltsame Abschirmung gegen die subversive „Wiedervereinigungs“-Politik der BRD wußten die Avantgardisten der Arbeiterklasse nicht besser zu legitimieren als mit der Legende vom „antifaschistischen Schutzwall“. Dabei wollten sie nicht einmal behauptet haben, in der BRD hätten schon wieder die „am meisten chauvinistischen und imperialistischen Kreise des Finanzkapitals“ zum Mittel der „offenen Diktatur“ gegriffen und bei „beispiellosen Demagogen“ eine verführte „Massenbasis“ in Auftrag gegeben: Den DDR-Antifaschisten genügte der Nachweis personeller Kontinuität vom Nazi-Regime und dessen Geheimdiensten, Militärs und Wirtschaftsführern zur Elite der NATO-Republik, um sich mit ihrer Alternativ-Republik moralisch im Recht zu fühlen.

Zu diplomatischer Anerkennung hat die DDR es dann bekanntlich auch gebracht – zu Zeiten, als die BRD anfing, sich von dem Standpunkt zu lösen, für ihre Karriere zur Großmacht müßte als erstes die nationale Wiedervergrößerung her. Die Gründe für diesen „Erfolg“ mögen vielfältiger Art gewesen sein; antifaschistisch-moralischer Natur waren sie auf alle Fälle nicht. Es blieb ein internes Reklameargument der SED-Führung, jeden neuen Diplomaten in Ostberlin auch noch als Sieg des höheren realsozialistischen Staatsethos zu feiern. Umgekehrt machte die diplomatische Durchsetzung der DDR die Bemühungen um gewonnene Schlachten auf dem Feld des politmoralischen Nationenvergleichs allmählich überflüssig, also den Antifaschismus als Konkurrenzgesichtspunkt gegen den überlegenen Nachbarn unwichtiger.

Eine praktische Nachwirkung hat er aber doch noch gehabt. Daß die „Entspannungspolitik“ des Westens darauf aus war, den sozialistischen Staatenblock zu „öffnen“, d.h. ins imperialistische Erpressungsgeschäft einzubeziehen, ausnutzbar zu machen und zu schwächen; daß speziell die bundesdeutsche Ostpolitik, die die heftigste Einflußnahme auf die DDR auf Basis diplomatischer Anerkennung mit einem fortbestehenden Rechtsanspruch aufs ostdeutsche Volk als verhinderte BRD-Bürger kombinierte, die Herrschaft der SED untergrub und mit dieser den Bestand ihrer Republik insgesamt, und das wirksamer als der gesamte Kalte Krieg – das haben die regierenden Sozialisten zuallerletzt gemerkt. Durch Hitler als ihren Hauptfeind belehrt, haben sie sich eine revanchistische Gefahr nur in Form eines militärischen Überfalls vorstellen können. Sie haben daher für ihre Sicherheit auf einen „friedlichen Verkehr“ mit den kapitalistischen Nationen gesetzt, den diese – durchaus sachgerecht – als Mittel zur Zersetzung ihres Gegners begriffen und gehandhabt haben. Dieser Beitrag zum Untergang des Realen Sozialismus war womöglich die handfesteste politische Leistung des Antifaschismus der DDR, den mancher gutwillige Mensch dem untergegangenen Staat noch als sein letztes Ruhmesblättchen gutschreiben möchte...





1) Das System des Realen Sozialismus – seiner weder kapitalistischen noch planmäßig verfahrenden „Hebelwirtschaft“, seiner „volksdemokratischen“ inneren Herrschaftsordnung, seiner „Reformen“ sowie seiner schließlichen Beendigung – ist dargestellt in: K. Held (Hrsg.), Das Lebenswerk des Michail Gorbatschow. Von der Reform des ‚realen Sozialismus‘ zur Zerstörung der Sowjetunion, GEGENSTANDPUNKT-Verlag München 1992.


2) G. Dimitroff am 2.8.1935 auf dem VII. Kongreß der Kommunistischen Internationale (KI), zitiert nach der Ausgabe der ‚Referate und Resolutionen‘ im Dietz-Verlag Berlin 1975 – daraus auch die folgenden Zitate –, S. 93.


3) Die Vorstellung, daß gesellschaftlich verursachtes Elend die Betroffenen quasi naturnotwendig auf faschistische Gedanken bringt bzw. dafür „anfällig“ macht, so als wäre der Verstand ein Organismus und abweichendes Denken eine Infektion, ist keineswegs exklusives Gedankengut der kommunistischen Faschismustheoretiker. Vorwiegend linke Soziologen und Psychologen haben diese Idee zu ganzen Theoriegebäuden über den „autoritären Charakter“, über den Gegensatz zwischen dem Nahrungstrieb, dessen Unterdrückung die Menschen revolutionär stimmt, und dem Sexualtrieb, dessen Negation zur Lust an der (Selbst-)Unterdrückung führt, über Scholle und Handwerk als Quelle falschen Denkens, über das Kleinbürgertum, das seine Proletarisierung reflexartig mit Haß gegen das Proletariat beantwortet, und dergleichen mehr ausgearbeitet – Einiges dazu im Kapitel über demokratische Faschismustheorien in diesem Buch. Mittlerweile ist die Zuordnung von „sozialer Not“ und „Rechtsradikalismus“ zum feststehenden Topos staatsbürgerlichen Denkens geworden – und so verkehrt wie zu Beginn. Sie ignoriert nämlich die Verstandesleistung, die auch und gerade bei den Opfern kapitalistischer Verelendung vonnöten ist, um dem erfahrenen Elend nicht mit der Frage nach dessen wirklichen Gründen, sondern mit staatsidealistischen Einbildungen über angeblich verletzte Vorrechte für eingeborene Staatsbürger zu begegnen. Daß dieser wüste Fehler nicht bloß nicht kritisiert, sondern gar nicht als kritikable Grundlage jeden Übergangs von erfahrenen Beschränkungen zu nationalistischem Aufbegehren in Betracht gezogen wird, ist freilich nur allzu verständlich: Staatsgläubiges Rechtsbewußtsein kommt keinem politisch verantwortlich mitdenkenden Staatsbürger als die ideologische Fehlleistung vor, die es ist.

	 Wie man sieht: nicht einmal den Theoretikern der KI ist diese Einsicht gedämmert.


4) Diese Klarstellung war auf dem VII. Kongreß der KI dem italienischen Genossen Ercoli – Pseudonym für P. Togliatti – übertragen: a.a.O. S. 165 ff.


5) Zur Begründung dieses Urteils kann hier nur nochmals auf das Gorbatschow-Buch des GEGENSTANDPUNKT-Verlags verwiesen werden.











E. Der Antifaschismus 

des ‚wiedervereinigten‘ Deutschland

Mit der deutschen „Wiedervereinigung“, der Auflösung des „sozialistischen Lagers“, dem Ende der Sowjetunion und der Liquidierung des unter dem Titel des Realen Sozialismus firmierenden politischen Systems ist „der Westen“ an seinem strategischen Ziel – und mit ihm der nationale Revisionismus der BRD. Der Erfolg stellt die Gewinner vor die Frage, was mit ihm anzufangen ist. Denn mit dem zur Weltkriegsgefahr hinaufdefinierten sowjetkommunistischen Gegner ist zugleich die Grundlage für alles das beseitigt, was der Konkurrenz der westlichen Partner – jeder für sich eine kapitalistische Macht mit weltweiten Interessen und Ordnungsansprüchen – jahrzehntelang entzogen und wie eine objektive weltpolitische, strategische und ökonomische Rahmenbedingung vorgegeben war: die große antisowjetische Allianz, verbürgt durch eine jedes nationale Maß überschreitende Atomkriegsdrohung; die politische Scheidelinie durch Europa; die Relativität besonderer nationaler Einflußsphären der kapitalistischen Großmächte in der ost-westlich ausgerichteten und sortierten Staatenwelt; die auf solche strategische Prämissen begründete Zuverlässigkeit eines Weltmarkts, dem alle kapitalistischen Volkswirtschaften subsumiert sind... Das alles hat seine Quasi-Objektivität verloren, ist in die Entscheidungskompetenz der beteiligten Staaten zurückgegeben, je nach deren Macht und Interessenlage. Unter denen ist, gewissermaßen im gleichen historischen Atemzug, der BRD ein Zuwachs an elementarer, nämlich räumlicher und kopfzahlmäßiger Machtgrundlage gelungen, der gleich beides demonstriert: wie entscheidend die geographische Ausdehnung und die Volksmasse für die Potenz einer Nation sind – und wie wenig per se schon wirkliche Macht. Jedenfalls haben die anderen westlichen Nationen nicht bloß mit ihrer neuen gemeinsamen Erfolgslage ein bisher so nicht gestelltes Konkurrenzproblem, sondern dies zugleich in Konkurrenz zum neuen vergrößerten Deutschland. Die BRD ihrerseits muß aus ihrem unglaublichen Doppelerfolg – als Teil des Westens und als Nachkriegsnation mit revisionistischen Ansprüchen – erst einmal etwas machen: nicht nur neue Erfolgsmittel, sondern eine ganz neue Konzeption von nationalem Erfolg. Denn ironischerweise ist der Triumph ihres Revisionismus gar nicht identisch mit dem Erfolg, den sie als westeuropäische NATO-Macht immer angestrebt und auch erreicht hat – mehr als alle anderen hatte die westdeutsche Republik ihre Staatsräson auf diejenigen weltpolitischen Konstanten gegründet, die mit dem Sieg des Westens dahinschwinden.

Während die neue Staatsräson noch in Arbeit ist, stellt die erneuerte deutsche Nation bereits klar, daß sie auf alle Fälle den einzig korrekten Standpunkt zu ihrer neuen Lage eingenommen hat, nämlich den des nationalen Interesses ohne globalstrategische Vorbehalte, von dem aus der überkommene gesamtwestliche Supranationalismus nationalistisch revidiert oder verworfen wird. So wie bislang nicht stellt sie sich auf sich selbst, definiert sich als Europas Zentralmacht und bestimmt von da her den Stellenwert ihrer Partner von gestern neu. Diesen ihren Nationalismus teilt die Staatsführung dem eigenen Volk und dem Rest der Welt in Gestalt eines neuen nationalen Selbstbildes ebenso umständlich und berechnend wie unmißverständlich mit.

In dem Zusammenhang gibt der demokratische Antifaschismus der BRD seine Abschiedsvorstellung.

Die Abrechnung mit der Ex-DDR als 

„zweite Vergangenheitsbewältigung“

Es war zwar verkehrt, und es hat ihr auch nichts genützt – aber 40 Jahre lang hat die DDR mit den Mitteln einer Staatsmacht, die mit Gedenkfeiern und Forschungsinstituten, Verlagen und Volksbildung ihrer nationalen Ideologie materiellen Nachdruck zu verleihen vermag, der darin sogar ein ganzer Staatenblock mitsamt einer Weltmacht zur Seite stand, den bundesdeutschen Demokraten das Monopol auf die Moral des Antifaschismus streitig gemacht. Mehr noch: Mit einem „Systemvergleich“ unter dem Gesichtspunkt der konsequentesten Säuberung des Staatsapparats von alten Nazis hat sie sich als die gründlicher gebesserte deutsche Republik ins Licht gerückt und gegen den „gar nicht wirklich“ entnazifizierten Rechtsnachfolger Hitler-Deutschlands agitiert. Natürlich wurden solche Attacken von westdeutscher Seite stets mit dem demokratischen Verdikt zurückgewiesen, als Antidemokraten wären die Kommunisten selber nicht besser als ihre faschistischen Todfeinde, sogar bloß deren „rotlackierte“ Neuausgabe. Immerhin wurde selbst noch mit solchen Klarstellungen, daß mit Antinationalsozialismus nichts als Antikommunismus gemeint war, dem Anti-Hitler-Moralismus Recht gegeben, den die DDR, zumindest mit Verweis auf die kommunistischen Nazi-Opfer, auch für sich reklamieren konnte.

Mit dieser ärgerlichen Konkurrenz hat die Beendigung der DDR Schluß gemacht; doch dabei lassen es die Nationalideologen des neuen Deutschland nicht bewenden. Es wird gewissermaßen Rache geübt für jedes Stückchen scheinbarer moralischer Billigung, das die ostdeutschen Sozialisten jemals aus der demokratischen Absage an den Faschismus herausdestilliert haben mochten, und die wüsteste Variante der Totalitarismus-„Theorie“ in Kraft gesetzt: Die glücklich eingemeindete DDR wird als zweiter Fall politmoralischer „Vergangenheitsbewältigung“ eingeordnet, die die Deutschen um ihrer nationalen Ehre willen zu leisten hätten. Mit einem knappen „zwar“ wird eingeräumt, daß man den SED-Leuten weder Völkermord noch Krieg nachsagen kann – bloß eine Handvoll „Maueropfer“, deren Anzahl die der Opfer des gesetzlich erlaubten Waffengebrauchs bundesdeutscher Ordnungshüter nicht so übermäßig überschritten haben dürfte –; doch nur, um mit dem fälligen „aber“ von diesem Unterschied abzusehen – das Gebot der Anti-Hitler-Moral, das Verbrechen des „Holocaust“ für ganz und gar einmalig zu halten und keinerlei Relativierung durch Vergleiche zuzulassen, wird in diesem Ausnahmefall suspendiert1) und hinter die genauso billige Heuchelei zurückgestellt, „Menschenverachtung“, bewiesen durch „staatlich angeordnete Mordtaten“, dürfe man nicht quantifizieren – was natürlich auf keinen Fall als Freibrief für unpassende Erinnerungen an Todesfälle im bundesdeutschen Abschiebeknast mißverstanden werden darf. Die immanenten Widersprüche ihres sittlichen Eifers verarbeiten die gesamtdeutschen DDR-Bewältiger zum Gestus der tapferen Unterwerfung unter eine schwierige, unliebsame, moralisch aber unabweisbare Aufgabe.

In diesem Geiste wird eine umfassende Abrechnung mit den Überbleibseln der ehemaligen DDR auf die nationale Tagesordnung gesetzt: Die staatlichen Einstellungsbehörden reinigen den Apparat von Repräsentanten und Mitläufern des alten Systems; bis ins Rentenrecht hinein wird einstige „Staatsnähe“ verfolgt; die unabhängige 3. Gewalt gibt sich jede erdenkliche Mühe und scheut keine noch so gewagte juristische Konstruktion, um den Größen des alten Regimes, für welches Vergehen auch immer, den Prozeß zu machen – alles unvergleichlich radikaler, als die BRD sich jemals ihrer alten Nazis entledigt hat. Letzteres wird noch nicht einmal beschönigt, im Gegenteil: Gerade aus seiner Saumseligkeit bei der „Aufarbeitung des nationalsozialistischen Unrechts“ leitet der bundesdeutsche Gesamtstaat seine Verpflichtung zu einem besonderen Radikalismus in Sachen „DDR-Regierungskriminalität“ ab – was die Inhaber der demokratisch dreigeteilten bundesdeutschen Staatsgewalt im Umgang mit dem Nazi-Erbe schuldig geblieben sind, gehört um so gnadenloser gegen die Nazi-Gegner vollstreckt, die bis zum Jahr der deutschen Einheit die DDR regiert haben.2) In diesem hochanständigen Anliegen findet sich der Zynismus der nationalen Sieger nahtlos vereinigt mit der gerechten Empörung wie dem aufgeblasenen Selbstmitleid derer, die unter Honecker & Co so unsäglich gelitten haben, daß sie sich vehement jeder Unterscheidung zwischen dem „Arbeiter- und Bauernstaat“ der SED und der rassistischen Eroberungsmaschinerie der Nazis widersetzen und an der bundesdeutschen Justiz nur das eine auszusetzen haben: daß sie nicht noch viel radikaler mit ihren Unterdrückern aufräumt. So beglaubigt noch jeder DDR-Bürger, der erst aus seinen Stasi-Akten erfährt, daß seine alte Obrigkeit ein Kontrollinteresse an ihm hatte, die Gleichsetzung von „rechts“ und „links“, von Realem und Nationalsozialismus, in deren Namen die rechtsstaatlich-demokratische Nation unter Berufung auf die „mißglückte“ erste „Vergangenheitsbewältigung“ den antifaschistischen Sozialismus sowjetischer Machart in der DDR konsequenter kriminalisiert, als sie es gegen Hitlers Hinterlassenschaft je für nötig gehalten hat.

Mit der Autorität des Rechtsstaats ist so in einem Handstreich der gesamte moralische Stolz der ehemaligen DDR-Staatspartei, ihr entschiedener Antifaschismus, abserviert. Er ist kein letzter kleiner Pluspunkt mehr, den man einem ansonsten verwerflichen Regime noch zugute halten könnte oder zugestehen müßte, sondern selber eine moralische „Altlast“, ein Irrweg, den die gesamtdeutsche Republik auch noch mit „bewältigen“ muß. Als Lüge ist er schon dadurch entlarvt, daß er für den sozialistischen Staat so wichtig war: Er wurde inszeniert – und daß staatliche Inszenierungen nichts als Heuchelei und Lüge sind, durchschauen Demokraten bei anderen sofort. Außerdem wurde nichts „aufgearbeitet“, die antifaschistische Gesinnung „von oben verordnet“ – kritisieren die Enkel der westdeutschen Entnazifizierung, die sich zum Faschismus mit viel Mühe das Stichwort „Holocaust“ erarbeitet haben und sonst überhaupt nichts darüber wissen wollen. In der BRD führt schon längst niemand mehr rechtsradikale Wahlerfolge und die Umtriebe von Neo-Nazis auf mangelnde antinationalsozialistische Aufklärung zurück; aber wenn der westdeutsche Rechtsradikalismus nach der Annexion der DDR auch dort seine Anhänger findet, dann ist daran eindeutig die SED schuld, die den Rechtsextremismus mit ihrem „verordneten“ Antifaschismus „bloß unterdrückt“ hätte. Gegen den Antifaschismus der DDR ist also ein klares Anti geboten.

Am klarsten erkennt das der demokratische Bundesbürger an den offiziellen Ehrungen, die der SED-Staat den – in der BRD ganz unbekannten – kommunistischen Nazi-Opfern hat angedeihen lassen. Sie lassen sich zwar nicht leugnen. Aber daß sie als politische Opfer des faschistischen Staates herausgestellt wurden, überführt die Antifaschisten von „drüben“ der Geschichtsfälschung. Denn erstens gebietet schon der Respekt vor den jüdischen Opfern der Nazis, keinerlei politische Beweggründe für das Herumwüten der Faschisten anzuerkennen; er verbietet es folglich, politische Gegner und Opfer des Nationalsozialismus mit den Opfern des „Holocaust“ auf eine Stufe zu stellen – Kommunisten zu verfolgen, findet ein guter Demokrat ganz normal im Vergleich zu dem antijüdischen Säuberungswahn der Nazis; eine sittliche Verfehlung erster Güte also, wenn die DDR-Sozialisten ihre gar nicht dahergehörigen Toten als genuine Nazi-Opfer herausgestellt haben und sogar noch am Rassismus der Faschisten etwas Politisches bemerkt haben wollten. Dem geschulten demokratischen Blick verraten sie damit zweitens nur einmal mehr, wie sehr sie mitsamt ihren Nazi-Opfern politmoralisch ihren politischen Feinden gleichen: Gerade weil sie von der „unfaßlichen“, politik-jenseitigen Einzigartigkeit des Nationalsozialismus nichts wissen wollen, stehen die „Totalitaristen“ von „links“ mit denen von „rechts“ irgendwie auf gleicher Stufe.3)

Der moralische Bonus, den der ungeschulte Gerechtigkeitssinn womöglich zu undifferenziert den niedergemachten Gegnern Hitlers zugestehen könnte, gebührt den kommunistischen Widerständlern und erst recht deren Erben also nicht; er wird ihnen im Rahmen der „zweiten Vergangenheitsbewältigung“ gründlich entzogen. Der „Schluß“ vom Widerstand gegen und von der Verfolgung durch Hitler auf eine gewisse Anständigkeit, gar auf die Vorbildlichkeit der Sache, die da vertreten worden ist, bleibt anderen Opfern und einer gänzlich anderen Sache vorbehalten. Wem und welcher Sache: das ist zu einem der vielen 50. Jahrestage dicht vor der Jahrtausendwende regierungsoffiziell klargestellt worden.





Die allerletzte Lehre aus dem Faschismus: 

Deutschland über alles!

Zum Gedenken an das fehlgeschlagene Attentat konservativer Wehrmachtsoffiziere auf ihren Oberbefehlshaber am 20. Juli 1944 gab es in Berlin eine Ausstellung zum antifaschistischen Widerstand insgesamt, ausgerichtet von Historikern mit eigenen Auffassungen von „historischer Wahrheit“ und nicht so recht weisungsgebunden, obwohl die Bundeswehr im benutzten Gebäude das Hausrecht besaß. Die hatten allen Ernstes den antifaschistischen Widerständlern um Pieck und Ulbricht ein Eckchen eingeräumt. Das hat die Befehlshaber übers deutsche Militär mächtig erregt:

„Menschen, die ein Unrechtsregime nur durch ein anderes ersetzt hätten, verdienten nicht, an gleicher Stelle mit Persönlichkeiten wie Stauffenberg, Goerdeler und Leuschner geehrt zu werden. ‚Die Bundeswehr will mit ihnen nichts zu tun haben.‘“ (Verteidigungsminister V.Rühe, zitiert nach Frankfurter Rundschau vom 3.6.94)

Bei der Gedenkfeier selbst gelangte dann Bundeskanzler H. Kohl zu folgendem differenzierten Urteil:

„Was die Männer und Frauen des deutschen Widerstands miteinander verband, war die gemeinsame Gegnerschaft zum nationalsozialistischen Regime. Widerstand bestimmt sich zunächst durch den Gegner. Dafür verdient er unser aller Achtung. Vorbildcharakter erhält er aber erst durch die politisch moralische Zielsetzung... In dem Wofür liegt das Vermächtnis, auf das wir uns im vereinten Deutschland gemeinsam beziehen.

Die Wiederherstellung von Recht und Gerechtigkeit und damit die Rückkehr zu ethischen Werten und Maßstäben – dies war das oberste Ziel der allermeisten, die sich gegen das nationalsozialistische Regime erhoben... Es ist wohlfeil, aus der Sicht von heute zu bemängeln, daß nicht allen Repräsentanten des 20. Juli eine Staats- und Gesellschaftsordnung vorschwebte, wie sie später in der Bundesrepublik Deutschland verwirklicht worden ist.

So mancher von ihnen, auch das ist wahr, hatte sich anfangs durch das Scheitern der Republik und durch vordergründige Erfolge der Diktatur blenden lassen. Es mindert aber keineswegs den Rang dieser Beteiligten, daß sie später ihre Irrtümer einsahen, ja Verstrickung in Unrecht und Schuld eingestanden... Sie standen in der militärischen Tradition strenger Gehorsamsbindung und mußten sich erst zu der Erkenntnis durchringen, daß der soldatische Eid dort eine Grenze hat, wo Wissen, Gewissen und Verantwortung die Ausführung eines Befehls verbieten. Mit zunehmender Deutlichkeit sahen sie, daß ihr Patriotismus ihnen geradezu gebot, Deutschland von der Gewaltherrschaft zu befreien. In der Tat: Wie kann jemand sein Vaterland lieben und gleichzeitig mitansehen, wie es von Verbrechern zugrunde gerichtet wird? Vielleicht war es diese Frage, die Generaloberst Ludwig Beck bewegte, als er einmal tief erschrocken über Hitler notierte: ‚Dieser Mensch hat ja kein Vaterland!‘...“ (zitiert nach Süddeutsche Zeitung vom 21.7.94)

So billig macht der Kanzler der Wiedervereinigung sich die Sache nicht, daß er alle Widerständler unterschiedslos am Idealbild bundesdeutscher Grundsätze mißt. Er behält sich die Entscheidung vor, wem keine „politisch-moralische Zielsetzung“ in dem Sinn zuzubilligen ist – nämlich den Sozialisten, die von Anfang an in grundsätzlicher politischer Opposition zu Hitler gestanden haben; wessen Zielsetzung hingegen vorbildlich war, auch wenn deren Träger mit dem demokratischen System nicht viel anzufangen wußten – die jener Nationalisten nämlich, die am längsten mitgemacht und erst kurz vor Schluß, angesichts der katastrophalen Niederlage, dann doch noch den Absprung geschafft haben; die keine politische Kritik an Hitlers Großtaten hatten, sondern erst durch den Gang der Ereignisse dahingehend belehrt werden mußten, daß die politischen Erfolge des Gröfaz bloß „vordergründige“ waren, also eine Ablösung her mußte; die fast ein wenig zu lange ihrem Eid treu geblieben sind, es sich mit ihrem Widerstand also denkbar schwer gemacht und so den Beweis geliefert haben, daß wirklich nichts als die Zerstörung des eigenen Vaterlands – also weder die Judenvernichtung noch die Verwüstung Polens und der Sowjetunion noch die rassistische innere Säuberung der kämpfenden Nation...: einzig die Niederlage! – sie in den Hochverrat getrieben hat. Gerade das ehrt sie: daß keine irgendwie (partei)politischen, noch nicht einmal irgendwelche demokratieidealistischen Beweggründe ihnen die Befehlsverweigerung leicht gemacht haben, daß sie vielmehr als pure Nationalisten und Befehlsempfänger mit ihrem Gewissen gerungen haben.4) Eben das macht sie nämlich zu Kronzeugen der Botschaft, auf die es der Führung des wiedervergrößerten Deutschland ankommt und die den gesamten Antifaschismus der BRD schlüssig auf den Punkt bringt: Wahrer Antifaschismus kann überhaupt nur aus dem – faschistischen... – Geist totaler Hingabe an die Nation und ihren wahren Führer erwachsen; Faschismus nämlich und vor allem Hitlers abgrundtiefe Schlechtigkeit haben letztlich nur den einen Grund und Inhalt: Anti-Patriotismus; Beweis: Hätten die Nazis sonst bis zum bitteren Ende den Krieg verloren?! Der ganze „Systemvergleich“ zugunsten der demokratisierten Nation, den der bundesdeutsche Antifaschismus stets ausgereizt hat und mit dem Kohls Differenzierungen auch beginnen, führt mit einer lockeren Fußnote zur Frage des politischen Systems geradewegs hin zur Nation als Höchstwert jenseits aller Wandlungen in der Art des Regierens. Die ganze Absage an Hitlers grausige Verbrechen gilt, alles in allem, dem einen unverzeihlichen: dem Verbrechen gegen Deutschland!

Wo der regierungsamtliche Antifaschismus so vulgär nationalistisch wird, da kann das vergröbernde Echo von unten nicht ausbleiben. Ein Anti-Antifaschismus hat sich lautstark zu Wort gemeldet, den Deutschlands umsichtige Führung so dann auch wieder nicht durchgehen lassen konnte.

„Auschwitz-Lüge“ und Auschwitz-Gedenken

Im Herbst ‘94, zwischen dem 50. Gedenktag zum 20. Juli und demjenigen der Befreiung der letzten KZ-Insassen von Auschwitz durch die Rote Armee, hat der Deutsche Bundestag die Leugnung des Völkermords der Nazis an den Juden unter Strafe gestellt. Das Bedürfnis, die deutsche Geschichte in diesem Punkt rückblickend zu verharmlosen, scheint also aktueller und lebendiger denn je zu sein – und zugleich um so unpassender.

Neu ist es nicht. Seit den ersten Tagen der Entnazifizierung haben die Deutschen es abgelehnt, sich eine „Kollektivschuld“ nachsagen zu lassen; und weil sie auf ein Selbstverständnis als nationales Kollektiv keineswegs verzichten sollten und wollten – auf eine „nationale Identität“ haben Patrioten, deutsche so gut wie andere, schließlich ein unveräußerliches Recht –, haben sie stets um die Berechtigung von Schuldvorwürfen gerechtet. Meist ist ihnen die feinsinnige Unterscheidung eingefallen, „nationale Identität“, dieser brutale Kollektivismus, schlösse nur gute Dinge ein, Ruhm & Ehre usw., Schuld hingegen sei eine nur individuell zurechenbare Angelegenheit. Daneben bediente man sich aber auch gern der „Theorie“, den inkriminierten Massenmord könne es gar nicht gegeben haben. Auch im in die NATO eingemeindeten Westteil der Nation hat sich der Patriotismus dann freilich – wenigstens offiziell – dahingehend belehren lassen, daß das Vaterland da wohl doch etwas über die Stränge geschlagen und erst durch seine demokratische Erneuerung seine Unschuld wiedererlangt habe. Das Bekenntnis zur Schuld der bösen Nazis wurde zum Auftakt für das Bekenntnis zur Unschuld der BRD. Zwei kleine Minderheiten haben aber nie aufgehört, die Sache mit den Juden als bleibende moralische Niederlage des deutschen Nationalstolzes ernstzunehmen: die paar gesinnungsfesten Antifaschisten, die Deutschland und die Deutschen noch gründlicher gebessert sehen wollten – und die radikalen Revanchisten, die auf ihr wiederherzustellendes Großdeutschland nichts kommen lassen wollten und deswegen jeden Schuldvorwurf an die Nation als unerträgliche Zumutung ablehnten, statt wie alle anderen den schuldbewußten Rückblick berechnend in ihren neuen BRD-Patriotismus einzubauen. Die fanden in der Versicherung, die KZs wären „ganz normale“ Straflager gewesen und die Opferzahlen unendlich übertrieben – dies der ursprüngliche anti-antifaschistische Inhalt des Stichworts „Auschwitz-Lüge“ –, die nötige Erleichterung.

Dieser für Nationalisten trostreiche Schwindel hat also, knapp 50 Jahre „danach“, mehr Aufmerksamkeit gefunden als in den Jahrzehnten davor; und das ist alles andere als überraschend. Denn sowenig davon die Rede sein kann, daß patriotischer Überschwang und revanchistische Gesinnung die „Wiedervereinigung“ der getrennten deutschen Staaten zustandegebracht hätten, so sehr hat doch umgekehrt die nationale Vergrößerung der BRD ganz praktisch eine neue Leitlinie für die allgemeine Wertschätzung des Nationalen vorgegeben. Von der christlichen Regierungspartei wurde diese Linie im Sinne der dauernd geforderten „geistigen Führung“ dahingehend verdeutlicht, daß Nation und Vaterlandsliebe – „endlich wieder“ – als letzte moralische Bezugspunkte beim Machen wie beim Mitmachen von Politik zu gelten haben. Die intellektuelle Elite hat den Wink sogleich aufgenommen und eine Debatte um die „nationale Identität“ angezettelt – mit dem kaum mehr umstrittenen Zwischenergebnis, daß ein Volk, und das deutsche schon gleich, so etwas braucht und es sich damit nicht so schwer machen sollte. Kein Geringerer als der zeitweilige CDU-Kandidat für die Weizsäcker-Nachfolge im Bundespräsidentenamt, der sächsische Justizminister S. Heitmann, hat den weiteren Schritt getan und unter das heuchlerische bundesdeutsche Ritual eines Lippenbekenntnisses zu Schuld & Scham, wann immer Deutschlands Vergangenheit zum Thema wird, einen Schlußstrich ziehen wollen. Nichts davon hat den Straftatbestand der Leugnung des „Holocaust“, den die Regierungsparteien ja selber geschaffen haben, erfüllt. Daß aber die Gesinnung, aus der das Bedürfnis nach so etwas wie der „Auschwitz-Lüge“ erwächst, durch solche offiziellen nationalideologischen Akzentsetzungen rehabilitiert und bekräftigt wird, das haben die Rechtsextremen durchaus gemerkt; jedenfalls haben sie sich als Protagonisten eines neuen Zeitgeistes ins Recht gesetzt und ermuntert gesehen.

Vielleicht wäre ihr Kampf um die rechte Deutung und eine entsprechende Neufassung der geschichtlichen Ereignisse dennoch unbeachtlich und unbeachtet geblieben, hätten die Fanatiker eines ungetrübten deutsch-völkischen Nationalstolzes nicht den Übergang gemacht und angefangen, ihre Gesinnung praktisch werden zu lassen: die meisten mit der wahlarithmetisch wirksamen Unterstützung einer rechten Konkurrenz zu der christlichen Volkspartei, die ein Monopol auf rechte Wählerstimmen beansprucht; eine Minderheit darüberhinaus mit eigenhändiger politischer Gewalt. Und zwar auf einem Feld, das zuvor von den staatstragenden Parteien selbst gehörig fürs „gesunde“, nämlich rechtsradikale „Volksempfinden“ aufbereitet worden ist: Mit Zustimmung der großen Oppositionspartei bekämpft die Regierung den Zuzug unerwünschter Ausländer, und sie empfiehlt sich damit ihrem Volk ganz demokratisch als Sachwalter des Standpunkts, den sie so propagiert: daß ein anständiges Volk wie das deutsche so viele Leute mit falschem Paß und fremder „Identität“ ganz einfach nicht aushält. Natürlich fragt sich da mancher Wähler, warum die Regierung es überhaupt erst so weit hat kommen lassen, und stimmt für diejenigen Rechten, die ethnisch saubere Verhältnisse schon länger einklagen. Andere klagen nicht, sondern greifen dem Rechtsstaat bei der Säuberung der Nation von „Asylanten“ tatkräftig und in Eigeninitiative vor. Die einen wie die andern lassen eine andere Moral als das Recht der Nation auf einen rassereinen Volkskörper nicht gelten. Und deswegen halten sie die nachträgliche Kriminalisierung des Nazi-Rassismus endgültig nicht mehr aus; mit ihrer Leugnung der Judenvernichtung machen sie sich für dessen Rehabilitierung stark. Umgekehrt verschaffen sie mit Wahlerfolgen und Terror ihrer „Auschwitz-Lüge“ öffentliche Resonanz.

Das anständige Deutschland in Gestalt seiner parlamentarischen Staatsmacht hat auf diese selbsterzeugte Konjunktur im ideologischen Haushalt der Nation differenziert reagiert. Die verübten Terrorakte werden bestraft – nach längeren Anlaufschwierigkeiten, die sich aus der wohl auch in Polizeikreisen verbreiteten Überzeugung ergaben, es wären wohl nicht die Falschen getroffen worden. Denn was die Gesinnung betrifft, die sich da „Übergriffe“ erlaubt hat, so ist sie von der nationalen Führung durchaus bestätigt worden: Gerade an den rechten Gewalttaten wollen gemäßigte Politiker aus allen Lagern bemerkt haben, – nicht, wie verwerflich Nationalismus ist, sondern – wie unzumutbar die „Ausländerflut“ im Lande sei. Mit ihren strafwürdigen Vergehen durften sich die Rechtsradikalen als Kronzeugen der regierungsamtlichen Propaganda eines Volksbedürfnisses nach völkischer Reinheit zitieren lassen, in ihrem Anliegen also anerkannt sehen. Dieses Anliegen wiederum wurde säuberlich getrennt von der Geschichtsideologie, mit der die extreme Rechte es gegen alle alten antifaschistischen Bedenken hat ins Recht setzen wollen, nach offizieller Auffassung aber in Wahrheit bloß blamiert: Die „Auschwitz-Lüge“, dieses dezidiert anti-antifaschistische Versatzstück im völkischen Weltbild der besonders nationalstolzen Deutschen, wurde kriminalisiert. Und zwar aufgrund politischer Berechnungen, die durchaus offen und sogar in werbender Absicht dargelegt worden sind: Das Bemühen um Rehabilitierung des Faschismus paßt nicht zum ideologischen Selbstbild der Nation, schädigt sogar das Ansehen, auf das sie Wert legt; es steht zudem für eine Absage an das etablierte nationale Parteiensystem, insbesondere an den Alleinvertretungsanspruch der christlichen Volkspartei für alles Rechte; beides kann der demokratische Rechtsstaat nicht dulden – also bekämpft er es, so gut er kann.

Das Image vom demokratisch geläuterten, prinzipiell weltoffenen, nach allen Richtungen hin kooperationswilligen Deutschland will die Nation also auf gar keinen Fall aufgeben; deswegen bestraft sie nicht bloß Brandstifter und Totschläger, sondern vor allem die Erzeugung des Eindrucks, offener Rassismus gehörte mittlerweile wieder zum legitimen demokratischen Meinungspluralismus der BRD. Dabei geht es keineswegs um eine bloße Defensive gegen – wirkliche oder denkbare – „falsche Verdächtigungen“ aus dem Ausland. Wenn Deutschland den Nazi-Opfern – den „echten“ jedenfalls: den garantiert „unschuldigen“ jüdischen – ein ehrendes Gedenken bewahrt und sie gesetzlich gegen Leugnung schützt; wenn es zum Jahrestag der Befreiung von Auschwitz – obwohl durch die Rote Armee! – Gedenkfeiern abhält und seine Repräsentanten zu anderer Nationen Gedenkfeiern schickt; wenn es für seine neue Hauptstadt sogar ein eigenes „Holocaust“-Denkmal plant; dann nimmt die Nation auf diese Weise jedes moralische Recht, an jene „unselige Vergangenheit“ zu erinnern, definitiv und ungeteilt in die eigenen Hände – also jedem andern, sei es eine auswärtige Instanz oder ein einheimischer Gutachter, aus der Hand und stellt klar: Den Maßstab der moralischen Besserung legt niemand anderer an sie an als sie selbst. Und wenn sie das tut, dann in klarer Absicht und mit eindeutigem Ergebnis: Indem sie sich vor den Opfern des Vorgängerstaats so tief verneigt und dessen Verfehlungen beschwört, die sich nie wiederholen dürften, dann fingiert die Führung der Nation einen unendlich ehrenwerten Herrschaftsauftrag, an dem allein sie gemessen werden will – und der die Bequemlichkeit an sich hat, daß er gar nicht zu verfehlen ist: ein neues „Auschwitz“ zu verhindern. Für die Staatsräson und deren politische Durchsetzung folgt daraus nämlich in praktischer Hinsicht überhaupt nichts; weil und solange ein erneutes Judenmorden nicht auf dem imperialistischen Programm steht – und warum sollte es das! –, setzt der energische Verzicht darauf keinem deutschen Interesse und keinem nationalen Gewaltbedarf irgendeine noch so geringfügige Schranke. Im Gegenteil: Ideologisch folgt aus „Auschwitz“ für die deutsche Politik enorm viel, nämlich eine pauschale Rechtfertigung, die alle denkbaren moralischen Schranken, die irgendwer geltend machen könnte, grundsätzlich beseitigt. Was immer die Nation sich vornimmt, unternimmt oder unterläßt: es geht in Ordnung, weil es ja aus einem nachdrücklich bekannten anti-judenmörderischen Ethos heraus geschieht.5) So wie andere Nationen – und auch Deutschland selbst in anderen Zusammenhängen – mit guten „geschichtlich beglaubigten“ Rechtsansprüchen und Verpflichtungen rechtfertigen, was sie tun, ganz genauso besteht die BRD mit ihrer negativen Traditionspflege, dem Auschwitz-Gedenken, auf einem unanfechtbaren moralischen Rechtsgrund für ihre Politik: „Auschwitz mahnt“ – die deutschen Machthaber sagen, wozu!

Der erste CDU-Kandidat für die Präsidentschaftsnachfolge R. v. Weizsäckers hat diesen tieferen Sinn der bundesdeutschen Übung, die Absage an Hitler und seine Verbrechen „wie eine Monstranz“ vor sich herzutragen, glatt noch als Schuldeingeständnis mißverstanden, das die Nation – so wie die Antifaschisten es gehofft haben und die Anti-Antifaschisten befürchten – zu einem schlechten Gewissen verpflichten müßte, und wollte das beenden; an dieser Uneinsichtigkeit ist er gescheitert. Die Wahrheit ist die, daß das freie Bekenntnis zu vergangenen, eindeutig nicht zur Wiederholung vorgesehenen nationalen Missetaten ein unanfechtbar gutes Gewissen begründet, brauchbar für alle nationalen Lebenslagen und Vorhaben. Moralische Selbstkritik, „unverkrampft“ gehandhabt, ist das Ende jeder Kritik, die Absage an den „übertriebenen“ Nationalismus ein Freibrief für jeden Nationalismus; der Erhebung des Vaterlands zum politischen Höchstwert schadet es nicht, sondern nützt es enorm, wenn man sich dafür auf frühere Verfehlungen des Vaterlands bzw. auf die „Lehren“ aus einer „schmerzlichen“ Geschichte beruft. Diese Wahrheit hat der zweite Präsidentschaftskandidat der CDU besser begriffen: R. Herzog scheut die „Erinnerung“ nicht, sondern beherrscht ihre Verwendung als Rechtstitel für alle aktuellen Vorhaben der Nation.

Nicht trotz, sondern im Namen der faschistischen Vergangenheit verlangt das neue Deutschland also die Anerkennung seiner Interessen. Und – es bekommt sie glatt.

Eine Siegesfeier 50 Jahre „danach“

Staaten feiern frühere Siege, um dem einstigen Triumph über eine andere Nation fortdauernde Rechte zu entnehmen sowie für die eigenen Bürger einen Beweis für die Großartigkeit der nationalen Sache, der sie dienen müssen. Die Siegesfeiern der einstigen Alliierten zum 50. Jahrestag der Kapitulation Hitler-Deutschlands sind ein wenig anders ausgefallen. Ausgerechnet der Rechtsnachfolger des Verlierers hat sich in der Person von Präsident und Kanzler zu den Feiern der europäischen Siegermächte einladen lassen und darauf geachtet, daß die Festlichkeiten seinem Geschmack entsprachen: erstens kein Triumph von irgendwem über irgendwen, sondern ein Freudenfest zum Thema Krieg und Frieden ganz allgemein; zweitens keinerlei Anklänge an das historische Faktum, daß Deutschland damals verloren hat, stattdessen die Beschwörung moralischer Abstraktionen, die seinerzeit gegeneinander gekämpft hätten, mit glücklichem Ausgang für das Gute; drittens eine deutliche Klarstellung, daß es keinerlei auch nur virtuell fortwirkenden moralischen oder gar rechtlichen Anspruch aus dem 50 Jahre alten Sieg gegen die deutsche Nation gibt, dafür aber ganz gewichtige Forderungen, zu deren führenden Verfechtern das heutige Deutschland zählt, insbesondere die nach einem um Deutschland herum vereinigten Europa. Unter diesen Voraussetzungen war die deutsche Führung bereit, sich neben den Chefs der einst siegreichen Alliierten aufzubauen – als Repräsentanz einer Macht, die endlich wieder zu ihrem Recht gekommen ist. In diesem Sinne wurde sogar eigens in Berlin eine deutsche Festlichkeit ausgerichtet, zu der nur die vier großen Alliierten – und nicht, wie sie es für passend gehalten hätten, die führenden Männer Polens als des ersten Weltkriegsopfers – eingeladen wurden und auch kamen: Unmißverständlich wollte der Kanzler seine Republik in den exklusiven Club der Siegermächte aufgenommen haben; nicht als militärischen Sieger, dafür als um so gewichtigeren, weil aktuellen Gewinner der Geschichte, nämlich derjenigen der letzten Jahrzehnte. Dem praktischen Erfolg des bundesdeutschen Revisionismus sollte der moralische Triumph folgen: nicht bloß irgendeine Rehabilitierung der Deutschen, sondern die offizielle Beglaubigung Deutschlands als europäische Siegermacht der Nachkriegszeit. Daß daneben der absolute Verlierer dieser Epoche, Sowjetrußland, in der Moskauer Siegesparade eine Art Wiederauferstehung feiern sollte, konnte in dieses neue deutsche Geschichtsbild prinzipiell nicht hineinpassen; ein Unding ohnehin, weil der Veranstalter von heute den Sieger von einst ja selber aufgelöst und als historischen Mißgriff auf den Misthaufen der Geschichte befördert hat. So wurde den Russen von den Deutschen und ihren NATO-Verbündeten ein bißchen verquere vaterländische Nostalgie konzediert, mehr aber auch nicht: Durch Anwesenheit bei der Truppenparade zuzugestehen, daß der einstige Sieg noch irgendwelche aktuellen militärischen Rechte begründen könnte, das kam nicht in Frage. Der Boykott wurde durch einen Kanzlerbesuch auf einem deutschen Soldatenfriedhof in Moskau abgerundet: Hitlers Soldaten waren eben vor allem gute Deutsche, wohingegen Rußlands Veteranen vor allem Stalins Rotarmisten bleiben. Die relativen Verlierer der europäischen Nachkriegsära, Frankreich und Großbritannien, haben den deutschen Selbstdarstellungswünschen um so besser entsprochen: Die einen ließen gar kein Militär paradieren, freuten sich nur demonstrativ mit den Deutschen über die aktuelle Lage und bekamen dafür von der deutschen Presse gute Noten. Die andern ließen zwar Truppen marschieren, genaugenommen aber nur den französischen Beitrag zur innereuropäischen Waffenbrüderschaft; und der Präsident aus Paris kommentierte in Berlin vorbildlich:

„Der Feind von gestern ist der Freund von heute. Ist es eine Niederlage, die wir feiern? Ist es ein Sieg, und welcher Sieg? Es war wahrscheinlich der Sieg der Freiheit. Es ist der Sieg Europas über sich selbst. In diesem Sinne sind wir alle vereint.“ (F. Mitterrand, zitiert nach Süddeutsche Zeitung vom 10.5.95)

Auf der ganzen Linie erfolgreich ist die deutsche Regierung mit der 50. Wiederkehr des Tages der deutschen Kapitulation – den die alte BRD nie als besonderen Gedenktag in Ehren gehalten hatte – in die Offensive gegangen und hat die nationale Auferstehung gefeiert; so als wären die Nazis eine antinationale Bande gewesen, Deutschland ihr Opfer, die West-Alliierten Verbündete bei seiner Errettung und jetzt auch noch bei seiner Wiederherstellung durch den Sieg über den Sowjetkommunismus und die Annexion der DDR. Diesen deutschen Triumph haben die Gegner von einst tatsächlich mitgefeiert.

Hochzufrieden waren außerdem die Wortführer des nationalen Antifaschismus; insbesondere deswegen, weil der Beginn der gefeierten deutschen Karriere als „Befreiung“ etikettiert wurde – geradezu so, als hätte mit Hitler eine auswärtige Macht die Herrschaft über Deutschland errungen, die dann auf dem Wege der Nachbarschaftshilfe besiegt worden wäre; diesen Schwindel haben sogar überlebende KZ-Opfer und Widerständler so genommen, als hätte damit die Nation offiziell ihre Sichtweise übernommen. Aus dem gleichen Grund hat die nationale Rechte sich provoziert gefühlt und einen Streit darüber angefangen, ob man als Deutscher wirklich von Befreiung reden dürfe, wo doch in Wahrheit die Nation eine ziemlich lange nachwirkende Niederlage zu beklagen hatte. Ausgerechnet da, wo die offizielle Nation sich endgültig nicht bloß moralisch, sondern als anerkannte europäische Zentralmacht über das Hitler-Reich erhob, fürchteten die Nationalisten mit dem langen Gedächtnis immer noch ein Eingeständnis, eine allzu opportunistische Anpassung an die Siegesideologie der Kriegsgegner – und, dies der harte Kern ihrer Unzufriedenheit, die Billigung eines in ihren Augen noch immer fortbestehenden Sieger-Unrechts, nämlich des „Unrechts der Vertreibung“ aus den noch gar nicht wiedererworbenen „deutschen Ostgebieten“ und dem tschechischen Sudetenland.

Die Zurückweisung dieser nationalistisch beleidigten Sondermeinung fiel differenziert aus. Von der Botschaft, an der ja ohnehin niemand hatte rütteln wollen: daß mit dem 8. Mai 1945 der Aufstieg Deutschlands zu der bedeutenden Rolle begonnen hätte, die es heute für sich beansprucht, nämlich zur friedlichen Verwirklichung der europäischen Vorhaben, an deren gewaltsamer Durchsetzung die Nation zweimal in einem Jahrhundert gescheitert sei,6) wurden keine Abstriche gemacht; in der Bedeutung eines „befreienden“ Startschusses für ein Deutschland, das mit der Wucht seiner allseits anerkannten zivilen Macht Hitlers Staat in den Schatten stellt, blieb die Redeweise von der „Befreiung“ uneingeschränkt in Kraft. Zur Disposition gestellt wurde die Entscheidung, ob man sich als guter Deutscher gewissermaßen privat von Hitler und durch die neuen Herren eher befreit oder eher erneut drangsaliert vorkommen mochte: Gefühle könne und wolle sie nicht vorschreiben, meinte die „geistige Führung“, so als ginge es bei dieser Sorte „Gefühl“ nicht allemal um einen nationalen Rechtsstandpunkt, also um eine patriotische Anspruchshaltung. Genau darum ging es natürlich auch in dieser entgegenkommenden Öffnungsklausel für den quasi privaten noch unbefriedigten Revanchismus: Innerhalb der neuen deutschen Führungsrolle in Europa, der die Nation sich im Prinzip mit ihrem gegenwärtigen Bestand gewachsen fühlt, soll dennoch auf keinen womöglich noch unabgegoltenen deutschen Rechtsanspruch auf weitergehende Revisionen verzichtet werden – wer weiß schon, wofür so etwas eines Tages gut sein kann! Auf alle Fälle ist die Erinnerung an erlittenes Nachkriegsunrecht dafür gut, deutsche Ordnungs- und Aufsichtsansprüche über Europa anzumelden – z.B. gleich in Moskau beim „Siegesbankett“:

„...50 Jahre nach der Befreiung der Welt – auch Deutschlands – von dem nationalsozialistischen Gewaltregime. Auch jetzt ist Europa noch nicht frei von Unfrieden und Unterdrückung. Ebensowenig dürfen wir an diesem Tag verschweigen, daß das Ende des zweiten Weltkriegs nicht allen Menschen in Europa – auch nicht in Deutschland – persönliche Freiheit und die Herrschaft des Rechts7) verhieß.“ (Kanzler H. Kohl in seiner Tischrede, zitiert nach Süddeutsche Zeitung vom 10.5.95)

Warum „wir“ das nicht dürfen, werden die Angesprochenen schon verstanden haben – oder noch merken, jeder auf seine Weise.



1) Dies geschieht nicht ohne explizite Billigung durch deutsche Rechtsradikale, die mit dem Recht einer jüdischen Abkunft für solche Ausnahmeregelungen die moralische Autorität beanspruchen dürfen.


2) Dabei wirkt der Rigorismus gegen die „Schuldigen“ der alten DDR keineswegs verschärfend auf die Behandlung der Restbestände an „Altfällen“ aus der Nazi-Zeit zurück: Ex-Stasi-Chef Mielke wird – mangels griffigerer Anklagepunkte – verurteilt, weil er nach Ermittlungen der NS-Justiz im Jahr 1931 als KPD-Aktivist zwei Polizisten erschossen haben soll; der ehemalige Wehrmachtsleutnant Lehnigk-Emden wird für ein Massaker an fünfzehn Frauen und Kindern in Italien im Jahr 1943 wegen Verjährung nicht mehr belangt; Ironie des Zufalls, daß beide Urteile fast gleichzeitig im Frühjahr 1995 ergehen. Am allerschönsten scheinen gesamtdeutsche Juristen es zu finden, wenn sie DDR-Juristen für Rechtsverstöße bei der seinerzeitigen Ausschaltung alter Nazis strafverfolgen können: Auch solche Verfahren werden 1995 eröffnet.


3) Einen besonders perfiden Beweis für ihren Verdacht gegen die kommunistischen Opfer, selber nicht besser als die faschistischen Täter zu sein, haben sich die antikommunistischen Vergangenheitsbewältiger aus der historischen Tatsache gebastelt, daß die eingesperrten Kommunisten, weil schon organisiert und in Konspiration erfahrener als andere, in den KZs, so gut es ging, Widerstand organisiert und Überlebensmöglichkeiten geschaffen haben: Ihr Taktieren belegt, recht besehen, Kumpanei mit ihren Verfolgern; wo sie sich unter der Knute der SS ein wenig Einfluß verschafft haben, haben sie in Wahrheit mit Himmlers Truppe gemeinsame Sache gemacht.


4) Wie bestellt, paßte in dieses Bild vom Widerstand die Hollywood-Filmerzählung „Schindlers Liste“, die sogleich zum anti-nationalsozialistischen Kino-Hit im „wiedervereinigten“ Deutschland wurde. Exemplarischer Gegenspieler der nationalsozialistischen Mörderbande ist dort ein Industrieller, der als Stütze des Regimes und Profiteur seiner Kriegführung im Osten die Mittel hat und die nötige Menschlichkeit aufbringt, um etliche zur Vernichtung vorgesehene Juden zu retten. Da hat einer, der gerade nicht im politischen antifaschistischen Widerstand war, der im Gegenteil fast alles mitgemacht hat, gegen das außergewöhnlich Verbrecherische an der Hitlerei risikolos und erfolgreich dagegengehalten: eine ideale Verkörperung des Verhältnisses, das die vom Nachkriegs-Unheil der politischen „Spaltung“ erlöste Nation zur nationalsozialistischen Episode ihrer Geschichte einnimmt.


5)  Das hat der erste außenpolitische Anwendungsfall dieser deutschen Nationalmoral im Europa der Nach-Nachkriegszeit drastisch vorgeführt: Im Streit um einen Balkan-Einsatz der Bundeswehr konnten sich die Vertreter der Einmischungs- wie der Nichteinmischungskalkulation auf die „Erblast“ des faschistischen Krieges als Verpflichtung für heute berufen – wegen der Verbrechen, die die deutsche Wehrmacht als loyale Armee unter Hitler in Jugoslawien verübt hat, sollte die Bundeswehr nach der einen Meinung nicht, nach der anderen erst recht „wieder“ dorthin gehen. Klar ist seither, daß Deutschland seinen nächsten Kriegseintritt, egal gegen wen, auf jeden Fall aus besonders tief empfundener antifaschistischer Verantwortung beschließen wird.


6) Aufschlußreich und kennzeichnend für diese Art, das neue vereinigte Deutschland nach rückwärts mit seinen Vorgängerstaaten zu vergleichen, ist beispielsweise das Papier der CDU/CSU-Bundestagsfraktion vom Herbst 94 mit „Überlegungen zur europäischen Politik“. Die „Lehren“ aus dem 1. Weltkrieg und dem Faschismus werden dort – unter der Überschrift „Deutschlands Interesse“ – folgendermaßen zusammengefaßt:

	 „Die Versuche, diese Lage im Zentrum aller europäischen Konflikte“ – also nichts von Deutschland als Konfliktpartei! – „durch die Errichtung einer Hegemonie zu überwinden,“ – das war also das ehrenwerte Anliegen, seinerzeit! – „scheiterten. Die militärische, politische und moralische Katastrophe 1945 als Folge des letzten dieser Versuche ließ Deutschland nicht nur erkennen, daß seine Kräfte hierzu nicht ausreichen, sie führte vor allem zu der Überzeugung, daß Sicherheit nur durch eine grundlegende Änderung des europäischen Staatensystems gewonnen werden kann, in dem Hegemonie weder möglich noch erstrebenswert erscheint.“

	 Die Alternative zur „Hegemonie“ sieht das Papier in einer gemeinsamen Hegemonie – die es deswegen nicht Hegemonie, sondern Partnerschaft nennt – von Deutschland und Frankreich. Bemerkenswert für den Zusammenhang dieses Buches ist das Selbstbewußtsein der nationalen Führung, einer nationalen Problem„lage“ gewachsen zu sein, an der Kaiserreich wie Drittes Reich gescheitert sind: Die vergrößerte Republik weiß sich ihren Vorläufern überlegen! Zur deutschen Europa-Politik, wie sie im zitierten CDU/CSU-Papier skizziert ist, steht das Nötige in Nr. 4-94 der Politischen Vierteljahreszeitschrift GEGENSTANDPUNKT, S. 12-24.


7) Wohl kaum zufällig zitiert diese Floskel den Wortlaut des NATO-Vertrags.
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